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AlvphahẽtischesRegilter
aun

neunzehntenBande der Blatter für
Rechtsanwendung.

CDiemit 7 bezeichneten.Seitenzahlen beziehen sichauf bir- zuble-
sem JahrgangeerschienenenErgänzungäblätter.).

SeleAbtehunng sönnitiicheritgliedereinesunterhuchungs-*1.

ichtes. *45

Abld fungsgefeb: dernrt. 6 desseibenist aufNeichmisse.
welchem.ausden GemelndeverbandBezug haben, nicht«an- gernMr Obligatsoyen-derenDeponirung 58

Abrechnung: Einrede der Zahlung eines *' durch
Abrechnung * 114

Abrechnungssaldo:dessenEinklagung 205
Abschluß: auf vorgängige Waaren-Offert . 401

Acccptante: zur Erhaltung des Wechselrechtes gegen den-
selben bebdarf.eb weder einers—“ noch eineß Pro- E

testes 101
Aciio emt berenVerjährungszeitzurGeitendmachung*

von Forbcrungen, welche auch nach dem äbllit. Edittebe-

gründet sind 31
Aciio nogatorin:Beweislast(bayr.Mecht) . 255
Aciio Paulinna: gegen Hyp.-Bestellucg 296

Adelige: deren Gerichtöstand bei diuglichen Klagen“ 1656

Abhäsion: Verufungösumme beidemeinschaftlichermehre- ."

rer Gantgläubiger 60.

Fälle unzulässigerAdhäsion wegenMangelsderKonnexität101,28
Aedilitisches Edikk: bezieht sich nicht aufdenFall, wenn

vertragsmäßig bedungenc Nebensachenfehlen(bayr. u.
gem. Necht) egr

Tempus ulile uczüglich.berVerjährungbei Temoral-CD----

Klagen, inöbesondere den Klagen aus. demäbllit.ditte 28
S. auch actio omti. 4

*

Alter der Immemorlal-Zeugen * 192

Amtöehrenbeleidigung: an Horpgthilsen“.



IV Alphabetisches Register.

Seite
An Landgerichtsfunktionären und Grenzzolleinnehmern 48
Kann an einem verstorbenenBeamten nicht begangen werden ·48

Anerkennung: eines Kontokurrents, worin betrügliche An-

sätze vorkommen. ......·..»... 10

Auheirathung: eines Gutes nach bayr. Recht 113, 138
Annahme: befreit die Annahme der versehrten Waarc von

Seite des Adressaten den Spediteur von der Haftung . 408
Ansbacher Recht: Mithaftung der Ehefran für die

Schulden des Ehemannetz *25

Haflung der Ehefrau für GrwerbschuudendesMamnes:Sitzen zu offenem Kram und Mar m" 1. 201

Anstellung: unter der Llaugelauf Mehiwerhaitert. 1.
Antwort, spezielle auf die Klage 350
Anwälte: Anorduung eines Vergleichsversuchesohneberen

Beisein .. 95

Appellattkons gerich".c: habenüber AblehnungoberEnt-
schlagung eines Untergerichtes, wodurch die Delegation
elnes andern nothwendig wird, im Plenum zu entschelden. 45
Nichtigkeitsbeschwerde gegen Verweisung einer Sache an

das Plenum des AG. . *46
Armenannalt, frciwilliger; Deserviten;Aoetentionsrecht185

Atteh . hypothekenamtliche, als Zahlungsnachweis 460

lufschlacsbefraudationslachen:beimlicheMall *ê

mühlen 433
Zulässigkeitvon Nichtifeitsbeschwerden. 7x7x0

Lauf der Berufungsfrist für die Krefsshötae“71
Zulässigkeit von Beschwerden wegen Verweigerungder!1 4Entscheldung über Nebenpunkte 71

Augsburger Recht: solidarische errisichtwon,bei van-.bel-, bez. Fabrikgesellschaften. 364
Ausland: Kompetenz bezuglicheine * ron hinem.Iu- 111.

länder verübten Verbrecher 133
Bamberger Recht: Wun vor Pfarrerund zwei !7

Zeugen 1
Banqucront, beirüeerischer:da#sVelseiteschaffenvon Ge- *“

genständen schließt das. Merkmal der Perheimlichung ver.l *den Glänbigen schon in sich –*47
Die Größe der Beschädigung der Glänbigerhat “ *1

Einfluß auf die Strafansmessung **
Baupflicht: bei nöthiger Erweiterung des Gebäudes“. v5

ErlöschendeVeriährungbezüglich der Kirchenbaulast 445

Seerich Recht, s. Actio nagatorin. Nedillz. „

tisches Edikt. Anheirathung. Bürgschaft.
Ehegatten. Iunsrientlabe=Rembensato»

Unvotdenklt «-

Beede: als milerhes,Gesälle 282
Beeldigung: der Beugendurch*i Finsitbnsr-' .

bateOlchtlle1t.... ..-.144
Beecdlgung der Sachverständigenin Strafsachen. 46

Spichtaraußerehelicher: Gerichlsstand i*sd2H— 163
auch Deflorationsklagee



Mphabetisches Register.

B enefiztalerbe: kann er zur Fortsetzung elnes gegen den
Erblasser begonnenen Rechtsstreites Oezwungen werden.und unter welchen Vorauösetzungen?"

Berufungsfrist:deren Lauf für dle EistalateinAuf-
schlagssachen

Berufungösnmmer berenBerechnungbei Mppellation-.
oder Adhäsion mehrererKonkursoliinbigergegen dasVolat=Erkennkni .

Beschädigung:auẽ AnlaßeinerDienstleisung.

Hastet der Spediteur für Beschädigungender.Marenwährend des Transportes?.
Beschränkung persoͤnlicherFreiheitdurch Vertragin

Bezug auf Dienstwechsel

B eschwerden: Wieberauflebenfrühererin dritter Instanz6

Jucasigteltvon Beschwerden wegen Verweigerung der

Entscheidung über Nebenpunkte AufschlaossachenBeschwerde zur Wahrung des Gesetzes in Forststrafsachen
Besltzer von Bestandtheilen einer Gemeinkemarkung:beren

Vertretung durch die Gemelnde

Bestechu ns T 3wecke2

der cwhicmiononeinerun-

Bawe Jertzumsbcider Condictloindebiii ....

Vernunhnngsbewecöbe«nql1chdesEtgestthicsicö-Miteigen-
thums und anderer Rechtsverhältnisse dinglicher Natur

Jahlungsnachweis durch hypothekenamtlichetz Attestat
Nachwels der Zahlungofähiokeitbei Versteigerungen(Proz-

es. 8.
Nachweis ber SahlungefähigieitbeiGeltendmachungbes

Einkösongerechtes.(Hyp.-Ges. 8
Bewelsauflage, alternatlve: Nch das Dindewort,

"

dann“-

Bweisraft,safherichtlicheErkenntnissebenngicdes
Civilpunktes .

Veweislast:bei der netio negntorin(bayr. R) .

«JniBetiesscdcrEinredenivelcheelnerivegcn verheimlich-
ter Schwangerschaft rrhebenenEhenichtigkeitsklageent-

hegengesetztwerden

· Bei einer Entseliadigiingoklage wegenVerletzungdurch
Umwerfen des EilwagensEinslußdes Konstatirungöbeschlussesin Bezugaufein
Brauntweinschenkrecht auf die Beweislast

Beweislast, wenn der Lottozettel zuitdem Eintrageiin dle
Originalliste nicht übereinstimm

bel dem Mieth= oder Pachtvertrage .
Desgleichen bezüglich der bent er Aunltĩndigungẽzei



VI Alphabetisches.Register.

Dezalelchenbei dem Einwande bedinaterVertragsein-,ehungWnesdrwenn derPerkäufervonMaarenbeiNicht-
cinldsung des. als. Sahlungempfangenen BechseisEnt-
lchädigung verlang 404

Beweispflicht Puenides Eröschaftöanfallesan Ver- «

chollenc.. *19

Beweismittel: hiezuistsũr die Nealität eincsSOewer-
bes das Grundstenerkatasternicht dienlich 143

Blutzehenk:in cin ständige5b Reichniß verwandelt 335

Bodeneutlastungögesetz, s. Ablösungögesetz-. «

Bonn lides:; in wie ferne sic zur Klagverjährung erfordert
wird .. #29

Branntweinschenkrecht:EinstußdesRonstatiringoöbe*“-

schlusseshierüber auf die Beweislast 270
Bürgschaft: bei „gemeinen schlechtenBürgernundBauern-"

(Bayer. Recht) 268

Cendientoin debiti: Jahlung eEinerNichtschuldaus
..Rechtsirrlhum; Nachweis.über-stettgesundenenIrrthum(Preuß. R.) 353n#rni oberis: berenVermiachtuiß;Vergleichzwi- 5#

schen den Erben, mid dem Lokator. Entschädigung.des «-

-Legalais.. ..«. 260

Deflorationöllage:gegen.eiinenEhemam 342
Gerichtsstand für Deflorationsklagen . 133

Deklaration: auf die Ngurienklage,(Bayer.R.) . 95

KöniglicheDeklaration v. 31. Dez. 1806, die vormallge
Neichörktterschaft, insbesondere deren orundherriceGe
#fälle und namentlich die Berde betr. 282

Denkschrift: ohne Auftrag oder Wenehnigingdes Be-
. schuldigten.nicht zu berücksichtigen 246
Deponirung: von Ablösungsschuldbriefen.für on den

Staat abgetretene Grundrenten; ob sie bei den Land-

Lerichtenals Jusliz= oder Administrativbehörden ge
schieht? . 85858

diebstahl,izugereicheterdurch den Gebrauch, der
rechten Schüssel 158
Dienstleistung: Beschädigungeines Dienstbotenoder“½m—

Taglöhners aus Anlaß seiner Dienstleistung 396
Dienstwechscl: kontraktlich untersagter . .. 110

Dissamation: vom Diffamaten veranlaßt 271

Dingliche Klagen: deöfallsiger Gerichtsstand derUdeligen 166
Dingliche Rechtsverhältnisse: Vermuthungsbeweis 87

Dbteztplinargegenständein Strafsachen: deren Be-
handlung . . . .159

Domizil einesWirthschaftspächters-.. 100
. Elnes Kommis, welcher Handlungsreisender ist.. *81

Eov“sees ist auf Vertragsverhältnisseohne 63infsluß

Domiizillrter Wechsel:Präsentationu. Protesterhebung287
Duelt: die Einrede der Nothwehr ist hiebei ausgeschlossen 47



AlßhabetischesMegiltet: un

·
Seite#ie Bestimmungenüber Körperverletzung fiuden bei-*wundungen im Duelle Anwendug . ..«·

Düpltk Wlrkung des Verzichtes auf dieselbe ..

Ehe Bestellungsuch-Uebungeiner gilttgen Ehe- durch
"fall·chltchcöVot-gebenvonVermögencbesitz . 157

Ehefrau: deren Mithaftung für die Schutden,des **m1

mannc nach Ansbacher Recht *25

Haftung der Frau für Gewerbschulden*l“ Man nesz.
Siben zu offenem Kram und.-Markt (Ansbacher 201

# Vererblichkeit des Vorzugbrechtesder Chefrannach8. 2
Nr. 3 der Prlor. Ordnung .. ..·.-.-187

EhegattcnGutöanheckqthung(Bapek R.) 113, 138

Von Beschränlung der Inwendungenan den Wellten—**-.-
('s gatten (Bayer. N.) 138
Verfügungörecht des eerstversterbendenGattenbei *i E

Häterhemeinschafrim Elchltättischen 366
Eheliche Gütergemelnschaft, l. usesneEhemann: Satisfaktionsanspruch der von ihm Geschwächten
Ehenichtigteltsklage:wegenverhelmlichter3 2.. 22

ts -ceiebno⅜dor.
ewährend besselb 16

Ebrenbeletricu#t.. Jni url#e.
Elchstätter Recht: ehelicheBrkechemeinschefte14 366

Ekdeszuschicbung: überdasPrckarium..-. "«·l
An Streltgenossen .

Folqcn unterlassenerEillär#anüber den -in. unsehing
ein er Elnrede im Konkurse zugeschobenenHaupteid . 24

Eipenth)nm: dessenBeweis durch Vermuthungen. .1 87
Zuständigkeit, den SchutzdesEigenthumsan e *

erugnissen betr. 3
S. nuch Gemeindreigkthum
Einkaufskommtssion: Konsenserklärungd 6 Aommit-
#rtenten aus längerer Nichtbeantwortung eints Anzelgebrie=

fes des Kommissionärs abgeläitet
EGEinkaufskommission zu Eisenbahnpromessen:Einzahlungen,

vom Kommisstonär geleistet:ErsatzpslichtdesKommittenten: 329
Einkindschaft: von Kindern, welche schon in einer krüheren

Ehe eingekindschaftet worden (Oberpfälzer und gem. R.)
Aufechtung elner Einkindschaft wegen Nichterfüllung der

zum Besten der zu unirenden Kinder angeordneten Er-
sordernisse (Oberpfälzer und gem. R.) 92Einen ngsrecht: von einem Chlrographargläubiger
bei angeblich materlellem Konkursein Anspruch genommen 220

i

,,Vollsla3ndtgcBezahlung“ im Sinne des Hyp.-Ges. S. 64
b

i

VomnchweisderZahlungsfähigkeltnachg. 64 Abi. 2

inte. zumrichtigenVerständuissedesStzet„wer ..

excipirt, belennt nicht.“ (VerichtigungS. 368) . .

ExcsptemlokcasfstenpotcsslceEmkcdc einezuläs E



iiii AlphabektischesKegisten

Seite

sige Quelle, um den Umfang eineß vorhergehenden Wi
derspruches der Klage auszulegen.und durch- Jugeständ-.

nisse wieder zu entkräften 21

Eeltendmachung von Einreden, bes——. im 5

Wege der Nachklage; Gerichtsstan 413

Verjährung von Einreden, welche deweisgeltend—i-
macht werden können *30

Gerichtablehnende Einrede im!WegederAdhäsionverfolgt.
bei der Berufung des Klägers gegen die Klagabweisung.in angebrachter Art 101

Elnreden gegen die nn—n.e- wegenverheim.lichter Schwangerschaft; Beweislast 222Einrede verzögerter Aurusungärztlicher#ilse;gegemidle
Klage auf Entschädigung wegen Körperverletzuung #60

Kompensatlonseinrede gegen die Spolienklage
«
--414

Die Einrede der Kompensation gegen eine Inuetuiegegeht durch die Verjährung des KlaherechtesdesBe- **

klagten nicht verlorten 739
Elnrede der Minderjährigkeit 7096

Einrede der Retorsion bei Injurien 206

Beweislast bei dem Einwande bedingter Vertragseingehung350
Einrede der Verjährung gegen die Entschädigungsklage

wegen Verletzung durch Umwersen des Eilwagens 61
Einrede der Jahlung, mangelhaft vorgebracht ,.«. . 156
Elnrede der Wechselzahlung durch Abrechunng 14

Einseliunode StrasverfahrensHin geheimer. 25de5 obersten Gerichtshofes 246

Slzwillionno: durch längereMichtbenntwortungzinesriefe

Entschädigung: desfallsiger Anspruch der von einem
381

Eisenbahn p r ¾m t sftu: desfallsigeEinkaufökommisston9329

2Ehemanne Geschwächten
Entschädigungsanspruchdes FrachtführersoderSchifferb..

wenn ein zugesagter Transport nicht stattfindet
Entschädigungbklage eines durch Umwerfen des n 7

verletzten Passagiers; Beweislast *58.

Antrag des Klägers auf sortlaufendeBabhingenfuͤrdie
Dauer beschränkter Arbeitsfähigkeit 759

Einrede der Verfährunghegen die Enischidioinoeliag·des Passagiers 761
Einrede verzögerter AnrufungärztlicherHilsegegen“die

Entschädigungsforderung wegen Körperverletaung 560

3#näwdigkeitbei Entschädigungsansprüchen nach dem

*snKahm Schutze des Eigenthumsan Preßer-

MNbtrlicheFeststellungeinerEtscdigungosümnenach
notorischen Preisverhältnissern 351

Entscheidungsgründe: utczelbveruichiundwegenderen
Mangelhaftigkeit

Entweichung von Gesangenen:: Strafe derenwiederhol-
ten fahrlässigen Bewirkrt 1338



Alphabetisches Register.
Seite

Ern* endungen: beste,det Spediteurfür dieselben
wãhrenb des Transportes · os
rbe: kann ein ertrawkcoàgezwungenwerden,einen.
gegen den Erblasser bercits begonnenen Nechtsstreitfert-
zusetzen, und unter welchen Voraussetzungen 356

Erbeinsetzung unter widersprechenden Meantäten. *108.
Erbschaftlicher Gerichtsstan *“ . 81

röschaftsanfall an Verschollene 33, 40
«

BewelöpiltchtDcsiemgethber sichuf basUeberlebenbes.
Anfalles gründet

Erfüllungsort: Beurtheilungder —nisse nuch den dort geltenden Gesetzen 362
Erkenntulsse: Berichtigung darin vorkommenderSchreib-«

versehen 272
I. Bewelskraft strafrechtlicherErkenntnisseim Ekvilverfahren3603

„ Aussetzungder Urtheilsfällung nach Verkündungbes Bahr.. ½

spruches an den Angeklagten 46

Masnach Art. 212 deS St P. unter„Hhaubtsache-ver--.·-

Jlmtdenwekdc.. 946
Entlastung mit umgehenderPostaufrs 401

Exekutionsanrufen in Merkantilsachen 278
Exekutionsmittel: über deren Wahl J37

Ezxekutivprozeß-=Geltendmachungder in bemselbenchus 7.)

Erfolg vorgebrachten Einreden im Wege der Nachtlage:.«

FsGbeklchtsstkmd
413

#übrikge -*# after:berenelidarie Ha un Au W

nh
h I sch2 stung( 10 264

ahrl iokeit:Verletzungme rererersonenausFahr=
lässigkeit durch dieselbe “ .

5
156

1.
Wiederholt fahrlässigbewirkte EntweichungvonGefengenen158

BedersetigeFahrlässigkeit beim Lottospiel 265

Fäl licwerdender Forderung im Laufe des Prozesses 414
Fiskalate: einn der Verufimosfritfürdieseiben.in :

(Aufschlagssachen . ..«7l
Forensen: deren Gerlchtöstanb 359

Forstgehilfen:an ihnen kann daßVergehenderAnit..-

ehrenbeleidigung begangenwerden 158

Vorststrafgesetz: zu Trt. 96. er in umddie
-

»Hu-rotem Holzes 14#
Su Art. 71. Versshemngogetin Forststrafsachen. 160

Bu Art. 81. Werth und Geldstrafe bezüglich entwenorter
Pflanzen. aus ciner künstlichenAussaat 48

Zu Art. 179. Peschwerde zur Wahrung des Gesetzesisi ·

«nnchinFoernfsachen zulässig 8

Frachtführer: Einhalten hewilsPleferungszeit.deigdes Nlchteinhaltens;Elntrlit elnes anderen Frachtführers;
* Ereschädigungganspuchdes Trachtführerswenn ein nor-40b legterTransport nicht stattfind
Das Vorbemerkte gilt auch Meähis,der Schiffer.
*Wrsntllns an dieGeschwornenüber Strastushebungs.-

is·«qinde.. ... ... 289 325



**m Alphabetisches-Register:
*. Selt

r*ank irte.und unfranlirteWaarenversendung.Tragung“mel
üüber Grat Recht,s.Gãteraemeinichafi.5risteuer

Frethut persönliche deren Beschkaukungdurcherbegüglich des Dienstwechsels

Frerhersr afe: MinderungderselbennachArt.1 E
·ito

Th. 1 des StGV. im Verhãltnisse zu der:gegtbenenFalles.—57572verwirkten Schärfung derselben
Fristgesuch, erstes: Erfordernisse; Feig=besMangetsvehöriger Begründun

Nichtigkeit
Gant, s. Konturs.
Gefahr: deren Tragung bei Waarensendungen.

Gesangene:wiederholtfahrlässioeBe n !weichungGefängniß=strafe: einmonatlicheist unter:nwendung
boppelter Schärfung auf 15 Tage tojukltren“. .

Geldstrafe: wegen unbegründeter Fristgesuche
MWegen Pflanzenentwendung aus ünnlicher* nacheArt. 81 des Forststrasgesetzes

Gemeinde: als Genossenschaft streitend;Verwanttsckaft.

s
Funktionär: öenee ritchbensethenheitbar·in

oder Verschwãgerung von Zeugen mitii ebbeelnenGemeine! *1—S. nuch Gemeindemarkung.
Gemeindecigenthum, wahres, oderhemoeinschastliches.

Miteigenthumsämmtllicher Gemeindeglieder?!. Anrehungdieser Frage durch Interventlon; Entscheivungaus den
Unständen der bisherigen BehandlunGemelnbemartng:VertretunguttBesitzerihrer2 -'

Jsstandtheile barchdieGeiiien
Gemcinderech n ungen: wiisnerdn.ber Beftinimingbes1b *

preuß. Landr. I, 14 S. auf dieselben.

Gemeindesachen: das 180af berl in denselbenistnoch
kein Grund der Verweisung oder Zulassungauf den

Rechtsweg .

GeineiiidiicheNeichnisse: auf sieistder Art. 6 des
Bodenentlastungsgesetzes nicht anwendborr

Gerichtsbarkeik, freiwillige: Uebergangvon Verhand-
n derselben in *–ye in einen Clvil-

401

106
4½

eß 102
Grih goe ner ögebitfeDandemselbenkanndasVer-“8brechen der Widersetzungbegangenwerden

Gerichtssand der Adeligen bei dinglichen Klagen... 166
Vom priv. GSt. der ehemaligenunmittelbarenReichsabe-*1ligen (Berichtigung S. 64)

GSt. für Klagen aus zußereheiice.wesin. . "1
"

153

Erbschaftlicher Gerschtsstand 655, 81
Göt. der Forensen EEI

""V... der Hauptinterventlon— ½5



Alphabetisches Reglster. XI

Seite
vẽt. bei Injurlen durchdieSchrift . . . . 1209

.der Nachklage . 14313

durch Prävention“induStrafsachenbegrändet 07
. (HdasWetter-unterPcavcnttoIU I- -'---"'«'«

F---stanbe6herklccher Familiengltever".....«.· 13
: des Vertrages 359

. des Wohnortes einesKommis,’welcherdeitanne.reisender ist · »Hast

«--dc6Woh-tortcs einesWlrthschaftspächtersJ . e100
des Zusammenhanges der Sachen 97

GeschöftsreisenderKommis: bessenMWohnorts-Ge- m

richtsstand ½81

Geschworne:über derenBesognih,demSchuldausspruche—-·«

beizufügen: „beie OeminderterZurechnungsfähigkeit“. ohne
zu diesem Zusatze durch eine besondere Frage veranlaßt.-

worden zu sen. g
1

Ueber die Grenzen der Juständigkeitder Geschwornen289
. Ueber die Grenzen der Kompctenz der Geschwornen und

des Schwurgerichtöhofes hinsichtlich der Berücksichtigung
der Strafanfhebungsgründe 1 05, 321

4. der Krankengeschlchtenund äirztlichenGntachten'
an die zur Berathung abtretenden Geschwommen

Austritt Geschworner vor beendigterVerathungaus dem
Berathungszimmer 59

Feständniß: kann nachUrisãndenauchaus derEriepiion
abgeleitet werden 24

Gewerbsbefügnisse-vermogeBesiöstandesoder25 "-

übung 152

EinzelneSmwerbebesignisegehendurchlangjährigenbloßen-.-

Nichtgebrauch nicht verlo 254

Gewerbsgehilfe:kann drachVertragnichtverpftichtet «

werden, nach dem Austritte aus dem bisherigen Dienste
bei einem andern Etabllssement nicht in Arbelt zu gehen #110

Gewerbsgeset:zur Erläuterung des Art. V.Nr. 3 des-

selben. .. 132
Gn Soeusatirn eschaß bessenEinfluß auf

die Vewelslast 2070

Gewerbsrealität:wird durchbas Grundsteuerkataller
nicht bewiesen 143

GewerbsschutdenHaftung,derChefrau* die desMannes. (Ansb. Recht) . 201

Gewoh nheitSrecht: dessenderegitendearait. *74

Herkommen in Gemeindesachen . UOB

Herkommenund Verjährung .... 285

Gift: im Sinne des StE. 157

G laube, guter: in wie ferneberfelbezurKlagenverjährung ·-

ersvrdekltel)tsl. *29

Guomen 112,F1.#nL400. 16, 48, 12,
GOroßhandel undEsWBrundherrliche G falte E vormallgenreichöritter=* schaftlichen Adls



XII Alphabetisches Register.

G rundrenten: Deponirung von Ablösungbobligationen für. 4

die an den Staat abgetretenenGrundrenten bei den Land-dertichten --.....

Grund steu erka t a "ut 7 sannals,Beweismittelfür dieRealität eines Gewerbes nicht Oebrauchtwerden

Gütergemeinschaft, cheliche: im Eichstättischen; Ver-
füü##ungsrechtdes erstverstorbenen Gatten. GWerichigung.

·

Attfheåititgallgemeiner Gütergemelnschaftnachwrin 2

Gutsanheirathung. -BayerischesNecht(Berichtigung
lsb- Stamteund.Diener:derenncheriahhvon Seite des. Staa

Haftung: der Elaensurdie Gewerbschulden.besEhe-
"

chtmannes nach Ansbacher R

Mithaftungderselbenr *—¾iSchudendes Chemaine.nach Ansbacher
SolidarischeOnstung“"z.Handels-undFdorltgesellschesten.1 nach Augsburger Recht
Haftung des Lotto- KollektcursfürrichtigeGeschäftsfährung·-

Haftungch Postsiskus für Verletzungen.durch Schuld.
eines Postillo

: Haftung des — wencnEn haitensfertimmterLieferungszeit *

. Ueber Haftungen teanSpebiteur . .-

Hand= und Spanndienste: Legstimationder Pfarrge-
meinde zur Klage gegen den Zehentherrnauf Anerkennung.

ihrer Frciheit von desfallsiger Konkurrenz zur Klichen.
T

aula

Hande löbücher: Ei des vurchbieselbenbegrũn-..-«
deten Beweises

Handelsgesellscha ft c
8 Aeilbori-HaftungderThell-

nehmer. (Augsburger Recht)
Handelsrechtliche Mittheilungenaus der Praris

der Frankfurter Handelskammer
Handzeichen: zux Vestätigung des InhaltesderProtokollc

in Sachen der freiwilligen Gerichtöbarkeit
Unrichtige Bezeichnung des Testirers bei febinbianseines Handgzeichens

Hauptintervention: deren-GerichtettanHauptsache: im Sinne des Art. 212des StᷣG.
Heimstener: deren Einforderungualn bercits eln Ehe-*2-

liheldungsprozeßunter den Eheleuten schwebt. (Gem
und Würzb. R *½

Heirathsgut: Vererblichkeitdes-beisoihonVorris-.-

stechtesderEhcfka
Herkommen und Verjährung

Herkommen in Gemeindesachen ist nochl* Grundter
Verweisung oder Bulassns.auf.denRechtsweg·.

Honorar der Sensale —
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Selte

lwetherbeKellung:derenAnfechtungdurchdadPau-4rlianische Rechtsmi

Setothefenam PWichent#Uteat: Bahlinbnachelnied

2 * *— lauldalienun aontuisedurchDeius·
«3nahme auf d .

SEttne u 8. — ul. 3 „vollltändige.Be-
hlungeeim Sinne duie-HeseeltelZu F. 64 Abs. 2. Von Nachweiseder Besziedihurgs.

30

· mittel ô6abndefihiornbeieGeltendmachungdes En..
.

«
.

L."losnnqccck.-.-. l-
Hyp othckgltutbcqcr derenKollisionbei solldarischen"-

- 335Hypotheken....
Dv pothekobjekte: Zinsberechnungbei demSbvenberer=kaufe doerselben.außerdem Universalkonkurse
Hypothekschulden: Recht des Käufers eines damitbe-

lasteten Gutes, deren Betrag vom Kaufsgelde abzuzichen.-

Immobiliarverträge: Statutenkollision
Klage auf Protokollirung cines Immbiliarvertreges:

'

JiuuttcnGenchtßsiandbccschkqtltchea.-.
KompcufatlouwechselseitigerJokasten-.

DIDcklnkatIounufdchnjnncnklagc Guyet N) .«. *
Einrede, nur Duteraded4 haben .

Insinuatiom durch die
·

Instanz, dritte: eetbb früherer“zuigwnderselben . ..

EStteipunitoverãnderuugin drikter-InstanzInteklektuelleUrheberschaft: Versa,libibribei erfolgloserPerleitung zum Mtinelbe.
Intervention: Gerichtöstand der 88 . 8
Inzidentrestitution. s. Restituti
Irrthum: über zweifelhafte oechtösähle.

1 Zahlung einer Nichtschuld aus Nechtsirrthum;Roͤchwelsüber stattgesundenen Itrthum. (Preuß. R.

Israeclitische Kultusbeiträge: unzuständigkeitder
Gerichte in Streitigkeiten über die Verpflichtunghiezu

Juristische.Personen: der zu ihrer Prozeßführung er-

etheilte Kuratelkonsens kann zur Noßtenkompensationnicht
. veranlassen
“ Anwendung der Bestimmungbespreuß.Landr. i. 14.

§S. 150 auf. Rechnungen über die VerwaltungdedVer-

ä# mohensjurist. Personen

-ie-

121

Justizsache: deren Vorhandenseinistist durchenHerkonmmen„in Gemeindesachen nicht an und für sich gegeben
:. Streitigkeiten über Werpslchtungzu baeelger##tesbeiträr:

gen sind nicht Justlzsach9en
Kauf: unter Oesterrelchern in Bayern überein bayer.Gut

zigeschlossen;muß sich der Verkäuferin österr. Banknoten

bezahlen lassen 7. .

1 AochteselemanbelfesteErfüllungbesVeriauser.

E. auch. Waarenkauf.

890

ei



RIV. AlphabttischebResister-
Käufer:dessenBefugulß, den Betrag der auf dem Kaufs-

bseltehestendenvvp.Schulden vom Kaufschillinge*eziehe li

a#chenal s:erischendeVerjährung ...·
Legitimation der Pfarrgemeinde zur Klage gegenden

Verpflichtung zur Uebernahme dieser Leistung

Kirchenverwaltungsrechuungen:Anwendung der

Klage: auf Protokollirung eines Immobiliarvertrages

Aagbegründunghinsichtlich cines Kleinzehentrechtee
GCerichtsstand bei dinglichen Klagen gegen Adeligg

OSt. für Klagen aus außerchelichem Beischlafe
Klagänderung: die Ausstellung neuer rechtlicher Gestchtsl...

Zehentherrn auf Anerkennung ihrer Freiheit von der
Konkurrenz mit Hand= und Spanndiensten und leiuer«-

JeshmaumgdcspkenßLandrlUslqoanf dieselben .«

punktecmRepltksubesiteAnfrechthaltnngdeSiuderi:s«
.KlagedargelegtechchtsaItes ist nicht als unstatthaft-11½½%

.Klagänderung zu betrachten
Siehung einer andern srechtlichenFriherng¾leineundu-“

lässi e Klagänderun. U s.

Eben wenig das FallenlassendernlageocgeneinzelueMitverllagte
ai agb eantwortungpchlelle-genügenderWiderspruch
.in der umgekehrten Erzählung einer streitigenGeschichte.·-

Zum richtigen Verständnisse des Satzes:vauiexcipitnon

satelur *

Krcipiendoreus fateri. poiesi. ......-.

Klagenhäufung, subjektive
Klagenverjährung: tempus kurnunkunde'verlias.-IbegtündendenSysttttsnstnude-.

Peksahtunqöcht deraeuocmts zurGeltendmachungvon -.

Forderungen, welche auch nachdem ädilit. Edikte be-
·

grnudetnd.
. Wird die Alagenverjährungschondurchdieviustellungder

Klage oder erst hh die Insinuation der erstenLa-
dung unterbrochen?

unterbrechung der s—N 3 binchznirsherihelicheMahnungen;Bonn didos .

Kleinhandel. .-..

Kleinzehentrecht: dessallsigeKlagbegründung
Kollision der Statuten: bezügllch der Rechtsgerbälenifs.

aus Verträgen; Gesctze des Erfüllungsortes
In Bezug auf Verträgeüber Llegenschaften siersber#

'

ben gleichgeachteteRechte
In Bezug auf VerjährungderIinsenforderung
Kommission: Uebervorthellungdes Kommittentenbuch

den Kommissionär; Anerkennung des Kontokorrents,in.
welchem die betrüglichen Ansätze vorkommen

. auch Einkaufökommissison.
LKompensatlon: —- von beeichrArtund

schaffenhelt (bayer. N.) ....«
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– 19

Kompensatlonselnrebegegen die Spolienklage (bayr.k.) 4

Kompensation wechselseltiger Injurlen.
IKostenkompensatlo -

Kompetenz: sind die LandgerichtebezülichderDepo-
nirung von Ablösungsobligationen für an den Staat ab-

getretene Grundrenten als Justiz=oderals Administra-tlobehörden zu betrachten?
* Ueber die Kompetenz in FöllendesGesetzesv. 15. Aprii.

.1840dtnSchusdesEigenthumsanErzeugnierder-·
Literatur und Kunst gegen Veröffentlichung, Nachbil-
dung und Nachdruck betr.

Das Herkommen in Gemeindesachen'nochkein Grundder
Verweisung oder Zulassung auf den Rechtsweg. ..

: Kompetenz bezüglich der Hauptintervention
Kompetenz bei schrlftlichen Ehrenbeleidigungen.. .-

««Stmthkcttcnnbektsknelttischc Kultusbetttäge gehötth
nicht vor die Gericht .

! Kompetenz bei Rcalklagen gegen uvelige
Hbervormundschaftüber hhellcheKinder; tinN*3änzderselben an ein anderes, als das regelmäßigzu

dige, Gericht, aus Gründen der Iweckmäßigkeit
3

guendigkeitzur Obervormundschaftüber iiferrheis:n
inder

Degleichen-überdie AinbereinesKommis,olcher Ge-
schäftsreisender ist

Desgleichen über die KindereinesWirthschaftspächters..

Kompetenz wegen Iusanmnenhangesder Sachen
Kompetenzin St rafsachen: bie Voruntersuchung

wegen eines von einem Bayern im Aublande verübten.
Verbrechens betr.

Kompetenzfrage binsichtlich-derPeschlußfasstsungaufdbie
Vornntersuchung wegen eincö früher begangenen Ver-

gehens.welches der Thäter erst nach seiner Verurthei:
lung durch den Schwurgerichtshof wegen eines Verbre-

echenus im Straforte elnbekannt hat

. une , begrũndet durch den Gebraucheluesfalschen«

Amiäattcflats bei Ungewißheit ũber den Ort der Fäl-

be jqrnithideisaischingen.nachurt. 22 Th. U.
St Gpi es bei KonkurrengvonVerbrechenu. Vergehen131

Untersuchungshandlungen,L#d oder Verhaflung, ge-

135,

4
mäß Art. 17 und 19 Th. II desStEB. vorgenommen.
begründen keine Prävention

Präventiondurch Regquisition um Vernehmungdedes Ver-
"

1.dächtigen
Ob die durch PräventionbegründeteLKompetenzburch

nachherige Einstellung des Strafverfahrensbezuglicheines Reats. geändert werde? . . .

Einstuß. thätiger Reue auf die Kompekenkfrag*“ —
iHeber. die. Grenzen der Zuständigkelt der —ei .

Jlsc
289
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SelteUeber dle Grenzen der Kompetenz der Geschwornen und
des SchwurgerichtshofesHinsichtlich der Verücksichtigungder Strafanshebungsgründe

Kompetenzkonflikte zwischen Gerichten:Mlttheilung..
deroberslnchtctuchm Entscheldungenhierüber 129, 166, 257,

565. *81, 97

Konkurc: Lianidationdurchelugnahmeauf das * -

thekenbuch 23
Folgen unterlassenerErtlärungüberden iu zisebigeeinerEinrede zugeschobenenHaupteid *24

Iwangsnachlaß, im Gautverfahren beantragt . 277

Zusammenrechnung der Forderungen, gegen deren Lokalion
gravaminirt wird, zum Zwecke der berstellungder Be-

'

tufungs =oder Adhäsionsfsummee -«--80
Von Belangung des vergantetenSchuldners,wenn er

wieder zu Kräften kommt.

Konsenserklärung: aus lenoene.fmihttepicnortneines Briefes abgeleitet. .

Konstatirungsbeschluh: in Bezugauf ein Brannt.«

weinschenkrecht;Einflußauf die Beweislast. . * #20
Kontokorrent: worin betrüglicheAnsätze wermmendessen Anerkennung ist unpräjudizirlich 410
Körperverletzung: die Bestimmungen hierübersinden.

auch bei Verwundung im Duelle Anwendung 748

Haftung des Postfiskus für Verletzungen der Passaglere
durch almwerfendes Eilwagens ausSchuiddes Po-
stillons v57hibhen.bei desfallsigerCntschädigungötlage. 5508

Antrag des Klägers auf sortlaufende Jahlungenfür die
* Dnuer beschränkter Arbeitsfähigkeit. *59

Einwand, Kläger habe die AnrufungärztlicherHilse
verzögert

Einrede der Versährunggegendie Entschädigungsklage.61

Kostenkompensationdic Ertheilung des Kuratelkonsenses:.
zur Prozeßführung juristischerPersonen ist kein Grund hiezu 288

Kridar: dessen Belangung. wenn er wieder zu Kraͤftenkommt 172
Kultus beiträge, sraellitische:Sieigietenüberän —. «

kurrenz hiezu gehören nicht vor die Gerich 11

Kuratelkonsens, l. Fnnn pechtek19b°5Pt..’- s..Nlagenverjährung. Prävention.= .-

Landgerichte: geschleht die B— von Ablösungs-
schuldbriefen für an den Staat abgetretene Grundrenten, :

welche zur Sicherheit wegen darauf haftender Lasten dle

Berechtigten verlangen können, bei denselben als Ciolliu-*-

i llz= oder als Administrativbehörden. 58

Legat, s. Vermächtniß. *xm

Legitimation: der PfarrgemeindeusnKlagegegenden
.Sehentherrn auf Anerkennung ihrer Freiheit von der Kon-
kurrenz mit Hand= und Spanndliensten zur Kirchenbaulast ½)

und seiner Verpflichtung zur Uebernahme dleser Leistung 170
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" I.ef erungskauf: über Eisenbahnpromessen; Elnzahlun-
gen vomKommisslonärgelelstet; Ersatzpflicht des Kom-
milttert die.bestimmtemußder Frachtführereinhal

ten. Folge des Nichteluhaltens. Eintritt elnes anderenFrachtführers .

Liegensch aften Bektka e hieruber;Statutenkollision.

Liqnldation im Konkurse durchBezugnahmeauf das

Hop.-Buch
2 teratur- und Kun sierzeuguisse: Zustãndigkelt
in Fällen deß Gesetzes v. 15. Apr. 1840 zum Schutze des

Elgenthums hieran gegen Nachdruck 2c
Lottozettel: abweichend vom *—l in dieOrlglmnal=

liste: Regreßpflicht des Kollekteurs
r□54%%Dr. Helnurich, II. * beimt. OuG.,Ne-

WMahs#angen-zergerichü4eob dadurchdieKlagenver-%jährung unterbrochen werde?

Malz mühle beheimliche: im SinnebesZufschlags-Man-
dates v

Meineid: wenn vbieUngabedergonzenWahrheltdurch
elne Selbstanklage bebingtist, so kann dle eidllche falsche

Angabe oder theilweise zarnthlender Wahrhelt nicht
als Melneid betrachtet wer

Der gegen die Vorschrift r5 Art. 46 Zif. 4 deßStr.
Pr. Ges.v. 10. Nov. 1848 abgenommeneZeugeneib ist
rechtlichunwirksam

Der in einer UntersuchungssochebegangeneMeineid wird
dadurch, daß der Zeuge bel selner späteren Verneh-

mung im. #zwilprohesseüber dle Sache die Wahrheltangibt,
nicht beselti

Wenndie —miieeldlicheAussagerechtzeltigzmurückgenom-
men wird, kann der intellekt. Urheber nur wegen Ver-
suches des Meineides gestraft werden

Das Werben eines Anderen zum Meineide ohneEr.

beig.in ein strafbarer Versachvon SeltedesWer-

geanch Seite 1
E

Merkantilr Steineeintben-: aus der Praris
der Frankfurter Handelskammer

8 erkantilsachen: Erekutlonsanrufen;; Verzugszinsen .

Miethe: Klage auf Räumung des Mleth-Objektes; Be-
welsla

Mind *r!½s5•5hr is5e it: alsElurede** gemacht
Miszell .

Mit e ige u thum:dbeseenBeweisdburchDermuthungen.

1XVII

Selte

329

407
96

337

265

398

33

24

*l

151

Entscheidung der Streitfrage, ob eine Sache wahres Ge-
melndeeigenthum oder gemeinschaftlichesMiteigenthum der

sämmtlichenGemelndeglieder sei, aus den.Umständenderblsherigen Behandlllgngg
l*!
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—

Nachbruck:ier.StleZaständigtel-. Fällen des Gesetze“
-

v. 15. Apr. 1840 zum Schutze desElgenthums an Er-

zeugnissen der Su und Aunsegegen denselben..-

achklage: deren hperchtestandRNebenpunkte: BVeschwerde wegen Fu derenEntscheioungin Auschlngafnchen.

Nekrolog: Dr. Heinr. Lohe.
Nichtbeantwortung. längere,„ heinenBriefes:beerel.«-

abgeleitete Konsenserklärung
Nichtgebrauch: durch LargläbrioengeheneinzelneGe-

werbsbefugnissenicht verlore

Nichtigkeit. heilbare:die prnbrren* einen
Funktlonär betr.

Michtigteitseswerde- derenInlässigkeitin’ **“mschlagsMcbligleissbeschwerdewegen„MangelsderLadungvon

Selte

237
413

rn

Seite eines doch wilrklich Erschienenenstilischwelgender.—’

Bekziei)innfdieseie..
In wie ferne NichtigkeitsbeschwerdegegenVerweisungeiner

Strafsache in die Plenarversammilung. des App. Gt·

richtes zulässig ist?
BeiNichsigleieHelchwerdendesStaatsanwaltesistdie

Rrufang,auf die ausgestelltenBeschwerdepunktezu be-
ränke .

Gegen freisprechenbeErkenntnissee tann der Staatsanwali
nur wegen unrichtiger Anwendung des Strafgesetzes die

- Nichtigieitsbeschwekde erheben
Der Beschuldigte kann, wenn er sichauch* demurthelle#

erster Justanz beruhlgt hat, gegen das, die blos vom
Staatsanwalte erhobene Berufung verwerfende Urhheil.--:

IIInstanzdieNichtigleitcbeschwcidecrgretf

Niv?schuld: deren Zahlung aus Rechtslrrihum.(Preuß.
Nothwehr: R beimDueu-nichtals cncdeoellend.gemacht werden .

Oberappelliitionögekicht Enistelluiig bes Straf-
verfahrens in geheimer Sitzung auch in dem Falle, wenn

die That als durch kein Strasfgesetz verboten erachtet wird

Oberappellattonsgerichtliche Erkenntnisse in.
Strafsachen vom Jan. Febr. und März 1854.54.Uebersichtkevon

OberpfälzerRecht. I. Einti noͤschaft.
Obervormundschaft: über dle Stellung des Vormunds

ur Obervormundschaft,insbesonderewenn Beide in Fragen.
t

Anlgetsind

1

an ein anderes, als das r*— zuständigeGericht
aus Gründen der Zweckmäßiglelt .. -is.

iekuokniinidschaftiichenBerniögencvenviiltnng verschledener.
ZuständigkeitzurObervormundschaftüberunehellcheKinder
Uebertragung der Obervormundschaft über eheliche Kinder

e85
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v eines Kompetenzkonflikte6 wegen Uebernahme
der Obervormundschaft über Kinder elnes Keommis,wel-

cher Geschäftsreisender it
Decol.über Kinder eines Wirthschaftspächters...

foette und Abschluß: in Bezug auf Handelswaaren.
Ort der Erfüllung: nach den dort geltenden Gesetzen

ist das Rechtsverhältuiß aus Verträgen,welche anderwärts,-Ohlofsenwurden, zu hbeurthei
Pacht: Klage auf Näumun)□. —— Vewels=

P##tiktulartonturs:z-Sinne derG#.keimZwangs=
verkaufe vrn Hyp.-Objekten

P##atimonsalgercht*m*“'édessenUebernahme
von Seite des Staate

Paulianisches Mechnmiittel:Aufechtundgeiner.Hyppo-
thekbeslellungdurchdasselb

Pfändung: in wie ferne 2 zurznuertrschung.der*jährung der Waldweide nicht dienlich
Pfarrgemeinde,s. Legitimation.
Plenarversammlung: hat bei Vypellationsgerichten.

Über die Delegation eines anderen Untersüchungsgerichtes*

in Ablehnungsfällenzu entschelden
In wie ferne eine NichtigkeitsbeschwerdeocgenVerweisung

einer Strafsache an die Plenarversammlung des AG.

zulässigist
Poli *. iübertre #u#u1n 9e *l[ überdenZeltraumihrer:ver-jährung

«
..

Post: Erelrungmit zunesenderauf ·aarenoferten..

SnsinuatlondnrchP

Mc

*120
401

4
Postfistus: dessenHüstung.fü VerietzungendurchSchuld 4

„des Postillons
Entschädigungsklagedes verletztenPassagierseBeweislast

Antrag auf fortlaufende Zahlungensür die Dauer be-
schränkter Arbeitsfähigkei

Einwan,Kläger habe die ibrihe*- #ilerger— der Verjährung.
Präsentation: derselben bedarfi zur Ehna:beiWechselrechts gegen den Akzeptanten nicht

Präsentatlon domizeltrter Wechsel

rbentioas bel Konkurrenz von Verbrechenund er-
· Untersuchnngshandlnngen, Ladungober Verhaftungu#

Art. 17 und 19 Th. II 2n StB. vorotSalasenbegründen u Prävention
. Proventton durch Requisition um Vernehmungdes—iuie

"nk 4%%durchPräventionbegründeteKompetenzdurch
nachherlge Einstellung des Strasoersahrensbezuglichelnes Neats geändert) êç“

l

*57
7*58.

"5%
-2

»õi

101
287

at, 264

. 203

131
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Selterecarium: Eibebzuschiebunghlerüber «.-

Preßerzeugni 9 Zuständigkelt, den Schutzbes’ -

thums an denselben betr.

Preßstrafgesetz: von hülterirnchneinec wichewenu-: nisse nach Art 2 dieses Gesetzes .

Preußlsches cht sconclleuo indebsu Rech- -

nunßenZinsenforderungs-Verjährung. ·

Prlorttätsorbn ung: zurErlänterungdes §. 19 der-s·

selbe 385

Jiltiendesg. 23 i 1,das VorzugsrechtderKAin ·

bt 301

w erinpsrect.der Ehefraunach6.zsNr. 3. *ich 187

ihtben erfolgioseSherrversuchoewãhitheni- .

104
— neberAnwendbarkeitderPr.O. belm'Partikularlonkurse

ũber . Obsette,wesche dem Bwangavertaufeunter- E

liegen 115
Prote erhebung: ist zur E#rhaltungdes—— **-

Gcduemden Akzeptanten ulcht erforderlich . 101
krotesterhebung bei domizllirten Wechseln:. 287

Erklärung des Gremiumö des Augöb. Handelbstandes«-

über die im Art. 41 der allg. deutschenWechseloidn.bestimmte Protestfrist *62
Protokolle: in Sachen der'freiwilligenWerichtsbarseit;

Erforderniß der Vorlesung; Unterkrenzung . 60
Gerichtlich protokolllrtes Testament; unrichtigeBezelch--
nunung des Testlrerb bei Beglaubigung des Handzeichens 91
Ist die Giltigkeit der Protokolle in Sachen der frelwllligen

rm*burch Unterzeichuung der haudelnden Mitpatpersonen2ed . *1

Klage FestProtokollirungeinesImmoblliarvertrages..262

Provokation:wegen elner vom Preyskantenveramlaßten
“

. Berühmung 271

Provokation wegengerichtlicherAnweisungan N. oder
dessen Ordre keine Jahlung zu leisten -

Pravokaiion, unstatthaftgegen einen Siemanten,welcher
ein Gesetz, bez. eine Rechtsvermuthung für sich hat. 2791

Rabatt: Unterschied von Skonto 404

Realgewerbe: das undsteuerkatasterun.iein blenlishesBeweismittel für die Nealität eines Gewerbes 143
Der Art. V Nr. 3 des Gewerbögesetesist auf realeGe- «

werösrechieIstchtamvendbar. 152

Konstatirungsbeschluß in Bezug aufeinFIramniweluschemrecht; Einfluß auf die Beweislast 270

Real klagen.begenAbelige: Gerichtsstand. .-·160

Rechnungen infechtnng approbirter n.) . 360

# ölrrthum: Zahlung einer Nichtschuld 353
rrthum über PreebeahRechtssäe 366
echiskraft: gegen Drltttee 556
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SeiteKechtdiraftuͤber gerichtsablehnendeElnrede .. 101
i: Dle Vorentschließung auf Erhebung der bel angebracter

Inzidentrestitution angezelgten neuen Beweismittelist. --.

kelnechchtskrafall -.«94
Rechtsmittel gegen [MevsrichtersicheüirtheilKeine
vierte Instanz 237
Reichsrittenschafe,vormalige:t. Deklarationv.v. isos .-

nbccdetcherhaltmsse, insbesondere die grundhertlichenGefälle; Beede 282

Reichsunmiktelbare,vormaligerderenGerichcnoe(LBerichtigungS. 64) 13
Restitution! BehandlungevontuellergReesi.Gesuche 411Inzidentrestitution,elne Art der Wlebereinsetzung degen
den Ablauf der Bewelsfrist; Unzulässigkeit derselben, wenn

bei gehöriger Flelßanwendungdie neuen VehelfeZfrüher
entdeckt und benützt werden konnten 395

Inzidentrestitution; die Vorentschliehungun.grepinsber
neuen Beweismittel kelner Rechtskraft --. 994

Retentlonsrecht des Auwaltes:findet!inw2 .

sachen nicht statt . 485
etorsion: bei Injurien 2#06

Rtu thãtige:derenlttur auf die vu a6„ 1

!6• thätigeReue als vorhaudenanzunehmensei, ist in

SEchwurherichtssachenvon den Geschwornenzu ent-

schelden 159, 280, 305, 321

Muß hierübereine besondereFragean die Geschwornen
Lesttellt werden? 150, 289; 325Richterliches Amt: dleFestslellungeinerEntschädigungs-*5t

Hmmebetr.; Beizug Sachverständlgervon Amtswegen. 351
Rügstrafen: in wie ferne dadurch eine Unterbrechung der

Verjährung ciner Waldweide nicht bewirkt wird 14112

Sachlegitimatlon, s. Legitimatlon.
"

.-

Sachverständige: deren Zuziehung von Amtswegen.. 351
Sie haben in Strafsachen auch den Zeugeneid zu leistenl“46

Saldo: Einklagung eines Abrechnungssaldo 205

Sttuelarklonsanspruchde

der von einem* 5“tJ 3. 2

Schadensersatz, s. Entschädigung. *

Saitdesetaqe:Rechtsmitteldagegenund
„

n "... 237Sbblfer.5rFrachtführer. ·
-

Schmerzengeldfcedernng berenNatur.. 154
Schrelbversehen in Erkenntnissen: deren Verichtigung272

Schulgebäude: Baupflicht bei nöthiger Erwelterung 983
Schuldner, vergantceter: bessenBelangung,wenn er wie- inrder zu Kra ͤften kommt.

Schutz gegen Nachdruck 2c.; ·— z3udisteh!s“dem Gesetze v. 15. April . *
Schwurgerichtshof: 6185½.Grenzenber Kouwpetenz,--..;
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S
derGeschwornen und desalden*55i

der Er“zgungder Serafaufhebungs
Selbsthilfe: Erforderulß bel dem äirhrechenber.uner·
laubten Selbsthilse

ensale: deren Honorar ·. -..

Sicherheitsleistung bel eigenenWechseln..

SimttlatlonwiestntchtimntekUuqclugkett
Sitzenzu offenem Kram und Markt: als Grand-der
: Haftung der Ehelraufũr des Mannes Gewerbschulben.

(Ansbacher R.) .........

Skonto: Unterschiedvon Nabatt ..

Solawechsel: Zinsversprechen darin 12e,
Solidarische Lefend:bei Handels-und“Gobritgeselschaften. (Au
Solidarische P36.M

o . t e n zur Erlãuterungbeshierauf
bezüglichen §. 19 der Prioritätsordnung
pedltion: Speditlonsgutzur Verfügung einesDritten;

5, 321

Haftet der Spediteur für Beschädigungen und Entwen-

dungen während des Transportes? Befreit Annahme der.
Waare von Seite des Adressaten den Spediteur von der

Haßftung Kann die versehrte Waare dem Spediteur heim-
Oeschlagenwerden!

Spertet begründet auchbei ccleiulosenVersichei * :-

Zackech..
Spezielle Antwort aufbie alage
S

doolienklage: Kompensationseinrebedeensie (Bayer.
t ...

Stande 6h e r r e n Gerlchtöstandber Hamilienmitglieder
S tatutenkollksion: Gesetze des Erfüllungbortes

. In Bezug auf Verträge über Llegenschaftenoder zeuseibenhleichgeachtete Rechte
In Bezug auf Verjährungber7#Jinsenforderung. ..--«: —-

Strafe: bei nicht begründetem Er#enFeissgeluche„
S. auch Fretheitsstrafe. Geldstra -.

Strasaiifhebiingögriinbe Grenzen dessnllsger Zu-
"

ständigkeit der Geschwornen
Ueber die Grenzen der Kopwetender Geschwornen.und .-

des Schwurgerichtsoseshinsichtlich derBerückfiichtigungde05der Strafaufhebungsgründe
Straferh#hung: in zweiter Insian,,kannbezüglich9 J

geringeren Grades des Verbrechens elntreten, wenn auch
die auf Annahme eines höheren Grades desselben gerich-
e staatsanwaltschaftlicheBerufung nicht gegründet

StrasgerichtlicheErkenniussse:derenBHeweibttafi
im Civilverfahren .

Uebersicht der hrasgerichtlichencuriemtaiedes zimmGerichtshofes im I. Quartal
Streiteinlassung. s. Kla Wnlermese
Streitgenossen: mit an dieselben, . W .%
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Streittonleusfür jurlst. Personenkann eineKosten·lompensatlon nicht begründen -

Strettpunktvetanvckunq in dritter Instanz ...

Subhastation, f. Zwan

XxM

Seite

111
a

Taglöhner: bessengopisenns Anlaßeiner Dienst-
"

lelstun
Te it arile: unrunde derbenobegründendenThatim· *

nde

Testam ent, gerichtlichbrotwkolligtesErforderulßderVor ·

lesung; Untertreuzun
Unrichtige Bezeichnung desTestirersbei Deolaubiguns4

61seines Handzelchens
Testament vor - und)pocl.JeugennachVamberger.*mil

Thätige Reuc, s. Reuc.

Stsesr-m eine Abwesenden vor selnem70. 2beusjahre
Transport: EntschädigunurnsruchbesFrachtsührers,

wenn eln zugesagter ulcht Hntefinde
Hafktetder Spediteur für ide: veeroderEutnen·dungen während des Transportes#. .

u1 Wehe n beim Kommisstonsgeschäfte.

Uneheliche Kinder: Koinpetenz zur beormmrasshafß#über dleselben

315

Ung eho rsambve rfahren bei Habhaftwerdungeines
Hnach dem äterennüngeorsinsseessheVerurtheilten bae.wenn er sich demfrüheren Urthelle nicht unterwirft,
. geseblicheVerfahrenauf eine Voruntersuchung nach W -

LaenenOtPGetnzutketen
Univers lerbe: Etnennunghiezuunierwbersotcchende.alitäten .. .

uunde der llagbegründendenre bindertdie
Perjährung bei Temporalklagen

Unterbrechung: der Kahenversähreng.durchauberge·E

rtchtlicheMahnung
Wird die KlagenverjährungschendurchKlaganseellung.oder

erst durch Insinuation der ersten Ladungunterbrochen?

Uuterbrechungbes Verjährungberwerbe einer Waldweidedurch Pfändung und Rügstrafen
AUnterdrückung von Preßerzeugnissen. **Unterkreuzung, s. Haudzeichen. «

Untersuchungsgericht:über die Ablehnungsämmtl.
Miitglieder eines UG. und die Entschlagung der Amts-
funktion von Seite derselben, so wie über die dadurch
nothwendig werdende Delegatlon elnes anderen U . hat

das Appellationsgericht in einer Plenarversammlungauentscheiden

underdenklichkeie-ulter der Beugen 19

Ailchtwoissender BeugenndenAnfans6(6rstreitigenzusian·709s betr. (B ayer E

u n ucht: bei der Junergwwungenenunfreilpilligenisi ein
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O4 Se

grinauf den Körper bes Kindes mit den Geschlechtsthel-.

leudesAnqrelfenbeanichterfordeklch.
DleStkafedesMIßbkauchcsrechtlicher Privatqewalt durch

Verführung zur Unzucht „Unfähigkeit zu allen öffentl.
Aemtern und Würdenmit Arbeikshansstrafe,ist eine
Gesammtstrafe, daher muß, wennauch bei gemin-
derter BarechmunhsiäbtgrertvileEWnm zu einer
Vergehensstrafe herabgesetzt wird, doch damit die Ehren-strase als Verbrechneöstrase verbunden werden ..

Urheberschaft, intellektuelle: Versuch bei- unterbliebener
Ausführung des Verbrechens von Selte des Anderen, ins-

besondere wenn die Perleitung zum Meincide ohne Erfolg
blleb, oder die falsche licheAussage rechtzeltig zurücke“:-

genommenwutde.. 161---«47
Urkundenfallchnng umeine schonvolibrachie· Unter-

(lagunyzu verdecken 15

Kompetenabei Urkundenfälschungen,begründet'durch.##nGehbrauch der gefälschten Urkunde.wenn der Ort .-

ialschungungcwtßbltc. 135 257

WVeränderung des Streitpunktesin pritter Instanz 1
Verbrechen: an derselben Person, aber zu verschiedenen

Zeiten, auf verschiedene Weise und. mit verschiebenen
. Lenossenbegangen-ist nicht als fortgeletteszu be- —trachten L

KompetenzzurGübrungderVornunterstichungwegeneines»s.
von einem Bayern im Auslande verübten Verbrechens 133

r beieKonkurrenvon Verbrechenund·#2#•25nrin * ein“ früherbegangenesVergehenbetr.
welch i nach erfolgter. Verurtheilung.wegen Ver-belchessbbetannewurde ·..

Verfügungsrecht des erstversterbendenchaftenbei.eben-4

Gütergemeinschaft im Eichstättischen 145, 306
Vergleich: zwischen dem Erben, und Lokator wegendes.

Legates einer conductio operis .. misKSO
Bergleichöversnch, ohne Anwälte anlerneik7 -

Verhaftnng in Folge Art. 17 Th. II des * vor- « «-

genommen.begrnndet keine„Drävention. 263

Verjährung und Herkomn .. ,...-.- ;...285
nnlumpkncscksplntn qunntnns posses- 793

Unterbrechung der Wolbwelde-ErsitungburchVnindunsI.

und Rügstrafen 112

ErlöschendeVerjährungvonGewerbsbesugnissen4 254

Desgleichen bezüglich der Kirchenbaulast 45

Perjährung von Elureden, welche klagewelse geltendge-
5 macht werden können **39
Wrehrun

der Anfechtung approbirterr*
iv rtt# der Zinsenforderung nach prenß Recht ** -

tutenk—i .. ..-.
Umw-
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Selte

— der Klagen f. Klag enverjährung.
·

-Verjarungsseitinorsisirassachei... . 160

Desgleichen bei Polizelübertretungen 120

Anfang der Verfährungszeit bei VerbrechenundVergehen157

Verkäufer: Rechtsfolge mangelhafter Erfüllung desselben 284

Vertasenschaftala hen: Uebergang der Verhandlungen .

aus dem Gebiete der feeiwilligenGerichtsbarkeitin einen

Ciollprozeß . 102

ermächtnißeinerconductio operis;Vergleichzwischen.
den Erben und dem- Solater56Entschäbigungdes Legatars 280

Vermuthungsbeweis: das Eigenthum, Miteigenthum.

oder andere dingliche Rechtsverhältnisse betr. 87
« Rechtsvermuthung.der Provokation ent egenstehend. 272901

Llchollene:über den Anfall einer Eschaftan —m401 "UQ

FenweispüchtDesjenigendersichaufdasUeberlebendes .

Anfalles gründet 40

Veerbungeine Verschollenen;3 keineVermnuthungfürsein E—

Fortleben bis zum 70. Jahre *51
I: Todeberklärung eines Abwesenden vorseinemJ. Lebens-

jahre. Ausnahme nach Umstanden.Bilbungestoffedes .

deutschen gem. Rechts 4

Versendung: von Waaren, frantictekeerunfranlitte;*

Tragung der Gefahr 401
Ver ——l“ gerichtlichenKweis der Jahlungs-

fähigke 369

Vers gueiederVerleilungeinesAnderenzu**7 * --«.'-

Verbrechens, insonderheit eines Meineid 6
Der intellektuelle Urheber ist nur wege n suches ii be- ·

strafen, wenn die falsche eidliche Mösagehechwelnszu-

ückgenommenwird, oder wenndas Werben ohneEr-
—.fole b

"

Ver trag bei Kolliston der Statutenentscheidenüberdas .-

IRechtsverhaltnißniis demselben die Gesebedes Erfüllungs-262ortes

DuuchWehnortsverͤnderunswerbenrirasverhiltyisfnicht geändert 63

VertragmäßigeFessrännderpersönlichenFrelheitin
Bezug auf Dienstwechsel *110

*
bei dem Einwerde**m Dertragbein· a50

— des Wertroges“ .... 350
S. auch Immobiliarver

Vertretung: der Besibertder6 einerGeneinde.

markung durch die Gem . .. 415

erwahrung: gegen ederwerfund. 320

Verwalter: des Vermögens von Gemeinden,rrnimo)
«

tiiiigriiiindderieijiirisi Personen;Anwendung der

stimmung des preuß. Landr. I, 14. 8. 150 wegen k *

tung approbirter Rechnungen auf dieselben 360
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Seite

–* deren Befugniß zur Entschlagungder Zeug=·.-schast in Clollstreltsachen *740
Verwanttschaft oder VersswägerngvonHeugenmit ein-

zelnen Gemeindegliedern im MNechtshrreiteeiner Gemeinde
- als Genossenschaft 240
Verwelsungserkenntnib: darlu sinddie denThatbe- "

stand bedingenden Artikel des StGB. vollständig anzuführen 46
Dessen Vernichtung wegen Mangels eines strafrechtlichen

Thatbestandes auf Beschwerde eines Veschuldigten it

auch bezüglich der Theilnehmer derselben That, welche "
die Zichtigteltsbelchwerdenicht erhobenhaben.aubzu- E

sprechen 160

Verzicht: Folgebes ausbrücklichenauf dieDupl 333

Stlllschweigender Verzicht auf die nn–“.y. in-

'.tlact.(konkuksachc. 236

Verzug zins en: dereh Verechuungim —
«

IIIMckkantllsache. «.«78

Vorentschließung: auf Erhebungder neuenBewels-
mittel im Betreffe einer Inaldenkrestitution-ist keiner

Rechtskraft fähig *94

Vorlesung:busProtoioli-in Sachenderfreiwilligen
Gerichtsbarkeit 60

oruntersuchung: erhältdurchunbecidigtePernehmungl4
einer der 1254 an der That verdächtigen Auskunfts-

person an sich noch keine Richtung gegen dieselkle
Vorzugsrecht, s. Prioritätsordnung. E

Waarenkauf: frankirte und unfrankirte Wagrenversen-*

dung; Tragung,der Gefahr; Offerte und Abschluß; Er-

klärung mit umgehender Post; Großhandel und Klelnhandel 401

Jahlung des Kaufpreises; Skonto; Rabatt; Zinsverbind-
lichkeit des Käufers; Sahlungmit Wechseln;kann der

Verkäufer bei Nichteintösungdes empfangenen Wechsels
- .

aufdteKontkakIåtlagezukuckgehen?Bewetslnst. 404
Zahlungszelt für gelicferte Waaren 102

Waarenspedition: Spedltionsgut zur Verfügungeines .-

Drilten; haftet der Spediteur für Beschädigungen und

Entwendungen während des Transportes? Befreit An-

nahme der Waare von Seite des Adressaten ben Spedlteur
von der Haftung? Kann dic versehrte Waare dem Spe-
dlteur helmgeschlagenwerden 7 408

anarentransport: Einhalten gewisserLiesergeitvon
Seite des Frachtführers; Folge des Nichteinhaltens; Ein-
tritt elnes anderen Frachtführers;Entschädigungbes Fracht-
kührers, wenn cin zugesagter Transportnicht stattfindet40

webvihreaganfeder Geschwornen 1
S. übr. Geschwor *

Waldweide: Umeerbrechungderen ErsibungdurchPfan-# und Rügstrafen *112

SheelZinsversprechenin Solawechsein. #10,23E erheltsleistung bei eigenen. Wechseen 103
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gahlungmit Wechseln.
Kann der Verkläufer, bei ber desrnpfangenen

Mecchsels auf dle Kontraktöklage zurückgehen
Einrede der Zahlung eines Wechsels durch Abrechnung
Zur Erhaltung des Wechselrechtes gegen den Akzeptanten

bedarf es weder ciner Präsentation. noch eines Protestes .*

* In wie feine ist bei domizllirten Wechseln Präsentation
und Protesterhebung erforderliche

Erklärung des Gremlums des AugsburgerHandesstandes.
?! die Protenfeitnach8 41 der. deutschenWechselordnnngbetr.

Welde,s.Waidi ecd

Wiecsesuuosdceses Verbrechenkann auchaneinem
Gerichtsdienersgehilfen begangen werden

Widerspruch, spezieller: burchzungeehErkählung7:
einer streitigen Geschichte

Die Einrede eine zulässigeDQuelle,umden Umfangeines
vorhergehenden Klagwiderspruches auszulegenunddurchZugeständnisse wieder zu entkrästen

Wirthschaftspächter: dessen Domigii......

Wohnort, s. Domizil. .

Zahlungetuek Nichtstbuld ansNechtsurthum (Pkeuß N )

Rabatt .

I ahlung mitWechseln...-s --...-....

Zahlungszeit für gelieserte Waarren ....·

I(uukedevee3ahlusm,mangelhaft vorgeht acht.«.«

-(nukedednIInhluugeiucsWechdurch Abrechuuug
. Liahluugsunchwcts durch hypothekenamtliches Att

lichen Versteigerungen

estat

3ahlungofählokeit: über deren Nachwelsbelbericht-.-

3

-

saså
Zahlung des KaufpreisesbeimWaatentaufe;Stouto; 10

Bei GeltendmachungVvet-Einlösingörechtes. .. Zl, 375

Zehent, s Blutzchent. Kleinzehentrecht
Zehentherr: Legitimation der #on##cemelshezurKlage

gegen denselben auf Anerkennung ihrer Freiheit von der

Konkurrenz mit Hand= und Spanndiensten zu der Kirchen-
baulast und seiner Verphichtungzur Uebernalme dieserLeistung

Zeugen: deren Alier zumVeweilederunvorbenklichkeit
Nichtwissen der Immemorial= eugen, den Ansansdes

streltigen Zustandes betr.

ErzeptionSmäßigkeit der Zeugeniin ProzeßeeinerGemeinde
als Genossenschaft wegen Verwandischafeund Verschwä-
gerung mit einzelnen Gemeindeglieder

Seugenbeidiqungdurch eincn FruttsonmheilbareNich
35lek nasino.Würdigunin derhöherenInstanz

3 #dsSö istvon Sachverst ndigenin Strafsachen auch
abzule

S8eugschaft: gesetzlicheDesugut-derPerwandten,sichin
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Selte

Civllsachen der Zeugnißlelstung gegen Verwandetu ent-chlagen . . . 1240

Zinsen: von Zinsen,einemPangauierzugebinigt 41
Zinsenversprechen in Solawechseln . 126, 127
Zlnsenverbindlichkeit des Käuferê beimWaarenkaufe
Verjährung der Jinsenforderungnach preuß. Recht; Sta-

tutenkollissioo 63
Ueber Zinsberechnung bei demZwangsverkaufevon5ypo-

thekenobjekten außer dem Universalkonkurse . *113

Verzugszinsen beim Exekutiontzanrusen in Merkantilsachen*78

Zurcchnungsfähigkcit: von der Besugniß der Geschwor-
nen, dem Schuldausspruche beizufügen „bei geminderter

Zurechnungsfähigkeit.ohne zu diesem Zusatze durch beson-
dere Frage veranlaßt worden zu sein 1

Zusammenfluß von Verbrechen und Vergehen,in ver-
schiedenen Gerichtöbezirken begangen; Kompetensfragewe:

gen Präventio 131, 264

Rompetenzfrage, ein früherbegangenesVergehenbetr.,
welches erst nach Verurtheilungdes Thäters wegen eines
Verbrechens entdeckt wurde 2359

Zusammenhang der Sa cerdierduichbeoruͤndeterGe-
Grichtsstand .. 7907

Zuständigkeit, J.Kompetnz. « ·

Zuwendungen an den Aweilen“Ehegatten. 138

Zwangsnachlaß: Stellung der eimilligendeninsioe- ·

zu den weigernden . .. 238

Liquidität der Forderungen.. ...270

Feststellung des Betrages des Zwangsnachlasses 383

Zwangönachlaß, im Gantverfahren beantragt . . . 277

Zwangsverkauf: von Oypothekenobjekten außer dem .»

-Uuiveksnlkonkntse,Zinsbekechiumghlcbei...·.-..·113

SystematischesRegister.

I. Civilprozeß.
A. Gerichtsordnungund Prioritätsordnung.

Erstes Kapitel. 8. 3. a) GerichtöltaudbesWohnortes
eines Kommis, weolcher Geschäftsreisenderist. .b) Domlzil
eines Mlrthschaftspächters.*100. c). Die eullsasbtenzur Ober-

vormundschaft über uneheliche Kinder bestimmt sich nach dem Do-
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mizll ber Mutter. »63. — 4. o) Gerichtsstand bel schristlichen

Shreneleldigungen.120.. GSt. bel Klagen aus außerehelichem
Beischlase. — 6. 6. Gerichtsstand der Forensen und des Ver-

trages.* — 8. 10. 5) Gerichtsstand des Iusammmenhangesder

Sache. *97. b) GSt. der Nachklage.413. — 8. 11. a) Gerichts-

bornder ehemaligen Relchsunmsttelbaren. 13. (Berichtigung S.*sGSt. der Abeligen bei dinglichen Klagen. 166. —

¾-Kompetenzeigenschaft der Landgerichte bezuglich beponirteta
lösimgsobligationen.58. b) Auf welchemWege die für die Kom-
petenz präjsudizielle Vorfrage, ob eine Realität, welche getheilt
werden soll, Eigenthum der Gemeinde oder gemeinschaftlichesPri-
vateigenthumder Gemeindeglieder sel, ihre Lösung finden könne?
207. cy Ueber die Saständigeett=den Schutz des Eigenthums an

Preßerzeuguissen betr. 337. d) Unzuständigkelt der Gerichte in

Streitigkeiten über IleaelitischeKultusbeiträge. 121, e) Herkom-
men in Gemeindesachen begrandet noch nicht dle Kompetengder
Gerichte. *100. — 8. 14. Erbschaftlicher Gerichtsstand. 05, 81. —

8. 17. Verlasseuschaftssachen; Uebergangvon der asd u t zur
streitigen Gerichtsbarkeit.102. — S. 18.Uebertragung der Ober-
vormundschaft an ein anderes — aus. Gründender 3wecmäßigteit.*85.

Zweites Kapitel. 8. 3. a) Protokolle In Sachen der
reiwwilligenGerichtsbarkelt; Vorlesung; Unterkreuzung. 60. b) Un-
richtige Beglaublgung des Handzelchens.61. c) . deren Bewels-
kraft durch die Unterzeichnung bedingt? 12. — 5. 5. Fretwilll-ger Armenanwalt; Deserviten; Retentlonerecht.188.

Drittes Kupitel. §. 3. Nachklage. 413. —

melubemercung Vertretungder Besitzer ihrer Bestaudtheile—
dle Gemeinde. 415 9. Ist der Deinerbe,zur Fort-setzung der Nechtöhtreiredre Erblasser verbunden? 356

iertes Kapitel. 8. 3. u) Pucgezerlihren4uun-ulile; Unkunde der klagbegründendenehatsachen.. Verjäh=

kungsgeitder actio emti, wenn sie auf das ädilit. — gaherwird.
c) Unterbrechung der Klagenverjährung, ob schon durch An-—- oder erst durch Insinuation der “ 73. d) Ob auch

durch außergerichtliche Mahnung? 720. — §. 5. a) Diffamation,
vom Provokanten veraulaßt. 271. b) Provokation wegen gerlcht-
lichen Zahlungöverbote. 397. c)) Unstatthafte Provokation, WD#ifamantein Geseh, bez. eine Rechtövermuthung, für sich hat.

§. 7. a) Einklagung eines Abrechnungssalbo. 205.. Puoegrchanghinsichtlich eines Kleinzehentrechtes. 349. c) Le-

gitimation der Pfarrgemelnde zur Klage gegen den Zehentherrn
wegen ihrer Freheitvon Hand= und Spanndienstenzur Kirchen-
baulast. 170. d)) Fälligwerden der Forderung im Lausebes #Ins-zesses.414. — F§F.9. Klagenhäufung, subsektive. 319 — 5. 1

Fälle, in welchen eine unzulässige Klagänderung nicht ch
261, 303, 410.

Fünftes Kapitel. F. 8. I#linbaiendurch ble Post.
41. — 5. 10. Verbichtaufdie„ 33.

Sechstes Kapitel. 8. Einrede der Mindersährigkett."*96. — 8. 3. VBaatkte*—*' in der Dupllt.90.s.4.



- Sostematisches. Register.

Fälligwerden der Forderung während deProzesses. 414. — 8. 6.
a)Bewelslast bezuglichder Einreden. 222. D) Einrede bedingten
Vertrages; Bewels 350. S. 7. n) Zum Wersländusse des

Satzes: „wer zuninbekenntnucht. 241. (BerichtigungS. 368).
b) Elrcipiendo reus loteri potest. 124. — 5§. 8. u) Sperielle
Klagbeantwortung. 350. b) Einrede verzögerter ärztlichen Hilfe
gegen die Eneschädigungstlagewegen Körperverletzung. 60. c) Ein-
rede der Verjährungauf die Entschädigungsklage hegen den Post-
slskus wegen erlittener Verletzung,durchUmwerfen des Ellwagens.
*61. d) Einrede der Injurien-N * e) Einrede nicht
erfüllten Vertrages gegen die Klage auf rcbbienedneincs Im-
mohlhlarvertrages.*6062. D Mangclhafte

e Zahlungdeinrede156.

C. 10. Verjährung der Einreden. 39. §. 13. Folge deß Ver-6400auf die Duplik. 333.
Siebenteß Kapitel. &. S. oben Kap. IV. 8. 7. c. —

8. 6. Vergleichsversuch, ohne Luzesangeordnet. 95.
Achtes Kapitel S. 4. u) ecranlassung der bezü lichder

Kompetenz präjudiziellen Vorfrage, ob die Realität, deren Thellung
verlangt wird, Gemelndeeigenthum oder Privateigenthum der sämmt-
lichen Gemeindeglledersei, durch Adciratlon oder Intervention. 207.
b) Gerichtöstand der Hauptintervention. 65.

Neuntes Kapitel. S. 1. o) Beweislast bei der actio

negalorio. (Bayer. R.) 255. b) Beweis bei der condictio inde-
bili. (Preuß. R.) 353. c) Beweislast bei der Enschäeigungattggewegen Verlehung durch Umwerfen des Eilwagens. 4) Be-

welslast beim Lottospich, wenn der Einsatzzettel vom n in
die Orlginalliste abweicht. 265. c) Beweislast bei der Klage auf
Mieth= oder Pachträumung141. 1) Beweislast des Waarenver-
känfers wegen des ihm unter gewissen Voraussetzungen zustehenden
Entschädigungsanspruchesbei Nichteinlösung eineß als Zahlung em-

pfangenen Wechsels. 404. a) Einfluß venGewerbskonstatirungs-=
beschlussesauf die Beweislast. 270. h) Bewelslast beim Elnwande

bedingter Vertragßeingehung. 350 i) Beweislast bezüglich der
Einreden gegen die

wegenverheimlichter Schwangerschaft erhobene
Ehenichtigkeltsklage. 222

Zehntes. Kapitel. ##. S. Besugniß der Verwandten, .der Zeugnißleistunggegen Verwandte zu entschlagen.40.

Exzeptlonsmähigkeitwegen Verwandtschafeoder Verschwögerung
der Zeugen mit Gemeindeglicdern im Prozesse der Gemeinde al

Genossenschaft 240. — S. 12. JeugenverwerfungVerwahrung;
Würdigungin der höheren Instanz. 320. 9. 14. Jeugenbe-

eidigungdurch eineu Funklionär.144.
Eilftes Kapitel. 8. 2. o) Beweißbkraft gerlchtlicherPro-

tokolle. 12. b) brrenstrafrechtlicher Erkenntnisse in Civil-

Heisasen,
303. c) Jahlungsnachweis durch hypothekenamtliches

ttestat. 46. d) Grundsteuerkataster, als Beweismittel für Reall-* elnesGewerbes nicht dienlich. 143. — §. 3. Ergänzungdes

durchLoandelShcherbegrüindetenBewelses. 31.

ölftes Kapikel. I. 2. Vermuthungsbeweis über Elgen-
thum, Alteigeithumund andere bunicheRechtsverhälinisse.87. —

#8.3. Belzug Sachverständlger von Amtswegen.351.
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Dreizehntes Kapitel. F. 2. a) Eldeszuschlebung über
Precarlum. 64. b) An Streltgenossen. 77.

Plerzehntes Kapitel. 8. 7. a) Actchterliche Feststellung
einer Entschädigungssumme.351. b) Fassung alternativer Beweis-

auflage 355. 8. 9. o) Auslegung einer Bewessauflage. 355.

b) Schreibversehenin Erkenntnissen. 272. — §. 11. a) Rechts-
kraft gegen Dritte. 50. b) PVorenefchiezogim Betreffe einer
Inzidentrestitutlon kelner Rechtstraftefähig. 04.

Fünfzehntes Kap S. 3. Werufungssimmedurch Zu-
sammenrechnung bei ahte! und Adhäsion mehrerer Gankgläubl-
ger. 80. — 5. 5. a) Behandlung eventueller Restitutionsögesuche.
111. b) Vorentschließung, elne Inzidentrestitution betr. »94.

e) Beschwerde wegen eint in Aufschlagslachen. 71.

8. 6. Anfang der Vernfungsfrist für die Krcicfiskalate in Aus-
schlagssachen. 71. — F. 7. n#)BVchandlung eventueller Resttitu-
tlonsgesuche 111. b) Würdigung der erstrichterlichen Zeugenver-
werfung in höherer Instang. 320. c) Vorentschließung im Betreffe
einer Inzidentrestltution. 94. — 5. 9. Unzulässige ##hästonwe-

den Mangels der Konnexität. 191, 288. — F. 12. a) Wieder-
aufleben früherer Beschwerden in I. Instanz. 352. b) Streitver-

änberung in III. Instanz. 411

Sechzehntes aa.411 S. 1. Inzidentrestitution, als
eine Art er Restitution gegen den Ablauf des Beweistermins;
Fall, in welchem sie unzulässig erachtet wurde. 395. —

a) Wegen Verwerfung einer forldeklinatorischen Einrede nach ror-

gängiger Verhaudlung kann nur Berufung, aber nicht die Nichtig-
keltebeschwerde erhoben werden. 191. b. Jeugenbeeidihungdurch
elnen Funktionärbewlrktkeinc unheilbare Nichtigkeit. 144. # till-
schweigender Verzicht auf die Nlcht a 230. d) Zu-
lässtgkeit von Nichtigkeitsbeschwerden in Aufschlagssachen. 70.

iebenzehntes Kapitel. §. 1. Vergleichsversuch ohne
Anwälte angeordnet. 95. — CS.2. #täe degen Schleds-
sprüche; Insnzemaßl.237. — 6. 4. Kostenkompensatlon. 288.

Achtzehntes Kapitel. S. 7. a) Nachweis der Jahlungs=
fählgkelt bei gerichtlichen Versleigerungen. 369. b) Deögleichen bei

Gelsendmachung des Einlssungsrechtes. 31, 375. c) Zinsberech-
nung beim Zwangsverkaufe von Hypothekobjektenaußer dem Uni-

versalkonkurse. 113. —8. 13. Zwangsnachlaß. S. unter B. 8. 70.

Neunzehntes Kapitel. 8. 11. Liauidationdurch Bezug-
nahme auf das Hypothekenbuch.*23. — 58. Nichterklärung

autdenbezũglich einer Einrede zugeschobenene *?24. —

7. a) Einlösungsrecht, von einem Chirographargläubiger belSerbiccmateriellem Konkurse in Anspruch genommen.
b) Nachweis derSahlungsfählgkelt bei Geltendmachung des Ein-

lösungsrechtes. 31, 375. — FS. 19. Aufechtung
d

der Hypothekbestel-
lung mit dem Hlndiin Rechtsmittel. 296. S. 20. Belan-

gung des wieder zu Kräften gekommenen Kribars.172.

Prioritätsordnung vom 1. Juni 1822.
K. 19. Lollisien— Hyp.-Gläubiger bel solidarlschen Hypo-

theken.385. — S. 23. Nr. 1. Ueber den Umfang des Vorzugs-
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rechtes der Kinder. 301. — g. 23. :Nr. 3. Vererblichkelt deß Vor-
zugsrechtes der Ehefrau. 187. — 8. 23. Nr. 8. Vorzugsbegrün-
dung durch Sperre. 104. s

B. Prozeß-Novelle vom 17. November 1837.
§. 19. SpezlelleAntwort auf die lage. 350. — 8. 31—34.

Erstes Friflgesuch; Erfordernisse; Folge des Mangels gehöriger
Begründung. 415. — 8. 38. Unzulässige Inzidentrestitutlon gegen
den Ablauf des Beweistermins, wenn die neuen Beweismittel
rechtzeitig entdeckt und benützt werden konnten. 395. — S§.
Berusungösumme durch Zulammenrechnung bei der Berufung oder

Adhäsion mehrerer Gantgläubiger. 80. — 8. 70. a) Zwangbönach-
laß; Stellung der einwilligenden Gläubiger zu den weigernden. 238.
5) Zwangsnachlaß, bedingt durch Feststellung seines Betrages. 383.
e) Liquidität der Forderungen. 270. d) Zwangbnachlaß, im Gant-
verfahren beantragt. 277. — §. 71. Ueber die Wahl der Erxeku-
tlonsmittel. 37. — §. 90. Nachweis der Zahlungsfähigkeit bei
Verichtlichen Versteigerungen. 309.

C. Wechsel= und Merkantilrecht und Prozeß.
a) Solldarische Verpflichtung bel Handels= und Fabrikgesell-

schaften. (Augsb. R.) 364. b) Einkaufskommission zu Eisenbahn-
promessen; Einzahlungen, vom Kommissionär geleistet; Ersatzpflicht
des Kommittenten. 329. c) Elnkaufskommission; Konsenserklärung,
aus längerer Nichtbeantwortung eines Briefes abgeleitet. 381.
d) Kommission; Uebervortheilung des Kommittenten durch den
Kommissionär; Anerkennung des Kontokorrents, worin die betrüg-
lichen Ansätze vorkommen. 410. e) Einklagung eines Abrechnungs-
saldo. 205. f) Zahlungszeit für gelieferte Waaren. 102. g) Waa-
renkauf; frankirte und unfrankirte ersendung; Tragung der Ge-
fahr; Offerte und Abschluß; Erklärung mit umgehender Post;
Großhandel und Kleinhandel. 401. h) Zahlung des Kaufrreises,

Slonto, Rabatt; Zinsverbindlichkeit des Känfers; Zahlung mit
Wechseln; kann der Verkäufer, bei Nichteinlösung des empfangenen
Wechsels, auf die Kontraktsklage zurückgehen ? Beweislast. 404.
) Waarentransport; Einhalten gewisser Eleferzeit von Seite des

Frachtführers; Folge des Nichteinhaltens; Elntritt elnes anderen

Frachtführers; Entschädigungsanspruch des Frachtführers, wenn ein

jzugesagter Transport nicht stattfindet. 407. k) Spedition; Spe-
ditionsgut zur Verfügung eines Dritten; haftet der Spediteur für
Beschädigungen und Entwendungen während des Transportes? Be-
reit Annahme der Waare von Seite des Adressaten den Spedl-
eur von der Hastung? Kann die versehrte Waare dem Spediteur

helmgeschlagen werden? 408. 1) Honorar der Sensale. 74.

m) Zinsen von Zinsen, einem Banguler zugebllligt. 13. n) Zins-
versprechen in Solawechseln. 126. 127. o) Sicherheitslelstung bei

eigenen Wechseln. 103. p) Zur Erhaltung des Wechselrechtes
gegen den Akzeptanten bedarf es weder elner Präsentatlon, noch
eines Protestes. v101. a) Domizilirter Wechsel; Präsentatlon und
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Protesterhebung. 287. r) Erklärung des Gremiums des Augsb.
Handelsstandes, die Protkestfrist nach G. 41 der deutschen Wechsel-
ordn, betr. 62. s5) Einrede der Wechselzahlung durch Abrech-

7 14. t) Exekutionsanrufen in Merkantilsachen; Verzugs-
zinsen. 78.

Ul. Privatrecht.
A. Allgemeine Lehren. n) Statutenkollision: æ) in

Bezug auf Immoblliarverträge. 96. 8) In Bezug auf Vertrags-
verhältnisse; Gesehe deß Erfüllungsortes. 302. 7) Bezüglich der
Verjährung der Zinsenforderung. 63. b) Derogirende. Kraft des

Gewohnhettsrechtes*74. c) Herkommen 8 Verjährung. 285.
Herkommen in Gemeindesachen. "100. e) Irrthum über zwei-Wo Rechtssätze. 366. H rorbhnclichren:a)Alter der Zeu-

" 6) Fiuernntder Zeugen, den Anfang des streitigen
ustandes detr. 79. 8) Klagenverjährung: a) Tempus ulile;

Unkunde der klagbegründenden Umstände. 48. 8) Verjährungszelt
der aclio emti zur Geltendmachung von Forkkrunorlaus dem
ädilit. Edikte. Z1. 7) Begründetschon die Anstelling der Klage.
oder erst dle erste Ladung eine Unterbrechung der Klagenverjährung.
273. C) Unterbrechung der Klagenverjährung durch außergericht-
liche Mahnung; bona sides. 29. h) Verjährung von Einreden,
welche klagweise geltend gemacht werden können. 39.

. ingliche und denselben verwandte Rechte.
1) Eigenthum. a) Vermuthungsbeweis über Eigewebum,Mit-

eigenthum und andere dingliche Rechtsverhältniße. b) Ob
wahres Gemeindeeigenthum oder gemeinschaftliches *Wmm*t
der Gemeindeglieder? Entscheidung aus den Umständen der bishe-
rigen Behandlung. 207. c) Gutsanheirathung nach bayer. Recht.
113, 138. — 2) Servituten. a) Waldweide; Verjährungs-
erwerbs =Unterbrechung durch Pfändungund Rügstrafen. 112.
b) Beweiblast bei der acitio negaiorid. (bayer. N.) 255. —

3) Reallasten. a) Grundherrliche Gefälleder vormal. Reichs-
ritterschaft; Beede. 282. b) lutzehent in ein tändiges Relchniß
verwandelt. 335. c) kundin hinsichtlich eines Kleinzehent
rechtes. 349. d) Art. 6 des Ablösungsgesetzes, auf gemelndliche
Reichnisse nicht 4 367. e) Baulast: n) Erlöschende Ver-
jährung bezüglich der Kirchenbanlast.45. 9) Baupflicht bei us-

thiger Erweiterung der Schule; tantum proeser. quonlum posses-
sum. 93. 7) Legitimation der farrgemelnde zur Klage gegen
den Zehentherrn wegen Anerkennung ihrer Freiheit von der Kon-kurrenz zum Kirchenbau mit Hand= und Spanndiensten. 170. —

4) Realgewerbe. 9) Zu Art. V. Nr. 3 des Gewerbsgesetzes,
von Gewerbebefugulssenvermöge Besitzstandes ober Ausübung. 152.
b) Erlöschende Verjährung von Gewerbsbefugnissen. 253. —

5) Hypothekenrecht. a) Kollislon der Hyp.-Gläubiger bel

SolldersstonHypotheken.385. b) Zinsberechnung bebn Zw
verkaufe von Hyp.-Objekten auher.dem Universalkonkurse. 113.

c) „Vollständige Bezahlung“ im Sbme des 8. 64 Abs. 3 des
rx□—
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Hyp.-Ges. bel dem Einlösungsrechte.30. d) Nachwels der Zah-
lungsfählgrelt:beiaGeltendmachungdes Einlösungörechte. 31, 375.

e) Elnlösungsrecht, von einem Chirographargläubiger bel. angebllch
materlellem Konkurse beansprucht. 220. s) Anfechtung der Srp.
Bestellungmlt dem Paullnianischen Rechtsmittel. 206.

C. Obligationenrecht. I) Allgemelne Gegen=
stände. a) KonsenberklärungdurchNichtbeantworten. 381. b) Bel-
derseitige Fahrlässigkelt. 265. c) imulation. 304. d) Zinsenvon Zinsen. .13. e) Verjährung von Zinsforderung. 63.
terliche Feststellung einer Eschädigungssumme.351. ) Unbe-
grũndeteJahlungseinredc.156. U) Kompensatlonz Glelchartigkelt
der Ertheiunen414. i) Kompensatlon gegen die Sposienstages41 k) Jahlung elner Nichtschuld aus Rechtslrrthum;„Nachweis
de6 Schkbant353. 1) Das ädilit. Edikt bezieht sich nicht auf
den Fall, wenn vertragemäßegbedungene Necwfachenfehlen. 87.
m) tempus ulilc bei Verjähren der Temporakktageninsbesonbere
der. Klogen aus dem ädilit. Edikte. 48. n) Verjährungszelt der
nelio cmti zur Geltendmachungvon Ansprüchen aus dem ädilik.
Edilte. 31. o) Beurtheilung, der Obllgationsverhältulssenach ben
Geletzen des Erfüllungbortes. 362. — 2) Verträge und ver-

tragsähnliche Verhältnisse. a) Verträge über Llegen-
schaften oder denufelben gleichgeachteteRechte 06.b) Einrede be-
dingter Vertragselugehung; Beweislast. 350. c) Klage auf Pro-
tokolllrung.elnes Immobiliarvertrages; Einrede, dah Kläger noch
nicht erfüllt habe. 62. d) Bürgschöftbel gemeinen schlechten

ürgern und Bauern. (bayer. R.) 268. e) Dleustmiethe: a) Kon-

traktlich uuteragter Dienstwechsel. 110. 8) Beschädigung auß
Anlaß eine enstlelstung.390. X) Dlenstvertrag: ) Klausel „aufWohwerhalten.bel Austellungen.128. 68)Ueherreohmehutsherr=
licher Beamten und Diener vom Staate in: Folgeaufgehobener
standes= und gutöherrlicher Gerichtöbarkeit. 16."13. 8) Kauf:
ce) Nechtsfolgenmangelhafter Erfüllung des Verläufers. 284.

8) Recht des Käufers, vom Kaufgelde den Betrag der 4uhsbLemgekauften Gute lastenden. Hyp. Schulden abzuzlehen. 80.

stimmung des Jahlungomlttels bel einem. Kaufgeschäfte-»90. E *
taufstonimission. 320, 381. i) Lottozettel und Originalliste von
elnander abwelchend;Regrebpflicht des Kollekleurs z. Bewelslast.
265. k) Beendigung der Miethe (Teh Tlelal=111. 4%An-

sechtungapprobirter Mechmngen.(Preuß. N.) 300.— 3) Obll-

gationen aus Rechtsverletzungen. o) Injuricn: a#) Koine
pensation wechselseitiger. 284. a) Deklaration auf die Injurleu-
klage (baper. N.) 705. 7) Elnrede der Retorsion. "06. b) Haf-
tung des Postsiskusfür MVrrletungendurch Schuld eines Wolillons*57. a) Bewelslast bel desfallsiger Entschädigungsklage.38.

8) Antrag auf fortlaufende Zahlungenfür die Dauer be chränkter
Arbeitsfählgkeit. 59. 7) Einwand, Kläger habe die Anrufung

AtlicherHilse verzögert. »60. 9) Einrededer Verjährung auf
Grund der Verordn. über Wostreklamationen.*01. c) Natur der

Schmerzengeldforderung. 154. 4) Vermischte Fälle. 2) Kla-
gen aus außerehelichem #iiennehErilchtsstand153. b) Satls-

sectiansariprachder von elnem Ehemann Geschwächten.32.
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D. Famllienrecht. a) Entsanhetrathung.nach bayer. Recht;

Bechränlung“der Zuwendungen an den zwelten Ehegatten. 113,
138. (Berichtigung S. 192). P) Mlthaftung der Ehefrau für
die Schulden des Ehemanneß nach Ansb. Necht. »25. c) Haftung
der Frau für Gewerbsschulden des Mannes; Sitzen zu offenem
Kram und Markt. (Ansb. N.) 201. d) Eheliche Gütergemelnschaft
im Eichstättischen. 145, 360. (Verichtigung. S. 256.) c) Aufhe-
bung allg. Gütergemeinschaft nach fränk. Recht. 209, 225. k) Ein-

forderung der Heimstener während des Etescheidungeprozell-G.16.

g) Vererblichkeit des VorzugsrechteS der Ehefrau. 187. h) Ehe-
nichtigkeit wegen verhelmlichter Schwangerschaft-222. i) Elnkind-
schaftung von Kindern, welche bereiks in einer früheren Ehe einge-
kindschaftet waren. r k.) Anfechtung einer Einkindschaft. 92.

1 Vorzugsrecht des Kindervermögens. 301. m) Stellung des
Vormundes zur Obervormundschaft:insbesondere bei verschiedener
Ansicht über Fragen in Betreff der Vermögensverwaltung. 177,
193. in) Zuständigkeit zur Obervormundschaft über cauherehe-lcheKinder. 83. 0) Uebertragung der Obervormundschaft an ein an-

deres, als das regelmäßig zuständige Gerichtaus Gründender

hwerinßgeel.85.,
E. Erbrecht.: 2) Eröschaftcanfallan Verschollene.17, 33.

10. b) Beweispflicht Deßjenigen, der sich auf! das. Ueberlebendes

Anfalles gründet. 49. c) Veerbunh eines Verschollenen; keine

Vermuthung für sein Fortleben bis zum 70. Jahre.*51. 1) To-
deßerklärung eines Abwesenden vurdleinem70. o#no#ahre:Aus-

nahme nach Umständen. 54. e) Erbschaftlicher Gerichtsstand. 65,
Kann elu cnefizlalerbe zur„ertletungder Nechtötreite

des Erblassers gezwungen werden? 356. g) Erbeinsetzung unter

wldersprechenden Modalitäten. 108. h) Obrichriichprotokollirtes
Testament: a)) Erforderniß der Vorlesung;Unterkrenzung. 60.

s) Unrichtige Bezeichnung des Testirers bei- Beglaubigung des
Handzeichens- 61. i) Testament vor. Pfarrer- und zwei Bengen
nach Bamberger Recht. 315. k) Gutsanheirathung in Ehe= und

Erbverträgen. (bayer. Recht.) 113, 138. 1) Vermächtniß einer
conductio operis. 280.

III. Strafrecht und Strafprozeß.
A Strafrecht. Th. 1 des StGB. Art. 30. Ein Monat

Gefängniß ist durchchw doelter.Schärfungauf 15 Tage
abzukürzen. 156. rt. 45, 57 und 62. Ueber den Versuch der

Verleitung, eines Andern zur ni’- veinekVerbrechens.161.
(S. auch bei Art. 290. sub. b.) — 101. Minderung der

Frrihertöltralenach diesemunt im Verhitku zu der nach Art.
9 Abs. 2 verwirkten Schärfung derselben *72, —. Art. 108.40%Kol krro bezüglich des Falles, wenn nach Verurtheilung

des Angeklagten durch den Schwurgerichtshof, aber noch vor dem

Strafvollzuge eln früher zbegangene.,Vergehen des Angeklagten
entdeckt wird, 250. — Art. 100. Bel Verletzung mehrerer Per-
sonen auß Fahrlässigkelt —* eine und dieselbeHondlungliegt
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einesealeKonkurrenznicht.vor. 156. (S. auch Art.. 104 u.108.)
110. Fall, in welchem eln fortoletenVerheniennlcht— *47. S. auch Art. 108.)— Elnrede der

Nothwehr beim Duell ausgeichlossen.* — 4 135. Anfang
der Verjährungszgeit. 1577. — Art. 140. Enntunrbel.Po-lizellübertretungen. *120. — Art 147. Nr. VIII Art. 148 und 183
Gift lim flrafrechtlichen Sinne. 157. — *- *•: Zu dem darin
bezeichnetenVerbrechen Ist eln Angriff auf den Körper des Kindes
mir dem Geschlechtstheile des Angrelfenden nicht erforderlich. *47.
— Art. 206, 207. Die hierin verordnete Ehrenstrafe ist mit der

Fretheitsstrafe- auch in dem Falle zu verbinden, wenn tttere3,elner Vergehensbstrafe gemlndert wolrs.157, — Art.
mit Arr. VI. Nr. 3. der Diebst. Nov. v. 25. März 1810. *8
9eichneeter.Diedeaßtmitttelst8 des sich verschaffren rech-
ten Schlüsselbö.158. — Art. n) Der E—n——Vorthell
belm Betrugebraucht kein lNeise:zu sein. "47. b) Die VWerlel-
tung zur Eingehung einer. giltlioen Ehe durch fälschliches Ver-
geben von Vermögenöbesitz begründet, wens weder ein Schaden
am Vermögen des getäuschten Ehetheils. eingetretenist, noch heim-
liche Verlassung desselben Lattfand.weder einen Betrug am Ver-

mögen, noch an der Person. 157. — Art. 258. f. Art. 256. sub
b. —.Art. 266. Urkundenfälschung, um eine schon vollbrachteUn-

terschlagungzu verdecken. 157. — Art. 260. Wenn die Angabe
der ganzen Wahrheit durch eine Selbstanklage des Zeugen bedingt
ist, kann deren Vorenthaltung nicht als Meineld betrachtet werden.
*47. — Art. 277. Das auf die Seite Schaffen von Gegenstän-
den schlleßt das Merkmal der Verheimlichungvor den Gläubigern
bel dem betrügerischen Banqueront schon in sich. 47. Die Größe
der Beschädlgung der Gläubiger hat blos Einfluß auf die Straf-
ausmessung *47. — Art. 281. s. bei Art. 256. sub h. — Art.
290. a) Wenn dle.falsche cidliche Aussage rechtzeilig zurückge-
nommen wird, kann der intellektnelle Urheber nur wegen Versuches
des Meincides bestraft werden. 47. b) Das Werben eines An-
dern zum Meinelde ohne Erfolg ist eln strafbarer Versuch ven

SeltebesWerbenden. 47, 161. c) Ein gegen die Vorschrift des
Art. 46 Zlff. 4 des St P. v. 10. Nov. 1818 abgenommener
Jeugeneid ist rechtlichunwirtsam. 47. d) Eine eidliche falsche
Zeugenauslage in einer Untersuchung kann, wenn die Angabe der

Wahrhelt durch eine Selbstanklagebedingt war, nicht als Meineld
bestraft werden. 47. c) Ein in elner Untersuchung,wenn auch
ohne Nachtheil für denBeschuldlgten,begangener Meineld wird
dadurch. daß derselbe Zeuge im nachherigen Ciwilprozessedie Sache
wahrheitsgemäßangibt, nicht beseitigt. 157. 317: Das
Verbr. der Wldersetzung kann auch an — be-

gangen werden. 748. — Art. 368. Die Bestimmungenüber Kör-

perverletzungenstnden.auch bel Verwundungen im Duelle Anwent
* t. 373. s. bel Art. 250 sub b. — Art. 405:

a) anterprenbeleian Forstgehilfsen. 156. b) Desgl. an

Landgerlchtöfunktionären und an. Grenzjollelnnehmern. 46. c) An
elnem verslorbenen Beamten kann dieses Vergehen nicht be lgen
werden. »48. — Art. 419. Durch Art. 2 und 8 des. Geeges

—*#
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v. 20. Ang. 1818 Ist' die Bestlmmung im Art. 419. Abs. 2., dle
Beltrafung der wiederholten fahrlässig bewlrkten Enkweichmig von

Gefangenenbetr., nicht aufgehoben. 158. — Art. 420. Zum Ver-
brechen der unerlaubten Selbsthlife wird eine gegen den berechtig-
ten Eigenthümer gerichtete, die Vehauptung des Besitzes bezweckende
unbefugte Gewalthandlung erfordert. 48.— Art. 443. Bestechung;:
üm Sachbeschleunlgung zu bewilrken. 158. 4.

B. Strafprozeß. Th. II des Sto#B. Art. 9. Ueber
die Bewelskraft Krafrechtlicher Erkenntnisse im Civilverfahren.
363. — Art. 22. a# Kompetenz bei schriftlicher Amtsehrenbelel=
digung. 129. b) Kompetenz, begründet durch den Gebrauch elties
falschen Amtsattestats bei Ungewißhelt über den Ort der Fälschung-
135. c) Desglelchenbei Urkundenfälschungen.257. ). Kompetenz=
frage bezüglich des Falles, wenn nach Verurthellung des Ange-
klagken durch den Schwurgerlchtshof, aber noch vor dem. Strusocll=
zuge, eln'früher begangenesVergehen des Angeklagten,entdecktwird-
250. Ladung oder Verhastung, in Folge Art. 17. vorgrnom=
men, begründet keine Präventlon. 263. X) Untersuchungshandlungemn
nund Ergrelfung des Thäters, welche nach Art. 17 und 19 von
einemgemäß Art. 22 Abs. 1 und 2 nicht kompetenten Gerichte vor-
genommen werden, begründen eine Prävention auch dann ulcht,
wennsich später herausstellt, daß der Thäter auch in bem Bezlrke
des anfänglich nicht kompetentenGerlchtes, welcheb nach Art. 17
und 19 an derStelle des kompetenten gehandelt hatte, strafrecht-
lche Handlungen begangen hat.158. g) Prävention durch Reaul-
tlon um Vernehmung des Verdächtigen. 131. h) Prävention bei

Konkurrenz von Verbrechen und Vergehen 131, 264. i). Dle im

Konkurrenzfalle mehrerer Neate einmal begründete Kompetenzdurch
Prävention wird durch nachherige Einstellung des Verfahrens be-
jüglich eines Reates nicht geändert. 97. k) Ginfluß thätiger
Reue auf die Kompetenzfrage 131, 130. — Art. 30. Kompeteny
bezüglich eines von elnem Bayern im Auslande verübten Verbres
chens, 133. — Art. 482. s. bel Art. 22 sub li.
C. Strafprozeßgesetz vom 10. Nov. 1818. Art. 4.

ay)Ueber die Ablehnung sämmtllcher Mitglieder elnes Untersuchungs-
gerlchtes und die Entschlagung der Amtsfunktion von Selte dersel-
beu, so wle über die dadurch nothwendig werdende Delegatlon elnes
anderen Untersuchungsgerichtes hat daß Appellationsgericht in einer

Plenarversammlung zuentscheiden 45. b) Gegen die Verfügung
des Präsidenten desAG., daß über eine Sache der Vortrag in der

Plenarversammlung zu erstatten sel, ist eine Nlchtigkeitöbeschwerde
nicht zulässtg, wohl aber in dem Falle, wenn die Sache durch elnen

Gerichtsbeschlüßan die Plenarversammlung verwiesen wurde.46=
— Art. 19“und 25. In welchen Fällen Dlsziplinarsachen in elnem
strafrechtlichen Senate und unter Beiziehung des Staatsanwaltes
zu erled'gen sind. 150 — Art. 46. Durch dle unbeeldigte Ver-

nehmung elner ber Thellnahme an der That verdächtigen Auskunfts-
person alleln erhält die Voruntersuchung noch keine Richtung gegen
dleselbe. 46. — Art. 57. In dem Verwelsungserkenntnisse sind
dle den Thatbestand bedingenden Attikel, des St B. vollständig an-
zuführen746. — Ark. 69. WennsicchAnsicht des obersten Se-
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nchtshefesdie That durch keln Strasgesetzverboten ist: hat der-
stlbe, das Strafverfahren in. gehelmerSißung elnzustellen.46.
(S r auchArt. 250.) — Art. 157. Sachpefsländige habest,auch
den-Zeugenefdzu leisten. 16. —, ktt., 173 bis 178. Ueber dee
Grenzen der Kompekenz der Geschwornen.und des Schwurgerlchss-
weßshnsichtlider Berücksichtihungder Strafanfhebungegründe-
150. 289 . 321. 180. Krankengeschichtenund sfrztliche
Gntachten“en7 auch1re1 sie auf die Thäterschaft bezügliche
Aeußerungen enthalten, den Gelchorr###in's Berathungêzimmer
mitgegeben werden. 40. — Art. 181. Heransgehenvon Geschwore.
nen aus dem Verathungszimmnervor beendigter erathung. 159:
— Nrr. 191. Ueber die Befugniß der Geschworney, dem Schul=
ansspruchebeizusügen: „bei geminderter Zurechnungsfähigkeit“;
ohnezu diesem Busateduirch elne ber Frage veranlaßt wor-
den zu. seln. 1. Art 212. a) Der Schwurgerichtshof darf.
Wauchnach VerfändungranWahspruches.an den Angeklagten die
Urtheilsfällung aussetzen. 40. b) Was unter der „Hauptsache-
zu verstehen. 46. — Art. 213. Kompetenzfrage.bezüglsichdes.
Falles, wenn nach. Verurtheslungdes Angeklagten durch den
Schwurgerichtshof, aber. noch vor dem: Strafvollzuge, ein früher
begangenes Vergehen,des Angeklagten entdeckt. wird, 250. —.

Art. 239 Eine ohne Auftrag oddr Genehmigungdes. Angeklagten
von einem Dritten IngereichteDenkschrift= kam nicht berücksichtigt
werden. 40. — Art. 245.a) Die Prüsung der Nichtigkeitsbeschwerde
deß Staatsanwaltes * sich auf die aufgestellten Veschwerdepunlttz
zu beschränken. 46. b) Wenn sich bel. Prüfung der wegen Gesetzes-
verletzung erhobenen staatsanwaltschaftlichenNichtigkejtöbeschwerde.
zelgt, daß die Gesetzesanwendung wegen mangelhafter khatsächlicher.
Motivirung deß Urtheils ulcht bemessen werden kann, so ist das
Urthell gleichwohl wegen Mannelsan Gründen= über die Thatfrage
(Art. 320) zu vernschten. — Art. 250. Bei dem auf Be-
schwerde nur eines der "“!##.öffentlicheSlöung verwlesenen.Be-

lmigtensich ergebendenMangels elnes strafrechtlichen Thatbestan-
des, ist auch die Verweisung der Thellnehmer derselben Thatzu
vernichten, wenn gleich dieselben kein Rechtsmittel dageseinge-
wendet haben. 160. — Art. 293 f. unten Art. 371. — . 3

s. oben bei Art. 245 sub k — Art. 338. Auch wenn t auf
die Annahme eines höheren Grades des Verbrechens gerichtete Be-
rufung des Staatsanwaltes. nichtbegründet ist, kann eine Straf-

eöhngbezüglich des geringeren Grades eintreten. 40.—

Art. 302. a) Gegen freisprechende Erkenntnisse kann von dem
Stnatsanwalte nur wegen unrlchtiger Anwendung,des Strafgeletze
dle Nichtigkeitsbeschwerdeerhoben werden.47. b). Auch wenn sich
der Beschuldigtebei dem urtheile erster Instanz beruhigt hat, und

v9%lediglich von dem Staatsanwalte eingewendete Verufung in
weiter Instanz verworfen wurde, ist die Nichtigleusbelchwerdedes
Heschudigtenhiegegen zulässig. 160. — Art 371 ö Bei

Vorgerichtsiellungeines unter der —1 der w Geset-
gebung im Ungehorsamsverfahren Verurtheilten nach dem 1. Jan-
1819 rlchtet sich das Verfahren nach dem neuen Gesetze, und
ist dem Werurtheilten die im Art. 293 des StPG. bezelchnete-Wahl

5
Va.
m

..
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zu gestatten; unterwlrft er sich dem früheren Urtheile nicht. so tritt
das FlebüccheVerfahren auf eine Voruntersuchungeln. 160.

D. WNosschlagödefraudatlonen. a) Helmliche Malz--
mühlen. i 7) ulässigkeit von Nichtigkeitsbeschwerden. 70.

) Lauf der Berufungsfrist für dle Krelsfiskalate. 71. d) Zuläs-
sigkeit von Beschwerdenwegen Verwelgerung der Entscheidung über

Nebenpunkee:·-
stst assesetzvTSMatslssZArtUBeki

jahcuagsittst 160. — Art. 81. Werth und Geollrafebeirl1—entwendung aus einer künstlichen Aussaat. 48. 6. Auch
das um die Forsttaxe erkaufte Holz darf ohne - Ge-
nehmigung nicht weiter veräußert werden. 48 — A k co. Zu-
lässigkeitvon palczuraienzur,Wehrungdes Gesetzes.

x. Preßstrafgesetz v An 80. urel-. Von
nterdrückung etnes —Wmmßp§»1.





Samstag den 7.Jan. M 1. 19. Jahrgang 1854.

Blätter
für

Uechtsanwendung
zunächst in Bayern.

Inlt: U d
dle Jelugnßder Geschwornen, dem Schusdausleuch.bel.

sar dur ich e help dere oͤn veranlaßt worden zu sein. Lebre

vomiutë#äGericht nn der ebemaligen z stn .2,.Bet **
orderung 5 Heimstcuer,Währenberelts eku Ehe.

4eeluen,voageUnterden Eheleuten schweb

Ueber die Befugniß der Geschwornen, dem Schuld
ausspruchbeizufügen: „bei geminderter Burechnungs-
fähigkeit) ohne zu diesemGBusatzedurch eine beson-

dere Frage veranlaßt worden zu sein.
Soll Einer chwufeirtndle —i- Wasetlagen.
So muthet ihm nicht zu. ein unterschlaten.

Nach der bißherigen Praxis des oberstenGe-
richtshofes steht eine solcheBefugnißden Geschwor-
nen nicht zu. Die Motive einer oberstrichterlichen
Entscheidungvom 29. März 1853 sagenhierüber 1);

„Die Geschwornen sind nicht berechtigt, an

den ihnen zur Beantwortung übergebenenFragen
Abänderungen zu machen, oder denselben Zusätze
belzufügen, sie haben vielmehr nach ausdrücklicher
Vorschrift der Art. 189 und 191 des St PG. vom

10. Nov. 1848 mur über die ihnen gestellten Fra-
gen in Berathung zu treten und mit einfacher Be-

1) Sleungsberichtever baherischen Strafgerichte Bd. 5
126 ff. Im Wesen übereinstlmmend die Moti-

o elner früheren Entscheidung desselbenGerichts-

ls !—hn— sihembe1852). Slhungsberlchtr
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jahung oder Verneinung darüber abzustimmen, mit
der alleinigen Ausnahme, daß einzelneFragenauch
nur theilweise bejaht oder verneint werden können,
welche Ausnahme sich aber nur auf solcheVerhält-
nisse bezieht, wo von einer gquantitativen Theilung
wirklich die Rede sein kann, auf den hier in Frage
stehendenBeisatz jedoch nicht den mindesten recht-
lichen Bezug hat, indem der Zustand geminderter
Zurechnungsfähigkeitdurch Art. 3 des Gesetzesvom
29. August 1848 über einige Verbesserungendes I.
Theiles des StGB. vom I. 1813 als Strafmilde-
rungsgrund anerkannt ist, und hierüber nach aus-

drücklicherVorschrift des Art. 178 des StPG. vom
10. Nov. 1848 eine gesonderteFrage gestellt wer-

den soll.“
Gemäß dieser Rechtsansicht hat der oberste
Gerichtshof in Bezug auf den gegebenenFall, in
welchem die Geschwornen ohne Veranlassungdurch
besondereFrage den erwähnten Zusatz gemacht hat-
ten, sich dahin ausgesprochen:die Geschwornenhaben
hiebel, den angeführten gesetzlichenBestimmungen
entgegen, ihre Befugnisseüberschritten. «

Es sei dem Herausgeberdieser Blätter ver-
gönnt, die Begründung einer anderen Ausicht zu
versuchen.

Im Art. 3 des Gesetzesvom 29. Aug. 1829,
die Abänderung einiger Bestimmungen des ersten
Theiles des Strafgesetzbuchesvon1813 betreffend,
ist ausdrücklichanerkannt, daß der Ausspruch über

geuinderteZurechnungsfähigkeitzur Entscheidung
er Thatfrage gehöre. In Schtwurgerichtsfällen

sindes die Geschwornen, welchen die Entscheidung
er Thatfrage überhaupt, insbesondere auch die

Bae geminderter Zurechnungsfähigkeit zukommt.
Die Geschwornenmüsseneidlich geloben2):

2) Si##. v. 10. Nov. 1848 Art. 110,
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„Die gegen N. erhobeneAnklage und dessen
Vertheidigung bei der gerchtlichenVerhand-
lung mit sorgfältigerAufmerksamkeitzu ver-
folgen, die Anschuldigungs=und Entschul-
digungsbeweisegewissenhaftzu prüfen, in der
Ausübung dexr ihnen als Geschwornenoblie-
gendenVerrichtungen nur Gott, die Gerechtig-
keit und Wahrheit vor Augen zu haben, und
den Ausspruch nach ihrem Gewissenund der
durch die Verhandlungen in ihnen begrün-
deten freien Ueberzeugungzu geben.“ ·

Wenn sich nun in einem gegebenenFalle zu-
folge der sorgfältigen Aufmerksamkeit auf die Ver-
handlungen und gewissenhafterPrüfung der An-
schuldigungs= und Entschulbigungsbewesein den
Geschwornendie Ueberzeugungbegründet, daß der
Angeschuldigtezwar die That, deren er angeklagt
ist, begangenhabe, daß jedoch das Bewußtsein der
Strafbarkeit der Handlung in demselbenzur Zeit
der begangenenThat durch großeEesstesbeschränkteit, durch Altersschwäche, durch Gemüthskrank=

eit, durch unverschuldeteTrunkenheit oder durch.
eine anderederartige Verwirrung der Sinne in einem

die Annahme geminderterZurechnungsfähigkeitrecht-

ferbenden Grade getrübt war, so sind dieselben
urch den geleistetenEid verpflichtet, ihren Wahr-

spruch nachdieser ihrer freien Ueberzeugungabzu-
fassen, d. h. auszusprechen,der Angeklagtedischul-
dig, jedoch bei geminderter Zurechnungsfähigkeit.
Durch ein „Schuldig“ ohne den Beisatz würden sie
bierihrerbeschworenenPflcht.

„den Ausspruchnach ihrem Gewissenund der.
durch die Verhandlungen begründeten freiem
Ueberzeugungzu geben“.

eben so sehr zuwiderhandeln, als durch einenauf
„Nichtschuldig“ gehendenWahrspruch.

«

Man kann gewiß nicht annehmen,daßzufolge
.., «

«
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des Art. 178•8) demPräsidenten oder dem Schwur-
gerichtshofedie un sittliche Macht zustehe, durch
Unterlassung einer besonderenFragestellung in Be-

beif#eminderterZurechnungsfähigkeit, bezlehungs-
welse durch Zurückweisungeines hierauf gerichteten
Antrags, die Geschwornender gewissenhaftenErfül-
lung ihrer beschwornen Pflicht zu entheben, oder

gar sie zu einem ihrer freienUeberzeugungnach ge-

en Wahrheit und Gerechtigkeit verstoßendenWche
pruch zu zwingen. Den Befa-lüssenüber die Frage-

stellung einen solchen Einfluß auf den Inhalt des
Wahrspruches beimessen, hieße nichts Anderes, als
die Entscheldung eines Bestandtheiles der Thatfrage
an die rechtsgelehrtenRichter übertragen und damit
die prinzipiellen Grenzen der Funktionen des Ge-
richtshofes einer-, der Geschwornen andererseits,
verrücken und verwirren. Man mußBedenkentra-
gen, eine solche Prinzipwidrigkelt als geltendes

echt anzunehmen; sofernesie nicht durch eine un-

zweideutigeVorschriftaufgebrungenist. Hier handelt
eß sich um Anwendung desArt. 191 des St P.
von 1848: . A

„Die Abstimmungder Geschwornenbestehtin
der einfachen Bejahung oder Verneinung der

gestellten Fragen.
Doch kann auch ein Geschwornereine ein-

zelne Frage nur theilweisebejahenoder ver
neinen.“

Der Wahrspruch „Schuldig““ mit dem durch.
eine besondereFrage nicht veranlaßten Zusatze„je-
doch bei geminderterZurechnungsfähigkeit",istaller-
dings keine einfache Bejahung der gestelltenFrage,
aber er ist eine theilweise bejahende, theil-

2)) „Ergeben sich bel der VerhandlungUmstände,welche
das Gesetz als Strafmilderungsgründeauerkennt,
so · sindauch darauf besondereFragen zu richten.“ -
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weise verneinende „Antwort auf die Frage. War
das Bewußtsein der Strafbarkeit der Handlung in
dem Verbrecher in einem die Annahme geminderter
ZurechnungsfähigkeitrechtfertigendenGrade getrübt,
so ist das„Schuldigsein“ kein volles, ganzes; es

geht derjenige Theil der Schuld ab, welcher die

Differenz zwischender vollen und gemindertenZu-
rechnungsfähigkeit gusmacht. Der Annahme des
obersten Gerichtshofes, daß sich die Bestimmung.
des Art. 191 Absatz 2 nur auf solche Verhältnisse
beziehe, wo von einer quantitativen Theilung
die Rede sein kann, läßt sich nicht beipflichten.Un-
bestritten steht esnach der angeführten Gesetzesvor-
schrift den Geschwornenzu, ihren bejahendenAus-
spruch durch Verneinung der in der Fragevorkom-
menden, einen höheren Verbrechensgradbedingenden
Merkmale zu beschränken. Wenn z. B. die Frage
auf das Verbrechen des durch Einbruch in ein Haus
ausgezeichnetenDiebstahles gestellt war, so unter-
liegt es keinem Zweifel, daß eine Antwort der Ge-
schwornen: „Ja, jedochohneElinbruchin ein Haus“'—
in dem Absatz 2 des Art. 191 ihre Rechtfertigung
finde. Gleichwohl springt es in die Augen, daß
hier nicht von einer quantitativen Theilung,
sondern, wie im Falle geminderter Zurechnungs-
fählgkeit, von einer qQualitativen Minderung der

Schuld (hier in subjektiver, dort in objektiver Be-
ziehung) die Rede sei. —Das „theilweise“
des Art. 191 auch auf die Grade der Zurechnungs-
fähigkeit beziehend,hat man den allgemeinenSprach-
gebrauchfür sich. Wenn N., der Zeuge der Be-

gehungeines Verbrechens war, in der Erzählung
arüber derjenigenUmständenicht erwähnte, in wel-

chen sichder InstandgeminderterZurechnungsfähig=keit des Verbrechers kund gab, so ist es ganz rich-
tig, von diesem Erzähler zu äußern: er hat die

Wahrheit nur theilweise gesagt. Wenn die Ge-
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schwornen ungeachtet ihrer Ueberzeugung,daß der.

Anzetlagteim Zustande geminderter Zurechnungs-
fählgkeit gehandelt, die Schuldfrage ohne beschrän-
kenden Zusatz bejahen, so hat man allen Grund, zu
sagen: daß der Wahrspruch ihrer Ueberzeugung
theilweise entspreche, theilweise zuwiderlaufe.
UeberhauptFebrunchtnian das Wort „theilweise“
in mannigfacher Weise auch von Seelenzuständen;
man spricht von Ereignissen, welche thellweise er-

freuen, theilweise betrüben; von Motiven des Han-
delns, theilweise in Neid, theilweise in Geiz be-
stehendu. dgl. m.

Aber auch angenommen, der Art. 191 Abs. 2

sei nach dem Sprachgebraucheeiner mehrfachenAus-

legung fähig, insbesondere auch einer Auslegung,
welche die Beziehung auf die Frage geminderter
Zurechnungsfählgkeit ausschließt, so entscheidendie
bereits dargelegten Erwägungen der logischenAub-

legung für die hier vertretene Auffassung, und gegen
die andere, deren Ergebniß eine Verrückiuig der prin-
zipiellenGrenzen zwischenden Kompetenzgebietendes
Gerichtshofes und der Geschwornen und eine Nö-
thigung der Letzteren zur Verleugnung ihrer freien
Ueberzeugungwäre ). "", n

Die Ansicht des oberstenGerichtshofeshat die

ssherstaller Erklärungsweisen5) gegen sich, nämlich
ie Auslegung nach dem inneren Zusammenhange

der Gesetzgebung,insbesonderenach dem Zusammen-
hange der auszulegenden Gesetzstellemit anderen
Bestandtheilen, mit den Fundamentalbestimmungen
desselben Gesetzes.

Gemäß vorstehenderErörterung wurde in dem

gegebenenFalle durch den im Wahrspruche unge-

4) In ambigus voce legis en potlus acelpienda algull-
catio, quae vitio caret. Fr. 19 de legibus (1, 3.)

5) Savigny System Bd. 1 S. 223.
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fengtgemachtenZusatz„bei verminderter Zurechnungs-
fählgkelt“" das in dem Art. 191 enthaltene Gesetz
nicht verletzt; eben so wenig der Vorschrift des
Art. 189:

„Sobald die Geschwornenin dem Berathungs-
zimmer angelangt sind, wählen sie einen Ob-
mann aus ihrer Mitte und treten hierauf
über die Hauptfrage, sowie über die etwaigen
Nebenfragen, in Berathung“

uwidergehandelt. Denn eben die Berathung über
die gestellteFrage:*

„Ist die Angeklagte schuldig, das Verbre-
chen des Kindsmordes dadurch begangenzu
haben u. s. w.“

führte die Geschwornenin gewissenhafterPrüfung
der Anschuldigungs=und Entschuldigungsbeweisezu
der Erwägung, ob eine unbeschränkteBejahung der
Gerechtigkeit und Wahrheit entsprechenwürde,
oder nicht? — Die Geschwornenhaben keine wei-
tere, nicht gestellte Nebenfrageeingeschaltet, sondern.
nur darüber berathen, ob die wirklich gestellteFrage
nicht theilweise zu bejahen, theilweise zu verneinen
sei. Allerdings kann es nach Art. 178 Gegenstand
einer besonderenFrage sein: ob der Aungeklagtedie
That im Zustande geminderterZurechnungsfähigkeit
begangenhabe? Aber eben so gut kann es, wenn
die Hauptfrage z. B. auf doppelt ausgezeichneten
Diebstahl gerichtet ist, nach Art. 174 Gegenstandweiterer Fragen sein, pb die That nur mit einer

Auszeichnung, oder ob sie nur als Verbrechen der
Summe nach begangenworden?, ohne daß die Ge-
schwornen durch die Nichsstellungsolcher weiteren

Fragen gehindert werden, die wirklich gestellteFrage
theilweise zu bejahenund theilweise (nämlich in An-

sehungder zur Stellung einer weiteren Frage geeigne=
ten Merkmale) #

verneinen. Weder in diesemnoch
in ·jenem Falle kann der Nichtstellung weiterer Fra-
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gen die Wirksamkeiteines rechtskräftigent, dem Wahr-
spruche vorgreifenden, die Anwendung des Art. 191

Abses2 beschränkendenZwischenbescheidesbeigemessen
werden. **#

Auch eine Verletzung des Art. 196, nämlich
von Seite des Schwurgerichtshofs, hat der oberste
Gerichtshof angenommen, weil

dem von den Geschwornen(durch den unab-

gefragten Zusatz „bei verminderter Zurech-
nungsfähigkeit“) begangenenFehler dadurch
hätte abgeholfen werden können und sollen,
daß der Schwurgerichtspräsident und be-
ziehungöweise der Schwurgerichtshof selbst auf
den Grund de5s Art. 196 des St PG. die
Anordnung traf, daß sich die Geschwornen
zur Verbesserungdes Wahrspruchs von Neuem
in das Berathungszimmer zurückziehen

Hiegegen läßt sich einvenden, daß die Voraus-
setzungendes Art. 196:

„Sollte der Wahrspruch sich als unvoll-
ständig oder in sich widersprechend

darstellen“
nicht gegebenscheinen. Niemand kann auf den Ge-
danken kommen, der Zusatz „bei verminderter Zu-
rechnungsfähigkeit“stehe im Widerspruch mit der
Bejahung der Frage. Aber auch von Unvollstän-
digkeit läßt sich nicht reden. Die Geschwornener-

klärten, die Angeklagte habe die That nach allen
in der Frage bezeichnendenUmständen begangen,
jedoch bei verminderter Zurechnungsfähigkeit. In
Ansehung keines der Thatumstände, welche in der
Frage vorkommen, fehlt eine bestimmte Antwortz
in keiner Beziehung ist ein „zu Wenig“ wahrzu-
nehmen. Gegenstandder Beanstandung ist vielmehr
der in Betreff der Zurechnungsfähigkeit gemachte,
eine theilweise Verneinung der s ausdrückende

Zusatz, also ein vermeintes „Zu Viel.“ Die Un-
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vollständigkeitsoll aber darin liegen, „daß jedenfalls
die erforderlicheGewißheit mangelt, wie der Wahr-
spruch über die gestellte Frage ausgefallen wäre,
wenn den Geschwornenbekannt gewesensein würde,
daß sie den fraglichen Beisatz nicht beifügen dürf-
ten.“ — Dieser Gedanke, das nach Inhalt des
Art. 196 vorausgesetzte „zu Wenig“ in einem
vermeinten „zu Viel“ der Antwort zu finden, mag
allerdings als Beispiel einer sinnreichen und kühnen
Subsumtion der Anerkennungnicht ermangeln; aber
man darf wohl das Bedenken hegen, ob nicht eine
vom Buchstabenso völlig emanzipirte Gesetzesanwen-
dung über das Maaß der dem Richter erlaubten
Genialität hinausgehe5). Ueberdies wurde bereits

gezeigt,daß die Annahme, die Geschwornendürften
en fraglichen Beisatz nicht machen, im Gesetzenicht

begründet sei. Zur Ehre des Geseßgeberssei es
wiederholt: nichts weniger lag in seiner Intention,
als die Geschwornenauf die unsittlicheWahl zwischen
zwel Wahrsprüchen zu beschränken,von welchen der
eine wie der andere nach ihrer freien Ueber-
zeugung eine Verletzung der Wahrheit und Ge-
rechtigkeitenthalten würde 7).

·6" „Judicem oporlet esse potlus erudilum quam inge-
nlosum“ sagt aco von Verulam in selnem
Vsermo de ollicio judieis.“
In- elnem Ansbacher Schwurgerlchtsfalle (1853),
gegen einen jugendlichen (jedoch über 16 J. alten)

.Angeklagten wegen Brandstiftung zweiten Grades
rerhandelt, wurde vom Vertheiviger geminderte Zu-
rechnungsfählgkelt behauptet, und darüber elne be-

sondere Frage beantragt. Der Gerichtshof verwarf
den Antrag. Die Geschwornen belahten die auf das

erwähnte Verbrechen gestellteFrage ohne elsatz,legten
jedoch eine schriftliche Erklärung in die Hände des

Vertheidlgers: sle würden elne Zusatzfrage über ge-
minderte Zurechnungsfählgkeit, wäre fie gestellt wor-

den, belaht haben. Haben die Geschwornen in die-

E —
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Ohne Gewicht ist der Elnwand: die Zulassung
unabgefragter Zusätze der fraglichen Art bringe
durch eine Hinterpforte das von unsererGesetzgebung
verworfene französischeSystem der „circonstances
altenuantes“ zur Geltung. Es waltet hier ein
wesentlicher Unterschied ob. Der Begriff der „mil-
dernden Umstände“ des französischenRechts erman-

gelt jeder Erenzbrsmmmung;die Erklärung, es seien
im gegebenenFalle solcheUmstände vorhanden, ge-
schieht ohne Bezeichnungder hiebei berücksichtigten
Modalität des konkreten Falles, es ist daher einem
willkürlichen Ermessender Geschwornenfreie Ge-
legenheit eröffnet. Auch kommt der mildernde
Zusatz bei Verbrechen jeder Kategorie vor, bei
Diebstahl, Raub, Mord, wie bei Aufruhr, Körper-
verletzung, Todtschlag u. dgl. Anders verhält es

ich mit der Rücksicht„auf geminderteZurechnungs-
ähigkeit.“ Hier steht man nicht auf einem Gebiete

ohne Grenzbestimmung,; der Ausspruch, die That
sel im Zustande geminderterZurechnungbfähigkeitbe-

gangen worden, enthält die Erklärung, das Be-

wußtsein der Strafbarkeit der Handlung sei in dem

Verbrecher zur Zeit der begangenen That durch
mangelhafte Funktion der Sinne oder des Verstan-
des in erheblichemGrade verdunkelt gewesen; den

Geschwornenist hier keine Gelegenheitzu willkür-
lichem Ermessendargeboten, und es gehtnicht, an,
vorauszusetzen,daß eine Befugniß der Geschwornen,
ohne Veranlassung durch besondereFrage die Zu-
rechnungsfähigkeit für gemindert zu erklären, will-

kürlich, mit Außerachtlassungder für eine solche.
Annahme nöthigen Anhaltspunkte, zur Ausübung
kommen werde. Ohnehin sind es nur gewisseKate-

sem Falle ihrer Pflicht genügt, ihren Ausspruch nach
freier Ueberzeugung gegeben?
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gorleen von Verbrechen,bei welcheneine Minderung
der Zurechnungbfähigkeitin Frage zu kommen pflegt.
Nebstdem kommt zur Erwägung, daß die Möglich-
keit des Mißbrauches einer Befugniß keineswegs
geeignet ist, die Negirung dieserBefugniß gegen das

Ergebniß anderer Erwägungen zu rechtfertigen. Hie-
von gilt, was Savigny von der Beachtung des

inneren Werthes als Auslegungbhilfsmittels sagt 5):.
der innere Werth des Resultates sei unter allen Hilfs-
mitteln das gefährlichste,indem dadurch am leichtesten
der Ausleger die Grenzen seinesGeschäftesüberschrei-
ten und in das Gebiet des Gesetzgebershinüber grei-
fen werde. «

Für die Anwendung der bisher entwickelten Sätze
macht es keinen Unterschied,ob eine besondereFrage
über geminderteZurechnungsfähigkeitvon keiner Seite
beantragt, oder ob ein desfallsigerAntrag vom Schwur-
gerichtshof verworfen worden. So wenig als aus

dieser Verwerfung kann aus jener Unterlassung ein
Präjudiz für den Wahrspruch erwachsen. Zuweilen
rechnet der Vertheidiger mit Zuversicht auf Erfolg
des FreisprechungverlangendenAntrags, und trägt
Bedenken, diese Aussicht durch Stellung eines even-

tuellen Antrags über geminderteZurechnungsfähigkeit
zu.gefährden. Aus dem Stillschweigender Geschwornen
läßt sich um so weniger eine Folgerung ziehen, als
das Hervortreten mit einem Antragedieser Art immer
einen gewissenGrad von Sicherheit und Gewandtheit
voraussetzt, welcherbei den Geschwornenin der Regel
nicht gegebensein dürfte. Auch kann es wohl vor-

kommen, daß sichdie Ansicht, es sei ein Fall gemin=
derter Zurechnungsfähigkeitvorhanden, erst durch die

Berathung unter den Geschwornenfeststellt. Wie an

einem gesetzlichen,fehlt es demzufolgeauchan cinem

natürlichenGrunde, die bisher erörterte Befugniß der

8) System Bd. I S. 225.
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Geschwornenvon dem Umstandeabhängig zu machen,
daß die Stellung einer besonderenFrage über gemin-
derte Zurechnungsfähigkeitvon Seite des Angeklagten,
resp. seines Vertheidigers, oder von Seite eines Ge-
schwornenbeantragt war.

«

;-

Eine mit dem Gegenstandeder vorliegenden
Erörterung konnexeFrage ist es, ob denn der Prä-
sidentbefugt sei, die Stellung einer besonderenFrage
in Betreff der vertheidigungöweisevorgebrachtenBe-
hauptung geminderter Zurechnungsfähigkeitzu ver-

weigern, und ob der darauf Bezug nehmendeAntrag
des Angeklagten oder Vertheidigers, der von dem

Präsidenten entworfenen Frage eine weitere in erwähn-
tem Betreffe beizufügen, vom Schurgerichtshofe
verworfen werden dürfe? Die Darlegung der Zweifel,
welche der Verf. über die Richtigkeit der in der bis-

herigen Praxis befolgten Auslegung der Art. 174,
175, 177, 178 und 179 hegt, sei einer späteren
Betrachtung vorbehalten. Auch angenommen aber,
das fragliche Verweigerungs= und Verwerfungsrecht
stehefest, so ist schonaus dem Standpunkte der An-

gemessenheitgrößereGeneigtheitzur Fragenbewilligung
zu empfehlen; sei es auch nur, um dem Präsidenten
Gelegenheit zu geben, die Geschwornen über die

Voraussetzungen der Annahme geminderter Zirech-

mungöfeihigreltim Sinne des Art. 171 zu belehren.
Auch durchgeeigneteBelehrung über die praktische
Bedeutung des Art. 191 würde der Präsident zwar
keine ausdrücklicheVorschrift des Art. 171 befolgen,
aber eben so wenig der in diesemArtikel ausgeprägten
Intention des Gesetzgeberszuwiderhandlen.

Nachschrift. Im Novembelheftedes V. Jahr-
gangs der Zeitschrift „der Gerichtssaal“ S. 429Note#

erwähnt Mittermaier billigend der Beshinmmungdes neuen Zirichergesetzesüber das Strafverfahren
v. 2 Weinmonat Art. 252: „daß die Geschwornen,
auch wenn keine Zusatzfragewegen des milderen Ge-
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sichtspunktesde3Versuches oder derBeihilfe
gestellt wurde, doch einen Zusatz ihrem Wahrspruche
beifügenund den milderen Gesichtspunktihrem Wahr-
spruche der Schuld zum Grunde legen dürfen.“ —

Die Beifügung eines ZusatzessolchenInhalts möchte
den bayerischenGeschwornennachArt. 191 des St PG.
v. 10. Nov. 1848 nicht zustehen;das geht über das

„theilweise bejahen oder verneinen“ hinaus. Wurde
nur eine auf das „Schuldig als Urheber“ gerichtete
Frage gestellt, so kann solchevon den Geschwornen,
nachderen Ueberzeugungder Angeklagtesich nur des

Versuches oder der Beihilfe schuldig gemacht, ohne
Bedenken einfachverneint werden.

*

BurTehre vom privilegirten Gerichtsstand der ehe-
—l: maligen unmittelbaren Neichsadeligen.

Vgl. Kommenk. über die GO. Bd. 1 Aufl. 2 S. 137.

In §. 14 der I. Beilage zur VU. ist bestimmt:
„den Standebherren, welchesichihren Auf-
enthalt in den zum deutschenBund gehörenden
oder mit demselbenin Frieden lebenden Stag-
ten wählen, bleiben alle durch die Königliche
Deklaration (vom 19. März 1807) zugestan-
dene Rechte vorbehalten.“

Demzufolge genießendie Glieder von standes-
herrlichenFamilien, welchemit ihren reichsständischen
Besitzungen oder einem Theile derselben durch den

Mediatisirungs-Akt der Krone Bayern unterworfen
worden sind, unter der bezeichnetenVoraussetzung1)

1) Da der Krlegszustand unter mehreren Staaten nur

als eln vorübergehender anzunehmenist, so läßt sich
aus den Worten des 8. 14: „oder mit demselben in
Frleden lebenden Staaten" nicht sowohl elne regel-
mäßleVoraussetzung,als vielmehr nur ein Fall der
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den in der IV. Beilage zur Vll. §.,6 bestimmten
privilegirten Gerichtsstand, ohne Rücksicht auf den
Umstand, ob sie dem bayerischenStaate auch durch
das Indigenat angehören. .

Der angeführte S. 14 des Ediktes über das
Indigenat spricht nur von den Standesherren.
Wenn in einem GesetzegewisseVoraussetzungenbe-

eichnetsind und zugleicheine gewisserechtlicheFolge,6 ist man berechtigt, die Folge auf jene im Ge-
setze angegebenenVoraussetzungenzu beschränken,und
demgemäßanzunehmen,daß sieunter anderen Voraus-
setzungennicht gelte (argumentum a contrario).
Hiemit scheintsichdie Ansicht zu rechtfertigen, daß
die Glieder der ehemals reichsadeligenFamilien, welche
mit reichsunmittelbaren Besitzungen der Krone unter-
worfen wurden, eines gleichen Vorrechts nicht ge-
nießen, sondernnur als bayerische Unterthanen
auf den im §. 11 der V. Beil. zur Vll. bestimmten
privilegirten GerichtsstandAnspruchhaben.

Dagegen kommt aber in Betracht, daß vom

argumentum a contrario nur in Bezug auf solche
Rechtsfragen Gebrauch gemacht werden kann, für
welche es an einer sonstigen Norm fehlt. Diese
Voraussetzung trifft hier nicht zu. In Tit. V 8. 3
der Vll. ist bestimmt:

„die der Bayerischen Hoheituntergebenen
ehemaligen unmittelbaren Reichsadeligenge-
nießen diejenigenRechte, welche in Gemäß-
heit der Königlichen Deklaration durch.
die konstitutionellen Edikte ihnen zugesichert
werden.“

Nach Lit. A Nr. 1 der Deklaration vom31. Dez.
1806, auf welchehier Bezug genommen ist, haben

Suspension für vie Dauer des Krlegesoeblekten.
Daraus erklärt sich, daß dleser. Beschränkung im

Kommentar g. a. O. nicht gedacht wurde.
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„die UnsererSouveränität unterworfenenMit-

glieder der vormaligen Reichsritterschaft die-

jenigen allgemeinen persönlichenRechte und

Vorzüge zu genießen, deren nach den gegen-
wärtigen oder künftigen Gesetzender Adel in

Unserer Monarchie sich zu erfreuen hat.“
Wenn hier von „Unterwerfung unter die Souverä-

nität“ gesprochenwird, so ist darunter die Einverlei-
bung von bisher reichsunmittelbarenBesitzungenin den

bayerischenStaat verstanden; indem ja Glieder reichs-
adeligerFamilien durch ihren Wohnort schon früher
der bayerischenSouveränität unterworfen sein konn-

ten 2). Den in jenem Sinne Unterworfenen sind
dieVorzüge und Rechtedes bayerischenAdels (darunter
auch der privilegirte Gerichtsstand) zugesichert,ohne
daß die Wirksamkeit dieserZusicherungvon dem Ein-

tritte der Personen in das Verhältniß bayerischerUn-

terthanen abhängiggemacht wäre. Für diese Auf-
fassungspricht auch Nr. 6 derselbenAbtheilung der

Deklaration von 1806, nach welcher die adeligen
Gutsbesitzer nicht gehindertsein sollten, ihr stän-
digesDomizil! auerdem Königreiche (im Gebiete
eines befreundetenStaates #) festzusetzen. —Zur
Befestigung des Resultates für das geltendeRecht
dient ferner die erbereinstimmungmitder Vorschrift
der deutschenBundesakte Art. a. E., so wie

solchein der Wiener Schlußaktevon 1820 Art. LXIII
interpretirt worden ist. „Es liegt der Bundesver-
sammlung ob, auf die genaue und vollständige Er-

füllung derjenigenBestimmungenzu achten, welche
der vierzehnte Artikel der Bundesakte in Betreff der
mittelbar gewordenenehemaligenReichsständeund
des ehemaligen unmittelbaren Reichsadels
enthält. DiejenigenBundesglieder, deren Ländern

2). Vgl.Gönner deutsches Staaksrecht §. 265, V.

2) Die Fassung der betreffenden Stelle hängt mit den

damaligen U#heinbundsverhältnissenzusammen.
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die Besitzungen derselben einverleibt wer-
den, bleiben gegen den Bund zur unverrückten Auf-
rechthaltung der durch jene Bestimmungen begründe-
ten staatsrechtlichenVerhältnisse verpflichtet.“

„Mittheilung aus der Praris.
Einforderungder Helmsteuer, während berells ein Eheschel-

dungsprozeß unter den Cheleuten schwebt. -'

Gemelnes und Würzburger R.

Deer Klage des Ehemannes gegen den Schwie-

gerbaterauf Entrichtungeines Heimsteuer-Resteswurde
er Einwand entgegengesetzt,unter den Eheleuten sei

ein Scheidungsprozeßanhängig, und zufolgeder zidi-
schenden Ehetheilen bereits eingetretenen Absonderung
könne der Zweck der Heimsteuer, dem Manne zur Be-
streitung der ehelichenLasten zu dienen, nicht mehr
erfüllt werden. Dieser Einwand hatte keinen Erfolg-
„Angenommen auch, daß der Kläger seiner Ehefrau
und seinen Kindern den Unterhalt nicht mehr reiche,
so bleibt er doch immerhin gesetzlichhiezu verbunden,
und es ist Sache der Frau; ihn zur Erfüllung dieser
Verbindlichkeitgeeignet anzuhalten. Die bloseAnhäu-
gigkeit des Scheidungsprozessesvermag an den gesetz-
lichen Rechten und Befugnissen des Mannes nichts

n1
ändern, und eine allenfallsige Vermögens-Ver-

chllmmerung auf Seite desselbenbegründet für die

Ehefrau nach Th. 3 Tit. 101 8. 1 der fränk. Land-
erichtsordnungblos das Recht, ihres Heirathsguteseite von dem Manne Versicherung oder Kaution

zu verlangen, glelchwie in soichemFalle bei anhän-
igem Scheidungsprozesse die vorhandenen Kinder

gelechtigesind, die Grundtheilung zu verlangen.
LGO. Th. 3 Tit. 31 §. 15. v. Schelhaß Beiträge
zur deutschenGesetzkunde§. 54.“ —

OAGE. v. 20. Febr. 1846. Nr. 1644¾4.
NReb.: J. R. Seuffert. Verl.: Palm. Enke (NMdolphEnke)3 vin Erlangen. Druck von Junge & Sohn.
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Anhatt: ueber den elnlall elner Erbschast an Verschollene. — Ciiulssungsrech!.
„Wollständlue Bezahlung Im Sinne des Hyp.,Ges. K. 14 a82 —

Vom Nachwels der Vestledlgungomittei nach 5. ua Abs. 2 den Syp.·
esehes. — Verjährungszelt der gallo emtl zur Geltendmachnug von

Lorderungen, welche auch nach dem adititlschen annebeqründet sind. —

5#½1˙rSallslaktlons-Ansyruchder von elnem. hemann Geschwächten. —

Meber den Anfall einer Erbschaft an Verschollenc.
§. 1. Eine der Streitfragen des Privatrechtes,

welche erst in neuerer Zeit ihrer Lösung näher rück-
ten, betrifft die Fähigkeit abwesender oder vermißter
Personen, ihnen angefalleneErbschaftendurch ihren
Kurator zu erwerben, in so ferne doch zum Anfalle
selbst die Gewißheit ihres Lebens zur Zeit seines
Eintrittes, also geradeein Umstand gehört, welcher
durch ihr Verschwinden und den Abgang aller Kunde
über ihr Schicksal in großeUngewißheit versetztist.
Zwei Systeme stehen sich in diesem Belange scharf
gegenüber. Die ältere gemeine Meinung, davon
ausgehend,daß das Vermögen des Abwesendenfür
ihn bis zum Zeitpunkte seines gewissen oder nach
NaturgesetzenannehmbarenTodes durch eine ver-

ordnete Pflegschaftzu verwalten ist, trägt kein Be-
denken, ihn in dieser Zwischenzeit als fortlebendin

jeder Beziehung zu betrachten, sein Lebenzu ver-
muthen, und daher ihm selbst, oder für ihn seinem
Kurator dieFähigkeit und Befugniß zum. Antritte
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und überhaupt zum Erwerbe neu angefallener Erb-
schaftenbeizulegen, mit der Folge, daß er dieselben
später mit seiner eigenenHabe auf seine Nachfolger
transmittirt. Die umgekehrte Ansicht, obwohl in
der Fürsorge für das wirklich zurückgebliebeneVer-

mögendes Abwesenden nicht minder eifrig, läßt den-
noch eine solcheErstreckungnicht zu, erfaßt den Ku-
rator des Abwesenden blos als einen Güterpfleger,
und spricht ihm die Befugniß ab, neu angefallene
Erbschaften anzutreten. Diese letztere Lehre, die
unsereBlätter schonfrüher empfahlen (Bd. 1, S. 343),
scheint in der gemeinechtlichenPraxis der neueren

Zeit die Oberhand erlangt zu haben. Wir wollen
versuchen, den Widerstreit beider Ansichten einer kur-
zen Prüfung zu unterwerfen.

S§F.
2. Die Lehre des gemeinenRechtes be-

schäftigtsichbeinahe ausschließendnur mit der Für-
sorge für das wirklich hinterlassene Vermögen des
Abwesenden, welches in den Betracht einer eventuell
zu vertheilenden Erbschaft gestellt wird; die meisten
Partikulargesetzgebungenhaben diesen utx--nicht überschritten. Im römischen Rechte sehenwir
uns vergeblich nach Bestimmungen über die Behand-
lung des Rücklasses und der übrigen Rechte von

Personen um, welche verschwundensind, ohne daß
von ihrem Schicksale eine verlässigeKunde zu erlangen
wäre. Die Lehre der C. 4 „de postlim. rev.
(8, 51): ejushereditatem adiri non posse, cujus
vita .. incerta est, liegt wohl tief im Wesen
der Sache; aber der weitere Satz: corum bona,
dui in hostium potestatem rediguntur, co de-
mum tempore successionis jurc acquiri posse,
cum captos apud hostes mortuos esse

cognoscitur — läßt immer unentschieden,wie
die Sache am Ende zu halten sei, wenn eine solche
Nachricht ausbleibt oder umnöglich wird. Dabge-
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meine Recht, sich an diese Stelle und einige an-

dere anlehnend, betrachtet nun den Abwesendenals
fortlebend und nur durch Zufall verhindert, zurück-
zukehrenoder für seineAngelegenheitenselbst zu sor-
gen; es läßt ihm daher gleich Minderjährlgen oder
Irrsinnigen einen Kurator bestellen, der sein Ver-
mögen ebenso verwaltet, als hätte er hiezu Voll-
macht ertheilt. Da aber dieser Zustand nicht für
immer fortdauern kann, so hat der Gerichtsgebrauch
mit Rücksichtauf die gewöhnlicheGrenze des mensch-
lichen Lebensalters ziemlich willkürlich eine Vermu-
thung aufgestellt und ihr die Wirkung einer Rechts-
Vermuthung beigelegt, daß ein Abwesender, der das
70. Jahr seines Lebens zurückgelegt, alsdann billig
für gestorbengelten könne. Er wird daher öffentlich
vorgeladen,und wenn er, wie gewöhnlich, nicht er-

schentfür todt oder für verschollen erklärt, und
ann sein Vermögen an diejenigen hinausgegeben,

welche am Tage, wo er das 70. Jahr vollendete,
seine Erben sind; andere lassenhiefür erst den Tag
entscheiden, an dem die gerichtlicheTodeserklärung
rechtskräftig wird 1). Man bezeichnetdieses mit
dem technischenAusdrucke einer successio ex

nunc und widersetzt sich der umgekehrtenAn-
sicht, welche die Erben aus der Zeit hernimmt —

ex tunc —, wo die letzte verläßige Kunde von
dem Leben des Abwesendenvorliegt.

Leyser, Sp. 96, med. 9.
Glück, Intestat-Erbfolge S. 2 S. 7. .

v. Holzschuher, Theorie und Kasuistik B. J,
S. 240.
Kraut, die Vormundschaftnach den Grund-

1) Dle Todeserklärung trltt mit derssffentlichenVerkün-

dung in Wirksamkelt. Elne NRechtskrast im Sinne
des Clivllprozessesist hler nicht gemelnt.

ld
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sätzen des deutschenRechtes, B. II, §. 63,
S. 230 ff.

«

HeifeunCropp,Abhandl.ll,S.113ff.
»DiedeutschenGefctzbücthnnddicPartikular-

statuten der einzelnen Staaten haben diese Theorie
vielfach modifizirt und näher ausgebildet?) Das
bayerischeLandrecht erwähnt jener Vermuthung (für
den Tod des Siebzigjährigen) nicht, sondernverordnet
nur Th. I. Kap. 7 §. 39 Nr. 6: „Dafern aber
die Abwesenheitso lange dauert, daß man entweder
hieraus, oder sonst aus anderen Umständen
den Tod wahrscheinlichvermuthen kann, so bedarf
es keiner Kuratel mehr, sondern der Abwesende
wird für verstorben erklärt, und seine Hinterlassen-
schaft aufArt und Weise, wie in Sterbfällen ge-
bräuchlichist, den rechtmäßigenSuccessoren

egen genugsame Kaution ausgefolgt.“ Weil aber
8 wieder unentschiedenblieb, wie lange die vorge-
schriebeneKaution zu bestehenhabe, so wird mei-

stens kaum vermeidlich sein, hiefür dennoch auf das
70. Jahr zurückzukommen. Immer aber ist bemer-
kenswerkh, daß die Erbschaft den rechtmäßigen
Erben zufallen soll, die solches zur Zeit der nur

von den Umständen abhängigenTodeserklärung sind,
und nicht denen, die nach Ablauf der 70 Jahre ihn
beerbt haben würden. ·

Das preußische Landrecht Th. II. Tit. 18
§§. 823, 828 und 830 läßt die Todeserklärung
erst nach Ablauf von 10 Jahren, von der letzten

2) Vgl. belsplelswelse dle Salzburg. Verord. von 1777
(Bl. Bo. XVI, S. 209). Nach dem Hohenloher Land-

rechte sollen dle Verwandten erben, welche zur Zeit,
da der Abwesende hinweggezogen, ihm die nächsten
waren. Mittermater, d. Prlo. R. II, §. 448
Note 7. — Heise und Cropp, Il, S. 116,
Note 3. — Hler findet sich also bereits die suc-

cessjo, ex lunc im deutschenPartlkularrechte helmisch.
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Nachricht an gerechnet,und für die erst nachihrem
65. Jahre Verschwundenen schon nach Ablauf von

5 Jahren zu, will aber nach §. 835 bei Bestim-
mung der alsdann eintretenden gesetzlichenErbfolge
immer auf den Tag gesehenwissen, an welchem
das Erkenntniß auf Todeserklärungrechtskräftigwird.

Das österreichischeCivilgesetzbuchvon 1811

läßt . 24 den Tod nur von Demjenigen annehmen,
dessen Leben 30 Jahre lang unbekannt geblieben,
oder der schon früher das achtzigsteJahr zurücklegte.
Als Todestag wird auch hier nach §. 278 derjenige
angenommen, an dem die Todeserklärung rechts-
kräftig wurde.

Das französischeCivilgesetzbuchund mit ihin
das badischeLandrecht, Art. 112 u. ff., lassenstatt
der Todeserklärung nur eine Verschollenheitserklärung
zu, welche frühestens nach fünf Jahren von dem

Fehlen aller Nachrichten erfolgen kann. Das Ver-

mögen des Vorschollenenfällt dann seinenPräsumtiv=
erben zu, die solches am Tage seinesVerschwindens
oder der letzten von seinem Leben erhaltenen siche-
ren Nachricht waren (Art. 120)., jedoch nur gegen
Kaution, welche erst nach weiteren dreißig Jahren,
als der gewöhnlichenFrist für die erlöschendeVer-

jährung, oder auch schon früher mit dem zurück-
gelegten hundertsten Lebensjahre des Verschollenen
erlischt. Hier findet sich also bereits die wichtige
Abweichung einer s. g. Beerbung ex tunc, weil
die nach Art. 120 in den einstweiligen Besitz der

Erbschaft gekommenenErben dieselbebehalten, wenn

sich in der Folge ein späterer Todestag nicht ermit-
teln läßt. (Art. 130 und 131.)

. 3. Es kann unsere Absicht nicht sein, bei

diesem Zwiespalte der Ansichten die wichtige Frage
hier in Angriff zu nehmen, was das Natüllichere,
und was das rationell Gerechte sei, ob die Ver-

setzungdes Todesfalles auf die letzte sichereKunde
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von dem Leben, — oder auf den Zeitpunkt, in

welchem das hohe Alter des Vermißten, seinSchwei-
gen auf die ergangenen Ladungen, und andere Um-

stände mit Sicherheit annehmen lassen, daß er nicht
mehr lebe, sein Tod also einer unbekannten Ver-

gangenheitangehöre. Wir müssenvielmehr die Lehre
des gemeinen Rechtes unbeanstandet hinnehmen,
wonach der Tag des zurückgelegten 70. Lebens-
jahres oder jeder andere, an welchem nach Par-
tikularstatuten die Todeserklärung rechtskräftig wird,
als der wirkliche Todestag für die Bestimmung der
Erbfolge gilt, wonach bei dem finsterenUmhertappen
in unerforschlichenThatumständen gewissermaßendas
Gesetz selbst und die in ihm begriffene Rechtsver-
muthung oder das von ihm zugelasseneUrtheil
zum Werkzeugeder geheimnißvollen Parze werden,
der es gegebenist, den Lebensfaden eines Menschen
abzuschneiden. Wir wenden uns vielmehr sogleich
der weiteren Fragezu, ob die rechtlicheNothwendig-
keit, den Todestag eines Verschollenen behufs der

Verfügung über seinen Rücklaß und sein wirklich
besessenesVermögen in Folgeder gemeinrechtlichen
Observanz auf das zurückgelegte 70. Lebensjahr,
oder nach besonderenGesetzen auf irgend einen an-

deren Tag, oder die Rechtskraft eines den Tod er-

klärenden Erkenntnisses anzunehmen, — ob diese
Nothwendigkeit auch von selbst und naturgemäßzu
der weiteren Folge hinführe, das Leben eines sol-
chen Menschen müsseauch in anderer und jeder Be-

ziehung als bis zu jenem Tage fortdauerud ange-
nommen werden, ob insbesondere sein Vermögen
sich in diesem unsicheren Zwischenraume noch durch
Anfall und Erwerb von Erbschaften oder Vermächt-
nissen zu erweitern vermöge, ob mit seinem zurück-

gelassenenRechtsbesitze auch seine Intestat= und
otherbrechte fortwähren, selne ganze Erbfähigkeit

als ein grüner Zweig jenes Stammes fortsprosse?
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In der Beantwortung dieser Frage verlassen
uns die römischen Gesetzesstellenund beinahe alle
neueren Partikularstatute,— verläßt uns sogar die
ältere Doktrin, so häufig auch der Fall sich zur
Entscheidung dargeboten haben muß. Nach den
Sätzen und Gewohnheiten des älteren deutschen
Rechtes wurde ein Abwesender bei der Auseinander-

setzung einer Erbschaft nicht berücksichtigtund so
lange als todt behandelt, bis er wieder enschien.Die
Erbschaft oder der Erbtheil, welche ihm, wenn er

zugegen gewesen, zugefallen wären, gingen gleich
auf die nächstenErben nach ihm über oder fielen
seinen Miterben an, die nur das Empfangene,
wenn er binnen einer bestimmten Zeit sich noch
zur Erbschaft meldete, an ihn herauszugeben
brauchten 2).

In einigen GegendenDeutschlandserhielt sich
dieser Grundsatz noch lange nach Einführung des

römischen Rechtes und bis in die Mitte des vori-
gen Jahrhunderts. So konnten nach einer holsteini-
chen Verordnungvon 1740, wenn ein Erbe ab-

wesendwar, die sonstigennächstenErben des Ver-
storbenen die ihm zugefalleneErbschaft gegen Kau-
tion sich ausliefern lassen und dieselbe behalten,
wenn der Abwesendeinnerhalb 30 Jahren sich nicht
melden würde. Erst durch elne spätere Verordnung
von 1798 wurde dieses wieder abgeändert).

Allein der Einfluß des römischenRechtes, ob-
wohl hierüber stillschweigend, machte sich dennoch
bald auch auf diese Lehre geltend; seit der Ein-
führung desselben und bei der so nahe liegenden
Versuchung, den curator absentis als eine fingirte

volständigePersonifikation des Abwesenden zu be-

trachten, fand allmählig die Meinung Eingang und

2) Kraut, a. a. O. II, S. 223, 226 und 253F.66.
*4) Kraut, a. a. O. S. 254, Note 1.
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wurde vorherrschend,so gut der Kurator das wirk-
liche Vermögen des Abwesendenverwalte, mit glei-
chem Rechte könne er auch neue Anfälle an sich
ziehen und deren Einverleibung in jenes Vermögen

erstreben. Eine positive Ausprägung erhielt diese

7 zuerst im preuß. Landrechte, wo es I, 1 §.38
jelßt:

«

Kommt esaber darauf an, ob Jeniand einen gewissen
Erb= oder anderen Anfall noch erlebt habe, so wird ver-

mutbet, daß ein Mensch, von dessen Leben oder Tode keine
Nachricht zu erhalten ist,, nur slebenzigJahre alt geworden sei.

In Uebereinstimmunghiemit findet sich weiter
unten — 1, 9 S. 469 verordnet:

·

Der Kurator (des Abwesenden)muß wregen Antretung
der (demselben angefallenen) Erbschaft und Verivaltung ver-

selben die den Vormündern überhaupt vorgeschrlebenenPflsch-
ten beobachten.

Vergl. auchnoch LR. II, 18 §F.832.

Ixn Frankreich hat dieRechtsgeschichteaufder-
selben! Grundlage merkwürdiger Weise den umge-
kehrten Gang genommen. In älteren Zeiten be-

stand dle Vermuthung, der Abwesende, von dem
man keine Nachricht mehr erlangt, sei 100 Jahre
alt geworden; bis dahin konnte man in seinem Nä-
men und für sein Vermögen alle ihm angefallenen
Erbschaften und Vermächtnisseganz ebensoerwerben,
als wäre er gegenwärtig. Ein Urtheil des Pariser
Parlaments von 1634, in feierlicher Sitzung er-

lassen, führte einen Umschlagder Jurisprudenz her-
bel. Von dort an wurde angenommen, der Ab-

wesendekönne bei der Ungeuhhheitüber sein Schick-
sal weder als lebend, noch als todt vermuthet wer-

den; Derjenige, der ein Interesse habe, ihn in den
einen oder den anderen Fall zu versetzen, müsse

solches erst beweisen. Diese Jurisprudenz wurde
durch eine großeAnzahl von Erkenntnissenbekräf-
tigt und ging dann auch in das System des
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Code Nap. über 5). Derselbe hat die Wirkungen
der abwesnnheitin Bezug auf das schon besessene
Vermögen des Verschollenen und in Bezug auf in

Aussicht stehendeAnsprüche, die ihm zugefallen sein
können, — daun für den Fortbestand seiner Ehe,
in drei verschiedenenAbschnitten gesondert behandelt
(Art. 120 — 140). Ueber den zweiten Punkt
finden sichhier folgende Bestimmungen, welche ge-
wih gleichauf den ersten Anblick das Rechtsgefühllebhestanregen:

Art. 135. Wer immer eln Recht in Anspruch nimmt,
das elner Person angefallen wäre, deren Daseln nicht aner-

kannt ist, muß den Beweis llefern, daß die Person in dem

Zeltpunkte noch lebte, in welchem ihr jenes Recht eröffnet
wurde; bis zur Herstellung dlese# Beweklses ist seln Begehren
als ungerechtfertigt zurückzuweisen.

Art. 136. Wilrd elne Erbschaft eröffnet, wozu Jemand
berufen ist, dessenDasein nicht anerkannt ist, so fällt der

Nachlaß ausschlleßlich auf dieleulgen, mit welchen er die

Erbschaft zu theilen gehabt häite, oder die dazu gelangt sein
würden, wenn er nicht wäre 8).
Nach dem folgenden Art. 137 soll jedoch dleser
Ausschluß der Erbschaftsklagedes zurückkommenden
Abwesendenoder seiner Rechtsfolger vor Ablauf der

gewöhnlichenVerjährungsfrist nicht im Wege stehen;
mur verbleiben dem Besitzer in diesem Falle nach
Art. 138 die von ihm in gutem Glauben gezogenen
Früchte der Zwischenzeit.

5) Locré, Legislation Tom. IV p. 178. — Erk. des

Kassatlonsh. v. 16. Dez. 1807 — Sirey 8—1, 253.
2) Als dlese zwei Art. im französtschen Staatsrathe zur

Beraklhung kamen, machte der erste Konsul wirklich
den Einwurf, ob es nicht besser sei, von den Mit-
oder Nacherben, dle für den Abwesenden einrücken

wollen, erst den Beweks zu verlangen, daß derselbe
auch verstorben sei; der Staatsraih Tronchet und

der Justizminister beschwichtlgten aber diesesBedenken

schnell durch die Hlnweisung auf die oben erzählte
Geschichtedieser Lehre. Locré, a. a. O. W,S. 98.
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DievorstehendenBestimmungendes französischen
Civilgesetzbuchessind von da mit in das badische
Landrecht übergegangen7) und haben auch auf dem
Boden des gemeinen deutschenPrlvatrechtes lebhafte
Anklänge erweckt, sichtbareFrüchte getragen. Hierauf
hatten sie um so mehr Anspruch, als dieselbender
Sache nach, wie oben bemerkt, nur einen Grundsatz
des älteren deutschenRechtes wiedergeben und als
raison écrite aus einer Anwendung höher liegender
Grundsätzevon selbst fließen. Ein Aufsatz in Heise
und Cropp'5 Abhandlungen— Bd. II, S. 142 —
von der einem Verschollenen vor erfolgter Todeser=
klärung deferirten Erbschaft — hat jene Sätze in der
Theorie des deutschenRechtes gründlich entwickelt
und vertheidigt; — Pfeiffer's praktischeAusfüh-
rungen Bd. IW, S. 360 haben sich dieser Meinung
angeschlossen;welchen weit gewichtigerenStützpunkt
dieselbein der neueren Praxis der deutschenobersten
Gerichtshöfe findet, wird unten im §. 10 noch zür
Sprache kommen.

—

Es wird nicht schwer fallen, den Gründen für
dieseMeinung das entschiedeneUebergewicht zu. vin-
diziren; die vorzüglichsteStärke derselbenscheint in
einer prüfenden Beleuchtung desjenigen zu bestehen,
was man auf der anderen Seite für die ältere An-

sicht auführt, die jenen Unterschied zwischenwirkl-
chem Vermögen und blosen Erbhoffnungen übersah,
oder verläugnen zu wollen sichdas Ansehen gab.

§. 4. Man hat, um den Erwerb neuer Erb-

schaften für Landes-Abwesende guszuschlleßen,sich

7) Das badische Landrecht glöt sich den Schein, die

Tragwelte dleser Bestimmungen ulcht ganz zu erfassen,
indem es den Art. 135 übersetzt: Wer ein elgenes
Recht .. Hienach würde der Kurator des Abwe-

senden immer nach dem Anfalle greisen können, nur

die Erben und Gläubiger desselbendavon ausgeschlossen
blelben.
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zunächst auf den Satz des fr. 90 pr. de aquir-
vel omitt. her. (29, 2) berufen, wo es heißt: per
curatorem hercditatem acquiri non possc. Man-

bemerkte, der curator absentis sei ein bloser Güter-

Pfleger, dem als solchemder Antritt einer Erbschaft
nicht zustehe.

Vergl. unsere Zeitschrift Bd. X, S. 236,
Seuffert's Archiv Bd. III„ Nr. 185.

Dieser Grund ist geeignet, über den wahren
Standpunkt zur Auffassungder Frage leicht irre zu
führen. Daran festhaltendbliebe der Erwerb immer

noch offen für den heres necessarius, der eines

Erbschaftsantrittes nicht bedarf, — für Vermächtnisse,
von denen dasselbegilt, und für alle Erben nach
jenenGesetzgebungen,welche, wie das preuß. LN. 1, 9

S§. 367 und 368 die eröffnete Erbschaft unmittelbar,
ohneDazwischenkunft eines förmlichen Antrittes, auf
den berufenen Erben übergehen lassen, nach dem

Grundsatzedes französischenRechtes: le mort saisit
le vif. Der Kurator eines Abwesendenist offenbar
sein Stellvertreter für dessenganze Rechtssphäre, er

soll wegen der Verhinderung des Abwesenden, selbst
zu handeln, dasjenige vornehmen, was dieser gethau
hätte, wenn er gegenwärtig gewesen. Nun ist gewiß
nichts natürlicher, als daß der Abwesende, wäre er

zugegen, eine ihm angefallenereiche Erbschaft ange-
treten hätte, warum soll sein Vermögenspflegernicht
eben sogut hiezu ermächtigtsein? Angenommen, man

wüßte, der Ahwesende lebt in feindlicher Gefangen-
schaft oder in fremder Sklaverei, würde man bezwei-
feln, daß seinKurator, gleich dem eines Minderjähri-
gen oder eines Unsinnigen,die Erbschaftantreten könne 2
Warum also nur dann nicht, wenn Leben und Auf-
enthalt völlig unbekannt sind? Jener Satz des römi-

schenRechtes ist längst als eine veraltete Eigenchiun-=lichkeit desselbenanerkannt, wie das Handeln des.

Pupillen unter dem Ansehen des Vormundes —
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tulore auctore. Wir glauben daher, die ganze
Frage müsse, um richtig erfaßt zu werden, auf den
Anfall der Erbschaft und dessenBedingnisse zu-
rückgeführt werden, als einen nothwendigenPräjudi-
zialpunkt, um jeden Erwerb, selbst den des suus

heres oder den des Vermächtnisses,möglich zumachen.
§. 5. Jeder Anfall eines Erbgutes, sei es

unter dem Titel der Erbschaft oder des Legates, setzt
immer voraus, daß der Nachfolger den Erblasserüber-
lebe. Dieser Satz wurzelt tief im Geiste des römi-
schen—, wie des preuß. Landrechtes, — das franz.
Civ.-Ges.-Buch Art. 725, und das österreichische§.536

haben ihn ausdrücklich aufgestellt. Nun ist unbe-

streitbar durch die lange Abwesenheiteines Menschen
von seiner Heimath, die unterbliebene Rückkehr, den
Mangel aller Nachrichten von ihm, über sein Leben
und Dasein eine große Ungewißheit eingetreten.
Gehört nun zu dem Anfalle und Erwerbe der Erb-
schaft für ihn und seine Rechtssphäreüberhaupt die

Gewißheit seines Ueberlebens, also seines Lebens an

einem bestimmten Tage, so muß Derjenige, der auf
diesen Umstand den Erwerb der Erbschaft für den
Vermißten stützt, sei er nun Kurator, oder selbst
wieder Präsumtiverbe, denselben erst beweisen, wie
Jeder, der seinRecht von einer bestimmten, aber un-

gewissenThatsache herleitet, weil Thatsachen nicht
vermuthet werden. C. 23 de probat. (4, 19)
cum per rerum naturam lactum negantis pro-

balio nulla sit. Bayr. GO. IX §. 1. „Der Kläger
sowohl, als der Beklagte muß den Grund seinerKlage
oder Einrede beweisen.“ — Preuß. LR. I, 9

88. 482 —484.
Dieser Ideengang ist so einfach und natürlich,

daß es anfangs schwer fällt, zu begreifen, wie man

nur daran zweifeln könne. Und dennoch wurden

ihm bisher die größtenBedenklichkeitenin den Weg
gelegt.
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Die Gegner stützen ihre abweichendeMeinung
vorzugsweiseauf denselbenSatz: factum non prae-
sumitur; daher muß das Leben eines Menschen, der
erben will, einmal gewiß sein. Ist es aber gewiß,
so bildet es einen Zustand, dessenFortdauer vermu-

thet wird, bis ein anderes Ereigniß, der eingetretene
Tod, ihm eine bestimmteGrenze gesetzt hat. —

(Vgl. Holzschuher, Theorie und Kasuistik, Bd. J,
S. 239, zu 7) — Dieser Tod bildet daher eine
neue ungewisseThatsachefür Den, welcher jenen Erb-
anfall bestreitet, indem der Kurator es ist, der das
Ende des Lebens nur leugnet. Hier ist also der Tod
als das neue Faktum nicht zu vermuthen, was von

selbstzur Vermuthung des fortdauernden Lebens hin-
führt. Man sagt ferner: Ein Mensch kann in den

Augen des Gesetzesdoch nicht zugleich lebendig und
todt sein; läßt ihn nun das gemeine Recht vermöge
einer mit dem Ansehen einer Rechtsvermuthung be-
kleideten Observanz bis zum siebenzigstenLebens-
jahre, — oder ein Partifularstatut bis zur Rechts-
kraft des Verschollenheitserkenntnissesleben, — so
„folgt hieraus wieder natürlich von felbst,
daß, solangedieser Zeitpunkt noch nicht eingetreten
ist, alle Erbschaften und Vermächtnisse, die ihm,
wenn er wirklich noch lebte, angefallen wären, auch
ihm, ungeachtet seiner Verschollenheit,als angefallen
betrachtet werden müssen.“

«

Siehe Kraut's „Vormundschaft“, Bd. II,
S. 255 — Bl. f. RA. XVI, S. 216 Note 16.

Die Bemerkung: „Die Fortdauer des Lebens
wird vermuthet“ — ist eigentlich nicht das rechte
Wort, um diese Meinung auszudrücken,— denn
Niemand glaubt im Ernste an dieseVermuthung, —

man wollte oder sollte vielmehr sagen: wenn das
Leben eine gegebeneThatsacheist, so fehlt es nach
den Regeln derLogik an einem zureichendenGrunde,
seine Endigungdurch den Tod als ein neues Faktum
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anzunehmen; die richterliche Ueberzeugungfindet sich
daher nach den Regeln der formalen Wahrheit unter
dem Eindrucke einer Nöthigung, die Fortdauer des
Lebens als eine Folgerung anzuerkennen.

Nur das ängstlicheFesthalten an den erstarrten
Regeln einer engherzigenDialektik ist es daher, was

früher den freien Aufschwungzu einer verständigeren
und naturwüchsigenErfassung der Frage zurückhielt;
man wollte, ohne selbstständigesDenken, mit Ver-
muthungen und Schlußfolgerungen, wie mit den

Figuren auf den Feldern eines Schachbrettes,regel-
recht hin und her ziehen und glaubte so die Erkenntniß
der Wahrheit, in die Herrschaft gewisserFormeln ge-

bannt, erfassenzu müssen. Wir halten dafür, diesss
Hinderniß werde dem tieferen Nachdenkenleicht über-
windlich sein.

(Fortsetzungfolgt.)

Mittheilungen aus der Praris.
1

Elnlssungsrecht. „Vollständlge Bezahlung“ im Sinne des
Hyp.-Ges. S. 64 Absatz3.

Im §F.64 Abs.3 des Hyp.-Gesetzesvom 1. Juni
1822 ist bestimmt:

„In Ansehung des Einlösungsrechteshat der
neuere Hypothekgläubigervor dem älteren, je-
doch nur gegen dessen vollständige
Bezahlung, den Vorzug.“ Zr

Die Motive einer oberrichterlichenEntscheidung
sagenhierüber: Diese dem jüngeren, dasEinlösungs-
recht geltendmachendenHypothekgläubigergegenüber
dem älteren obliegendeVerbindlichkeit der voll-
ständigen Befriedigung kann sich nur auf die prio-
ritätsurtheilsmäßigenAnsprüche,nur auf die privi-
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legirten nach §. 16 der Prloritätsordnung in die
II. Klasse zu lozirenden, nicht aber auf die älteren

Zlnsrückständeund die Kosten erstrecken.— Zu den

ersteren,welche vom jüngeren, den fraglichenVorzug
in Anspruch nehmenden Hypothekgläubigerzu berich-
tigen sind, gehören aber gemäß Analogie des §. 68
des Hyp.-Ges. auch die von Zeit des Ausschreibens
der Zwangsversteigerungbis zur Abtragung desKa-

pitals weiter verfallenden Zinsen.
Elrk. des AG. zu Freising vom 4. Mai 1853 in

Sachen v. Rogister und Genossenw. Freuen,
Hypothekzinsenbetr. Sp.

*
2.

Vom Nachwels der Befrledigungemiltel nach S. 64 Abs. 2
dec Hyp.-Gesetzes.

Beim Eintreten des in Absatz 3 des §. 64 des
Hyp.-Ges. vorgesehenenFalles hat durch den jün-
geren Hypothekgläubigerdie volsstndigeBefriedigung
des älteren dann zu erfolgen, wenn dieserdas Ein-
lösungsrecht gleichfalls und zwar rechtzeitig geltend

gemacht,zugleich aber auch die Mittel zur Befrie=
igung der ihm vorgehendenGläubiger nachgewiesen

hat. In einem gegebenenFalle wurde ein gericht-
lichesVermögens-Attestatfür genügendzu Eröringung
dieses Nachweises erachtet.

Erk. des AG. zu Freising vom 4. Mai 1853 in
S. v. Rogister und Genossenw. Freuen-p

3.

Verlährungszeltder actio emti zur Geltendmachung von For-
derungen, welche auch nach * aͤdilltischen Eolkte begrün-

det sind.

Vol. Bd. XI S. 300 ff.
Wenn gleich in einem Falle, der unter die Vor-

schriftendes ädilitischenEdiktes fällt, auch die Kon-
traktsklage (actio emti) angestelltsein könnte, und
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in der gegebenenRechtssachealsangestelltzu betrachten
ist, so muß doch in Beziehung auf deren rechtliche
Wirkungen und namentlich die Verjährung alles Das-
jenige in Anwendung kommen, was das Gesetzvon
der entsprechendenädilitisehenKlage vorschreibt; weil
erstere (actio ecmti), wenn z. B. eine bloße Preis-
minderung wegen eines Mangels an der verkauften
Sache verlangt wird, von selbst die Naturder letz-
teren annimmt und daher aus einer perpetuirlichen
Klage eine actio temporalis wird. Kreittmayr
in den Ammerk. zum BereLR. Th. IV Kap. 3

§. 25 Nr. 12 Lit. d. ) , .

OAGE. v. 30. Dez. 1852 in S. Däntl w.2Deimer.
p.

4.
Satlafaktlons-Anspruch der von einem Ehemann Geschwächten.

Man wird der von dem Ehemann einer anderen
FrauenspersonGeschwächtendas Recht auf Entschä-
digung Seitens des Defloranten nur dann absprechen
dürfen, wenn sie zu der Zeit, wo sie mit demselben

ftesschlichenUmgang gepflogen, gewußt hat, daß
erselbe verheirathet sei, indem blos unter dieser

Voraussetzung sie eines strafbarenEhebruchs beschul-
digt werden könnte, und nur in dieser ihrer eigenen
Verschuldung, nicht aber schon in dem ehelichen
Stande des Stuprators an sich ein außreichender
Grund zu finden ist, diejenigen rechtlichenAnsprüche
auszuschließen,welchenach anerkannter Praxisaus
dem Stuprum für die Geschwächteerwuchsen.

Erk. des OAG. zu Lübeck v. 19. Mai 1851
Hamburg. Samml. Bd. 2 S. 500.

«

1) In der fraglichen Rechtssache war zunächstdas baye-
rische Landrecht in Anwendung zu bringen, welches
sich aber über dle oblge Frage nlcht ausspricht.

N. Seuffert. Verl.: Palm &# Enke (Adolph Enke)died. 3
in EuseertDruck von Junge- &Sohn. *
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Ulber-denuusaeinerErbschaftan Verschollene.
(Förtsetzung.)

zu SK6.6.Um eine Vermuthung mit demAnsehen elner

Rechtsvermuthung bekleiden zu können, ist eine ge-
setzlicheVorschrift (oder eine andere Norm von glei-
cher.Auktorität) erforderlich; eine solche fehlt aber
in Bezug auf das Fortleben eines Menschen,bis
er 70 Jahre alt geworden. Zwar hat der Gerichts-
gebraucheine hierauf bezüglicheAnnahme allmählig
elngeführt. undzur Observanzerhoben; daß er aber

solche bisher gleichförmig auch auf den Erwerb
neuer Erbschaftenerstreckthabe, dürfte sichnur schwer
beweisenlassen; eine gemeine Meinung kann noch
nicht für ein Gewohnheitsrechtgelten.

Wenn aber auch, gleichwie jene Gewohnheitdas zurückgelegte70te Lebensjahr, so eln Partikular=
Gesetz einen gewissenTag bestimmt hat, an wel-

chem über das Vermögen eines Verschollenen zum-
Vortheile seiner Erben verfügt werden kann, ganz
eben so, als wäre er an demselbengestorben,wenn

daher in diesem Belange die Vermuthung für das
Leben rechtlich begründet ist, so folgt hierauß bei
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weitem noch nicht von selbst, deßihm und seiner
Vermögenmasse bis zu diesem Zeltpunkte auch alle

Erbschaften und Vermächtnisseeben so zufallen müs-
sen, als wäre er gegenwärtig, oder sein Leben sonst
gewiß; einer solchenKonsequenzwidersetzensich viel-

mehr die triftigsten Gründe. Ist durch die anhaltende
und auf einfache Weise nicht erklärbare Abwesenheit
eines Menschen über sein Leben oder seinenTod ein-
mal jene Ungewißheiteingetreten,welche eine richter-
liche Ladung und Forschunghierüber nöthig macht,
so kann weder für die eine, noch die andere Voraus-
setzungmehr eine Vermuthung streiten; den wahren
Ausgangspunktbildet vielmehr für jeden Anspruch,
der sich erst daran anknüpfen muß, immer die Negg-
tive, nach dem Grundsatze des fr. 2 deprob.
(22, 3) ei incumbit probatio, qui dicit, non

dui negat 5). Nichts kann daher im Wege stehen,an

demselbenTage von der Voraussetzung des Lebens
und des Todes eines Menschen in der Vertheilung
der Beweislast auszugehen, in so ferne von dem einen
oder anderen dieser Umstände die Begründung eines

aufgestelltenRechtes oder die Veränderung des bis-

herigen Rechtszustandesabhängig ist. Der nächste
Erbe, der sich die Hinterlassenschafteines Abwesen-
den überwiesen sehenwill, muß immer behauptenund.
darlegen, daß derselbebereits gestorbensel, — dieser
Punkt gehört wesentlich zum Grunde seinesBegeh-
rens, — und solcheszu erbringen vermag er nicht,
so lange die durch die Abwesenheit.entstandeneUn-
gewißheit fortwährt. Daher wird auchderbisherige
Zustand der Kuratel von selbst fortdauern müssen.

8) Mit bleser Stelle des roͤmischen Rechts werden noch
jetzt die Art. 135 — 138 das Codo Nup. motlolrt.
Vergl. Boilenz, Comment. I. S. 75. Toulller,
Droft Civ. §§. 473 und 474 — I. S. 143.
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Für den Abwesendenaber oder seinen Kurator oder,
was den vorzüglichstenBedacht verdient, seine eige-
nen, Präsumtiv-Erben oder Gläubiger, welche eine

demselbenangefalleneErbschafterwerben, an sichzie-
hen wollen, gehört dagegen zur Begründung ihres
Verlangens ebenso unerläßlich die Gewißheit, daß
derselbe den Erblasser überlebt habe. Können sie
diese nicht herstellen, so müssen sie ausgeschlossen
bleibenz der Grundsatz: factum non praesumitlur
findet in dem ersten Falle auf den Tod, in dem
zweiten auf das Leben oder Fortleben gleich gut
seine Anwendung, je nachdem die eine oder die an-

dere. Voraussetzung die unerläßliche Grundlage ge-
wisser davon hergeleiteterRechte bildet. Auch ist es

durchaus natürlich und tief im Wesen der Sache ge-
gründet, daß die Gesetzeder Erhaltung des eigenen
Vermögens einer Person eine weit gründlichereFür-
sorge zuwenden als der um sich greifendenErweite-
rung desselbendurch neue Anfälle, wenn die leßzteren
auf ciner so schwankendenGrundlage beruhen, wie

das muthmaßliche Fortleben eines Verschollenen ist.
IJin ersten Falle findet sich ein gegebeneswirkliches
und körperlichesRecht, im zweiten das ungebundene
Element einer blosen Erbhoffnung, — dort ein vol-
lendeter, hier ein blos bedingter Erwerb, nur die in
der Schwebe hängende Aussicht eines solchen; —

dort stehtein Behalten, hier ein noch bedingtes Er-
langen in Frage, dort die Vertheidigung des eigenen
Besitzes,hier der neue Zugriff auf ein fremdes Gut,
mit der Folge, den nächst Berufenen, dessenAn-

wartschaft doch nicht minder Schutz verdient, und
der sein Leben aufweist, dadurchauf die Seite 6tdrlicken;— dort hat die Annahme, der Abwesende
werde, wenn über das 70te Jahr hinaus, bereits

verstorben sein, noch eine vernünftige Bedeutung,
hier ist der Schluß, daß er folglich auch so lange

r
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fortgelebt und dann an seinem70ten Geburtstage
Alters gestorben sei, völlig sinnlos 2) *5#s

Es wird schwer fallen, diesenwesentlichenUnter-

schiedzu verkennen oder verleugnen zu wollen;. das
tiefere Eindringen in das Wesen der Sache muß
sich daher ganz entschiedengegen jeneGleichstellmig
beider Fälle und gegen den Satz sträuben: „hieraus
folgt von selbst, daß der Anfall neuer Erbschaften
bis zum nämlichen.Zeitpunkte unaufgehaltenfortgeht.““
Gerade umgekehrt werden vielmehr die vorstehenden
Vergleichungenzum Schlussehinführen: Wenn glelch
das gemeine Recht das kote Lebensjahr, — „ein
Landes= und Partikularstatut einen anderen Zeit-
punkt, oder die Rechtskraft eines Urtheiles als sol-
chenaufgestellt haben, an, den, sichdie Rechtsvermu-
thung des eingetretenenTodeseiner Personbezüg-

" 4 9 .,“

v) Schon Lynker bemerkte in demselben Sinne: „Es
folgt ulcht, post elllaxum 70 unnoruin kann tin
Auswärtiger ulcht mehr am Lebensein, ergo# ist’#en
in dem 70tten Jahre gestorben.“ Kraut. a. a. O.

S. , S.—-Jlluchschweppesfötönt-,P«rc-
mit-RechtScijsagttsidlklcheiitStiittez
wenn Jemand verschollen ist, hat ras röm. Necht
kelne Vermuthung für das Verstorbensein, als'höch-
stens nach zurückgelegtem 100. Jahre, aber wohl der

„Cerlchtsgebrauch wegen einer Stelle der Dibel nach
dem 70ten Jahre;woraus sich aber. kelneswegs.
umgekehrt die Vermuthung ablelten läßt,
vaß ver Verschollene bls dahln noch gelebt
habe. — Slehe auch v. Bekthmann-Hollwieg,
Vers. über den Clo.-Proc. Si 317. „kit faktlschem
Zuständen ist es anders. Deren Fortdauer kann aus.
allgemeinen Gründen ulcht präsumirt werden, abglesch,
auch dieseshäufig behauplet worden ist; vlelmehr muß,
wenn das Recht des Klägers von einem solchen Zu-,
stande abhönglg ist, dessen Fortdauer bis zum.
gegenwärligen Augenblicke dargethan wer-

den. Bolley, verm: jurid. Aufs. I. S. 89
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lich: derVerfügung über. ihr eigenes Vermögen hef-
tet, so folgb#hieraußallein,“ wegen Ungleichheit des
Grundes, noch nichts für den bis dahin zulässigen
Erwerb anfälliger Erbschaften zu seinem Vortheile;
diese. Frage, bleibt noch immer eine offene, nicht
eimmal von einer Analogie berührte, die ihre
Entscheidungnur in der freien Anwendung allgemei-
ner Rechts= und Prozeßgrundsätzezu suchen hat.
Die zweischneidige Weise jenes Gerichtsgebrauches,
von der das Ober-Tribunal in Berlin spricht
(Senufferb#.5 Archiv III. S. 329), scheint nur in
einer cinseitigen Auffassung zu beruhen, welche zu
ehren: kein Rechtsgrund verpflichtet. Anders wäre
die Sache natürlich nur dann, wenn dieser Anfall
durch ein Gesetz,au5drücklichvorgesehenund verord-
net ist, wie z. B. im preußischen Landrechte oder
nach Kraut a. a. O. II#. S. 258, Note 11 im
Erbrechte der Stadt Mühlhausen der Fall war. Ist
aber der innere Zusammenhang beider Fälle eimmal
aufgelöst, sind dieselben durch die Einsicht, daß ihrer
gleichen Behandlung ein gemeinschaftlicherGrund
fehle, von einander abgesondert,so wird wenig mehr
zur Unterstützungjener Ansicht übrig bleiben, welche
die Erbanfälle an Abwesendeihren ungestörtenFort-
gang nehmen läßt.

*§. 7.. Die Vertheidiger der gegentheiligenMei-
nung stützensich auchvorzugsweise auf den Beweg-
grund einerhumanen und wohlthätigen Fürsorgefür
die Interessen eines Abwesenden, der präsumtiv,
wie der Minderjährige oder Irrsinnige, seine Ange-
legenheiten selbst zu überwachen, verhindert sei, —

eine Fürsorge, welche seineganze Rechtssphäreum-

fasse und gewiß eher zu begünstigen, als einzu-
schränkensei. Aus eben diesem Grunde scheintauch
Unter den Neueren Kraut, von seinemeingenom-
menen Standpunkte aus, das Vormundschaftsrecht
zu geben,jene Ansichtin Schutz zu nehmen.
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Dieser Grund ist sehr verführerisch, weiltet
darauf ausgeht, dem Hetzen einige Anklänge des

Mitgefühls abzugewinnen;er wird sichindessenleicht
auf sein wahre5 Gewicht zurückführenlassen. *7

Die Interessen des Abwesendensind bei solchen
Anfällen entweder niemals, oder doch nur äußerst
selten im Spiele; denn die Erfahrung lehrt, daß er
nie zurückkommt, nicht einmal Kinder von ihm auf-
treten. Aber unter dem Vorwande dieser Fürsorge
wird ein ganz fremdartiges Auteressegefördert, das
der präsumtiven Nachfolger des Abwesenden näm-
lich, die sich häufig jener Vermuthung als der
Brücke für ein ihnen doch nicht zustehendesTrans-
missionsrechtbedienen und sich zwischen den Ab-
wesenden und die hinter ihm stehendenMit= oder

Narherben in die Mitte drängen10). Das ma-

terielle Ergebniß jener Vermuthung ist daher nicht
etwa, wie man glaubenkönnte,ein bloserAufschub
von Rechten unbestrittener Erben, ein Anwachsen
der Früchte, um seiner Zeit dem wahrhaft Berech-
tigten zum ungeschmälertenBesitze dessenzu verhel-
fen, was ihm gebührt, ein Damm gegendie Unge-
duld von Erben, die nach dem Genusseder Erbschaft
lüstern sind, — sondern es ist vielmehr durch das

eingeschobeneTransmissionsrecht eine mit nichts zu
rechtfertigende Verrückung des Erbganges zum un-

widerbringlichen Nachtheile der Mit= oder Nacherben
des Vermißten, denen die Erbschaft bei seinemAus-
falle hätte zu Theil werden müssen. Die gesetzliche
Fürsorge für hilfsbedürftige Personen ist aber üme
mer nur eine höchstpersönliche, die über ihre eigene
Betheiligung nicht hinausgreifendarf; aus eben die-

!I.
’

10) Dleses war insbesondere in den belden Sachender
Fall, welche durch die B. XVIII. S. 406 bemerkten

Erkenntnisse deö OAG. in München von 1836 und
1852 ihre Erledigung fänden:

«
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sem Grunde wird das Leben einer Leibesfrucht im-
mer nur in soweit berücksichtigt,als es den Vortheil
des nasciturus bezielt, nie aber zum Nutzen Ande-
rer. fr. 7 de Statu hom. (1, 5) — fr. 231 de
V. 8. (50, 16). Wenn der Kurator auch berufen
ist, nicht blos die Güter, sondern alle Vermögens-
Interessen des Abwesenden zu vertreten, so steht
ihm entschiedennicht zu, nützliche Geschäfte für des-
sen Erben und Nachfolger zu führen, wozu dieselben
gar keinen Auftrag ertheilen könnten.

Darum soll aber die Einwirkung des Pflegers
eines Abwesenden auf solcheErbanfälle nicht völli
ausgeschlossensein. Er hat darüber zu wachen, daß
durch öffentlicheVorladungenund eine möglichsteVer-

breitung derselben, durch geräumige Termine dem

AbwesendenGelegenheit gegebenwerde, sich um den
Erwerb zu melden, er hat in der Zwischenzeitpro-
visorischeMaaßregeln zur Erhaltung des angefallenen
Vermäögenszu betreiben, ja er hat die Pflicht, das
Vorstecken und den wirksamen Eintritt der ganz
unnatürlichenpoena repudiati gegen den Abwesen-
den zu verhindern. Denn wenn der Kurator nicht
antreten kann, so ist eine gerichtliche Ladung, der
Abwesende habe sich bei Vermeidung des anzuneh-
menden Ausschlagensder Erbschaft zu erklären, sinn-
und bedeutungslos. Der Umstand, der ihn verhin-
dert, zurückzukommen,wird von selbstauch eine solche
Ladung aufhalten, zu seiner Kenntniß zu gelangen;
einer Person aber, die zu handeln verhindert ist,
wird auch kaum ein nicht bekannter Präjudizialtermin
laufen, oder sein Ablauf einen Nachtheil nach sich
iehen können. Kommt daher der Abwesendezurück,a60muß ihm vor Ablauf der dreißigjährigenVerjäh-

rungsfrist noch immer die hereditatis petitio zu-
stehen, die ihm C. 17 fam. herc. (3, 36) mit
den Worten vorbehält: unde porlionem tuam

percipere potes, ex lacta inter cohere-
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des’ divisione nullum pracjudiciun
timens. Die einzige natürliche Folge, welche in
einer solchenEdiktalladung vorgesetztund auch ver-

hängt werden kann, besteht also nur darin, daß mit
der Verfügung über die Erbschaft ohne Rücksichtauf
die ungewisseBetheiligung des Nichterscheinendem
vorgeschrittenwürde, wie auch den unbekannten Gläu-
bigern eines Nachlasses nur dieser. Nachtheil, aber
nie die unzulässigeStrafe des Ausschlussesangedroht
wird oder mit Erfolg angedroht werden kann. Nur
zweiDirzesind es aber, welche dem Kurater nicht

zustehen,as Vorstellen der lebendigenPersönlichkeit
es Vermißten, mit der Wirkung, dadurch ein. Be-

dingniß des Erbanfalles zu bereinigen, eine Erbschaft
wirklich antreten,einVermächtniß erwerben zu kön-
nen, — und das. Verlangen einer Sicherheitsleistung
von den Nach-“ und Miterben, — besondereFälle
einer etwa wahrscheinlich, gemachten Aussicht #auf
seine Zurückkunft abgerechnet, —weil beidem Aus-
bleiben, des Verschollenen seine Nach= und Mitere
ben von selbst und in Kraft des Gesetzesberufen
sind, in seine Stelle und. Anwartschaft nachzu-
rücken, und kein Gesetzdas Fortleben vermuthet oder
an eine blose Möglichkeit nachtheilige Folgen für
jene Nächstberechtigtengeknüpft hat. Dieser Ansicht
zufolge müste selbst eine bereits zugelasseneEimni-
schung de5 Kurators immer nur in den Betracht
gestellt werden, daß er dadurch für den Fall eines

iedererscheinens selnes Pflegbefohlenen dessen
Rechte wahren, nicht aber auch den Erben desselben
einen Kettensteg bauen wollte oder konnte, über den

6.bequem zu einer so zweifelhaften Nachfolge hin-
überzusetzenim Stande wären. Eine Kuratelbe-

hörde kann auf dem Grunde ihres amtlichen Beru-
fes keine darüber hinaußreichendenBefugnissein Aue

sbruchnehmen. Die Erweiterung des spatium de-
iberandi für den Abwesendenzu einem Spatium
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rezapparendi, welches bis zu seinem.TotenLebens-
jahre fortwährt, würde inmuer noch nicht die Folge
haben, daß er bis dahin auch als lebend anzuneh-
men, sondern nur, daß bei dem mißglücktenEifer,
ihm den Beweisß, seines Ueberlebens durch sein Wie-
derscheinenoffen zu halten, munmehr erst, wo. dse
Ungewißheit fiber die Dauer seines.Lebens nicht ge-
hoben wurde, seine Erben mit dem Begehren, die
ihm angefallene Erbschaft mit zu erwerben, nicht zu
hören wären. . "37

§. 8. Es wird nicht für das geringsteVer-
dienst: der Meinung, die wir hier vertheidigen, gele
ten dürfen, daß sie, um gerecht zu sein, die allein
natürliche, dieallein wahrhaftige, aus den Erfah-
rungen und Erscheinungendes Lebens hervortretende
ist. Wenn das „Fortleben des Abwesenden für sein
Vermögen vermuthet werden soll, bis er ein gewisses
Alter erreicht hat, wenn Partikulargesetzediese Ver-
muthung häufig nur in engere Gränzeneinschließen,
somüssen nach klarer Vorschrift der bayr. GO., XII

§. 2, Nr. 8 und XIII, I§. 3, Nr. 8 wie nach den
Regeln des gemeinenProzesses auch gegentheilige
Vermuthungen in Betracht. genommen., und beide
einer billigen Abwägung unterzogen werden. Nun
wird aber Niemand läugnen können, daß die beharr-
liche Abwesenheit eines Menschen, die unterbliebene
Zurückkehr da, wo diese doch natürlich gewesenoder
er dazu aufgefordert wurde, das Fehlenjeder Nach-
richt von ihm — nicht blos Zweifel an seinemFort-
leben anzuregen, diesenUmstand ungewiß zu machen
im Stande —. daß sie nicht einem Zufalle, oder
seiner Lust und Laune, verborgen zu bleiben, zuzu-
schreiben—, sondern daß sie eine Folge, ein Er-
gebniß, ein mehr oder minder sicheresKennzeichen
seines wirklich eingetretenenTodes selbstseien. Wenn
zu dem Anfalle einer Erbschaft oder eines Vermächt-
nisses das Ueberleben des Erblassersgehört, so, ist
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das einzige allgemein gültige, natürliche und daher
billig zu verlangende Mittel, sein Dasein zu bekun-
den, nicht, sich in eine Höhle einzuschließen,und

schwankendenVermuthungen, unsicherenFolgerungen,
nothwendigen Annahmen ihr von selbst abrollendes
Spiel zu überlassen, sondern aufzutreten, wieder
beizukommen, die Vorzeigung seiner Person zube-
wirken, selbst zu reden und zu handeln. Warum
also da in dem Nebelbilde einer trübenVermuthung
sich Raths erholen, wo die evidentia facti allein
das natürliche und einzige Mittel wäre, alle Zwei-
fel über elnen Umstand zu zerstreuen, ihn in das

hellste Licht des Tages zu versetzen? Das Schweis
gen, das Verstummen und Verkommen ist dagegen
ein mehr als dringender Grund, um Jemanden für
todt zu halten; denn die Todten sind es, die. nicht
mehr reden. Jedermann weiß, daß, wer ein eigenes
Vermögen, wer eine heiluathhat, beide nicht im

Stiche läßt, — wer eine Erbschaft oder sonst einen

Vermögensanfall zu erivarten hat, sich darum regt
und rührt, auch ohne eine öffentliche Ladung abzu-
warten, daß er nach HauseBriefe schreibt, von sel-
nem Aufenthalte Nachricht gibt, Aufragen stellt, wie
die Sachen zu Hause stehen, Aufträge ertheilt, und
Orte bezeichnet, wohin ihm Kunde zu geben sei.
Die Verkehrömittel sind in unseren Tagen in dem

Gradeveroielfältigt,rasch und sicher, daß es nicht
schwer fällt, mit den entferntestenHimmelsstrichen in

Verbindung zu treten; — die Voraussetzungenvon

Sklaverei oder Absperrung sind durch keine Erfahrung
unterstützt. Alle Umstände weisen also darauf hin,
daß Nachrichten von dem Abwesenden zu Hause ein-

treffen, öffentliche und vielverbreitete Ladungen ihn
erreichenmüßten, hätte ihm ulcht der Tod ein ewiges
Stillschweigenauferlegt. Treten nochbesondereGründe

hinzu, wie die Gewißheit bestandenerKriegs-, See-

odet Pest-Gefahren, so wird jene natürliche Ver-
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muthung nur um so dringender und nachdrucksamer.
Mit einer nur schwerzu verlängnenden Sicherheit
läßt sichdaher in allen solchenFällen annehmen, der

Landesabwesende, der Verschollene, der Geladene
und stumm Gebllebene, sei nicht mehr unter den
Lebenden. 6

Man entgegnet uns hierauf: Das mag alles

sein, aber das sind nur menschlicheVermuthungen,
deren noch so viele die sormale Wahrheit nicht zu
begründen vermögen, welchezum Ueberspringeneines
Erbrechts erforderlich ist. Wir sind nicht verlegen,
hierauf zu antworten. Die ganze Ungewißheit, in

welche die latgeAbwesenheiteines Verschollenendie

rage seines Lebens und seinesTodes versetzt, läßt
ich nie heben, ohne zu Vermuthungen seineZuflucht

zu nehmen, warum also sichnur an eine halten, und
die übrigen bei Seite setzen? Ist die richterliche
Forschungeinmal auf den BodenderKonjecturalprobe
hinüberzutreten gedrungen, so kann mu eine weit-

umfassendeAbwägung aller Umstände für und wieder
den Ausschlag geben. Was ist denn aber der Satz,
daß das zurückgelegtesiebenzigsteLebensjahr eines

Menschenseinen Tod annehmenlasse, anderes, als
ris#e höchstgewagte Vermuthung, die nur der Ge-
richtsgebrauchauf seinen Schild erhob?: Wird von

nur einem einzigen annehmbar sein, und wird nur

ein. Mensch annehmen, er sei darum an seinem sie-
benzigstenGeburtstagegestorben?Und was ist gläub-
licher, was liegt uns näher, daß ein Mensch 75
oder 80 Jahre alt werde, was wir alle Tage ohne
Wunder sehen, — oder daß Jemand, der seit zehn
Jahren in China oder im Inneren von Afrika ver-

schwundenist, ohne ein Lebenszeichenvon sichzu
geben, noch lebe, wieder je zum Vorscheinekommen
und sein Vermögen übernehmen, ja daß er es mit
dem inzwischenZugefallenenseiner Aeltern und Sei-
tenverwandten ganz so vermehrenkönne, als wäre
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er #nie vom Hause fortgekommen?..Ist bei dieser
leßteren Voraussetzung nur: ein. vernünftiger, Zweifel
daran möglich, daß er bereits-längst zu: Grunde ge-
gangen sei? Aber auch angenommen, ein solcher
Landesgbwesender hätte wirklich noch über den ent-
scheidendenZeitpunkt, wo seine Spur verschwindet,
hinausgelebt, ist es nicht seine eigeneSchuld,daß er

keine. Nachrichtmehr von sich gab und jene Unge-
wißheit über sein Leben herbeiführte und fortbestehen
ließ, eine Schuld, deren Folgen er selbstoder seine
Erben zu tragen haben? Und weiter angenommen,
er war wirklichdurch Zufall verhindert, ein Lebens-
zeichenin seineHeimath gelangenzu lassen, so hätte
fich dieser Zufall wieder in seiner Person ereignet,
nur. ihn träfe daherdie Folge, wenn in der. Zwi-
schenzeitseine nachgesetztenoder Miterben die ganze
Erbschaft verzehrt oder mit Schulden beladen hätten.
Das siebenzigsteJahr#ist= ja selbstenur eine Regel,
dse wieder ihre billigen Ausnahmen erleidet; wie kann
man also, auf diesemFelde des Zweifels angelangt,
menschliche Vermuthungen verdächtigendbei. Seite
schieben, wenn Dofktrin und Gesetzeselbst kein an-

deres Mittel kennen, als sich an dem Leitfaden; von
Muthmaßungen und einer Ueberschau der Um-
stände aus der Ungewißheit herauszuhelfen?.Schon
Carpzov, den Pfeiffer den eigentlichen Begrün-
der des Gerichtsgebrauchs bezüglich der 70 Jahre
neunt (Kraut, a. a. O. S. 222, N. 5) war selbst
anderer Meinung, indem nachseinerAnsicht der Nichter
lediglich nach den Umständen urtheilen sollte (Krant,
S. 232, Note 21). Auch Glück in seiner Lehre
von der Intestaterbfolge F. 2 S. 7 mußte zugeben,
zuweilen brauche man nicht einmal das 70 jährige
Alter des Verschollenenabzuwarten, um ihn: für todt
zu erklären, wenn aus besonderen in facio erwie-
senen Umständen sehr, starke Vermuthungen
seines (früheren) Todes, eintreten. Kraut selbst,
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der das letzterebedenklichfindet (a- a. O. S. 232),
gibt dennoch in der umgekehrtenRichtungzu, daß
vermöge besondererUmstände, welchejenerPräsum-
tion hinderlich seien, der Richter zu einem späteren
Zeitpunkte den Tod des Verschollenenzu vermuthen
verechtigt sei. Die Anmerk. zum bayr. LR. I, 7

§. 39, Nr. 6 lit. g bemerken abweichend von der
Lehre des gem. Rechtes überdas entscheidende70. Le-
bensjahr: „Wo mun per statuta loci vel con-
suetudinem nichts gewisseshierin bestmmt ist, da
kommt, esad arbitrium judleis an, allwohin es
auch unser Codex ausgestellt sein läßt.“ Im fol-
genden Punkte werden dann die Umstände, worauf
man, hiebei hauptsächlich zusehenhat, einzeln auf-
gezählt #.!). Auch das österreichischeGesetzbuch§. 24
Nr. 3 begnügt sich ausnahmsweise bei erwiesenen
Kriegs= oder See-Gefahren mit einem weit kürzeren
Zeitraume. Aehnliche Vorschriften hatte schonvorher
daß preuß. LR. L, 1 8§. 35 und 36 ertheilt. Sind
wir hienachüberall auf. die Herrschaft der Umstände
hingewiesen, bleibt dabei ein Auskunftsmittel unver-

meidlich, warum dasnatürlichste von allen in der
Annahme, daß der verstummteAbwesendenicht mehr
sei, verschmähen,wenn das an seine Stelle gesetzte,

11) Hlemit läßt sich eine telle der Anmerk. zur bayr.
GO. XII S. 2 lit. e in Verbindung bringen, welche
t6s als eine praesumlic duelificata gelten läßt, daß
daslenige, was gemelniglich zu geschehenpflege, wirk-

lich · sogeschehensei —, d. l. in der Anwendung auf
FdieseFrage, daß der stumm, gebllebeneAbwesendelängst
nicht mehr sei. Wenn eben dlese Stelle Nr. 2 ver-

muthen will, „daß alled noch in dem tande sel, wie

ec ehevor gewesen,“ so läßt sicherwivern: böchstens
. unl’nur bel Zuständen, die sich ulcht von selbstverändern,

Hund unter Hleichen Umständen, dle aber durch
das Verschwinden des Vermißtem wesentlich verän-

dertl sind. 1



46 Zahlungs-Nachweisdurch chypothekenamflichesAttestat.

ihn gerade70 Jahre leben zu lassen, nicht einen

Tag mehr, nicht einen weniger, selbst nur eine aus
der Luft gegriffene oder aus. den Psalmen hergeholte
Vermuthung ist? Und wie kann man es als einen
Vorzug rühmen, „daß die Ansicht, welchedas 70. Jahr
festhält,sihvor der anderen durch Einfachheit und
Bestimmtheit, sowie dadurch empfehle, daß sie den
ruhigen und ungestörten Besitz des Vermögens
sichere“ 12), wenn dieselbe durch ein nach bloser
Einbildung zugelassenesTransmissionsrechtden recht-
mähigen Erbgangverschiebt und vielmehr dem Un-

rechte gedeihlichenVorschub leistet?
Wir rechnen deshalb mit Zuversichtdarauf, man

werde uns die Beistimmung nicht versagen, wenn

wir behaupten: Die Meinung, welchedenVerscholle-
nen in der Zeit der Ungewißheit seiner Schicksale
kein Erbgutmehr erwerben, und also auch nicht auf—
seine Nachfolger übertragen läßt, so langenicht der
Beweis seinesUeberlebens vorliegt, ist diejenige, welche
den Anforderungen der Gerechtigkeitund Wahrheit
am nächsten tritt.

«

("Schc»s·fo'tgt-T)·

Mittheilungen aus der Praris.

Zahlungs-Nachwels, durch hypothekenamilichegAttestat.

In einer Rechtssachehatte der beklagteTheil
darzuthun, daß eine geschuldeteLeibrente in den

Jahren 1836 bis 1839 gezahlt worden sei. Der

123) Slehe Kraut, a. a. O. VI, S. 260 — Bl. f. N.

XVI, S. 218, in der Note. DieserEmpfehlungs-
grund ist der Anslcht der Minorltät im Plenum des

würtemb. Ob.-Trib. von 1826. entlehnt. Vergl.
Bolley, a. a. O. S. 110. #
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obliegendeBeweis wollte durch ein Attestat des
Kreis= und StadtgerichtesW., als Hypothekenamtes,
geliefertwerden. In Beurtheilung diesesBeweismittels
sagendie Motive der oberstrichterlichenEntscheidung:

Das beigebrachteHypothekenamtszeugnißist zwar
vollbeweisend in Ansehung der geschehenenLöschung
der für die Leibrente der A.L. bestellten Hypothek,
als einer von dem Sypothekenamt vorgenommenen
Handlung. Wenn aber. in dem. Zeugnisse— als
Grund der vorgenommenen Löschung — beigefügt
ist, daß nachden vorgelegten legalen Nachweisen

das jährliche Legat bis zum Todestage der A. L.
berichtigt sei, so ist hiemit nicht mehr dargethan,
als daßdas Hypethekenamtdie vollständigeBerch-
tigung der Leibrente für erwiesen erachtet habe.
Diese Ansicht des Hypothekenamts ist aber für den
Progeßrichterdurchaus unerheblich, indem dieserdie
ihm vorgelegten Beweismittel über die erfolgte Zah-
lung der Leibrente selbst zu prüfen und auf dem
Grunde dieserPrüfung seine Entscheidungzu erlassen
hat. Uebrigensergibt sichaus dem vorgelegten Hy-
pothekenprotokolle,daß die „legalen Nachweise“ über
die vollständige Berichtigung der Leibrente, auf deren
Grund die Löschung der Hypothek erfolgt ist, lediglich
in den Quittungen über die für den Zeitraum vom
1. Jänner 1840 bis zum 17. Febr. 1841 geleisteten
Zahlungen, welcheauchim gegenwärtigenRechtsstreite
als Beweismittel gebraucht sind, bestanden, und e.

ist daher das fragliche hypothekenamtlicheZeugniß
völlig werthlos. -.«.-... .

«

OAGE..v.30.Juli-1852.Nu--4750le.
2.

Instnuatlon durch die Post.

Val. Bd. XV S. 287, Bo. XVII S. 238.

Diese Art der Insinnation kann für zulässignur
bezüglichsolcherErlasseerachtetwerden, welcheunter
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der Adresseeiner Partei, resp. ihresAnwaltes, ausge-
fertigtwerden. Für andere Erlasse,#iinskbesondere.für
Zirkularien, ist ein Insinuationsmandatar·am Gerichts-
sitze aufzustellen, indem eines Theiles diese unver:

schlossennicht auf die Post gegeben werden können,
und die k. Post die gescheheneZustellung nicht be-
scheinigenkann, andern Theiles die Insinnation durch
Umlaufschrelbenan die einschlägigenGerichte zeitrau-bend zundJchrkostspieligsichdarstellt. . . . . . ...

Erk. AG. zu Freising vom 16. Nov. 1852
im:“ldeiz“t Schuldenwesen. Sdbh.Zia

3.

Tempusulile. Unkunde der sagbegrlnͤendenEL
Ueber die Tragweite der in fr. 6 de calum-

niatoribus (3, 6) vorkommendenAeußerung des
Gajus: „qui nescit, is videtur experiundi po-
teslatem hon habere“ sind die Ansichtenbis auf
die neueste Zeit sehr verschieden. Vgl. Mühlen-=
bruch im Arch. f. civ. Praxis Bd. II S. 366,
Arndts in der Gleßener. Zeitschrift Bd. XIV.
S. 31 f.; Savigny, System Bd. II1I S. 413
Note d. 1 bbersterGerichtshof-hatsich in, einenr
Erk. vom 30. Dez. 1852 (Däntl w. Deimer),(für
die feiherhtgangbare.Ansicht. —’er

Gläck Komment. Bd. 1II S. 555ftl 498 der 1. Ausg.) ·

entschieden,nach welcher in jenerStelle der--
meine Satz aupesrachenist, daß Unkenntnißvon.

Umständen,welche die Klage bedingen ein den Be-

ginn der Verfähmmghemmendes Hinderniß bei den

Temporalklagensei, für welche die Verjährungszeit
tempus utilc ist; insbesondereauch (zufolge kr. 19

S. 6 de acdil. edict. 21, 1) für die Klagen aus
dem ädilitischen Edikte. Sp.
dieh.J. A. Seuffert. Verl.: Palkm Ene,—xmeEule),in Erlangen. Druckvon Jünze ¾⅛vi
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zunächst in Bayern.
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Sahst-:chbekdtaZitkdllelneklltbtchsllaaVerschwend-GefchlkbkdleDes·
onlnnqvonAbldlunqsimulpbklesealükandenStaatqbsetkenae

Gunst-einemwelcheIIIk»Slchetl-tttwequdateufballmdtksaflenple
BekechtiqtenveklsttqenlopaeihdelvesttlsnvqetlchtenaliGlaub-tu-
ovekalo Ahn-inmkqttvbtbokdknI —-Protokolledreschen-deklami-
llqeaGekichwbaktett.EtsocderulådekAotiefmwUnserlnuzun.-
thlchtllchItolololllktesteshmenhllmlchllgeBeselchnunqdes Erstl-
mdbelBtglqttbtqustq«seiiieshmidzelcheas.—Verfahnmsdekglai
Itasokdenmgn.1chvkkug.v(echt.Statuteatollision.-Bekulunssfuknmr.

Sussmmeakeszntader Forderungen, gegen deren Leontlon appellirt
wird. Gemeluschaftliche Adbäsion mehrerer Ganigläubiger.

Ueber den Anfall einer Erbschaft an Verschollene.
(Schluß.)

§. 9. Ein Beispiel wird dazu beitragen, den

Gegensatzbeider Meinungen mit ihren Folgen in ein

helleres Licht zu versetzen.
Kein geschichtlichesEreigniß hat wohl je sovielen

Anlaß zu Verschollenheitserklärungengegeben,als in

unseren Tagen der russischeFeldzug. Dahier in

München lesen wir monumental bekundet, daß der-

selbedreißig tausend Bayern das Leben kostete;we-

nigstens ein Dritttheil davon sindblos vermißt. Es

ist allerdings denkbar und im Bereiche der Möglich-
keit, daß diese zehn Tausend,oder dochdie Mehrzahl
derselbengefangenwurden, sich im Innern Sibiriens

niederließen, ganze Distrikte bevölkerten und nicht
mehr daran dachten, in ihr schönesHeimathland zu-
rückzukehren, woran sie doch Nlemand verhindern
könnte, daß sie selbstvergaßen, nach Hause um Geld

zu schreiben; — es ist ferner möglich,daß Jeder
derselben in dieser AbgeschiedenheitsiebenzigJahre
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alt wurde; hat diese Annahme aber auch nur einen

Schein für sich, hat sie einen vernünftigen Sinn?
Gewiß nicht! Wenn inden ersten zwanzig Jahren
nach geschlossenemWeltfrieden zehn oder zwölf
wieder unerwartet zurückkamen, läßt sich daraus
auf die Uebrigen schließen: Und angenommen, es
wäre nachweisbar, daß jetzt nach vierzig Jahren
noch zehn solcherVermißter am Leben sind, ohne

bassie je etwas von sichhätten hören lassen, läßt
sichbasselevon den zehn Tausend, und überhaupt
von Jedem vermuthen, mit nur einigem Grade von

Wahrscheiulichkeitvoraussetzen,bis er das siebenzigste
Jahr zurückgelegt hat? Sind nicht der längst ein-

getreteneFrieden, die Liebe zur Heimath, zu unserem
wärmeren Himmelsstriche, die Sehnsucht nach den

Angehörigen, die Aussicht auf das väterliche Erbe,
Alles Beweggründe in Fülle, um ein solchesVerstum-
men eines lebendigGebliebenen unerklärbar zu machen?

Wir setzenden Fall, zwei Stiefbrüder, der
Eine im Jahre 1780, der Andere 1782 geboren,
wären damals im J. 1812 in demselbenRegimente
mit in den Krieg gesogen,

und seitdem zu gleicher
Zeit spurlos verschwunden;der Aeltere hätte bereits
vorher ein bedeutendes Vermögen von seinerMutter
ererbt gehabt, — der sonst kinderloseVater wäre
erst zwanzig Jahre später, im J. 1832 gestorben
und hätte, ohne Ahnung, daß von dem Leben sei-
ner Kinder noch je ernstlich die Rede sein könne,
einen weitläufigen Seitenverwandten zum Erben sei-
nes ganzen Nachlasseseingesetzt,— welches müßte
dann das SchicksaldieserVermögensmassewerden 2—

Nach der gemeinenund früher vorherrschendenMei-

nung wäre anzunehmen, die beiden Söhne seien in
einem Winkel Rußland's verborgen und dort siebenzig
Jahre alt geworden, dann aber gestorben, was den
Tod des Ersteren in das Jahr 1850, den des zweiten
auf 1852 versetzenwürde. Beide hätten im J. 1832

ihren Vater beerben und als übergangeneNotherben
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sein Testament entkräftigen müssen,auch diesesVer-
mögen hätte der Kurator der Abwesenden oder die

Behörde fort verwaltet. Im. J. 1850 würde dann
der Aeltere für todt gelten und von dem Jüngeren alb

präsumtiv überlebend beerbt, — im J. 1852, wo es

auch in Ansehung des Jüngeren zurTodeserklärung
kommt, würde endlich die in seinereingebildeten
Person zusammengeslosseneganze Vermögensmasse
auf seine Intestaterben übergehen, und damit die

Sache beendigt sein. Hiedurch könnten die mütter-
lichenSeitenverwandten des jüngerenBruders, wenn

siezufällig die nächstenwären, das ganze Vermögen
erhalten und die väterlichen Verwandten beider, so-
wie die mütterlichen des älteren Bruders, völlig aus-

schließen,während doch von diesenSeiten das ganze
Vermögen herkam, und jenen ersteren,den Tod auf
das Jahr 1812 versetzt, gar nichts gebührte.

Heißt das nicht, mit Vermuthungen ein leicht-
fertiges Spiel treiben, mehrere Erbgänge an dem

schwachenFaden der Vorausseßung fortzuspinnen, je-
der Verschollene sei erst an selnem 70. Geburtstage
gestorben? Heißt das nicht, die Einbildungskraft
von Wasserfallzu Wasserfall über Fiktlonen herab-
stürzen, um unten bei einem handgreiflichenUnrechte
anzulangen? Und das Alles nur, um in Mißachtung
der natürlichen Eindriücke des ijcl quod plerumque
sieri solet, worauf bereits fr. 114 de reg. juris
verwiesenhat, nicht ein Haar breit von dem Satze
abzuweichen:Factum non praesumitur, — mensch-
liche Vermuthungen können nic eine Thatsacheher-
stellen oder ihres Beweises überheben! Oder ist es

vielleicht eine Empfehlung des juristischenUrtheiles
in der deutschenRechtspflege, daß es sich von der

frischen Erfahrung des Lebens absondert, wenn da-

bei das Recht selbstden Zufälligkeiten eines blinden

Fatalismus Preis gegebenwird?
"

Wir hoffen, in der Betrachtung dieserFolgen
rW
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keine geringeStütze für die von uns vertretene Mei-

nung zu finden.
8. Theorie und Praxis haben in der

neueren Zeit den Wendepunkt bereits erreicht und

sind nachdrucksamin die Bahn eben dieserMeinung
eingelenkt,welche, um den Erwerb einer Erbschaft
für einen Abwesendenverlangen zu können, erst den
Beweis erfordert, daß er den Aufall auch erlebt

habe.Für dieseAusichterklären sich, außer den be-
reits oben im §. 3 angeführten Abhandlungen von

Heise und Cropp (B. U. S. 162 ff.) — dann
Pfeiffer's prakt. Ausführungen(B. IV,S. 360), —
noch insbesondere

Volley,verm. jur. Aufsätze,B. 1, Abh. ul.

Ad. Diet. Weber, über die Verbindl. zur

Beweisfürung.Abschn. VI, S. 15 — II. Ausgabe,

Mühlenbruch, inderFortsehungzu Glück's
Pandekten B. 42, S. 4

v. Holzschuher,- und Kasuistik,B. U,
Abth. 1 S. 15).

13) „Dlesem aber steht unstreltg enkgegen, daß das Le-
ben elnes Menschen, so wie der Tod res lacki ist,
und solglich das Eine so gut wie das Andere von

Dem erwiesen werden muß, dessenAntrag sich in je-
nem oder In dlesem. gründet.“ Vergl. oben Note 9

E. 36) die Alleg. von Lynker, Schweppe und
von Bethmann-Hollweg.

14) „Passender scheint es daher, den Verschollenen, wle
andere auswärtlge und unbekannte Erbs-Interessenten
edictaliter, vorzuladen und im Nichterschelnungsfalle
der allgemelnenPräecluslon zu unterwerfen."

15) „So wie so möge auch lim Falle einer dem

Verschollenen.UngefallenenErbschaft nach Fruchtlostg-
kelt der erforderlichen Vorladungen dieselbe Denjeni-
gen, mit welchen der Verschollene, wenn er sich ge-
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Seuffert's Pandektenrecht III. Ausgabe
§. 566 15) — ferner mittelbar auch·

„Vangerow'sLeitfaden Bd. I. S. 60 Nr. 2

Die gegentheiligeMeinung wird noch lebhaft
vertheidigt von Kraut, in seiner Vormundschaft,
Bd. Il, §. 66, insbesondereS. 258 ff., — dem auch
unser (bereits verstorbener)Mitarbeiter in Bd. XVI,

215, 216, Note 16 und S. 232 beigetreten ist.
Indessen hat bei weltem die Mehrzahl der

deutschen obersten Gerichtshöfe in ihren Er-
kenntnissendie neue Lehre von demunzulässigen Er-
werbe anfallender Erbschaften für Verschollene an-

genommen. Dahin gehören ç

a) eine nicht genannte deutscheJuristen-Fakul-
tät und das bestätigendeErkenntniß des Ob.-App.=
Gerichtes in Lübeck aus dem J. 1825;

meldet hätte, konkurrirt haben würde, oder Denjenl-
gen, welche bel selner Nlchterlstenz dat nächste Recht
zur Erbschaft haben, gegen glelche Kantlon überwle-
sen werden. — Jedenfalls ist der Grundsatz fest-
zuhalten, daß einem Verschollenen, wenn nicht der
Erwerb ipso jure geschieht, durch den Kurator elne

Erbschaft nicht erworben werden könne.“
„Für einen Verschollenen kann die Antretung durch
elnen Stellvertreter (Kurator) deswegen nicht bewlrkt
werden, weil man ja nicht welß, ob er den Erblas-
ser überlebt habe.“
Diese Stelle betrifft zunächst dle Frage, wer von

zwei Vermißten als überlebend anzunehmen sel, und
lautet hlerüber so: „Kann kein Beweis (über den

früheren Tod einer Person vor elner anderen) er-

bracht werden so kann nur das Prinzip ent-

scheiden, was Marckan .. . angibt, daß man nämllch
Keinen als vor dem Anderen verstorben annehmen
kann, d. h. wenn zum Eintritte elner bestimmten
rechtlichen Folge nothwendlg vorausgesetztwird, vaß
die eine Person die anvere Überlebt habe, so kann
dleselbe nicht Platz grelfen.“

16

17 —
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(Heileundund Cropp a. a. O. S. 163, Note31
— und S.

b) vt #. App.Ger.in Kassel, durchErk.
vom I. 1834;

feiffer a. a. O. S. 401, Nr. 741).
c) Das zu Wiesbaden,
(Bl. f. RA. B. X, S. 236, Nr. 5).
d) Das zu Oldenburg, burErk. v. 1840,
(Seuffert's Archiv 1, Nr. 160).
c) Das zu Darm stadt,d1rrzwei Erk. v.

1845 und 1847.
(Seuffert'sArch. III. Nr. 185).
!) Das zu Wolfenbüttel, durch ein Er-

kenntniß, welches dem Kurator Besitz und Verwal-
tung, aber nicht definitiven Erwerb der Erbschaft
verstattete;

(Scholz, Sammlung interessant.asfätze,%S.42,
— v. Holzschuher a. a. O. U.

)
Hieher ist auch noch zu zählen
8) das würtembergischeOber- Tribunal in

Stuttgart, vermöge eines Plenar-Gutachtensvom
17. August 1820.

(Bolley, a. a. O. l, S. 106) is).

18) In dlesem Gutachten an das Justlzministerium be-
stätlgte das Ober-Trlbunal zwar die auf eine königl.
Oeneralverorbn. v. 1817 sich stützende Prarls der
würkemb. Gerlschte für die Erbfähigkelt der Verschol-
lenen, es schloß aber nach der Stimmenmehrheit mit
dem Antrage, daß diese Praxls, als mit einem
entschledenen rechtlichen Grundsatze strel-
tend, im Wege der Gesetzgebung dahln zu ändern

sei: daß kein Verschollener eine während seiner Ab-

wesenheit ihm angefallene Erbschaft ohne elgene
Wlllenßerklärung erwerben könne „, wo sodann,
wenn er sich innerhalb einer gewissen Frist (auf die

öffenklichenLadungen)nicht erklären sollte, die Erbschaft
den Erben, nicht des Verschollenen, sondern des
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Auf der entgegengesetztenSeite stehen ziemlich
vereinzelt noch

1) Das Ob.-Appell.-Ger. in München, wel-

ches in zwei Erk. von 1836 und 1852 der älteren

Meinung huldigte, wonach der Tod eines Menschen
bis zu einem gewissenAlter nicht vermuthet werde,
vielmehr erst erwiesen werden müsse, um ihn von
dem Erwerbe einer angefallenen Erbschaft auszu-
schließen.(Bl. f. NA. XVIII, S. 406.)
2)0 Auch das preuß. Ober-Tribunal in Ber-
lin hat sichnoch in neuesterZeit eben dieserAnsicht
angeschlossen,indem es in einem Erkenntnissev. 1848

auch nach gemeinem Rechte dem Kurator des Ver-
schollenendie Befugniß zum Antritte neu angefalle-
ner Erbschaften zuerkannte.

(Seuffert's Archiv III, Nr. 298 u. 343.)
Abweichend in dem Grundsatze hievon scheint

eine Entscheidung aus dem J. 1842 zu sein, welche
den Kurator des Abwesenden ausbrücklich als blos
auf das zurückgelasseneVermögen beschränkterklärt
hatte.

(Seuffert's Archiv I, Nr. 164.)
So bedeutend auch das Ansehen dieser zwei

Gerichtshöfe sein mag, so wird ihre Meinung das
mumerischeUebergewichtder vorher erwähnten Prä-
udikate doch nicht zu erschütternvermögen, zumal
sichdas preußischeOb.-Trib. sichtbar in seiner Ent-
scheidungunter dem Eindrucke des ihm zunächstvor-

schwebendenpreuß. Landrechtesbefand.
Es läßt sich wohl billig annehmen, daß die

beiden oberstenGerichtshöfe in Berlin und München

Erblassers, welche zur Zelt des Todes des Letzteren
selne nächsten waren, zugethellt würde. In einem
Erlasse vom nämlichen Tage an die vier Krelsgerichts-
höfe bemerkte gleichwohl das Ober-Tribunal, daß es

entschlossensel, bis- zum Erscheinen eines neuen Ge-
setzesstets der alten Praxis zu folgen.
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in dieserFrage noch nicht ihr letztes und unabänder-
liches Wort gesprochenhaben, obwohl sie in ihren
Bedenklichkeitenden Kaiser Napolcon auf ihrer Seite

finden 1).
§. 11. Das Ergebniß der bisherigen Er-

örterung fassenwir in folgendenSätzen zusammen:
a) Die Vorschriften der Art. 135—137 des

franz. Civ.-Ges.-Buches, von den einem Abwesen-
den möglicher Weise zustehendeneventuellen Rechten
handelnd, sind nicht ekwa eine Eigenthümlichkeiteines
fremden positiven Rechtes, sondern sie finden sich
tief in der Geschichte, dem Wesen und den Grund-
sätzen des deutschen gemeinen Rechtes gegründet
und müssendaher auch auf dem Gebiete des letzteren
ihre Anwendung finden; der Kurator eines Landes-
abwesenden, dessenSchicksaleunbekannt sind, kann
daher für denselben keine ihm seit der letzten sicheren
Kunde von seinem Leben angefallene Erbschaft an-

treten, kein Vermächtniß erwerben und noch weniger
auf solcheWeise die Wirkung der Tranömission auf
seine präsumtiven Nachfolger erstreben.

b) Zum Arfalle eines jeden Erbgutes, als un-

erläßlicheVoraussetzung seines Erwerbes, selbstfür
den nothwendigen Erben, gehört vielmehr immer
das Ueberleben des Erblassers, dessenGewißheit für
Abwesende durch die bloseVermuthung, daß der ein-
mal Lebende bis zum siebenzigstenJahre, oder irgend
einem anderen Zeitpunkte fortlebe, nicht ersetztwer-

den kann, — und zwar selbst dann nicht, wenn,
gleichwiedie gemeinrechtlicheObservanz das sieben-
zigjährige Alter, so ein Partikularstatut irgend einen
anderen Zeitpunkt als den präsumtiven Todestag
eines Verschollenenin Bezug auf die Vererbung sei-
nes eigenen Nachlassesaufgestellt haben sollte.

c) Daher trifft die Beweislast in Bezug auf

19) Slehe oben Note 6 S. 25.
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das Erleben des entscheidendenAnfalles immer Den-

jenigen, welcher den letzteren behauptet und daraus

Rechteherleitet, — aber nicht die für einen früher
eingetretenenTod den Gegner, welcherjenes Erleben
nur in Widerspruch zieht.

d) Der Kurator des Abwesenden,wenn gleich
ein Güterpfleger, kann zwar die Fürsorge für der-
gleichenErbanfälle auch in so weit mit in den Bereich
seines Amtes ziehen, daß er darüber wacht, daß
vorerst alle Mittel angewendet werden, um dem Ab-
wesendenden persönlichenErwerb möglich zu erhalten,
wie z. B. öffentliche Ladungen auf geräumige Ter-
mine, möglichsteVerbreitung derselben u. dgl. m.—
er kann sich auch dem Vorsteckender undulässigenboenarepudiati widersetzen,an deren Stelle in der

adung nur die natürliche Folge zu treten hat, daß
im Falle des Nichterscheinens mit der Verfügung
über eine solcheErbschaft, ohne Rücksichtauf die Be-

theiligung des Abwesenden, fortgeschrittenwürde, was

nicht einem eingebildeten Ausschlagen, sondern nur

einem Verluste von Besitz und Genuß der. Erbschaft
gleich kommt. ·

e) Sind aber alle diese Mittel vergebens er-

schöpft, um den Abwesenden zu entdecken oder zur
Stelle zu bringen, so fällt die Erbschaft an die
Mit= oder Nocherbendesselben, welche dazu beru-

fen gewesen, wenn er entschiedenden Anfall nicht
erlebt hätte.

1) Diese Letzterensind zwar, besondereUmstände
und dringliche Verlustsgefahrenabgerechnet,zu einer

Sicherheitsleistungnicht verbunden; kommt aber der

Abwesende oder sein rechtmäßigerNachfolger später
noch zum Vorscheine, so bleiben ihm alle Klagen
auf Herausgabejener Erbschaft vor Ablauf der ge-
wöhnlichen Verjährungsfrist von selbstvorbehalten.
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Mittheilungen aus der Praris.
1.

Ceschleht dle Deponkrung von Ablösungeschuldbriefen für an

den Staat abgetretene Grundrenten, welche zur Sicherheit
wegen darauf haftender Lasten die Verechligten verlangen
können, bel den Landgerichten als Clolljustiz= oder als Ad-

ministratlbbehörden:

I. In Folge des Grundentlastungsgesetzesvom
4. Juni 1848 hatte. ein Gutsherr seineGrundrenten
an den Staat abgetreten. Die Güter, aus welchen
solcheflossen,stunden im Lehenverbandezum Staate.
Es wurde daher vom kgl. Staatsministerium der

Jzen, gemäßArt. 34 des allegirten Gesetzes,die

interlegung der Ablösungsschuldbriefezur Sicherheit
des Lehenherrn bei dem treffenden kgl. Landgerichte
angeordnetund vollzogen. Der Gutsherr beabsichtigte
unn auch die Ablösung des Lehenverbandesnach dem
besonderen Gesetzehierüber vom nämlichen Tage.
Da sich jedoch über den Ablösungêsmaaßstabeine

Vereinigung nicht erzielen ließ, vielmehr die vom

Gutsherrn behauptete, vom Lehenfiskus bestiittene
Eigenschafteines Sohn= und Töchterlehensim Rechts-
wege ausgetragenwerden mußte, beantragte der Guts-
herr, aus der Gesammtsumme der hinterliegendenAb-
lösungsschuldbriefeein besonderesDepositun zum Be-
trage der gesetzlichenMaximallehenablösungsprozente
als vorläufige Kaution für das Lehensärar zu bilden,
den Ueberrest aber an ihn verabfolgen zu lassen.
Dieser Antrag wurde vom Landgerichteaus mate-
riellen Gründen abgewiesen;die dagegen erhobene
Beschwerde aber vom kgl. Appellationsgerichtewegen
Mangels einer Justizsacheund sohin fehlenderKom-

petenz der Civilgerichte verworfen. Bel weiterer Ver-

folgung der Beschwerdenan den oberstenGerichtshof
war also die oben aufgeworfeneRechtsfragezu beant-
worten.
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Unterm 1. Oktbr. 1853 (NNr. 1075 52/82)
ergingdieoberstrichterlicheEntscheidungdahin:

„das kgl. Appellationsgerichtsei in der Sache
„zuständig und habe auf die wider den Be-

„schluß des LandgerichteserhobeneBeschwerde
„zu verfügen, was Rechtens“

aus folgenden Gründen: "

„Der Art. 34 Abs. 2 des Gesetzesvom 4. Juni
1848 über die Grundentlastung gestattet, daß die
vom Staate für abgetreten erhaltene Grundrenten
ausgestellten Ablösungsschuldbriefeauf Verlangen der
Berechtigten in so weit ingerichtliche Verwahrung
genommen werden, als es durch den Inhalt ihrer
Berechtigung gerechtfertigtwird. Die Veranlassung
dieser Bestimmung findet sich in der im Abs. 1
desselben Art. aufgestelltenVoraussetzung, daß die
RechteDerjenigen, zu deren Gunsten dauernde Lasten
auf den abgetretenen Grundrenten ruhten, auf die
Ablösungskapitalien übergegangensind. Die Beur-
theilung des Bestande# und UmfangessolcherBerech-
tigungen kann offenbar und ausschließlichnur Gegen-
stand der Civiljustizpflegesein; es folgt daher von
selbst, daß die Ueberwachung und Aufrechthaltung
der deshalb vom GesetzeangeordnetenSicherheits-
maaßregelder Deponirung auch nur denjenigen Civil-
gerichten,bei welchendie Ablösungsbriefehinterliegen,
zustehenkam.“ .

II. Gleiche Entscheidung,im Wesentlichenaus

denselbenGründen, erließ der obersteGerichtshof am
nämlichenTage (RNr. 1075b *2/,) in einem andereñ
Falle, in welchem auf den abgetretenenZehentrenten
die kirchlicheBaupflicht haftete, der Gutsherr deren

Ablösung nach dem Gesetzevom 28. Mai 1852 beab-

sichtigte und zwar bis zur quantitativen Feststellung.
derselbendurch die Distriktspolizeibehördeden gesetz-
lichen Maximalbetrag der Ablösungssummein gerlcht-
licher Verwahrung belassen,den Mehrbetrag der Ab-

lösungsschuldbriefeaber verabfolgt habenwollte. Das
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Landgerichthat den Antrag, — hier unter ausdrück-

licher Bezeichnungseiner Eigenschaftals Justizstelle,
als unbegründet abgewiesen, das kgl. Appellations-
gericht die Beschwerdedagegenwegen Mangels einer

Justizsacheverworfen. In Bezug auf dieseabweichen-
den Verhältnissebesagendie oberstrichterlichenMotive:

„Eine Ausnahme von der Regel, daß die Be-

„handlung der bei den Gerichten deponirten Grund=
„oder ZehentrentenablösungsschuldbriefeJustizsachesei,
„läßt sich auch durch das Gesetzvom 28. Mai 1852
„nicht rechtfertigen. Denn wenn gleich die Art. 12

„und 13 die quantitative Feststellungder Zehentbau-
„pflicht den Distriktspolizeibehördenin erster und den

„Kreisregierungen in zweiter Instanz zuweisen, so
„muß doch diese, gemäßArt. 15 a. a. O., auf güt-
„lichem oder rechtlichemWege vorausgegangen sein,
„bevor das zur Verwahrung berufene Gericht in die
„Lage kommen kann, die Rechtmäßigkeitder ganzen
„oder theilweisenAufhebung des Depositums zu prü-
„fen, weil es für die richtige Verwendung des De-
„positums im äußerstenFalle verantwortlich bleibt.
„Wenn daher kgl. Landgericht die Anträge des Guts-
„herrn auf eine Aenderung des Depositalstandes zur
„Zeit zurückgewiesenhat, so bewegte sich dasselbe
„immer noch innerhalb der Grenzen seines judiziellen
„Wirkungskreises.“

2.

Protokolle in Sachen der freiwilligen Gerlchtsbarkelt. Erfor-
derulß der Vorlesung. Unterkrenzung.

Die Motive einer oberstrichterlichenEntschei-
dung, bei welcher es sich von der Giltigkeit eines

gerichtlichaufgenommenenTestamenteshandelte, sa-
gen hierüber: Z„

Der Umstand, daß aus dem Protokolle nicht
ersichtlich ist, ob dasselbedem Testirer vorgelesen
worden sei, bietet keinen Grund dar, das fragliche
gerichtlicheTestamentanzufechten.
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Die ausdrücklicheBeurkundung, daß das Pro-
tokoll vor dem Schlusse des Aktes vorgelesen, und

dessenInhalt von der Person, deren Erklärung beur-
kundet worden, genehmigt worden sei,

vgl. Anmerk. zur GO. Kap. 2 8. 3 lit. f.
kann keinesweg5 in dem Falle als eine wesentliche
Bedingung der Giltigkeit und vollen Beweiskraft
des Protokolles angesehenwerden, wenn dasselbe
von der vor Gericht handelndenPerson unterzeichnet
worden ist. Denn Derjenige, welcher ein Protokoll,
das über eine von ihm abgegebeneErklärung aufge-
nommen worden, zur Bestätigung unterzeichnet,gibt
hiermit thatsächlichkund, daß ihm der Inhalt des
Protokolles bekannt sei, und er das darin Vorgetra-
gene als mit seiner Erklärung übereinstimmendan-

erkenne. Seuffert, Komment. Bd. 2 S. 473
Not. 5. — (Im gegebenenFalle enthielt der Schluß
des Protokolles die Erklärung des Testirers: er be-

stäeigedurchHandzeichen, daß dieses — nämlich
as im Protokolle Beurkundete — sein freier un

ungezwungener Wille sei.)
OAGE. v. 25. Juni 1853. Nr. 16035½/7.

3.
Cerlchtlich protokolllries Testament. Unrlchtige Bezelchnun

des Testlrers bei Beglaubigung seinesHandzelchens.
Das gerichtliche Protokoll, welches über die

Testamentserrichtungdes Johann Keck aufgenommen
worden, hatte den Mangel, daß bei dem zur Be-
stätigung am Schlusse beigefügtenHandzeichenein
unrichtiger Namen angegebenwar, nämlich:

. m. 1) des Johann Kammerknecht.
Die wegen diesesMangels versuchteAnfechtung

des gedachtenTestamenteshatte keinen Erfolg. Die Mo-
tive der oberstrichterlichenEntscheidungsagenhierüber:

Durch das von einer Kommissendes k. LG.

1) Sligaum manus.
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Immenstadt am 10. Aug. 1849 in der Wohnung
des Bauers Johann Keck aufgenommeneProtokoll
ist beurkundet, daß Joh. Keck durch seinen Dienst-
knechtGeorg Kammerknecht am Tage vorher um

Abordnung einer Gerichtskommissionzur Aufnahme
seines letzten Willens hatte bitten lassen, daß die
Gerichtskommissionsich vorerst von der Dispositions-
fähigkeit des Joh. Keck überzeugt und sodann die
letzte Willensmeinung des Joh. Keck zu Protokoll
genommen haat. Auch derUmschlag des

verschlossenzu Gerichtshanden genommenen Proto-
kolles vom 10. Juli 1849 enthält die Beurkundung
der Gerichtskommission,daß sich in diesemUmschlage
die letztwillige Disposition des Bauern Johann
Keck befinde, wie derselbe solche der unterfertigten
Kommission wörtlich zu Protokoll erklärt habe. Bei
diesenUmständen könnte selbstdann, wenn Gewiß-
helt darüber bestünde, daß das am Fuße des Pro-
tokolls befindliche Handzeichen nicht von Johann
Keck, sondern vonGeorgKammerknecht herrühre,
nicht der leisesteZweifel darüber obwalten, daß das
in dem Protokolle vom 10. Juli 1849 Enthaltene
der letzte Wille des Bauers Johann Keck sei.

—..-.p. Auch öhne die dem Protokolle
(später) belgefügte amtliche Berichtigung hätte für.
Döchst wahrscheinlicherachtet werden müssen,daß die
dem Kreuze von dem Komissionsaktuarebeigefügte
Anmerkung: »

„8. m. des Johann Kammerknecht“
lediglich auf einer Namensverwechselungberuhe,da
der Schlußsatz des Protokolles in Verbindung mit
dem vorausgehendenInhalte desselbenoffenbar auf
ein nun folgendesHandzeichendes Testators hin-
weist, und die Namensverwechselungin dem Um-
tande ihre Erklärung findet, daß der Name „Kam-
nerknecht“ im Eingange des Protokolles vorkommt,

so daß jedenfalls nach Anleitung der Anmerk. zur
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GO. Kap. 2 8. 3 lit. f. zu einer Vernehmung des
Aktuars Anlaß gegeben gewesen wäre. Durch die
dem Protokolle am 1. Feb. 1850 beiefügteamtliche
Berichtigung, welche von den nämlichen Gerichtsper-
sonen herrührt, von welchen das Protokoll vom
10. Juli 1849 ausgenommenworden, ist aber über
die stattgehabteNamensverwechselungvolle Gewiß-
heit hergestellt,und es kann auch das Datum dieser
Berichtigung keinen Zweifel über deren volle Glaub=

würdigkeit begründen, da es sich um eine Thatsache
handelt, welche auch nach Ablauf mehrerer Monate
dem Gedächtnisseder Kommissionsmitgliedernoch leb-
haft eingeprägtsein konnte. .

OAGE. v. 25. Juni 1853. Nr. 16031/.

4.

Verlährung der Zinsensorderung nach preuß. Rechte. Sta-
tutenkollislon.

In einem oberstrichterlichenErkenntnisse vom
11. Juni 1853 NN. 94957/86wurde die Bestimmung
des preußischenLandrechtesThl. 1 Titel 11 §. 849,
daß 10 Jahre rückständigeZinsen verjährt seien, auch
in dem Falle angewendet, wo der Schuldner nach
eingegangenemHauptvertrage in eine Stadt überge-
siedelt war, in welcherdas preußischeLandrecht keine
gesetzlicheKraft hat.

In den Motiven ist hierüberFolgendesbemerkt:
In der Doktrin und Praxis ist der Grundsatz

anerkannt, daß sich alle Rechtsverhältnissebezüglich
eines Vertrages, namentlich jene der Erlöschungund

speziell jene der Extinktivverjährung, nach den Ge-

setzendes Eingehungsortes1) richten, und eine Do-

mizilsveränderung hlerauf keinen Einfluß habe.

1) Dl. sndessenM. f. Birz 8 S. 16.
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Seuffert's Kommentar zur. Gerichtsordnung
Band 1 Seite 257 u. 262.

Es findet dieser Grundsatz auch namentlich in
Beziehung auf Zinsen seine Bestätigung in Fr. J

rinc. de usur. (22, 1) wornach das Maaß der
insverbindlichkeit nach den Gesetzendes Ortes, wo

das betreffendeHauptgeschäft zu Stande kam, be-
messenwerden soll; eine Bestimmung, welche noth-
wendig auf dem Prinzipe beruht, daß das Rechts-
verhältniß der accessorischenVerbindlichkelten den Ge-
setzendes Eingehungsortes bezüglichder prinzipalen
Obligation unterworfen ist, so beßdie Anwendung
der gesetzlichenVorschriften über dle Verjährung der

Zinsenforderung,welche am Orte des Hauptvertrages
gelten, nur eine Konsequenzjener Bestimmunglte.*

5.

Eldeszuschlebung,betr. das precarium als Besltzfehler.

Einer solchenEideszuschiebungwurde um des-
willen nicht stattgegeben,„weil das behauptetepre-
carium, das als ein Rechtsbegriff sich nicht zur
Eidesauflage eignet, von dem Deferenten thatsächlich
gar nicht näher bezeichnetworden ist.“

«

OAGE.v.8.März1853.Nr.986"-31.
——-

Berichtigungen.
Im Kommenlar üb. d. GO. Bd. I. Aufl. II. S. 137. Note 18.

g. 8 und Note 134 B. 7 stalt „43“ lies „637; — S. 222 B. 3.

statt „der öffentlichen“ l. „der Benützung öffenllicher.“
In Bd. XIX der l. f. Ra. S. 16. Z. 1, 2. st. „werden“

l. „worden.“

.: T. A. Seuffert. Verl.: Palm # Enke (Adolph Enkese
in Srkert Druck von Junge & Sohn.

1
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Vom erbschaftlichenGerichtsstand1).

1.

Welcher Gerichtsstand für die hereditatis pe-
titio gelte,ist eine unter den gemeinrechtlichenSchrift-
stellern bestrittene Frage 2). Im Streite liegt die

Wahl zwischendem Domizils-Gerichte des Beklagten
und dem forum rei sitae, wobei die Zuständigkeit
des letzteren von Manchen nur unter besonderen
Voraussetzungenangenommen wird 3). Ein drittes

Forum für Erbschaftsklagenbegegnet uns in der

1) Zur Erläuterung des Kommentars ü. d. GO. Bo. 1
(Aufl. II). S. 248. Ergebniß der zwischenHrn. K. Bra-

ter und dem Verfasser über dlesen Gegenstand ge-
pflogenen Verhandlungen. Die Punkte, bezühllch
welcher die Ansichten des Ersteren mit den im Kom-
mentar aufgestellten Sätzen nicht ganz überelnstim-
men, sind daselbst mito... bezelchnet.

:) Vgl. Bayer, Vorträge über den gemeinenordentl.
Cloilprozeh §. 65; Arndts Belträge S. 117—126.

Bethmann-Hollweg, Versuche S. 65. Seuf-
fert's Archiv Bd. 4 Nr. 84; BVo. 6 Nr. 62.

2) Vgl. Linde Lehrbuch§. 90.
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Praxis, nimicchderpersönliche Gerichtsstand
des Erblasser

Die Ablergisstuge.soll gegen Denjenigen an-

gestellt werden, welcher den Nachlaß oder Nachlaß-
sachenpro herede ober pro posscssore besitzt4).
So langedich aber die Erbschaftssachenim Gewahr-
sam der Verlassenschaftsbehördeoder einesvon ihr
bestelltenKurators befinden, fehlt es an jener Vor-

aussetzungder Erbschaftsklage,an einem Beklagtenmit den gesetzlichenMerkmalen. Da man nun die
Interessenten nicht nöthigen kann, einen possessorischen
Vorstreit zu führen ), wenn sie es vorziehen,sofort
zum endlich entscheidendenStreite überzugehen?),
so führte das praktischeBedürfniß darandie Gel-
tendmachung der kollidirenden Ansprüche, wie sie
durch deren Anmeldungbei der Verlassenschaftsbe-
hörde geschieht,in eine Prozeßverhandlung über das

Erbrecht übergehenzu lassen7), und diesemUeber-

gange entsprechend, den für die Person des Erb-
lassers kompetentgewesenenRichter, welchem die

) Val.sr. 11 8. 1, lr. 12, 13 pr. 6. 4, 8,
168. 5 de sredplui (5, 3) *8 5 an.sů,3 §. 9 Nr. 1, 2 und Anmerk. zu dieser Stelle

Nr.
5) "ri33die Gestaltung desmnvolsslersschenVorsteeitgin

oblger Sachlage s. Bl. f. N —2 102f.
*8))Vergl. Kreittmahyr zu rmsSinl.1556Nr. 1

a. E.: „Inderdicku adipiscendae Tassessionlegehö-
ren nicht #al ossessorium summarium sondern ad

bleuariam et ordinarlum. Da nun zuischendiesem
letztern, dann dem Delilorio sowohl circa processum,
als probulionem, wenigstens dem Giesigen,gigetylo nach, kein Unterschled mehr ist (GO. III F. 4

r. 18 Not. 2), so thut Kläger welt besser,wenn

er das Interdicium fahren däßtund statt dessengleich
in petitorioagirt. . . .. .— Abwelchend Seuf-
fert's Archlv 1 Nr. 280

7) Vgl. Seuffert's m Bd. I Nr. 111, 265.
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Verlassenschaftsbehandlungals Geschäftszweigder frei-
willigen Gerichtöbarkeit zusteht, auch als Nichter für
den Erbschaftsstreitanzuerkennen3). Ohnehin er-

gibt sich aus der Natur der heredilas, als einer
universitas juris, das Postulat eines korum uni-

versale. Da nun die mannigfachen Sachen und

Rechte,welche den Nachlaß bilden, nur durch die

Beziehung auf die Person des Erblassers (als
dessenVermögen) zur Einheit zusammengefaßtsind,
so scheint es elne natürliche Folge, das klorum (uni-
versalc) für die Erbschaftsklagenin dem perfön-
lichen Gerichtsstande des Erblassers aufzustellen.
Dem entspricht es auch, daß der Wohnort des
Erblassers es ist, nach dessenGesetzensich die Erb-
folge in den Nachlaß bestimmt ?); indem, wie Sa-

viguy (System Bd. VIII §. 356, 359, 360) ge-
zeigt hat, die Normen über den Gerichtsstand
mit denen über Statuten-Kollision der Regel
nach in Wechselbeziehungstehen. In der That
wurde der persönliche Gerichtsstand des Erblassers.
als forum universale für Erbschaftsprozesseaus
dem Standpunkte de5 gemeinenRechts schon von

Pütter (Rechtsfälle Bd. 1 S. 42), wie folgt, an-

erkannt:
„Hereditas bewirkt bekanntlich ein judicium unlver-
sale. Dabei ist es nicht mit elnem oder anderen actibus

judicii ausgemacht, sondern auf alle und jede nur vor-

kommenden Fälle, die qualicumque modo ad julicium
gehören, den Rechten nach abgesehen,sodaß das nur

der Kürze halber so ausgesprocheneBrorardicum: he-

reditas sequltur lorum deluncli, eben das heißt, als

8) Natürlich dessen Zuständigkelt für strelilge Rechts-
sachen dieser Art vorausgesetzt. Vgal. In. dleser Be-

zlehung Komment. #u. d. GO. Bd. 1 (Aufl. II)
S. 249 Note 17.

") Savigny System Bd. VIII §F.375, 376. Zum
Thell abwelchend Bayer. Landrecht Th. III Kap. 12
§E.1 Nr. 6.

#
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enn ausdrücklich gesagt würde: hereällas ejungne
judicium universale, et qduldquid eo perlinet, sequl-
tur lorum delunctl.“

*5#

2.

In der Gerichtsordnungvon 1753 ist der Ge-

richtsstand für die hereditatis petilio nicht beson-
ders erwähnt 19). Aber der §. 9 Kap. 1 bestimmt
allgemein:

«

Alle Klagen, welche mehr auf die Sache selbst, als
auf die Verson gehen, sollen sowohl in petliorio als

pPossessoriabei der Obrlgkelt des Orls, wo slch vle
Sache befindet, ohne Unterschled derselben ge-
stellt werden.

Im Hinblick auf die Anmerk. zu diesem §. und
zum folgenden S. 10 lit. b. 11) läßt sichnicht be-

zweifeln, daß diese Vorschrift nach der Intention des

Gesetzgebersauch für petitorische und possessorische
Erbschaftsklagen gemünzt war. Für die Fälle des

„Liegens der streitigen Erbschaft an verschiedenen
Orten“ dachte man nicht an das oben bezeichnete
forum universalc 12), sondern an das forum
continentiae ex identitate reali, von

welchemder §. 10 Kap. I der G. handelt 15).
Zehn Jahre nach Verkündung der GO. er-

10) Dle Sielle des §. 14 Kap. I: „Im Uebrigen reprä-
sentirt die Erbschaft, so lange sie liegt, allezelt
noch die Person des Verstorbenen“ — hat kelnen

Bezug auf die zur Geltendmachung des Erbrechts
dlenenden Klagen. Da es bel bestrittener Erbfolge
noch ungewiß ist, wem die Delaklon geschah, so
kann hler der Gegensatz von llegender und an-

getretener Erbschaft keinen wesentlichen Elnfluß
äußern. Vgl. unten Nr. 4.

11) Vgl. auch Anmerk. zum LR. III, 1 §. 9 Nr. 3.
Clelchwie actiones reales überhaupt nur conlea pos-
sessorem gehen, so hat auch pelilio hereditalls u. . w.

12) S. Komment. u. v. G. WBo.I (Aufl. II) S. 116 f.
18)) Vol. unten S. 72.
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klärte sich ihr *n und Kommentator für eine
andere Ansicht. Der elbe äußert nämlich, und zwar
unter Bezugnahmeauf die angeführte (1760 erschie-
mene) Deduktion Pütter's, in den Ammerkungen
zum Landrechtvon 1756 Th. 1III Kap. 1 S. 9 Nr. 10:

„Von dem Foro, wo mit dleser Klage angebunden
werden muß, wird zwar in Til. Cod. ubl de hered.
"galur 14) elgens gehandelt, jedoch so zwekfelhaft,
daß sich die Authores in der Auslegung selbst nicht
mit einander verelnigen können; communior et proba-
bllior opinio aber geht nach dem bekannten Principlo,
duod heredilas repraesenlet personam deluncti dahln,
daß das Forum, worunter der Erblasser seines
Domicllii oder Privilegii halber gestanden
ist, auch quoad totam heredltutem gonera-
liter fundirt sel, mithln all übrige lor## particu-
larla contractus, rei sliee und sonst nach sschziehe,
ausgenommen quoad bona extra territorium sitas “

In dem auf das Erscheinenvon Bd. III der

Ammerkungenzum Landrechte folgendenJahre erging
in Bezug auf einen Kompetenzkonflikteine landes-

herrliche Entschließung (6. Aug. 1764), welche
lautet:

„Ihro Kurfürstliche Durchlaucht haben sich über dle
wegen der Baron Bechmannischen Verlassenschafts-
Verhandlung hine inde erstatteten Hof= und Kriegs-
raths-Berichte gehorsamsten Vortrag thun lassen. Da
nun kündigen Rechtens ist, daß das Forum, worun-

ter der Erblasser selnes domicilil oder lori privilegleli
halber in Lebzelten gestanden hat, auch quoad lolam
heredilatem et bona intra territorium esite fundirt

14) UI, 20: Illic, ubi res hereditarias esse proponis,
beredes in possessionem rerum heredlloriarum mitti

postulandum est. Ubl autom domicilium habet, qdul
convenilur, vel si ibi, ubi res boreditariac silse

aunt, degit: hereditatis controversia terminanda.“

Voal. fr. 29 8. 4 de inoff. teslam. (5, 2), fr. 50
de judiclis. (5,1). — Arudts u. Bayer a. a. O.
S. auch Bahyer im Archlo f. civ. Praxts Br. 6
S. 180 f. Heffter ebd. Bd. 11 S. 201 f.
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stl, mlihln alle sora parlicuolaria sowohl in loco re
aliso, als sonstvon Rechtswegennach sich zlebt 18):
so wollen Ihro Kurfürstliche Durchlaucht, daß bie
Baron Bechmannlsche Verlassenschaft bel dem Pof-
Kricgsrath ex capite judicii et forl universalis um

so mehr verhandelt werde, als damkt thells durch dle

vorgenommene Obflgnation, tbeils durch die n parli-
bus interessalis abgeforderte Erklärung bereil der

Anfang gemacht, folglich das Forum allschon präve-
nirt worden ist, sich auch vor kurzen Jahren ein ganz
gleichfsrmiges praejulicium in der BaronKlingbergl-
schen Verlassenschaftergeben hat. .. ...

Diese landesherrliche Entschlezung.—. in
Mayr's Generalien-Sammlung (Bd. IV S. 928)
aufgenommenund kommt daher als *Wi*Novollle
mit Gesete5kraft in Betracht 168). Faßt man ihren
Inhalt für sich in's Auge, so mag allerdingsdie

Meinung sichdarbieten: sie beziehesich nur auf die

Kompetenzzu Verlassenschafts-Verhandlungen,soweit
diese in das Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit
einschlagen15). Aber aus dem lamerhaltemit
der angeführten Aumerk zum CRN. III, 1 8.
Nr. 10 ergibtsich, daß eine solcheBeschränkungder
Intention bei Aufstellung der motivirenden Prämissen
nicht stattgefundenhabe, daß vielmehr die Zustän-
digkelt des Forum, worunter der Erblasser seines
Domizils oder Privilegiumshalber in Lebzeiten ge-
standen, insbesondereauch für die. Erbschaftsklage
(hereditatis petitio) als „kündigenNechtens“ an-

erkannt werden wollte. Der nächsteGegenstanddes

14) Vagl. Pütter a. a. O. S. 7, wo es (in K. 4) für

unleugbar erklärt ist: quodheredilas, lamquam
„uccessio in omne jus defunetl, bujus etiam lorum
se dualur, el quidem nentiaumlorum sliquodspe-
ciele, velnli contraclus vel rei silae, scd lorum de-

luneli benersh,eivo domicilii, stve #igiltriatun.
“

12) Komment. 1. d.GO. Wo. 1 G. 7 (Aufl. lĩ S. 6).
17) Ggl. 5%½%½%Vorträge über den *’i s

zu Kap. 1 S. 9.
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Kompetenzkonfliktes,in dessenEntscheidungauf das

„kündige Recht“ über den Gerichtsstand in Erb-

schaftssachenBezug genommen worden, mag zwar
eine Verlassenschafts-Behandlungin den Grenzen
der freiwilligen Gerichtsbarkeit gewesen sein; aber
die Tragweite des als Entscheidungsmotivausge-
sprochenenGrundsatzesgeht über dieseGrenzen hinaus.
Des Umstandes, daß im gegebenenFalle theils
durch die vorgenommene Obsignation, theils durch
die Aufforderung der Interessenten zur Erklärung
bereits der Msagemacht war“, ist dabel nicht
als der hauptsächlichenVoraussetzung,sondern nur

als eines bestärkendenMomentes gedacht worden.
Das Hauptmotiv derEntscheidungwar die Annahme
der „Communior et probabilior opinio“, von

welcher die Anmerk. zum LR. spricht, und Pütter
den Rechtssatz ableitet: heredilas ejusquce ju-
dicium universalc, et quidquid eo pertinet,
scquitur forum defuncti. Nach den Aus-

legungsgrundsätzen,welche für solche durch spätere
Verkündung mit der Kraft allgemeinerGesetzebeklel-
deten Reskripte gelten 15)., ist aus der Entscheidung
des einzelnen Falles die darin ausgedrückte allge-
meine Regel herauszufinden; die allgemeine Regel,
welchedem Restkriptevon 1764 zu Grunde lag, er-

strecktdie Wirksamkeit des darin bezeichnetensorum
universalc auch auf streitige Erbschaftssachen,auf
das Gebiet des Civilprozesses.Aus der Bezugnahme
auf Pütter's Deduktion in der Gräflich Wurm-
brandischenVerlassenschaftssache;welche in der mehr-
gedachtenAnmerk. zum LR. vorkommt, sowie aus
der Uebereinstimmung des in dem Reskripte von

4764 Gesagten mit Stellen der Deduktion, läßt sich
die Annahme begründen: daß die Ausführung des

genanntenSchriftstellers“ auch bei Abfassung des

(GS) Ve. Salany Systen- 1. S. 200.
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Restkriptesvorgeschwocthabe. In dem §F.5 dersel-
ben (S. 8) heißt es aber: E

„Wle nun der allgemelne erlchtsstand elner erlas-
senschastBeides, volunturia und contentlioss,
unter sich begreift: so war es natürlich, daß dem
böchstprelslichen Reichshofrath bei gegenwärtig. Reichs-
gräflich Wurmbrandischer Verlassenschaft, sowohl
die Obsignatlon und Sperrung im Sterbchause,
nebst der nachherigen Reslgnatlon, Inventur, Nach-
suchung und Eröffnung der letzten Willensverordnun-
gen, inglelchen die Bevormundung des minderläh-

sten von Rechtswegen zukam. n

So wie die petitorischeKlage zufolge des li
dem Reskripte von 1764 ausgesprochenenRechts-
satzes an das erbschaftliche„korum- universale“
gehört, eben so die possessorischenRechtsmittel (in-
#lerdiclum quorum bonorum und remedium cx
I. ult. Cod. de edicto Divi Hadriani tollendo);
nicht minder die actio familiac erciscundac und
die vorbereitenden Rechtsmittel 19) (interdictum
de fabulis exhibendis und actio ad exhibendum).

3.

In der ersten Abtheilung gegenwärtiger Erör=
terung wurde bemerkt, daß die Annahme des per-
sönlichenGerichtsslandes des Erblassers als sorum
universalc für den Erbschaftsstreit in Fällen, wo
noch keiner der Interessenten in den Besitzgekom-
men ist, dem praktischenBedürfnisseentspreche.Die-
ses Bedürfniß waltet nicht ob, wenn der Erbschafts-
streit erst eingeleitet wird, nachdem einer der Prä-
tendenten in den Besitz des Nachlassesgelangt ist.
Die „mehr auf die Sache gehende“ Klage kann
unn gegen den Besitzer bei dem forum rei, sitae

19) S. indessen Komment. II S. 78 (Aufl. . S. 100).
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angestellt, und dem Postulate der Einheit der Rechts-

verfolgungin. Ansehung aller zum Nachlasse-Gehörtgen Sachen, durch Klagstellungnach den Grund-
sätzen vom forum continentiae ex identitate
reali entsprochenwerden. Auch der Einklagung bei
dem allgemeinenGerichtsstandedes Beklagten, dessen
Person durch den Besitz des Nachlasses festgestellt
ist, steht nun kein Hinderniß mehr im Wege. Nach
erfolgter Ausantwortung des Nachlaßbesitzes an

einen Prätendenten möchte essogar nicht selten als
unangemessenund sachhinderlicherscheinen,wenn eine
spätere Erbschaftsklagean die ehemalige Verlassen-
schaftsbehörde,welcher der Beklagte weder für seine
Person, noch durch Liegen ererbter Vermögeusstücke
untergeben ist, gebracht werden müßte. In der
That ist Grund vorhanden, anzunehmen,der in dem
Reskripte vom 6. Aug. 1764 ausgeprägteRechtssatz
solle sich nur auf diejenigen Fälle streitiger Erb-
schaftssachenbeziehen, wo die Streitverhandlung be-
reits vor Erledigung der in der Sphäre der frei-
willigen Gerichtsbarkeit liegendenVerlassenschaftsbe-
handlung, insbesondere vor Gelangung elnes Präten-
denten in den Nachlaßbesitzeingeleitetwird. Kreitt-

mayr, unzweifelhaft der Verfasser des Reskriptes
von 1764, äußert im weiteren Verlaufe der mehrer-
wähnten Anm. 10 zum LR. III, 1 S. 9:

„Wle und auf was Wels sich die Verlassenschaften,
welche in mehrlel Gerichts-Distrikten liegen, ex con-

Unentia causae auch ad juckicium omulum auperius
qualifiziren mögen, ist schon ad Cod. jud. csp. 1 §. 10
lit. b in nolis von uns angeführt worden.

Diese Aeußerungwürde in schneidendemWider-
spruchemit dem Vorhergesagten(vgl. oben S. 69)
stehen, wenn man nicht die beiden Stellen auf ver-

schiedenartiggestalteteFälle bezieht. **

Nach deerstenStelle soll das forum reisilae,
als absorbirt vom universellen.Erbschaftsforum,nicht
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in Betracht kommen; nach der zweiten wi#rd das
Liegen der Verlassenschaftals das für die Bestim-
mung des Gerichtsstandes entscheidendeMoment be-

jeichnet,und demzufolge für den Fall des Liegens
n mehreren Gerichtsbezirkendie Zuständigkeit des

sorum continentiae angenommen. Daß Kreitt-
mayr beim Niederschreibender zweiten Stelle an

den Inhalt der ersten nicht mehr gedachthabe, läßt

schgewiß nicht voraussetzen. Man muß vielmehr
en Schein des Widerstreiles durch eine passende

Unterscheidungzu heben suchen. Eine solcheUnter-
scheldungbietet sich in den Erwägungen dar, nach
welchendie Annahme, die Erbschaftsklage gehörean

den allgemeinen Gerlchtsstand des Erblassers, als
ein Postulat des praktischen Bedürfnisses erscheint.
Nach Ausantwortung des Nachlasses waltet gezeig-
termasen dieses Bedürfniß nicht mehr ob; also fehlt
eß nicht an einem innern Grunde für die Vermuthung,
der Verfasser dieserAnmerkungen, wie des Restkriptes
von 1764, habe für die Wirksamkeit jenes lorum
universalc nur die Zeit vor Erledigung der Ver-

lassenschaftSbehandlung,vor Ausantwortung des Nach-
lasses im Sinne gehabt.

-

Die Annahme einer in dieser Art beschränkten
Intention empfiehlt sich um so mehr, als damit auch
für die Stellen der Ammerkungenzur G., welche
die vom Forum der dinglichenKlagen geltendenRegeln
auf die hered. petitiõ beziehen,ein Gebiet der An-

wendung erhalten wird. So wie die Prozessualisten
unserer Zeit bei der Lehre vom Forum der Erbschafts-
klage von der besonderenSachlage,welche die obrig-
keitliche Verlassenschaftsbehandlungherbeiführt, keine

Notiz nehmen, so hatte auch Kreittmayr in den

Schriftstellern, welche er bei Abfassungder GO. und
der Anmerkungen zu dieser benützte, keinen Anlaß
gefunden, sich darüberauszusprechen;was unter sol-
chenUmständenüber den GerichtsstandRechtens sei.
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E hatte lediglich den Fall einerErbschaftsklage ge-

gen den Erbschaftsbesitzer vorAugen, wie ihm
blos diese faktischeVoraussetzungauch noch bei Re-

digirung des LR. 1II, 1 §.9 Nr. 1 20) vorschwebte.
Erst in der Zeit zwischender Verkündung des Land-
rechts (1756) und der Abfassungder Anmerkungen
zum III. Theil dieses Gesetzbucheswurde er durch
die oben erwähnte Stelle von Pütter's Rechts-

(fällen (1760) darauf aufmerksamgemacht,daßes in der

Praxiß andersaussehe,als er aus den von ihm be-
nützten Autoren entnommen, und daß für den Fall,
wenn noch keiner der Prätendenten im Besitz, die

Verhandlung der Erbschaftsstreite bei dem Gerichte,
unter welchem der Erblasser seines Domizils oder

Privilegiums halber gestanden, in notorischer
Uebung sei. Diesen Fortschritt seiner praktischen
Auschauungbenüßte er sofort bei Abfassungder An-
merk. 10 zu LR. III, 1 8. 9, und die nächsteGe-

legenheit, die ein zu landesherrlicher Entschließung
erwachsenerFall darbot, wurde von ihm ergriffen,
um darin die in der ebenerwähntenAnmerkung be-
reits adoptirte Lehre nicht etwa als Neuerung in's

Leben zu führen, sondern als „kündiges Recht“
in Anwendung zu bringen; kündig, zwar nicht nach
Bestimmungen der GO., bei deren Redaktion an

Fülle dieser Kategorie gar nicht gedachtwar, wohl
aber nach der Praxis, in und außer Bayern; aber
nur für Fälle der noch schwebendenobrigkeitlichen
Verlassenschaftsbehandlung,ohne daß für die anderen

fälle, wo ein Prätendent bereits in den Besiß ge-
angt ist, die Geltung der in der G. und den An-

merk. zu dieser ausgesprochenenAnsicht verkürzt wer-
den wollte. Demzufolge gehören

.20) „Pelilio hereditalis, mittelst welcher der rechtmählge
Erbe Denjenigen, der die Erbschaft enkweder pro
herede, oder possessore Inne hat, um die Abtrekung
derselben belangt.“ 1
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1) Erbschaftsprozesse,sowohl possessorische,alb

petitorische,unter mehrerenkollidirenden Prätendenten,
von welchen keiner noch zum Besitz des Nachlasseß
(beziehungsweisedes den Streitgegenstand bildenden

Nachlaßtheiles) gelangt ist, an das Gericht, unter

welchem der Erblasser seines Domizils oder Privi-
legiums halber gestanden, also an dasjenige Gericht,
welchesflr die Verlassenschaftsbehandlungzustän-
dig ist ?).8 5) Will wider einen (pro herede oder pos-

sessore) besitzendenGegner geklagt werden, so ist
dies bei dem forum rei sitae (beziehungsweisejorum
Continentine ex identitatc reali) zu thun. War
jedoch der petitorisch zu Verklagende in Folge eines
possessorischenRechtsstreites (mit dem jetzigenKläger)
in den Besitz gelangt, so ist der Richter des letztern
auch für den petitorischen Streit zuständig 22).

3) An den Voraussetzungen des torum rei
sitac fehlt es, wenn die Klage 23) nur auf Ersatz
für veräußerte oder verzehrte Erbschaftsstücke,oder
auf den Betrag von Erbschaftsgeldernoder eingeho-
beuen Kapitalien geht. In solchemFalle gehört sie
an den persönlichen Gerichtsstand des Beklagten.
Geht aber die Klagezugleichauf körperliche, im Besitz
des Beklagten befindliche Erbschaftssachen,welche in.
einem anderen Gerichtsbezirkeliegen, so ist ein Fall
des forum continentige gegeben, welcher über die
im Komment. ü. d. GO. Bd. I S. 81 ff. (Aufl. 11

215) Vgl. Stürzer Bemerkungen S. 98—9, S. 133
#ad IV, S. 193 ad 1.

22) Zufolge OCO. 1• §. 10, bezlehungswelseC. 10 de judle.
3, 1), C. 13 de rei vind. (3, 32); csp. 1. X. do

causa poss. (2, 12); cap. 1. X. de sequest. poss.

(2, 17). Ggl. Anmerk. zur G. a. a. O. lIit. a

und Seuffert's Archlo Bd. 3 Nr. 372.

·23) Won einer nach Erledigung der Verlassenschaftsbehand-
lung (s. Nr. 1) anzustellendenKlage handeltes sich.
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S. 116 ff.) bezeichnetenGrenzen diesesGerichtsstan-
des hinausgeht. Auß demselbenKlagegrunde (dem
Erbrechte) werden Sachen, welchean einem bestimmten
Orte liegen, und zugleichLeistungen gefordert, be-

züglich welcher ein solches räumliches Verhältniß nicht
obwaltet. Hier ist die Klage bei demjenigen Ober-
gerichte einzureichen, welchem sowohl das den per-
sönlichen Gerichtöstand des Beklagten bildende Ge-
richt, als auch das forum rei silae der geforderten
Erbschaftssachenuntergeben ist, und in Ermangelung
eines gemeinschaftlichenObergerichts das Forum nach
den im Komment. S. 85 (Aufl. II S. 117) vorge-
tragenen Grundsätzen zu bestimmen.

4) Was oben S. 72 über den Gerichtsstand
der actio familiae erciscundae, sowie der vorbe-
reitenden Rechtsmittel gesagt ist, soll gleichfallsnur

für die Zeit gelten, während welcher der allgemeine
Gerichtsstand des Erblassers für die Erbschaftsklagen
zuständigist. Die Erbtheilungsklagegegen einen Be-

sitzer, resp. Mitbesitzer des zu theilenden Nachlasses
oder Nachlaßtheiles, gehört an das forum rei silae,
resp. Continentiae ex identitate reali. Die vor-
bereitenden Rechtsmittel folgen dem Wechsel,welcher
für den Gerichtsstandder Hauptsacheeintritt.

(Schluß folgt.)

„Mittheilungen aus der Praris.
1.

Eldeszuschiebungan Streitgenossen.

Eine Gutsherrschaftklagte gegen die Erben der
Wittwe N. mehrere Schuldforderungen, mit deren

Bezahlung die Erblasserin im Rückstand geblieben
war, ein, und es wurde der Klägerin unter Anderen
auch darüber Beweis auferlegt: daßsichdie Wittwe
Katharina N. mit der Gutsherrschaft wegen rückstän-
diger Gefälle am 11. Okt. 1835 auf eine in zehn
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Jahreßfristen zahlbare Summe von 50 fl. abgefun-
den habe. ·

Es handeltesichin der Folge, da der klägerische
Urkundenbeweis als mißlungen betrachtet wurde, von
der Zulässigkeit des eventuell gebrauchtenBeweis-
mittels der Eidesdelation, welche die Beklagten aus
dem Grunde, weil. der Eid ein ihnen fremdes Fak-
tum betreffe, bestritten und äußersten.Falles dem

klagendenGutsherrn zurückgoschobenhatten.
Das betr. Appellationsgericht, welchesdie Sache

in erster Instanz zu entscheidenhatte, erkannte auf
Ableistung des dem Kläger referirten Eides 1), und
dieser Ausspruch, gegen welchen die Beklagten in

Verbindung mit anderen nicht hieher gehörigen Be-

schwerdepunktenappellirten, wurde durch oöastiichter-lichesErkenntniß vom 18. Dezember 1853, Neg.-Nr.
7745½, aus nachstehendenGründen bestätigt:
„Der Streitentscheidungseidsetztallerdings nach
der GO. XIII, S. 2, Nr. 2 eine Geschichtevoraus,
von welcherder Delat selbsteigeneWissenschafthaben
kam, und ein solcheseigenes Wissen ist nur dann
als vorhandenanzunehmen,wenn es sichentweder von

einer eigenenHandlung des Delaten, oder von einem

Faktum oder Zustande handelt, dessenHergang, resp.
Dasein, er selbstunmittelbar wahrgenommenhat.

Seuffert's Kommentar zur GO. Band III
S. 296.

Diese Voraussetzungist aber jedenfalls bezüglich
des Mitbeklagten Michael N. gegeben, indem die

klägerischeBehauptung, daß er dem Akte, in welchem
zwischen der Gntehersschaftund der Wittwe N. die
Uebereinkunft rücksichtlichder fraglichen Abfindungs-
sumnmegetroffen wurde, persönlichbeigewohnthabe,

1) Das AG. nahm an, daß die Beklagtken, well sle sich
zur Zelt des fraglichen Verglelches bel ihrer Mutter

aufhlelten und damals schon die Mündigkelt erreicht
hatten, in der Lage gewesen selen, von jenem Ver-

glelchsabschlusseKenntniß zu erlangen.
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weder von ihm selbst,nochvon den übrigenBeklagten
speziell widersprochenworden, mithin für zugestanden
zu erachtenist. Da sonachbezüglichdes erwähnten
Mitbeklagten das Erforderniß der eigenenWissenschaft
vorliegt, so hat es nicht wesentlichdarauf anzukom-
men, ob dieselbe Voraussetzung auch bezüglichder
übrigen Mitbeklagten gegebensei, denn die Regel,
daß das erwähnte Erforderniß bei theilbarem Inter-
essebezüglich aller Streitgenossen, denen der Eid

zugeschobenwird, vorhanden sein müsse, beschränkt
sich narh der Natur der Sache nur auf den Fall,
wenn die Umständeso beschaffensind, daß der Eid
nothwendig von sämmtlichenStreitgenossenabzuleisten
wäre, und zwar insonderheit, wenn es sichvon einem
dieselbenunmittelbar verpflichtenden Faktum handelt.
Jene Regel erleidet aber eine sich von selbst ver-

stehendeAusnahme, wenn die Eideszuschiebungeine
Handlung betrifft, welche, obwohl nur Einem der
Streitgenossenbekannt, oder nur von ihm allein vor-

genommen, doch auf das ganze Rechtsverhältniß
ihren Einfluß erstreckt.

Seuffert a. a. O. S. 311. sub VI. 13.
Ein solcherAusnahmefall ist hier gegeben,indem

es sich nichtvon einer eigenen, die Verpflichtung
der Beklagten ummittelbar begründendenHandlung
derselben, sondern von einer Handlung ihrer Mutter
und Erblasserin handelt, wegen welcher die Beklagten,
als deren Erben, somit als mittelbar verpflichtet, in
Anspruch genommen worden sind, folglich die zu be-
schwörendeThatsache von der Beschaffenheit ist, daß
sie auf das ganze Rechtsverhältniß Einfluß hat.

Daß die prozessualischeWirksamkeit der dem
Mitbeklagten Michael N. auf zulässigeArt geschehenen
Eideszuschiebungsihunter den hier obwaltenden Um-

ständen auch auf die übrigen Streitgenossenzu er-

streckenhat, kann in der Erwägung keinem Zweifel
unterliegen, daß in dem Falle, wenn der erwähnte
Mitbeklagte den zugeschobenenEid angenommen und



80 Berufungssumme. Gantgläubiger. Adhäston.

abgeleisethätte, schonhierdurch allein die rechtliche
Folge der Entbindung der sämmtlichenBeklagten von
der Klage bezüglichdes libellirten Vergleichsqguantums
herbeigeführt worden sein würde, ohne daß hiezu
auch noch die Eidesleistung der übrigen Beklagten,
welche in Ermangelung eigenenWissens nicht hätten
schwörenkönnen, nokhwendig gewesenwäre.

Bei der an dem Mitbeklagten Michael N. zu-
lässigen und ihre Wirsamkeit auch auf die übrigen
MitbeklagteneistreckendenEideszuschiebungunterliegt
die hierdurch bedingte Statthaftigkeit der Eideszurück-
schiebungan den Kläger keinem Anstande, da die zu
beschwörendeThatsache so beschaffenist, daß Kläger
den Eid auf den Grund eigenenWissensschwörenkam.Gl.

2.

Berufungssumme. Zusammenrechnen der Forderungen, gegen
deren Locatlion appellirt wird. Gemeinschaftliche Adhäslon

mehrerer Gankgläublger.
Vgll. Komment. u. d. GO. Bd. 4 S. 42.

Eine Zusammenrechnungder Forderungenmehre:
rer, wenn gleichvon einem und demselbenAnwalte vertre-

tenen, jedochin keinem Litiskonsortium stehendenGläu-
biger ist (insbesondereauchzum Zweckeder gemeinschaft-
lichenAdhäsion) unstatthaft. S. 62 der Nov. v. 1837.

Wenn dagegen die elnzelnen im Appellations=
(Revisions-) Wege bekämpften Posten, jeder für
sich, die Appellations-(Revisions-) Summe nicht
erreichen, wohl aber die erforderliche Beschwerde-
Summe bei der vom Appellanten (Nevidenten)
selbst liquidirten Post vorhanden ist, so findet
eine Zusammenrechnungjener einzelnenPosten der Ap-

bellaten(Revisen) zur Bildung der für die Zulässigkeit
es Rechtsmittels nöthigen Summe allerdings statt.

OAGE. v. 11. Juli 1853. Nr. 10575/82. Bgl.
auch OAGAkt. Nr. 14345

s — Seufert- Verl-= Pac Enke E#bolpbhEnkef
in Erlangen. Druck von Junge & Sohn.
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4.
Ueber den Gerichtsstandbei Forderungsklagen

aus Schubdberhältissndes Erblassers sprichtsich
dle G. Kap. 1 §. 14, anknüpfendan die Bestim-
mung, daß der Gerichtsstanddes Vaters für die
Kinder durch die Vertheilung der väterlichen Erb-

schaft.aufhört, dahin aus:
*„Im Uebrigen repräsentirt die Erbschaft, so lange

sie liegt, allezeit noch die Person des Verstorbenen.
und wenn dle Jurtsdletion einmal gegen ihn in Sa-
chen prävenlrt worden ist, so kann sich auch der Erbe

derselben,unter dem Vorwande, daß ex für seine Per-
son nichtdahln gehörig sel, blerln keineswegsent-

Alehen
Zur Erläuterungdieser Bestimmung äußert

Kreittmayr in der Anmerk. zum §. 14 a. E.=

„Wie der Verslorbene.selbst bel Lebzeiten in Personal-
Ansprüchen seine ordentllcheObrigkeit, in realibus
aber judicem loci rei sitse zu erkennen gehabt hat,
so richtet man sich auch nach selnemTode noch aller-

dings darnach, besonders in hereditele Jacente;
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nach angetretener Erbschaft sleht man ulcht
mehr auf das lorum deluncll, außer so welt die
Sache schon bei Lebzelten gegen ihn angefangen ist;
und wenn dle Erbschaftästücke unter mehrerlei Jurls-
diktlonen llegen, so ist ulcht außer Acht zuJassen,
Mad man aben §S.10 de connexitahe causen ) ange-
führt lat“.

Acbgesehen von den eine Beschränkung anden-
tenden Worten „besonders in heredilate ja-
cente“, ist hier ausgesprochen, daß mit der That-
sache, welche dem Lieg en der Erbschaft ein Ende
macht, nämlich mit der Erbschafts-Antretung die Zu-

sthudigleftdes Gerichtes, unter welchem der Erb-
asserfür seine Person gestanden, bezüglichder Gel-

tendmachungvon Forderungen an Letzteren, welche
jetzt erst durch Klagestellung geschieht, nicht mehr

stattfinde:Demzufolge müßten z. B. die Klagen
er Gläubiger eines Erblassers,welcherseinenWohnsitz

zu Passau hatte, gegen den zu Aschaffenburgwoh-
nenden Erben, sobald dieser angetreten, bei dem

Gerichte des letzteren Ortes erhoben werden; und
zwar ohne Rücksicht auf den Umstand, daß etwa
zur Zeit der Klagestellung die Verlassenschaftsbehaud-
lung bei dem Gerichte zu Passau noch schwebt, und
die Ansantwortung des Nachlasses an den Erben
noch nicht stattgefundenhat. Indessen wurde bereits
gezeigt, daß erhebliche Gründe für die Mmahme
sprechen, Kreittmayr habe bei Redigirung der
GO. und der Anmerkungenzu dieser die besondere
Sachlage, welche eine sich durch Monate oder gar
Jahre fortschleppendeobrigkeitlicheVerlassenschafts-
behandlungmit sich bringt, nicht im Sinne gehabt.
Daß die Zuständigkeit des forum accessorium

(d. h. des dem Gerichtsstandedes Erblassers fol-
genden) für Klagen aus Forderungen gegen den

24) Darunter ist hler das soram coplinent.
verstanden.
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Erblasser bezüglichder Zeit, wo das Llegen der
Erbschaft durch die Antretungaufgehört hak, nicht
nubedingt ausgeschlossenwerden wollte, lassendie
Worte „besonders in hereditate jacente“ ent-

nehmen; auch kommt in Betracht, daß Lauter-
bach (colleg. theor. pract. V, 1 §. 57), den
Kreittmayr für obige Stelle der Anmerkungen
anführt, eine von dieser abweichendeAnsicht auf-
stellk, wie folgt:

„Ex alterius persona communk jare lorum vortilur

heres, dui in soro delunctl. acllonlbas contra delund-
tum radlestis recke convenliur et sese. delendere
tenotur, licet ipse ex sun persones ibl Juriadictioni
subsectus non eit, adeo, ut beres elism absens ad
illud forum vocerl, et contra Hlum procedi poselt,
etlamst judicium noodum coeplum; nec-I#pse auo

Droprio Prlvllegio sorum delüncti, nec in cujus locum
successit, declinare valeat, eel judicinum a desuncto
non luerlt acceptin

Im Hinblick auf diese Auslegungs-Elemente
mag es weniger überraschen, daß Krelttmayr in
der mehrerwähnten Anmerk. 10 zum LN. III, 1

§. 9 sich für die Zuständigkeitdes umversellen Erb-

schaftsgerichtes(d. h. des forum, unter welchem
der Erblasser seines Domicilü# oder Privilegü hal-
ber gestanden) auch in Bezug auf einschlagende
Forderungsklagen ausspricht; wie denn die insbe-

O•;auch das forum contractus erwähnenden
Worte eine andere Deutung nicht zulassen.Der hier
doktrinell auspelprocheneRechtssatzerhielt später
durch das Reskript vom 6. Aug. 1763, beziehungs-
weise dessenAufnahme in die Generalien-Sammlung,
ein legislatives Gepräge. In dem Reeskripteist es
als ein Satz „kündigen Rechtens“ anerkannt, daß
das Forum, worunter der Elaterseinesdomicilii
oder fori privilegiati halber in Lebzeitengestanden,
auchquoad totam hereditatem. ·

·,,qll,ekorapartjculariasowohl.11·1loco rei
*
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sitae, als sonst von Rechtswegennachsich
ziehe.“ -

Diese Stelle umfaßt offenbar auch die Zustän-
digkeits-Frage in Bezug auf Forderungsklagenaus

Schuldverhältnissendes Erblassers. Aber auch hier
hat man guten Grund, in gleicher Weise, wie in

Ansehung des Gerichtsstandesbei der Erbschaftsklage,
zu unterscheiden. Der fragliche Satz ist in dem

Reskripte nicht als ein von dem (nach der Gerichts-
ordnung) bestehendenRechte abweichender, als ein
jetzt erst zur Feststellunggelangenderausgesprochen,
er wird vielmehr aus dem „kündigen Rechte“ abge-
leitet; es muß daher eine solcheBeschränkungseiner
Geltung eintreten, daß dadurch für die Besimmungder GO. ein Gebiet greignekerWirksamkeit übrig

beit,Stürzer (Civilgerichtsverfahren S. 193)
lehrt:

„Erben werden, so lange dlie Erbschaft uscht
getheilt ist, da belangt, wo der Erblasser sein Forum

hatte, da die liegende Erbschaft personam delancti

repräsentlrt." »·«
· Allerdings ilstdie Bedeutung, in welcher hier
der Auödruck „liegende Erbschaft“ gebraucht ist.nicht im Einklang mit der Erläuterung des §S.14
in Kreittmayr's Anumerkungen;sie schließtsich
aber dem „kündigen Rechte“ an, auf welches in
dem Reskripte von 1764 Bezug genommen ist, sie
entsprichtdem aus der obrigkeitlichenVerlassenschafts-
behandlung erwachsenenpraktischenBedürfnisse und
den Zuständen, wie sie wirklich sind. Davon gibt
insbesondere das in Bd. XVII S. 281 f. unserer
Zeitschrift mitgetheilte Erkenntniß des oberstenGe-

richtshofes vom 19. Juni 1852 Zeugniß. Die Mo-
tive sagen unter Anderem:

„Die baherischeMechtsprechung hat dse angeführteBe-
sllmmung der GO. (I. §. 14) nicht nach ihrem be-
schränkterenWomlant aufgefaßt, sondern in deni Sinne:

daß die Klagen wegen Forderungen an dle Erbschaft
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bel##demGerlchte, bel welchem der Erblasser selnen all-
gemelnen Gerichtsstand hatte, anzubringen sind, wenn
die betreffenden Ansprüche schon vor der Auseknander-
setzung der Erbschaft, insbesondere vor der Einsetzung
des Beklagten in den Besitz, beziehungswelsevor der

Erbschaftsthellung, erhoben waren.“

Der während des Schwebens der Verlassen-
schaftsbehandlungwirksame universelle Gerichts-
stand zieht alle fora parlicularia 258), insbesondere
auch das etwa in einem Falle begründete korum
contractus an sich. Aber die mehrerwähnte An-
merkung 10 zum LN. III, 1 §. 9 und das Reskript
von 1764 gehen noch weiter, indem sie auch das
forum rei sitac in jenem universellen Gerichtsstand
aufgehenlassen; so daß man annehmen muß: auch
dingliche (und andere regelmäßig bei dem forum
rei sitac anzubringende) Klagen in Bezug auf
Sachen, welche sich in der (noch nicht ausgeant-
worteten) Erbschaftbefinden, gehören an das Gericht,
bei welchem die Auseinandersetzungder Verlassen-
schaft überhaupt anhängig ist. Die Amnerkung zum
M., welche zur Erläuterung des Restkriptesdient,
stellt das korum rei sitae mit dem forum con-

tractus zusammen; woraus sich ergibt, daß die Er-

wähnung des ersteren nicht etwa auf die her. pe-

titio bezogen werden könne, sondernvonspeziellen

Klagen, „welche mehr auf die Sache, als auf die

Person gehen“, zu verstehen sei.
Was hier von persönlichenund dinglichen Kla-

gen, welche gegen den Erblasser begründet waren,
gesagt ist, findet gleichmäßig Anwendung auf die

Ansprücheder Legatare, wie auf die Geltendmachung

25) Vorausgesetzt natürlich, daß es sich nicht von Sachen
solcher Kategorleen handelt, bezüglich welcher dem

Erbschaftsgerlchte die Kompetenz überhaupt mangeltj;
z. B. in Merkantilsachen, wo für diese besondere
Gerichte bestellt sind.
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von Schuldverhältnissen,in welche die liegendeErb-
massegetreten ist. 7 —*

5.

Es scheintGrund vorhanden, zu bezwelfeln, ob
die Ergebnisse der bisherigen Exrörterung auch in

denjenigenLandestheilen sich zur Anwendung eignen,
in welchen die älteren Novellen zur GO. Geltung
nicht erlangt haben 26). Zu diesen älteren Novellen

ehört auch das Reskript vom 6. Aug. 1764. Allein
n dieser landesherrlichen Entschließungwollte, wie
oben dargelegt wurde, nicht ein neuer, von den gel-
tenden Normen abweichender Rechtssatz zur Aner-

kennung gebracht, vielmehr das schon bestehende
„kündige Recht“ ausgeprägt, damit auch die Trag-
weite der einschlagendenBestimmungen der GO. be-

zeichnet und als Richtschnur befolgt werden, was

sichaus dem Standpunkte des gemeinenRechts als
„Commmnior et probabilior opinio“ darstellte.
Allerdings hat die Lehre vom erbschaftlichen univer-
sellen Gerichtsstand, auch als gemeinrechtliche, gute
Gründe für sich (Nr. 1); und das Reskript von

1764 kann für die fraglichen Landestheile, wenn

auch nicht als Gesetz, doch als werthvolles Hilfs-
mittel zur Auslegung der GO., zur Bestimmung
des Umfangs benützt werden, welche die einschlagen-
den Bestimmungen derselben nach der Intention ih-
res Urhebers haben sollten. Ist nun wirklich (wie
dem Schreiber dieses Aufsatzesversichertwurde) die

Lehre vom erbschaftlichen universellen Gerichtsstande
mit den entwickelten Folgesätzenauch in den Gerich-
ten jener Landestheile einheimischund gangbar ge-
worden, so muß man Bedenken tragen, VessPraxis
zu beanstanden.

165)Komment. 1l. d. GO. Bo. I S. Of. (Aufl. II S. 8 f.)
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Bur Fehre vom Beweisedes Eigenithums, Anteigen-
thums und anderer Nechtsverhältnissedinglicher

Vatur. Vermuthungsbeweis.

Im Kommentar zur GO. Bd. 3 S. 226 ist
bemerkt: die in der GO. Kap. XII §. 2 Nr. 11)
verordnete Beschränkungder Wirksamkeit menschlicher
Vermuthungen finde keine Anwendung, wo nicht
sowohl ein Schluß von einer Thatsache auf die an-

dere zu ziehen, als nur die besondereBeschaffenheit
einer Thatsache aus einzelnen Merkmalen und Um-
ständen zu beurtheilen ist. Wenn über die rechtliche
Beschaffenheit von Zuständen, welche in Bezug auf
Grundstückeaus alten Zeiten überliefert worden, in
der jetzigenunter den Interessenten Streit entsteht,
wenn z. B. ein neuerlich zwischeneinem Gutsherrn
und einer Gemeinde entstandener Konflikt zur Ent-

scheidungder Frage drängt, ob diesem oder jenem
Theile das Eigenthum oder nur ein Nutzungsrecht
an einer gewissenOedung oder an einem Wald-

distrikte zustehe, so kommt es nicht selten vor, daß
belderselts keine anderen Behelfe zur Lösung der
Zweifelsfrage vorliegen, als eine Reihe von Aus-

Übung5handlungenverschiedeuerModalltät, in Ver-

bindung mit anderen zu deren Würdigung dieulichen,
etwa ans Urkunden, Augenscheinoder Expertisener;

hellendenUmständen. Hier handelt es sich nun ulcht
davon, von diesen einzelnen faktischenErscheinungen
auf eine andere Thatsache zu schlleßen, sondern
vielmehr von rechtlicherBeurtheilung ihrer Beschaf-

1) „Die ptaesumtio hominis kann für slchalleln nlemals
einen ganzen oder halben Beweis ausmachen, oder

den Bewels, aufden Gegenthell schleben, sondern böch-
stens nur zum Behelfe und in so welt dlenllch seln,
daß, wo mebr verglelchen zusammenkommen, nach
Gestalt der Dinge auf vas jursmenlum auppletorlum
vel purgatorlurn erkannt werden mag.“
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fenheit, von einer Entscheidungdarüber, ob die für
den einen oder anderenTheil beigebrachtenUmstände
das Gepräge der Eigenthums=oder Miteigenthums-
oder Servituts-Ausubung tragen, ob demnach der

Rechtszustand des Eigenthums, Miteigenthums oder
eines blosen Nutzungsrechtesin Ansehung dieser oder
jener Partei anzunehmen sei. Für die Lösung der

jzmistischenAufgabe, von welcher es sichhandelt, er-

scheint eine Eidesleistung des einen oder anderen
Theils als unerheblich; indem ja nicht die Wahrheit
von Thatsachen zu bekräftigen, sondern das Facit
einer rechtlichen Würdigung zu ziehen ist. Der
Richter würde nicht „Sanum ei prudentem
legum usum et applicationem 2)“ machen, wenn

er einen so gearteten Fall über den Leisten der alle-
girten Vorschrift der GO. (XII S. 2 Nr. 1) schla-
gen wollte.
Ein oberstrichterlichesErkenntniß, von solchen
Erwägungenausgehend,schließt seineEntscheidungs-
gründe mit folgenderAeußerung:

„Das Eigenthum eines früher öden, durch all-
mähligen Anflug in Waldung übergegangenenGrin=
des, zwischender Klägerin (einer Gemeinde)., die
ihn als Gemeindeeigenthum, und dem Beklagten
(k. Fiskus), welcher ihn als Bestandtheil eines be-
nachbartenStaatswaldes in Anspruch ninnnt, streitig
geworden kann durch eine freie
Ueberschauund vergleichendeWürdigung der sämmt-
lichen vorgelegten Urkunden, Pläue, Besichtigungen

2) Baco de Verulamio (sermo de olhbcio judicis (in
fine): „Postremo ne sint Judices kam ignari juris
et praerogalise suac, ut cogltent, non sibdl relinqul,
tonquam muneris sui parlem principalem, sanum et

prudentem legum usum et opplicalionem. Etenim
in animum revocare poterunt dictum illud Apostoll
de lege humepis leglbus mejore: Nos scimus qula
lex bons est, modo quls eo utalur leglilme.“
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und Vermessung,durch eine Prüfung und natürliche
Erklärung der einzelnenBesitzhandlungenbeider Theile,
durch cin umsichtsvollesEindringen in die erkennba-
ren Auffassungender Parteien und einen versammten
Anschlag der übrigen auf die Frage einflußreichen
Umstände vollständig hergestelltwerden, ohne daß
es nöthig wäre, auf irgend einen Eid über jene in
dem festen Bewußtsein keines lebenden Menschen
mehr begriffenewahre Bewandtniß der Sache zu-
rückzugreifen, weil jene Umstände nicht sowohl Ver-
muthungsgründe, als vielmehrdie konstitutiven Merk-
male für das nur aus ihnen hervortretende Eigen-
thum selbstbilden, und insbesondereein Glaubenseid
hier nichts zur Erleuchtung des richterlichenUrtheiles
beizutragen vermöchte.“

Vergh.C. 4 de prob. (4, 19); Cap. 13
cod. (2, 19).

OAGE. v. 1. Dez. 1853 in Sachen: Fiskus g.
Kirchenlamitz. Nr. 1330 5

„Mittheilungenaus der Praris.
1.

inkindschaftungvon Kindern, welche berelts in elner frühe-
ren Ehe eingeklndschaftetworden.

Oberpfälzer und gemelnes 1) Recht.

Das oberpfälzischeLR. enthält keine Bestim-
mung, gemäßwelcher die Einkindschaftauf eheleib-
liche Kinder beschränkt, sonach in dem Falle aus-

geschlassenwäre, wenn, nachdem eine Ehe, bei deren

ingehung eine Einkindschaft stattgefundenhat, durch

1) In dem S. 88 der Erg.-Bl. zu Bb. 18 bezelchneten
Slinne, nach welchem das gemelne Recht in Betreff
der Elnkindschaft in den Ergebnissen der wissenschaft-
lichen Bearbeltung des Instlkutes besteht.
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den Tod gelbstworden, der überlebendeEhegattezur
weiteren Ehe schreitenwill, und hiebel Stiefkinder“
welche er in voriger Ehe durch Einkindschaft als rechte
aufgenommen hat, in der neuen Ehe gleichfalls ver-

einkindschaftetwerden sollen. ,,

In der Einleitung und in Absatz5 des Tit. 26
ist zwar nur von Kindern „erster“, „voriger“ Ehe,
im letzten Absatzedieses Titels von „ehelichen“ Kin-
dern, welcher Ausdruck allen Umständen nach als

gleschbedeutendmit „eheleiblich“ aufzufassen ist, die
ede. Alleln daraus, daß das Gesetz nur des ge-

wöhnlich vorkommenden Falles, daß nämlich der elne
oder andere Ehegatte zur zweiten Ehe schreitet und
nur leibliche Kinder in die neue Ehe bringt, aus-
drücklich erwähnt, kann nicht gefolgert werden, daß
dasselbedie Einkindschaft bereits vereinkindschafteter
Kinder bei weiteren Ehen für unstatthaft habe er-

klären wollen.
Das oberpfälzischeLandrecht hat die Frage, ob

in solchenFällen eine Einkindschaft statthaft sei oder
nicht, unentschieden gelassen,und hienächst ist der

Grundsazralschesdend,daß zunächst der bestimmt
ausgesprocheneWille der bei einem Vertrage Bethei-
ligten über das zwischendenselben bestehendeRechts-
verhältniß Maaß gibt, in so fern nicht der Vertrag
Bestimmungen enthält, welche unbedingt gebietenden
oder verbietenden Gesetzen, oder dem Zwecke des

Rechtsverhältnisseswiderstreiten.
Diesem Grundsatze zufolge konnte, da das In-

stltut der Einkindschaft in der Oberpfalz gesetichanerkannt ist, und ein Gesetz,durch welches dieEin-
kindschaft bereits in vorlger Ehe vereinkludschafteter
Kinder verboten wäre, wie erwähnt, nicht besteht,
der angefochteneVertrag nur dann für unstatthaft
erachtet werden, wenn eine solcheEinkindschaft dem

ZweckediesesInstitutes widerstreiten würde. Dieses
ist aber nicht der Fall, und die Einkindschaftbereits



in voriger Ehe vereinkindschafteterKinder in einigen
Statutarrechten, wie z. B. in der kaiserlichenLand-

gerichtsordnungdes Herzogthums Franken Th. III
Tit. 115, sogar ausdrücklich für zulässigerklärt.

Der Hauptzweckder Einkindschaft ist, die nach-
theiligenFolgen zu verhüten, welchedie bei Eingehung
einer zweiten oder weiteren Ehe nothwendige Aus-

scheidungdes den Kindern der vorigen Ehe von dem

verstorbenenEhegatten zugefallenen Vermögens für
den überlebenden Ehegatten, besonders wenn derselbe
dem Sersi angehört, mit sich bringen kann.
Das Bedürfniß, biesenFolgen vorzubengen, und
die Möglichkeit, diesenZweck durch Einkindschaft zu
erreichen, ist aber in der Regel in demselbenMaaße
gegeben, wenn blos leibliche Kinder, als wenn leib-
liche und verkindschafteteStiefkinder, oder blos ver-

einkindschafteteStiefkinder des zu weiterer Ehe schrei-
tenden Ehegatten vorhanden sind.

Die Gründe, welche gegen die Statthaftigkeit
der Einkindschaft solcherStieffinder geltend gemacht
wordensindnämlich, daß durch eine solcheEinkind-
schaft die Gefahren, welche in jeder Einkindschaft
liegen, bis zu einem Grade gesteigertwürden, wel-

cherdiesesVerhältniß als ganz unzweckmäßigdarstelle,
und daß namentlich der Umstand, daß das verein-

kindschafteteKind an keinen der neuen Ehegatten
durch ein natürliches Band geknüpft sei, für dasselbe
Nachthelle befürchten lasse,

v. d. Pfordten in den Bl. f. RA. Bd. IV
S. 298 —

sind nicht entscheidend. Denn eben, weil jede Ein-
kindschaft für die Kinder der vorigen Ehe söwolin

Ansehung ihres Vermögens, als auch in Ansehung
ihrer Person nachtheiligsein kann, hat das Gesetz
genaue Nachforschungenhierüber, Vernehmung der
Vormünder und Verwandten, gerichtlicheBestätigung
vorgeschrieben,und hiedurch ist hinreichendeVorsorge
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getroffen, Einkindschaften, welche aus Rücksichtauf
die Persönlichkeit der unirenden Eltern und die Ver-
mögensverhältnisseder Eltern und Kinder. Gefahren
für Letzterebesorgenlassen,zu verhindern. Ringels
mann über die Einkindschaft S. 98, 99

OAGẽ. v. 19. Nov. 1853. Nr. 6 5/2—
2.

Anfechtungeiner Einklnoschaft, wegen Alchterfüllung derzum
Besten der zu unlrenden Kinder angeordneken Erfordernisse.

Oberpfälzer und gemeines 1) Recht.

In einem gegebenenFalle wurde die Giltigkelt
einer Einkindschaft wegen Nichtbeobachtung der ge-
setzlichenVorschriften über Vorbereitung, Form und
Bestätigung dieses Aktes von Seite der uniren-
den Eltern angefochten. Der obersteGerichtshof
nahm an, daß ihnen diese Anfechtungsbefugnißnicht
zukomme. Die Motive sagen:

„Zwar bestimmt das Gesetz (Oberpfälz. LR.
Tit. 26 Abschn. 1) ganz allgemein, daß

wenn die Vorschriften über die Art und Weise,
auf welche Einkindschaftenaufgerichtetwerden
sollen, unterlassenworden, dieselbenfür nichtig
und unkräftig gehalten,auchnicht angenommen,
noch zugelassenwerden sollen.

Allein wenn die erwähnten Vorschriften des Ge-
setzes über die gerichtlicheBestätigung der Einkind=
schaften und die derselben vorauszuschickendenErhe-
bungen und Vernehmungen einzig und allein
den Zweck haben, das Interesse der zu unirenden
Kinder der vorigen Ehe zu wahren, so ist es un-

denkbar, daß der Gesesgeberbeabsichtigthaben sollte,
auch die unirenden Eltern aus der Außerachtlassung
von Kautelen, welche lediglich die Wahrung deß

1) S. oben S. 89 Note 1.
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Interesse der Kinder voriger Ehe zum Zweckehaben,
Rechteeg

en diese Kinder ableiten zu lassen. Die

Absicht desGesetzgeberskann daher nur die gewe-
sen sein, solcheVerträge für respektiv, nämlich
zu Gunsten der Kinder ungiltig zu erklären, und in
einem solchenFalle ist es gestattet,den zu weiten
Ausdruck des Gesetzesauf den Gedanken des Gesetz-
geberszurückzuführen. Vgl. bayer. LR. Th. 1 Kap. 1
§. 10 Ziff. 3Z.

Nun ist es aber allerdings augenscheinlich,daß
die in Abs. 1 des allegirten Titels enthaltenen Vor-
schriften lediglich den Zweck haben, zu verhüten, daß
Einkindschaftenzum Nachtheileder vorhandenen min-
derjährigen Kinder voriger Ehe abgeschlossen
werden. Wenn angeordnet ist, daß die bereits be-
stellten oder, wenn noch keine bestellt wären, zu be-

LellendenTutoren und etliche nächsteBlutsfreunde
er Kinder erster Ehe vom Gerichte beigezogen, be-

kidigt und unter Vorlage des Vertragsentwurfes
und der übergebenen Vermögens-Spezifikation auf
ihren Eid darüber vernommen werden sollen, ob
solcheEinkindschaft.

«

«

„mehrbemelten der ersten Ehe Kindern nutz-
oder nachtheilig sein möge“,

so ist der Zweck dieser Vorschrift im Gesetzeohnehin
klar angegeben. Aber auch die angeordnetegericht-
liche Konfirmation hat einzigund allein den Zweck
der Wahrung des Interesse der vorehelichenKinder;
denn das Gesetzschreibtvor, daß das Gericht, wenn

die Vormünder und Blutsfreunde obige Frage ver-

neinen, die Einkindschaft einstellen, im entgegengesetz-
ten Falle aber die allerseits „eingewilligte““ Einkind-

schaft konfirmiren und bestätigensolle. Hieraus folgt,
daß das Gericht nicht befugt ist, auch auf das In-
teresseder unirenden Eltern oder der in der neuen

Ehe zu erwartenden Kinder Rücksichtzu nehmen,
und. im Falle, wenn dieses für gefährdeterachtet
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würde, die Konfirmation ungeachtetder Zustimmung
der Vormünder und Verwandten der Kinder voriger
Ehe zu verweigern. . .

Endlich sind auch die im Eingange des Abs. 1

enthaltenen Vorschriften über Vorlage des Einkind-

schafts-Vertrages und der Designation des Vermö-

gens der Kinder und Eltern offenbar auf den näm-
lichen Zweck gerlchtet, da diese Vorlagen, wie aus
dem Nachfolgenden hervorgeht, nur dazu dienen
sollen, den Vormündern und Blutsfreunden, sowie
dem Gerichte, eine Grundlage für die im Interesse
der Kinder voriger Ehe auzustellende Untersuchung
der Sache darzubieten.

Es liegt auch in der Natur der Sache, daß
das Gesetznur im Interesse der minderjährigen Kin-
der voriger Ehe besondereKontrole anzuordnen für
nothwendig erachtet. Denn die Eltern bedürfen einer
besonderenFürsorge des Gesetzesnicht, und zwar um

so minder, als den Eltern durch die Einkindschaft
zunächst nur Vortheile zugehen, indem sie im Besitze
des Vermögens des verstorbenenEhegatton bleiben,
und der Nothwendigkeit, das den Kindern der vori-

en Ehe von diesem angefalleneVermögen auszu-Sscheiden,enthoben werden.
Allerdings kann durch die Einkindschaft auch

den in der neuen Ehe zu erzeugendenKindern Nach-
theil zugehen; allein wenn auch in der Einleitung

des Tit. 26 als Veranlassung der nachfolgenden
Vorschriften angeführt ist, daß bei dem Mangel ge-
meimrechtlicherVorschriften si-

gemeiniglich,da die Einkindschaftennicht förm-
lich und mit der ersten oder anderen Ehe
Kinder Nachtheil geschehen,sollen für unkräf-
tig erachtet werden, daraus dann allerhand
Mißverstand, Schaden und Kostenerfolgen.

6 ist doch in Abs. 1 des alleg. Titels keine Spur
avon zu finden, daß die vorgeschriebenecognitio-
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Neber die durch Prävention begründeteKompetenz in
Strafsachen.

Art. 22Abs. 3 und 482 Thl. U des SiGB.

In Nr. 16 des XVIII. Jahrganges dieser
Blätter S. 241—244 sind zwei oberstrichterlicheEnt-

scheidungenüber Kompetenzkonfliktenach dem Gesetze
vom 28. Mai 1850 angeführt, welche beide sichauf
den in der UeberschriftbezeichnetenGegenstandbeziehen,
aber, bei thatsächlicherVerschiedenheitder beurtheilten
Fälle, auch in den Resultaten auseinandergehen.

Es sei vergönnt, einigeBedenken in Betreff der

sweenEntscheidunggeneigter Würdigung zu unter-
ellen. .

Wie aus dem ersterenErkenntnisseNr. XXXIV
S. 241 ff. mit Bezugnahme auf Seite 8 ff. desselben
Jahrganges ersichtlichist, wurde von dem obersten
Gerichtshofe der Grundsatz ausgesprochen,daß die

durch Prävention eimnal begründeteKompetenz eines

Gerichtes in Betreff mehrerer in verschiedenenGe-

richtsbezirkenbegangenerReate durch Einstellung
des Strafverfahrens bezüglich eines Reates nicht
geändert werde. Es ist am Schlussedes angeführten
Erkenntnissesvom 11. Jannar 1853, so weit diese
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Blätter es mittheilen, mit deutlichenWorten ausgespro-
chen,daßdie dem kgl.Kreis= und StadtgerichteNürnberg
durch die Prävention des kgl.Kreis= und Stadtgerichtes
Würzburg ein für allemal entzogene Kompe-
tenz nicht wieder habe aufleben können.

Im entgegengesetztenSinne ist der zweite unter
XXXV auf S. 243 ff. vorgetrageneFall durch

oberstrichterlichesErkenntniß vom 5. Februar 1853

entschieden. Daß solcheAbweichung durch die Ver-
schiedenheitder gegebenenfaktischenVerhältnisserecht-
lich nicht geboten war, dafür dürften nicht ganz un-

gewichtige Gründe sprechen.
Nachdem die Voruntersuchung gegen den

SprachlehrerStephan G. in Würzburg wegen Preß-
vergehensdurch Herausgabeder Druckschrift: „Der
bayrische. Staat und die fränkische Industrie“ bei
dem nach Art. 457 Abs. 1 Thl. II des St G.
zuständigenKreis= und Stadtgerichte Würzburg be-
reits durchgeführt war, kam zur Kenntniß des dor-
tigen Untersuchungsrichters, daß gegen G. auchbei
dem kgl. Kreis= und Stadtgerichte Nürnberg eine

Voruntersuchung wegen eines Aufsatzes im „Nürn=
berger Kurrier“ anhängig sei. Unter Berufung auf
Art. 22 Abs. 3 Thl. II des Strafgesetzbuchesmachte
dieser UntersuchungsrichterAnspruch auf Kompetenz
auch in Ansehung der zweiten Untersuchung. Allein
noch ehe er diese zweite Untersuchung zu Ende
geführt hatte, war die erstere Sache von dem

kgl. Appellationsgerichte an das Schwurgericht ver-

wiesen und von diesem abgeurtheilt worden.
Nach dieser Sachlage hatte also der Unter-

suchungsrichter am kgl. Kreis= und Stadtgerichte
Würzburg die Voruntersuchung über den zweiten
Reat bereits an sich gezogen und bis zu einem

gewissenStadium durchgeführt, ehe die erstere
Untersuchung zur Aburtheilung kam. Es fragt
sichnunmehr vor Allem, ob genannter Untersuchungs-
richter überhauptbefugt war,diesezweiteUntersuchung.
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au sich zu ziehenund Untersuchungshandlungenvor-

zunehmen? Nach Art. 22 Abs. 3. und Art. 482

Thl. II des St GB. unterliegt die Bejahung dieser
Frage keinem Zweifel. -

An dieser hienach im Allgenieinen. begründeten
gesetzlichenBefugniß des Untersuchungsrichterskonnte

der Natur der Sache nach der Umstund,daß die
erstereUntersuchungschonso weit gereift war, daß
sie dem kgl. Staatsanwalte vorgelegt werden konnte,
nichts ändern. Sämmtliche, die Aburtheilung einer

Strafsache bezielendegerichtliche Prozeduren, Vor-
untersuchung, Verweisung, öffentliche Verhandlung
u. s. w., dürfen nicht als vereinzelte, unter sich in
kelltem ZusammenhangestehendeBruchstücke,sondern
müssenvielmehr als ein organisch gegliedertes
Gänzes betrachtet werden. Wenn unn das Gesetz
bezüglich der bei Konkurrenzmehrerer, an verschie-
denen Orten begangenerNeate durch Prävention be-

gründetenZuständigkeiteines einzigenGerichtes keinen

Unterschiedmacht, in welchem Stadium einebereits
bis zur Ladung oder Verhaftung des Angeschuldigten
gediehene, jedoch noch nicht zur Aburtheilung
gekommene Untersuchungeinen zweiten, in einem
anderen GerichtsbezirkebegangenenReat an sichziehen
könne; wenn ferner nicht wohl in Abrede gestelltwer-

den kann, daß die Bestimmung des Art. 22 Abs. 3

Thl. II des St GB. bei dem neueren Strafprozesse
von ungleich höherer Bedeutung ist, als dies früher
der Fa#lwar, so kann auch der Umstand, daß etwa
die Voruntersuchungüber den ersterenReat bereits

durchgeführt ist, die Wirksamkeitder oben angeführten
Gesetzesbestimmungnicht aufheben, wollte man nicht
die wohlmeinendeAbsicht des Gesetebers, welche
aus dem allegirten Artikel im Zusammenhaltemit

Art. 108 und 109 a. a. O., dann Art. 4 desPreß-
gesetzesvom. 17. März 1850 erhellt, nämlich gleich-zeitige Verhandlung und Aburthellung der meh-

*
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reren Reate, sofernedies überhaupt noch möglich
ist, in vielen Fällen ohnegenügendenGrund vereiteln.

Der Untersuchungsrichteram kgl. Kreis= und

StadtgerichteWürzburg war also jedenfalls gesetzlich
befugt, auch nach beendigterVoruntersuchung über
das ersterePreßvergehendie Voruntersuchung über
das zweiteVergehen in die Hand zu nehmen. Dies
scheintauch in. Ziff. 2 des. unter Nr. XXXV mit-
getheiltenoberstichterlichenErkenntnisses zugegeben,
Sobald aber dieserUntersuchungsrichter die zweite
Voruntersuchungmit Fug und Recht einmal begon-
new hatte, so war, wie in dem Falle Nr. XXV,
seine Kompetenzdurch Prävention begründet und
konnte durch die nachfolgende Verweisung und Abur-
theilung des ersteren Preßvergehens die dem kgl.
Kreis= und Stadtgerichte Nürnberg rücksichtlichdes
zweiten Vergehens einmal entzogene Kompetenz
nicht wieder aufleben; es konnte das einmal
gesetzlichbegründeteZuvorkommen auf Seite des Un-
tersuchungsrichtersam kgl. Kreis= und Stadtgerichte
Würzburg*rvßkmehr wirkungslos gemacht, der an-

gezeigte subjektive Zusammenhang beider in Frage
stehendenPreßvergehen nicht mehr gelöst werden.

Der Umstand, daß in dem ersterenFalle die
Einstellung bezüglich des einen Reates verfügt
worden war, während hier im Gegentheile die Ver-
weisung vor das Schwurgericht eintrat, möchte
wohl am allerwenigsten gegen die Ansicht, deren
Vertheidigung hier versucht wird, sprechen. Der beie
Konkurrenz von Verbrechen ebenso wie von Ver-
gehen maaßgebendeArt. 22 Thl. II des StE.
äußert seine Wirkung in beiden Fällen mit gleicher
Stärke und Dauer, und ein gesetzlicher Grund

zu verschiedenartigerBehandlung derselben ist nir-

gends gegeben. Hievon abgesehenwäre aber gerade
im ersterenFalle, nach Aufhebung der Konkurrenz
mehrererReate, eherUrsachevorhanden gewesen,die
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andere Untersuchungdeman sichzuständigen forum
delicli wieder zuzuweisen, als in einem Falle, wo
es sich darum handelt, dürch gleichzeitigeAburthei-
lung der mehreren Reate die bereits angeführten
Art. 108und 109 des StEB. Thl. I, oder bei

Preßvergehen den Art. 4 des Preßgesetzeszur An-

wendung zu bringen.
«

Ob die Kompetenz eines. Gerichtes über meh-
rere Untersuchungssachenerst durch oberstrichterliches
Erkenntnißbei Kompetenzkonfliktenfestgestelltworden,
oder die Prävention den gemeinsamenGerichtsstand

Pleichsamipso jurc begründet, kann naturgemäß
keinen Unterschied machen, da in beiden Fällen ein
und dasselbeGesetz, sei es mittelbar oder unmittel-
bar, seine Herrschaft ausübt.

Der Art. 4 des Preßgesetzesist allerdings nicht
geelgnet, auf die Entscheidungder vorliegendenPrin-
zipienfrage Einfluß zu äußern, da er keine Bestim-
mung über Kompetenz zur Verhandlung und Abur=

theilung mehrerer Gesetzübertretungen,sondern nur,
abweichendvon Art. 109 Thl. 1 des St GB., über
die Strafzumessung unter der faktischen
VoraussetzunggleichzeitigerAburtheilung mehrerer im

Preßgesetzemit Strafe bedrohten Handlungen trifft.
Eine andere Frage aber möchte schließlichsein,

ob nicht in solchenFällen dem durch getrennte öf-
fentliche Verhandlung und Aburtheilung der mehre-
ren konkurrirenden Reate hervorgerufenenUebelstande,
insbesonderc bezüglich der Strafzumessungnach den
eben allegirten beiden Gesetzesartikeln, vielleicht da-
durch vorgebeugt werden könnte, daß die Abur-

theilung des einen Reates in so lange suspendirt
würde, bis die Untersuchung über den zweiten gleich-
falls bis zur Verweisung gediehenoderdurchEin-
stellung des Verfahrens Erledigung gefundenhätte.
Man vergleichehlezu die Ergänzungsblätterzum
18. Jahrgange S. 1 u. ff. Allfeld.
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„Mittheilungen aus der Praris.
1,

Vom Verfahren in Verlassenschaftssachen. Uebergang von

Verhandlungen der frelwilligen Gerlchtsbarkeltin: einen«

Clollprozeß.
Vgl. Bd. 5 S. 257.

In einer bel dem Kreis= und Stadtgerichte
Augsburg anhängigen Verlassenschaftssachewurden
zufolge Beschlussesvom 29. Jannar 1847 alle Die-
jenigen, welcheAnsprücheauf Einweisung in den Besitz
des Vermögens des zu machen hätten,
zur Liquidirung derselbenbinnen drei Monaten bei
Vermeidung, des Ausschlussesöffentlich aufgefordert.

Die in Folge dieser Aufforderung angemeldeten
Erbsprätendenten beliefen sich der Zahl nach gegen
250 Personen. Das königl. Kreis= und Stadtgericht
Augsburg, den Konkursprozeß zum Vorbildenehmend,
um den Zusammenstoßdieser vielen Prätendenten auf
leine geregelteBahn und zur kürzesten Lösung zu
bringen, beraumte nummehr durch weiteren Beschluß
wom 7. April 1848 einen Termin zur Impugnation
der eingekommenenAnmeldungen, und gleichzeitigzwei
weitere Termine zur Schlußverhandlung an. Mit
Bezug auf die Vorschriften der Gerichts-Ordnung
vom Konkursverfahren wurden die Termine, um dieses
possessorische Verfahren einem von sämmtlichen
Interessenten dringend gewünschtengedeihlichenEnde
zuzuführen, für unerstrecklicherklärt,und zugleichdie
Anlage der nöthigen Beweisbehelfe bei Vermeidung
des Ausschlussesaufgetragen.

Dieses Verfahren wurde auch, einiger dagegen
eingereichtenVerwahrungen unerachtet, bis an's Ende

durchgeführt. Nach dem Schlusseder sehrumfangrei-
chen Verhandlungen erließdas kgl. Krels= und Stadt-

gericht den 9. November 1849 als Verlassenschafts-
gericht einen neuen Beschluß (Nr. 582),, wodurch in
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den Besitz der ganzen noch in Gerichtshändenbefind-
lichen Verlassenschaftdrei Klassen von. Seiten-Ver-
wandten zu drei gleichenTheilen, und im Ganzen
20 Personen als die nächst berufenen eingewiesen,
alle übrigen mit Erbsansprüchen hervorgetretenenda-
gegen auf den Rechtsweg verwiesen wurden. In
den Gründen zu diesemBeschlussewurde unter An-
derem bemerkt, das Verlassenschaftsgerichthabe hier
über den Besitz der Erbschaftnur eine provisorische
Verfügung getroffen, den Erböprätendentenblieben
natürlich alle possessorischenund petitorischenRechts-
mittel vorbehalten.

Cessionarienvon solchen mit ihren Erbschafts=und

sonstigenAnsprüchenauf den Rechtsweg.
Gegendiesen vernichtendenAusspruch ergriff der

Vertreter eines Theiles der Interessenten, Advokat P.,
das Rechtsmittel der Berufung an den obersten Ge-

richtshof, mit der Bitte, den Beschluß des Kreis-
und Stadtgerichtes aufrecht zu erhalter.

Die BeschwerdedesAdv.P. wurdefür begrün-
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det erachtet. Die Motive der oberstrichterlichenEnt-

scheidungsagen unter Anderem: n

) Das königl. Appellationsgerichthat seinen
vernichtendenAusspruchvorzugsweisedarauf gegründet,
daß das Kreis= und Stadtgericht als Verlassen-
schaftsbehörde unter mehreren collidirenden Prä-
tendenten über die Einsetzungin den Besitz des Nach-
lassesentschiedenhabe,was aber nicht in den Bereich
der Nachlaßbehandlungfalle, sondern nur dem Pro-
zehgerichtezustehe, so daß eine offenbareUeber-
schreitung der Kompetenz injenem Ausspruche
unterlaufen sei und denselbenmit unheilbarer Nich-
tigkelt behafte. Allein ein Verlassenschaftsgerichtund
ein Prozehgerichtsind nach der bestehendenGerichts-
verfassungnicht nothwendige Gegensätze,die Gerichts-
barkeit der ordentlichen Errichserster Instanz ist
vlelmehr eine solidarische, welche in Civilsachen die

zwei Hauptzweige der streitigen und der freiwilligen
gleichmäßigumfaßt und mit einem Bande umschlingt.
Die Behandlung von Gegenständender freiwilligen
Gerichtsbarkeit bringtmit sich, daß, wenn sich im
Verlaufe der Sache ein streitiger Punkt ergibt, der-

selbesummarischinstruirt und in Kraft der ihm inne-
wohnenden streitigen Gerichtsbarkeit von dem näm-
lichen Richter entschiedenwerde, ohne daß es nöthig
oder unerläßlich wäre, die Grenzlinien dieser verschie-
denen Amtsbefu usein die Erlasse und Handlungen
des Gerichtes scharf einzuzeichnen, oder den Ueber-
tritt von der einen in die andere Sphäre durch ein

förmliches Verweisungsurtheil kund zu geben. Bei-
nahe ebenso tritt der ordentliche Richter, der eine

Streitsache instruirt hat, vor der Fällung seines Ur-

theiles durch den ernstlichenVersucheines Vergleiches
auf das Feld des Notariates als eines Zweiges der
freiwilligen Gerichtsbarkeit über, ohne daß man ihm
dieseBefugniß je beanstandethätte. **

Das königl. Kreis= und Stadtgericht Augsburg



Werlassenschaftssachen.Freiwill: u. kontent.Gerichtsbark.105

hat in seinen Beschlüssenvom 29. Jannar 1847,
7. April 1848 und #9. November 1849 die Eigen-
schaft eines Verlassenschaftsgerichtesangenommen,
welches über den Besitz der streitigen Erbschaft eine

provisorische Verfügung zu treffen habe, wes-

halb sogardle gewöhnliehenpossessorischenRechtsmittel
für dem förmlichen Rechtsweg vorbehalten wurden
Es ist gewiß, daß diese Erlasse und die sie vermit-
telnden Verhandlungen die Grenzen, in denen sich
die freiwillige Gerichtsbarkeit zu bewegen.hat, über-

schreiten, daß ein Notariatsbeamter, ein Patrimo=
nialgericht II. Klasse oder ein adeliger Verwändter

dergleichenLadungen und Entscheidungennicht erlassen
könnten. Indem aber jeneVerfügungen alle formalen
und materiellen Bedingungen zu einem summarischen
Prozeßverfahren und einer gültigen Entscheidunghier-
über in sichvereinigen, so konnte die Annahme einer

ungenauen Beelgenschaftung,wie die eines Verlassen-
schaftsgerichtesist, ihrem aus dem Wesen der Sache
und den inneren Elementen der Gerichtsbarkeit zu
beurtheilendenRechtsbestandekeinen Eintrag thun.

Das ordentliche Gericht, welches das königl.
Appellationsgericht mit der entschiedenenStreitfrage
befaßt sehenwollte, ist ohneZweifel eben wieder das
Kreis= und Stadtgericht Augsburg, in dessenBezirke
und in dessenHänden sich die streitige Erbschaft be-

findet, eben dieses Gericht hat aber seine kollegiale
Entscheidungbereits in einer Weise gegeben,daßnichts
annehmen läßt, dasselbe würde, wenn sich seiner
Eigenschaft als Prozeßgericht klar bewußt, auf ein

anderes Ergebniß gelangt sein.
Daß dieGrenzlinien der zweifachenAmtsgewalt

des Kreis= und Stadtgerichts in seinenVethandlun-
gen, der Anlage und Jufschrift der Akten und selbst
in der Vorstellung der mitwirkenden Richter in ein-

ander geflossenzu sein scheinen, ist von geringem

Belange, wenn nur das Verfahren mit dem Beschlusse
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selbstauf haltbaren Grundlagen einer kräftigen Ure
theilöfällung ruht. Der wenig angemesseneVorbe-
halt weiterer possessorischerRechtsmittel läßt nicht
annehmen, die Verhandlung sei aus der einmal be-
tretenen prozessualenBahn wieder gewichen.
Auf der anderen Seite muß der Mangel der
Gerichtsbarkeit,welcher imSinne der GO. Kap. XVI
§. 2 eine Nichtigkeit des Verfahrens und der Ent-
scheidungbegründen soll, ein so wesentlicher und
durchgreifender sein, daß ein bloßer Irrthum über
die Natur der Amtsbefugnisse,welche einran sich zu-
ständiges Gericht auszuüben glaubt, jenen auf die
Wurzel reichenden und unheilbaren Fehler keineswegs
nach sich zu ziehen vermag.

Der Hauptgrund des königl. Appellationsgerichts,
in einer strengenAbsonderungund gegensätzlichenAuf-
fassungder streitigen und freiwilligen Gerichtsbarkeit
desselbenGerichtes beruhend, vermochte daher, den
Ausspruch dieses Gerichtshofes nichtzurechtfertigen.
* 2) Weder die Natur der Rechtshülfe,
welche,das königliche Kreis= und. Stadtgericht in
Gang brachte, nochdas dabei eingeschlageneVerfahren

ecboteneinen weiteren Anlaß dar, um zu der Folge-
rung zugelangen, diesesGericht habe in irgend einem
Punkte seine Amtsbefugniß überschritten.

Das Rechtsmittel, zu dessenGeltendmachung
die sämmtlichen zusammentreffendenund im Wider-
streite befindlichenErben aufgefordert,wurden, ist das

gemeinrechtlicheInterdictum qnorum bonorum,
vermöge dessenein jeder Erbe, der sein besseresErb-

recht auf eine gründliche Weise vor seinem Gegner
wahrscheinlichzu machen vermag, verlangen kann,
durch richterliche Hilfe und mit Vorbehalt einerend-

giltigen Entscheidung der Sache auf dempetitorischen
Wege, in den Besitz der Erbschaft gesetztzu werden.

Vergl. tot. tit. Cod. duor. bon. (8, 2) ins-

besondereC. 1 Hereditatem ejus; quem. patrem
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tuum tuisse dicis, peliturus, zudicibus, dui su-
per ca re cognituri erunt, de lide intentionis
allega. C.3 codem: Ergo jabemus, ut omnibus
frustrationibus amputatis, per interdictum quo-
rum, bonorum, in petüorem corpora frans-

lepantur,secunda actione proprietatis non ex-
clusa. “.

Die praktische Amwendbarkeit dieses Interdikte

iimheutigenRechte,welehe nur das bayer. g. 9roem. in Zweifel zieht, läßt sich nit
mit Erund2 n 3 fel zicht, läßt sich
· DaßfürdiefcnsBesitzstteitdieIvicl)ttgstenRechtö-
fragen mit zur gelegenheitlichenErörterungkommen
müssen, welche leicht für die ganze Folge präjudiziell
werden,und über den Rechtsbestandder kollidirenden
Erbrechteselbst=mittelbar entscheidendblelben können,
ist kein Grund, umden Besisstreit auszuschließen,da
das Rechtmit seinenQuellen und Grundsäßen seiner
Natur nach immer eine bekannte Sache ist, den Ge-
richten aller Instanzen offen und zu Gebote steht,
mithin auf diesem Felde die summarischeErkenntniß
sich von der endgiltlgen nicht unterscheidet. 2

Weder die Zulassung von poseessorischenRechts-
mitteln überhaupt da, wo es sich erst um die Er-

langung eines streitigen Besitzes handelt, noch die

zugelasseneAnalogie des Remedium er I. ult. C. de
Ed. D. Hadr. toll. waren daher geeignet, in dem
Verfahren des königl. Kreis= und Stadtgerichtes
Augsburg eine Ueberschreitung seiner Zuständigkeitwazrnehsenzu lassen,wie das königl. Appellations-
gerichtselbstzugebenmüßte, sobald nur die berich-
tigte Grundlagefest steht, daß jenes Gericht seit sei-
nem Beschlussevom 20. Jannar 1847 sichwirklich
auf dem Gebiete der streitigen Gerichtsbarkeitbefand.

3) Auch das in dieserBesitzstreitigkeitvom königl.
Kreis- und Stbtgerichteeingeleiteteund durchgeführte
Verfahren ist dem Vorwurfe einesMangelsder
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Gerichtsbarkeit oder der Ladung von keiner Seite

ausgesetzt. Alle wesentlichen RegelnderProzeßfüh-
rung sind dabei in Obacht genommen, dasselbe be-

wegte sich in den Formen des unbestimmt'sunnna-
rischen Prozesses,welcher von geschmeidigerBeschaf-
fenheit, und weder in dem gemeinennoch-dembayeri-
schenProzesseso scharf ausgeprägt ist, daß er nicht
einer erweiterten Gestaltung nachden Echeischungenund Eigenthümlichkeiteneines so verwickelten Falles,
wic der vorliegendeist, fähig bliebe.

Das Recht der Beiladung aller Betheiligten
zu der Aubeinandersetzungeiner Erbschaft stehkjedem
Gerichte, wie der Verlassenschaftsbehördeunbedenklich
zu. Gerichtsordnung VIII §S.4 Nr. 5. Sind sie
einmal bekannt, so kömmt es nur darauf an, daß
jedem derselbenein ausreichenderWegeröffnetwerde,
sein eigenesRecht darzulegen und auszuführen und

das seinerGegner zu bekämpfen. Beides ist in der

gewöhnlichenWeise des Vierschriftenwechselsgeschehen.
Die Vereinigung dieser zahlreichenVerhandlungen in
einem Verfahren entspricht wieder den Regeln der

Gerichtsordnung IV F. 9, welche die Verbindung
von Klagen, die einerlei Ursprung haben,, selbst in
eineni Libelle verstattet, so wie der Anleitung in

Kap. 1 §. 10) wonach Sachen, welche zusammen-
Lgehören, urcht so leicht von einander getrennt wer-
den sollen. “

Alle Regeln des possessorischenProzesses nach
-GerlchtsordnungIII S. 4 Nr. 2—6 sind im Uebrigen
genau eingehalten, mit Einschluß der, welche den

petitorischenRechtsweg immer vorbehaltenwissenwill.
Es ist zwar richtig, daß weder der gemeine,

noch der bayerischeProzeh eine solchevereinigte Be-

handlung kollidirender Erbsansprüchebestimmt ent-

wickelt oder in sich aufgenommenhaben, allein dem-

ungeachtet mußte dem mit der Sache befaßten Ge-

richte vermöge der ihmobliegenden Prozeßleitung
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freistehen,in einer soverwickelten Sache, von der sich
eine audere Art der Entwirrunggar nicht in den Be-
reich der Voraussicht ziehen läßt, zur analogen An-
wendung des genau hierauf anpassendenKonkursver-
fahrens zu greifen, soferne nur keine der allgemei-
nen Regeln eines kräftigen Verfahrens dabei umgan-
gen oder verletzt wird. Das vorzüglichsteund ganz
unumgänglicheInteresse dieser so zweckmäßigenVor-
bereitung der Sache bestehtnicht sowohldarin, eini-
gen. der Erbsinteressenten den bisher vom Gerichte
selbst ausgeübten Besitz der Erbschaft zuzuwenden,
welcher selbst durch eine einstweilige Einweisung in
den Fruchtgenuß bis zum endlichen Ausgange der
Sachevertreten werden könnte, als vielmehr, da
sichkeiner der Interessenten bisher im Besitzebefindet
und schonhiedurchals der ugtürliche Beklagte befin-

erzeigt wäre, durch eine vorläufige.kollektivePrü-Ai, Vergleichung und Abwägung der sichvielfach
durchschneidendenAnsprüchemit Hilfe der von vorne-

herein bekannten Rechtsregelnfestzustellen, wer als
der präsumtiveBerufene in dem bevorstehendenHaupt-
prozessedie weit, günstigereStelle des Beklagten ein-
zunehmenhabe, und so ein Parteienverhältuiß ge-
regelt aufzustellen, welcheszu ordnen, die Vorschriften
der Gerichtsordnung IV F§S.16 „im Zweifel sei der
sichzuerstMeldende für den Kläger zu erachten,und
aushilfsweise habe das Loos hierüber zu entscheiden,“
sich hier als völlig unzureichendbewähren.

Durch #das vernichtende Erkenntniß des königl.
Appellationsgerichtesfände sichdagegendiese Sache
von Neuem in alle Wechselfälle unabsehbarerVer-
wirrung gestürzt, welche auf die einfachsteWeise zu
umgehenund eine endlicheEntscheidungvorzubereiten,

pachsvor Augen liegende Verfahren so zweckförderlich
erscheint.

Wem es gleich einen Konventionalprozeßnicht
gibt, so erscheintdochder hier eingeleitetenicht neu
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erfunden oder aus dem Stegrelfe gegriffen, sondern
er stützt sich vielmehr auf die nächstgelegeneAnalogie
welche unterden aushilfsweise in Amwendung kom-
menden Rechtsquellen von jeher die erste Stelle ein-
nahm. Dabei ist gar nicht abzusehen,welchenernste
lichen Antrieb irgend einer der Interessenten in sich
verspüren könnte, sichder Einleitung des Kreis= und

Stadtgerichteszuwidersetzen, da dieselbedoch geeig-
net erschien, um jeden Anspruch auf einen Theil der
streitigenMasse, auch den am entferntestenliegenden,
auf dem kürzestenWege zur gründlichen Erörterung
zu bringen. In keinem Falle läßt sich aus dem
Neuen, Außergewöhnlichenund anfangsUeberraschen
den dieser Verfahrungöweise der-Vorwurf der Nich-
tigkeit, der auf bestimmteFälle beschräurtist, weber

#
das Verfahren selbst, noch die gegebeneEnt-“

cheidungherleiten.
'

E

4) Was zum Schlusenoch die Vollständig-
keit der gepflogenen Verhandlungen betrifft,

6 hat der Umkreis derselbenallen billigen Anfor-
erungen mehr als hinlänglichGenügegeleistet. .

Dieser ganzen Erörterung zur Folge
zeigte sich daher von keiner Seite ein Mangel der

Gerichtsbarkeit in der angenommenen Eigenschaftals

Verlassenschaftögericht,noch ein Mangel der Ladung
oder des vollständigen Gehöres, wegen verordneter

Verbindung der Bewelse mit der Verhändlung selbst,
oder Ausschluß einiger nachgeschobenerLegitimations-
behelfe, weshalb sichvielmehr der vernichtendeAus-

spruchdes königl. Appellationsgerichtes als nicht ge-
rechtfertigt zur Abänderung und Zurückverweisungder
eventuell angehängtenBerufungöbeschwerdenan eben

diesen Gerichtshof eignete.
DOAAGE. vom 10. Okt. 1853. Nr. 10185/88..
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2.

Behändlung'voneventuellen, während des Schwebens elner
Sache in der höheren..Instanz elngerelchtenGesuchen um
Restliutlon gegen das bevorstehendeUrthell, soferne es ulcht

der BPerufungs= (resp. Revlsions-) Blue gemäß aus-
« «

»»falle1i,·sollte.

...-Ju;cincv-Rccht8sache-reichteu-die-·Reljid·enteti
nach-bereits-.·übetgebcne1n.Rcvlsionslibelle«-auchndch
zwei eventuelle Restitutionsgesuchegegen das einst
rechtskräftigeUrtheil bei dem Untergerichtevorsorglich
ein, bittend, dieselbenerstnach Eingang des oberst-
richterlichen.Erkenntnisses(soferne durch dieses dem
Beschwerdennicht abgeholfen werde) zu verhandeln.
Es wurden darlit 7, angeblicherst in den letzten 14

TagenentdeckteZeugen zu weiteren Artikeln vorge-
schlagen. Der obersteGerichtshof beschloß,die bei-
den Restitutionsgesuchezu avoziren und eben so in

Erledigung zu bringen, als wären sie demRevisions-
libelle einverleibt. Gründe:
Jene neuen BehelfeeignetensichnachVorschrift
der GO. Kap. 15 §. 5 Nr. 7 und S. 7. Nr. 9,
dann im Sinne des diesseitigenPlenarbeschlussesvom
4. Dez. 1843 (Reg.-Bl. v. 1844 S. 35) nur zur
Verbindung mit dem eingewendetenRechtsmittel der

Revision, nicht aber zum willkürlich aufschlebenden
Vorbehalte bis nach rechtskräftiger Erledigung des

Hauptbeweisverfahrens. Dies ergibt sich einerseits
schon aus der Natur der restitutio in integrum
Contra sententias d. i. gegen rechtskräftige Ur-
theile, als eines außerordentlichen,nur zur letzten
Aushilfe bestimmtenRechtsmittels, welches nachGO.

Kap. 16 8. 1 Nr. 1 nicht stattfindet, so langenoch
ein remedium ordinarium übrig ist, während hier
noch auf dem ordentlichen Wege der Revision, nur

mit Erweiterung durch jene neuen Behelfe, Abhilfe
zu erlangenist, — andererseitsauchaus der Formel
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des Restitutionseides, welche nach GO. a. a. O.
Nr. 2 dahin lautet, daß Impetrant seine neuen Be-

helfe ante sententiam, d. h. vor dem.rechtskräftig
gewordenenUrtheile beizubringennicht vermochthabe,
welchen Eid die Kläger, nachdem sie schonjetzt ihre
neuen Zeugen benennen, nicht zuleisten vermöchten.
— Nur ungeeignetund aus Mibversnduwurden
daher jene Gesuche in der Form eines außerordent-
lichen Rechtsmittels an die erste Instanz gerichtet,
und da hierin kein geflissentlicherExzeß zu erkennen
war (GO. IV S.7 Nr. 5), der Richter Alles, was

zu einem Antrage und RechtsbehelfeseinerEigenschaft
noch gehört, von Amtswegen zu ersetzenhat (ebd.
Nr. 6), und es unschädlich,seinsoll, wenn ein Be-

schwerdelibellbei dem ungehörigenNichter angebracht
wurde (GO. XV §. 6 Nr. 3), — so befindet loder obersteGerichtshof nach Vorschrift der GO. X
§. 9 Nr. 1, welche die Sache nach Maaßgabe der

eingewendetenspeziellen Beschwerden mit Allem,
was davon abhängt, an den. hhöherenRichter
devolvirt, vollkommen in dem Rechte, jene beiden
auf einer falschen Bahn wahrgenommenenRestitu-
tionsgesuchezu avociren und nach den angeführten
Gesetzstelleneben so zur Erledigung zu bringen, als
wären sie dem.Revisionslibelle selbsteinverleibt.

OAGE. v. 28. Juni 1853. Nr. 939/ 9/80.

Gnomen.
Der Richter wie der Arzt, sie müssen überall
Mit Urthell und Rezept sich richten nach dem Fall.

Mur Elnes fragt sich: hat dle Sache gulen Grund?
Wahrhett klingt immer wohl, gleichvlel aus wessen Mund.

Ke . . Seuffert. Verl.: Palm &# Enke (Abolph Ente).r F
in Erlangen. Druckvon Junge & Sohn, ip :
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Inhalt: Anbelrathung eines Gutes nach baver. Recht. — uUnzuständlekelt
der Gerichtezur Entscheldung, der Stelllokellen über die Vervnl, ·

tung der Israellten 3 Ku#luebelträgen. —Sola.W (el, wesche eln
Zlnoversprechen entbalten, sind nicht ungiitig. — lausel „Auf
Woblverhalten“bel Anstellungen.

Anheirathung eines Gutes nach bayer. Becht.
Vgl. Bd. 10 S. 187, 290.

Die Grundsätze, welche im obigen Betreffe in
diesen Blättern B. 16 S. 257—63 mit Bezug auf
mehrere OAGE. aufgestelltwurden, habeneine prin-
zipielle Anerkennung in einem neueren oberstrich-
terlichenUrtheile gefunden, so daß eine kurzeZusam-
menstellung der maaßgebendenrechtlichen Gesichts-
punkte in dieser Materie die Mittheilung der neue-

sten Entscheidungpassendeinleiten wird.
In der Regel kommen Eheverträge der frag-

lichen Art nur in Ober= und Niederbayern unter

Bauersleuten, und meist nur aus der älteren No-

tariatspraxis vor.

Gemeinhin wird aus einer, auch im gemeinen
Leben vorkommenden, Verkennungdes Rechtsbegrif-
fes des Heirathsgutes (dos) auch von dem Ehe-
manne ein Heirathsgut nach den Verträgen einge-
bracht, was, wie die Verordnung vom Jahre 1805,
abgedruckt in dem Ulmer Regierungsblatte S. 385
bis 387, zeigt, eine allgemeine Uebung des in den

Händen rechtsunkundigerSchreiber befindlichenNo-
tariats war.
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Die Hauptbestimmung, welche eine Ab-

weichung von dem Dotalsystem bildet und die Ge-
meinschaftlichkeitdes von beiden Ehetheilen zusam-
sammengebrachtenVermögens während der Ehe und
den Uebergang als Alleineigenthum, insbesonderedes

Anwesens, auf den überlebenden Ehetheil begrün-

det liegt, den Vertragsworten gemäß, regelmäßig
arin:

« ·

baßjenerEhctheil,welcheriniBesitze«ch
Gutes (bäuerlichen Anwesens) ist, dieses dem
andern Ehetheile, welcher baares Geld ein-

bringt, „entgegen- oder anheirathet“, meist
mit dem Beisatze „in der Art,“ daß dieser
Ehetheil Mitbesitzer oder Miteigenthümer und

nach dem Tode des Vorabsterbenden „Allein-
eigenthümer“, „Alleinbesitzer“ oder „unvertrie-

bener Besitzer“ sein,beziehungsweisebleiben solle.
Au diese Hauptbestimmung schlieht sich bei den

Verabredungen über künftige Todesfälle regelmäßig
die weitere wesentliche Bestimmung an, daß der
überlebende Ehetheil, im Falle von dieserEhe Kinder
vorhanden wären, sich mit diesen wegen des Vater-
oder Muttergutes „vertragen“ oder „verglei-
chen“ solle, was auch dann nach dem Vertrage ein-
treten soll, wenn aus der früheren Ehe des vorab-
sterbendenEhetheiles erstehelicheKinder vorhanden

sind.Für den Fall kinderloserEhe wird regelmäßig
em Ueberlebenden die Hinauszahlung eines s. g.

„Rückfalls“ an die Verwandten des Vorabsterbenden
aufgelegt. — Nach dem im bayerischenLandrechte
herrschendenDotalsystem besteht, abgesehenvon der

Errungenschaft, hinsichtlich des gegenseitigenEin-

bringens der Eheleute die Hauptwirkung im Falle
der Trennung der Ehe durch Tod darin, daß das-

Einbringen des Ehemannes (contrados) der über-
lebenden Frau nur nubnießlich verbleibt, die dos der

Frau aber den Gegenstand der Muttergutsauszeige
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für den überlebenden Ehetheil seinen eigenen Kin-
dern gegenüberbildet, dagegen den Stiefkindern ge-
genüber herauszugebenist; ferner, daß im Falle des

kinderlosen Vorabsterbens eines Ehetheiles das von

dem Verstorbenen eingebrachteGut (dos oder con-

trados) lebenslänglich nur nutzuießlich und gegen
eine den Intestaterben des Verstorbenen zu leistende
Kaution von dem Ueberlebenden besessenwird.

B. R. Th. 1 Kap. 6 §F.36 Nr. 7; 8. 37
Nr. 1 und 2 F. 38 Nr. 3.

Dagegen äußert sich die Wirkung der Ehe-
verträge der bezeichnetenArt bei den gedachtenTren-
nungsfällen der Ehe darin, daß

1) im Falle des Vorabsterbens der Ehefrau
mit Hinterlassungvon Kindern aus ihrer früheren
Ehe das von ihr als dos eingebrachteGut (Anwe-
sen) auf den überlebenden Ehemann, den Stiefvater,
alleineigenthümlich, gegen die Verpflichtung, den
Stiefkindern ein Geld-Aequivalent der Illaten
ihrer Mutter als Muttergut hinauszugeben,übergeht,
obgleichdie Bestimmungen des b. LR. Th. 1IKap. 5

§. 5 über die Muttergutsauszeige sich nur auf die

eigenenKinder des überlebenden Ehemannes beziehen.
2) Im Falle des Vorabsterbens des Eheman=

nes fällt das von ihm als contrados (meist als

Heirathsgut bezeichnete) eingebrachteAnwesen der

Ehefrau alleineigenthümlich zu, gegen die Verpflich-
tung, den Kindern ein Lequivalent (Vatergut) hinaus-

zugeben,was auch den Stiefkindern (den Kindern
es vorverstorbenenEhemannes aus seiner früheren

Ehe) gegenüber gilt, welche Hinausgaben in der

Regel durch Versicherung einer bestimmtenSumme
auf dem Gute bewirkt werden. —

3) Im Falle des Vorabsterbens eines Ehe-
theiles ohne Kinder aus dieser oder elner frühe-
ren Ehe fällt dasvon dem vorabgestorbenenEhe-
thelle als dos ober contrados eingebrachte Gut

#
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dem Ueberlebenden eigenthümlich, im Gegensatze
zu dem gesetzlichen,lebenslänglichenUsusfructus

gegenKaution, zu, in welchem Falle, abgesehenvon

er meist getroffenen Stipulation eines Rückfalles
an die Intestaterben des Vorabgestorbenen,das In-
testaterbrechtder Verwandten durch Erbvertrag (LR.
Th. II Kap. 11) ausgeschlossenwird. Im. Falledes Vorabsterbens der Ehefrau mit Hinterlassung
von Kindern aus ihrer Ehe bewirken die Eheverträge
der fraglichen Art, wenn das Gut von der Ehefran
eingebracht wurde, keine Abänderungender gesetzlichen
Bestimmungen des Landrechtes, weil nachKR. Th. 1

Kap. 5 §. 5 bei der Muttergutsauszeige den Kindern
kein Recht auf eigenthümlicheErwerbung des von

der Mutter eingebrachtenGutes in specie, son-
dern nur ein Rechtauf Sicherung eines Aequiva=
lents (in genere) zusteht. — Dem Einsender
dieser Zeilen ist keine Stelle des bayr. Landrechtes
und der Annotationen zu Kap. 6 des ersten Theiles
bekannt, in welcher sich der Ausdruck „Anheirathung
eines Gutes“ fände, obwohl im gemeinen Leben
nicht selten gesagt wird, es hättenMann und Frau
sich Alles (gegenseitig) angeheirathet: in dem
Sinne, daß der Ueberlebende den Verwandten des

Vorverstorbenennichts, oder den Kindern jedenfalls
nicht das Gut herguszugebenhabe. — Nur an

einer Stelle der Anmerkungen zu Th. III Kap. 1

§. 17 Nr. 5 lit. d u. e, gelegenheitlichder Obsig-
nation und Inventur eines Nachlasses, ist aus der
alten, in der Gen. Sammlung v. 1771 pag. 67 ab-
gedrucktenTaxordnung als ein Fall der Ausnahme,
in welchem auf Vorabsterben der Ehefrau Obsigna-
tion 2c. einzutreten hat, bezeichnet,„wenn bei Bauers-
leuten der Ehefrau das halbe Gut oder Vermögen
angeheirathetwurde.“ Hier ist aber nicht der Fall,
den die Eheverträge der fraglichen Art begründen,
gemeint, sondern jener,wenn der Ehemanndie Hälfte



Anhelrathung elnes Gutes nach bayer. Recht. 117

seines Vermögens der Ehefrau schon im Ehevertrage
überlassenhat, so daß bei ihrem Absterben das In-
testaterbrechtihrer Verwandten auf diese eheherrliche
Vermögenshälftewirksam wird. —

Als den historischen Grund von Ehever-
trägen der fraglichen Art muß man unzveeifelhaft
einen Rest der Idee der ehelichen allgemeinen Gü-
tergemeinschaftbezeichnen,welche überall in Deutsch-
land naturwüchsig und althergebracht, durch das in
der ProvinzialgesetzgebungherrschendeDotalsystem,
insbesonders auf dem Lande, nicht verdrängt werden
konnte. Als das Motiv solcherEheberedungenmuß
man ferner die Erhaltung des elterlichen Anwesens,
bewirkt durchBewahrung des Anwesens in der Hand
des überlebenden Familienhauptes, gegenüber den
Kindern erachten. Die Redakteure solcherEhebere-
dungen haben endlich die gesetzlicheAusdrucksweise
und das Rechtsverhältniß bei der dem bayeri-
schenLandrechte eigenthümlichenMuttergutsauszeige
des leiblichen Vaters seinen Kindern gegenüber
(B. LR. Th. 1 Kap. 5 8. 5) auf alle Fälle
übertragen, in welchen das Gut von dem vorver-

storbenen Ehetheil eingebracht wurde; daher die
Ausdrücke „auszeigen“, „vergleichen“ um das Vater-
oder Muttergut, — daher die Rechtsfolge, daß die
Kinder ein Recht auf Eigenthumsübergangdes Gutes

ihres verstorbenen Parcus in Specic nicht haben.
Hiernach lassen wir das erwähnte oberstrichter-

liche Erkenntniß vom 10. Mai 1853 RN. 334 5⅛/6n
folgen, dessen thatsächliche Unterlagen aus den
Gründen sichhinreichend ergeben.

„Den in Ober= und Niederbayern, namentllch
bei Bauersleuten, gemeinhin und insbesondere in

früherer Zeit, vorkommenden Eheverträgen, in welchen
der Mann oder die Frau, wenn eines derselben im

Besitze eines bäuerlichenAnwesens ist, dasselbedem
anderen Theile, welcher nur baares Geld in die Ehe
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bringt, nach den Vertragsworten: „an und entge-
genheirathet“, nachwelchenVerträgen der überlebende
Theil, nach Absterben jenes Theiles, welcher das
Gut in die Ehe gebracht hat, lediglich verbindlich
erklärt wird, sich wegen des Vater= oder Mutter-
gutes, je nachdem das Gut von dem Ehemanne oder
von der Frau herrührt, zu vertragen oder zu ver-

gleichen, liegt ein im Volke wurzelnder, durch das
römische Dotalsystem nicht völlig verdrängter Rest
der deutschrechtlichenehelichenGütergemeinschaft zu
Grund, und als unbestreitbarerZweckdieserVertrags-

bestimungenerscheintdie Erhaltung des von beiden
Eheleuten zusammengebrachtenVermögens, auf wel-
ches hin die Ansässigkeitbegründet wurde, auch für
den Fall der Trennung der Ehe durch Tod, in der
Hand des Ueberlebenden und namentlich die Erhal-
tung des Anwesens in seiner Hand als der Basis
der gemeinde-bürgerlichenAnsässigkeit. Ueberall, wo

das bayr. Landrecht Geltung hat, wird, nach der
allgemeinen Auffassung, unter dem „Ausmachen des
Vater= oder Muttergutes“, unter dem „Vergleichen
oder Vertragen“ wegen des Vater= oder Muttergutes
ulemals eine Abtretung, Entäußerung des Anwesens,
des Gutes an die Kinder von Seite des überleben-
den Ehetheiles, sondern immer nur eine Geldab=
findung des Kindes verstanden, deren Betrag sich
nach dem reinen Werth des von dem vorverstorbenen
Theile eingebrachten Immobiliarvermögens bemißt,
in dessenBesitz sohin selbstverständlichder überlebende
Ehetheil bleibt. Aus diesem, wie erwähnt, bei bäuer-
lichen Anwesen in Ober= und Niederbayern gemein-
hin bestehendenWesen des Vertrags, welchen der
überlebende Ehetheil mit den vorhandenen Kindern
über das Vermögen des vorverstorbenenEhetheiles,
welches ihm durch den Ehevertrag „angeheirathet“
wurde, abschließt,— folgt von selbst,daß dieser Aus-
druck seine Erklärung nicht nach dem Dotalsysteme
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finden und mit Einbringen, dos, paraphernum
oder mit contrados gleichbedeutenderachtet werden
könne, sondern daß eine beschränkteGütergemeinschaft
dieser Vertragsbestimmung zu Grunde liege, indem
der Besitz und das Eigenthum des Anwesens, von
welchem Ehetheile dasselbeauch herrührt, dem über-
lebenden Ehetheile unter der Auflage verbleiben soll,
den Kindern wegen des Einbringens des verstorbenen
Ehetheiles eine Geldabfindung zu gewähren. Um

demnach eine Vertragsbestimmung der fraglichen Art
als gegebenanzunehmen, kraft welcherder überlebende
Ehetheil lediglich zu einer Abfindung der Kinder hin-
sichtlichdes Vermögens des vorverstorbenen Ehetheiles
verpflichtet, dagegen aber berechtigt erscheint, daß
Anwesen als Eigenthum innezubehalten, sind als
wesentlich nur die beiden Stipulationen erforder-
lich: daß das von dem vorverstorbenenEhetheile ein-
gebrachteAnwesen dem überlebenden Ehetheile ange-
heirathet wurde, und daß demselbenlediglichdie Ver-
pflichtung aufgelegt ist, sich wegen des Vater= oder
Muttergutes mit den Kindern zu vergleichen oder
zu vertragen. Außerwesentlich und lediglich nur

dazu dienend, die Intention der Paziszenten noch
klarer zu dokumentiren, erscheinendemnach die in
derlei Verträgen meistens vorkommenden Zusätze bei
der Anheirathung des Gutes, wie z. B. zum vollen

Miteigenthum und Mitbesitze, oder in der Art „an-

geheirathet“ daß der Ehemann (oder die Ehefrau)
nach dem Tode des anderen Ehetheiles Alleineigen-=
thümer oder unvertriebener Besitzer bleiben solle.

Im gegenwärtigen Falle nun hat nach dem

Ehevertrage v. 17. Januar 1809 Martin Huber,
der jetzige Beklagte, der Wittwe Juliane Meindl,
der Mutter des Klägers, 1600 fl. baar, als „wahres
Heirathsgut“ zugebracht, zur billigen Vergleichung
„dessen“ diese ihm ihr gesammtesAnwesen sammt
Zubehör, kurz ihr ganzes Vermögen „an und ent-
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gegengeheirathet“, wobei für den Fall des Vorab-
sterbens der Frau lediglich bestimmt ist, daß der
überlebende Mann sich mit dem schon vorhandenen
Sohne erster Ehe (dem Kläger) um das Mutter—

gut vertragen müsse.“ — Dieser Vertrag ent-

hält die obenbezeichnetenwesentlichenStipulationen,
welchebei Verträgen der fraglichen Art die außerdem
gesetzlicheunmittelbare Intestaterbfolge des Sohnes
in das Vermögen seiner Mutter nach LR. Th. 1
Kap. 6 §. 37 Nr. 2 ausschließenund ihn auf eine
Geldabfindung für das mütterliche Vermögen beschrän-
ken. — Vergleicht man mit diesem Vertrage jenen
zwischen dem Vater des jetzigen Klägers mit dessen
Mutter am 19. Mai 1791 abgeschlossenenEhever-
trag, in Folge dessenam 17. Jannar 1809 die
Wittwe Meindl. das von ihrem Manne eingebrachte
Anwesenals Alleineigenthum erwarb und ihrem Sohne,
dem jetzigen Kläger, daß Vatergut mit 2500 fl.
auswies, so trifft man wörtlich dieselben Stipulatio=
nen, wie in dem Vertrage v. 17. Jan. 1809. Dort
wie hier, wird das Antesen, welches 1791 der Ehe-
mann einbrachte, der Ehefrau, welche dagegenbaa-
res Geld in die Ehe brachte, „an und entgegenge-
heirathet“, und im Falle der Trennung der Ehe durch
Tod „soll ein wie der andere (Ehetheil) sichmit den
Kindern billig vertragen.“ Der in dem Vertrage
von 1791 enthaltene Beisatz: „dergestalt an und ent-

gegengeheirathet,daß sie (die Ehefrau) unwertriebene
Besitzerindes Anwesens sein und bleiben solle,“ dient
nur dazu, um den Willen und die Absicht der Kon-
trahenten, welche faktisch schon in den getroffenen
Stipulationen liegen,ganz ausdrücklich kundzugeben.
Bei der völlig identischenFormulirung der beiden

Verträge von 1791 und 1809 in den Hauptstipula-
tionen, welche Verträge in demselbenGerichtsbezirke,
ja selbst in derselbenFamilie abgeschlossenwurden,
läßt sichaus dem Abgange des obenbezeichnetennicht
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wesentlichen,sondern nur erläuternden Beisatzes in
dem Vertrage von 1809 in keiner Weise auf eine
andere und abweichende Absicht der Kontrahenten
schließen,als jene, welche im Vertrage v. 1791 mit
klaren Worten ausgesprochen ist. — Aus diesen
Gründen ist der primäre Klagsanspruchauf Heraus-
gabe des von der Mutter des Klägers herrührenden
Anwesens unbegründet. Es ist daher der Revi-
sionsbitte des Beklagten stattzugeben;dem Kläger
steht aus dem Vertrage vom 17. Jan. 1809 nur

das Recht zu, eine dem Einbringen seiner Mutter
entsprechende Geldabfindung (s. g. Mutter-
gut) von dem Beklagten zu verlangen. ’**

Unguständigkeit der Gerichte zur Entscheidungder

Streitigkeiten über die Verpflichtung der Israeliten
zu Kultusbeilrägen.
HOSchlcklal! Hier und dort versuchte ich meln Glück;
An jeder Pforle rief der Herr vom Haus: Zurück!

Das Edikt vom 10. Juni 1813 über die Verhält-
nisseder jüdischenGlaubensgenossenund die II. Beilage
zur Verfassungsurkundeenthalten keine besonderen
Bestimmungen über die Beischaffung der zu den

Ausgaben dieses Kultus erforderlichen Geldmittel.
Auch das Edikt vom 24. März 1809 hatte sichhier-
über nicht ausgesprochen. Einen näheren gesetzlichen
Anhaltspunkt bietet die Verordnung über die Umlagen
für Gemeindebedürfnissevom 22. Juli 1819 dar, in-
dem der Art. I lit. b unter den Zwecken, für welche
Gemeindelokalumlagenerhoben werden können, sub
Nr. 10 aufzählt:

die Anschaffung von Kirchen= und Schulrequi-
siten, den Unterhaltszuschuß für Geistliche, Schul-
lehrer 2c., in so ferne die im Finanzetat dazu be-

stimmten Summen und das Stiftungsvermögen nicht
außreichen.
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Hierzu kommt noch die Bestimmung des Art. V
in Betrachtung: daß in der Regel kein Staatsbürger
verbunden ist, zur Befriedigung der Bedürfnisse von

Kirchen und Schulen einer Religionspartei, zu wel-
cher er nicht gehört, mittelst Umlagen beizutragen;
wonach,also die den israelitischenKultus betreffenden
Umlagen lediglich auf die Israeliten fallen.

In der Bestimmung des angeführten Art. 1

dieserVerordnungfand das Ministerium des Innern,
laut der Entschließung vom 12. Dez. 1833, —

welche am 15. Dez. 1834 sämmtlichen Kreisregie-
rungen zur Darnachachtung mitgetheilt wurde, —

Döllinger, Sammlung Bd. VI S. 196,
die Konkurrenzpflicht der jüdischen Glaubensgenossen
ausgesprochenund wies die Regierungen an, den

Fortbestand des israelitischen Kultus durch staatspo-
lizeiliche Anhaltung der konkurrenzpflichtigenMitglie-
der in Anwendung der Vorschriften des Umlagenge-
setzes zu sichern. Diesem aus dem Umlagengesetze
entnommenen Grunde fügt die Ministerialentschließung
noch die allgemeinen Betrachtungen bei:

daß jeder genehmigten Privat= oder öffentlichen
Kirchengesellschaft,nach §. 38 des II. Ediktes zur
Verf.-Urk., unter der oberstenStaatsaufsicht die Be-
fugniß zukomme, alle inneren Kirchenangelegenheiten
zu ordnen,

daß nach S. 30 des Edikts den kirchlichenOberen,
Vorstehern oder ihren Repräsentanten das allgemeine
Recht zur Aufsicht, mit den daraus hervorgehenden
Wirkungen, eingeräumt sei, und

daß, von diesem staatörechtlichenGesichtspunkte
ausgehend, die durch den §. 21 des Ediktes vom

10. Juni 1813 näher bestimmte israelitischeKultus-

verwaltung befugt und verpflichtet sei, die zur Auf-
rechthaltung des Kultus nöthigenAnordnungen selbst-
ständig zu erlassen, vorbehaltlich des Oberaussichts-
rechts der Staatsgewalt.
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Diese Auffassungder Beitragspflicht als Gegen-
stand des staatspolizeilichenAufsichtsrechtes, wonach
dieselbedem Gebiete der Rechtspflegeentzogen ist, —

fand jedoch bei den Gerichten nicht allenthalben An-

klang; Klagen wegen der Beitragspflicht wurden häufig
im Civilrechtswegeangenommen und entschieden.
Aber selbst die Verwaltung blieb dem aufgestellten
Spysteme nicht treu, wie folgender Fall ergibt.
Seit vielen Jahren wurden von der ledigen B.
S. zu Würzburg gegen die Entrichtung der ihr zu-
gemutheten Kultusbeiträge Schwierigkeiten erhoben.
Bis 1847 wurden diese durch die Entscheidungen
und Exekutionsmaaßregelndes Magistrats erledigt.
Auf ein neuerliches Anrufen wurde aber die Kultus-
gemeinde durch Entschließungendes Staatsministe-
riums des Innern für Kirchen= und Schulangele-
genheiten vom 6. Dez. 1847 unv 27. Juli 1848 auf
den Civilrechtsweg verwicesen, gestützt auf die Be-
trachtung, daß das Edikt vom 10. Juni 1813 §. 22
die Bildung eigener Judengemeinden untersage,und

daß nach den Bestimmungen des II. Ediktes zur
Verf. Urk. S. 24, 28, 32, nur den öffentlichen
Kirchengesellschaftendie Rechte öffentlicher Korpora-
tionen verliehen, die übrigen Kirchengesellschaften
aber nur als Privatgesellschaftenzu achten seien.
Mehrere Jahresbeiträge wurden nun auchdurch
Einschreitung des Gerichts beigetrieben,und auf eine
im Jahre 1851 von der B. S. erhobene Klage
gegen die Kultusgemeinde sprach sich das Appella-
tionsgericht ebenfalls für die Zuständigkeit der Ge-

richte aus. Dagegen hat der oberste Gerichtshof
durch das in dieser Sache am 19. Dez. 1853 er-

lasseneErkenntniß (RN. 16 5 5/16,) enschieden, daß
dergleichen Streitigkeiten nicht als Justizsache zu
betrachten seien. Die Entscheidungsgründesagen
hierüber Folgendes:

„Die Isracliten genießenin Bayern nicht die
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Rechte öffentlicher Kirchengesellschaften,sie sind aber
als Privatkirchengesellschaftaufgenommen, und es

stehen ihnen als solcheralle dieser verfassungsmöhigeingeräumtenund namentlich die durch das Edikt vom

10. Juni 1813 für die Israeliten näher bestimmten
Befugnissezu.

§. 23 des angef. Edikts.
In dieser Aufnahme und insbesondere in der

Befugniß, unter gewissen Voraussetzungen eigene
kirchliche Gemeinden zu bilden (F. 24), eigene
Schulen zu errichten (S. 33) 2c., liegt die Noth-
wendigkeit, für den damit verbundenen Aufwand zu
sorgen. Die Mittel dazu sind durch die Verordn.
über die Umlagen für die Gemeindebedürfnissevom

22. Juni 1819 Art. I. lit. b. Nr. 10 und Art. VI
bezeichnet, wonach das Bedürfniß für Kirchen und
Schulen jeder Konfession von den Angehörigen der-
selben durch Umlagen, nach dem Steuerfuße oder

nach einem anderen von der Gemeinde zu wählen-
den Maaßstabe, zu erheben sind. Die Verpflichtung
zur Beitragsleistung beruht nicht auf einem Vertrage
oder sonstigem civilrechtlichen Verhältnisse; sie wird

nicht dadurch begründct, daß der Einzelne seine Zu-
stimmnung zu der Bildung der kirchlichenGemeinde
oder zu den einzelnen, den Aufwand veranlassenden
Einrichtungen ertheilt habe, oder daßer diesebe-

nütze2c.; sie findet vielmehr ihre ausschließlicheBe-

gründung in seiner Eigenschaft als konfessionelles
Mitglied der Gemeinde. Zu einer richterlichenEntschei-
dung über diese Verpflichtung und über den Maaß-
stabderselbenwürde es daher an aller civilrechtlichen
Grundlage fehlen, während es der Staatspolizei nicht
gleichgiltig sein kann, ob die von derselben autori-

sirten Kultus= und Schulanstalten durch den Abgang
der erforderlichen Geldmittel in's Stocken gerathen.

Mit Recht wurde daher diese Auffassung der
Beitragspflicht der Israeliten zu den Kultusbedürf-
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nissen, als Gegenstanddes staatspolizeilichenAuf-

schterechtes.durchdie.Entschließungdes k. Staatsm.
es Innern vom 12. Nov. 1833 festgehalten. Die

hiergegenin dem Erkenntnissedes k. Appellationsge-
richtes erhobenenBedenken, welche auch das k. Mi-
nisterium veranlaßt haben, die früheren Streitigkeiten
zwischender Klägerin und der Kultusgemeinde durch
die Entschließungenvom 6. Dez. 1847 und 27.
Juli 1848, als zur administrativenEntscheidungnicht
geeignet, auf den Rechtswegzu verweisen, — sind
von keinem entscheidendenBelange: denn
)) wenn das Edikt vom 10. Juni 1813 F. 22

die Bildung eigener Judengemeindenuntersagt, so
bezieht sich dieses lediglich auf die politische Ge-
meinde, wie aus dem weiteren Inhalte desselben8.
und aus der Bestimmung des oben angeführten
§. 24, — welcher die Bildung eigener kirchlichen
Gemeinden der Israeliten gestattet, — unzweifelhaft
hervorgeht.

2) In der Bestimmung der II. Beil. zur Verf.
Urk., §. 24, 28, und 32 wonach nur den öffent-
lichen Kirchengesellschaftendie Rechte öffentlicherKor-

porationen verliehen, die übrigen Kirchengesellschaften
aber nur als Privatgesellschaften zu achten sind,
kann keineswegs der Sinn gefunden werden, daß die

letzteren lediglich aus dem Standpunkte eines civil-

rechtlichen Sozietätsverhältnisses beurtheilt werden

sollen; es muß vielmehr das innere Verhältniß die-
ser Kirchengesellschaftenaus den weiter vorliegenden
gesetzlichenBestimmungen und Verhältnissen entnom-
men werden.

In gleichemSinne hat sichder Gerichtshof in
dem Erkenntnissevom 10. März 1843, RN. 105¾/0
ausgesprochen. M.
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Mittheilungen aus der Praris.
1.

Sola-Wechsel, welche ein Zinsrersprechen enthalten, sind
nicht ungllilg. «

Es ist schon öfter in erster und zweiter In-
stanz1) ausgesprochenworden, daß Sola-Wechsel,
in welchen ein Zinsversprechen enthalten ist, ihre
Wechselkraft nicht verlieren.

In den Motiven zu einem erstrichterlichenEr-
kenntnisse vom 25. Oktober 1851 (M. 1852
Nr. 27) kommt hierüber Folgendes vor:

Nirgeuds in den Bestimmungen der allgemeinen
deutschenWechselordnungist ein Verbot der bisher
bei Sola-Wechseln üblichen und nach bayer. Wech-
selrechteausdrücklich erlaubten bedungenenZinsen zu
finden, und es kann daher ein solchesVerbot, wel-
ches als Prohibitiv-Gesetz bestimmt ausgedrücktsein
müßte, auch nicht in das Gesetzhineingelegt werden,
namentlich folgt aus dem Hinweglassen einer aus-
drücklichenBestimmung über das Erlaubtsein solcher
Zinsen durchaus noch kein Verbot derselben, denn
gerade das Verbot müßte ausdrücklich ausgespro-
chen sein.

Eben deswegen findet sich auch im Art. 8 des
Einführungs-Gesetes zur allgem. deutschenWechsel-
ordnung eine auSdrücklicheBestimmungrücksichtlich
der gleichfalls bisher üblichen und zulässigenSola-

Wechsel auf Kündung, wodurch ausdrücklich solche
Wechsel drei Jahre nach dem Einführung8-Termine
der Wechselkraft für verlustig erklärt werden, wäh-
rend der Sola-Wechsel auf bedungeneZinsen hiebei
nicht erwähnt wird.

- »-

OVondenWechsel-undMetkantllgetichtenzuMüw
chen und Freising. Der gegenthelligen Meinung
folgte, wle in den heurigen Verh. d. K. d. Abg.
vorkam, das W. AG. zu Aschaffenburg.
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Und wäre auch, wie nicht, ein bestimmtesVer-
bot der bedungenenZinsen bei Sola-Wechseln vor-

handen, oder könnte selbstein solchesVerbot, ohne
daß es ausdrülcklich ausgesprochenwäre, aus anderen
Bestimmungen gefolgert werden, so würde dennoch
hieraus die Ungiltigkeit des Sola-Wechsels nicht fol-
gen, sondern nur die Ungiltigkeit der bedungenen
Zinsen; denn es ist Regel, daßdurchdie Ungiltig-
keit einer nichtwesentlichenNebenbestimmungdie Gil-
tigkeit des Rechtägeschäftesim Uebrigen nicht be-
rührt wird, — utile per inutile non vilialur, —

es wäre denn, daß durchausdrücklichesGesetzdie
Giltigkeit oder Nichtgiltigkeit des Rechtsgeschäftes
davon abhängig gemacht wäre, in welchem Falle
eben aber wieder die ausdrückliche Bestimmung
mangelte.

«

Auf erhobeneBerufung erfolgte in zweiter In-
stanzam 7. März 1853 bestätigendesErkenntniß.
Gründe:

Eigenen Wechseln konnte vor Einführung der

allgemeinen deutschenWechsel-Ordnung unbestritten
ein Zinsversprechen beigefügt werden, und es ist
dieses durch die letztere nicht ausdrücklichverboten.

In einer andern Streitsache (A. 1852 Nr. 1),
wo der Beklagte gegen einen Zahlungs-Auftrag bei

Vermeidung der Sperre unter Anderem auch deöhalb
die Berufung ergriff, weil in den der Klage zu
Grunde liegenden Wechseln neben der Hauptsache
auch noch Zinsen stipulirt worden, und diese Wechsel
deöhalb nicht mit Wechselkraftversehenseien, kommt

hierüber in den Motiven zum oberrichterlichenEr-

kenntnissevom 26. Septbr. 1853 Folgendesvor:

Eigene Wechsel konntei vor Einführung der

deutschenWechselordnungunbestritten ein Zinsver-
sprechenenthalten, und die deutscheWechselordnung
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enthält hierüber keine Bestimmung, sohin auch keine
Abänderung. Es widerstreitet auch keineswegs der
Natur des Wechsels, wenn der eigeneWechsel auch
auf Zinsen, von der Wechsel-Sinmme zu berechnen,
lautet, wenn nur der erlaubte Zinsfuß eingehal-
ten wird.

br.Thöl,Lehrbuchdes HandelsrechtsBd. II.
g. 270.

Eben so wenig ergibt 7 eine Unsicherheit über
die Wechsel-Summe, nachdem ein solcherWechsel
den Zinsfuß und den Tag des Zinsenlaufes ent-
hält, sohin sich die Forderung des Wechselgläubigers
ganz klar berechnenläßt 1). Posset.

2.

Klausel „Auf Woblverhalten“ bel Anstellungen.
Wurde bei einem an sich das Gepräge der

Perpetnität tragendenAnstellung ein Beisatz gemacht,
zufolge dessendie Dauer vom Wohlverhalten des

Angestellten abhängen soll, so involvirt diese Klau-
sel nicht den Vorbehalt der Entlaßbarkeit nach
Belieben. Eine Entlassung auf Grund derselben.
müßte sichvielmehr durch AnführungspeziellerThat-
sachenmotiviren lassen, und nöthigenfalls würde dem
Diener der Rechtsweg offen stehen.

OAGE. v. 1. Juli 1853. Nr. 36 55/88.

1) Ueberelnstimmend die Praxis des Kammergerlchts und
des Obertribunals -zuBerlin. Slebenhaar und

Tauchnig, Archlv für deutsches Wechselrecht Bod. 2
S. 95 und 428. Abwelchend dagegen die Recht-
sprechung der obersten Gerichtshöfe zu Stuttgart
und Rostock. Seuffervs Archiv Bd. 3 Nr. 200,
Bo. 7 Nr. 93.

Verichtigung. Bd. XVIII S. 408 8. 4 von unten üaakt
les 5%Lc.

Red. . Seuffert. Verl.: Palm Enke (Adolph Enle)
in Erlangen. Druck von Junde & Sohn.
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mung des Verdächtigen,nach Art. 46 Ziff. 4 des
St PG. vom 10. Nov. 1848 gestelltwurde, ist einer
Ladung im. Sinne des Axt. 22.=Abs#3 Thel des
St GB.gleichzu achten.

2) Hledürch war, das LandgerichtDingolfing
von dem im Bezirke des LandgerichtesAu vorgefal-
lenen Diebstahle, unddem. desfalls auf St. ruhen-
den Verdachte,schon,früherunterrichtet,als es von
dem in seinem eigenenBezirie an. Joh- Schwinges
hammer zu. Freiendorf verlbbten. Diebstahle,Nachricht
erhielt, was erstHurch. Mittheilung des„Landgkrich-
tes Erding vom 20., eingelaufen am 23., Septemörr
4853, erfolgte. N—.—.[*[.—.n.n.mçmçmbP-
—-3) Die Verhaftung des St, zu. Erdinggeschah
inhaltlich des Schreibens dieses Landgerichtes.wegen
Vagirens, sohin aus einem polizeilichen.Grunde,umd
ohne Veranlassung von Seite des. Lanudgerichtes
Dingolfing. r!**“mß 4

1) Wemn auchhieraufdas-Landgericht. Dingol-
fing den eingelieferten St. am. 23. September 1853
über beide Diebstähle verhörtez, sohatte dochjeden-
falls das Landgericht Au. durch sein Schreiben pom
26. August 1853 nach Art. 22 Th. II des, St,
die Zuständigkeit zur Führung der Voruntersuchung
über beide Diebstähle, durch Zuvorkommen niit ider
Ladung für sich begründet. Ueberdies ist.
#“. 5) die Zuständigkeit des Landgerichtes Auzur

ührung der Vormtetsuchungüber die,beidel Dseb-
tähle vorzüglich auch noch dadurchbegründet, daß
er im Bezirke desselbenzu Zamdorf verlibte Dieh-

stahl als ein ausgezeichneterangezeigt ist, somit ein
Verbrechen bildet, der im Bezirke des Landgerichteg
DingolfingbegangeneDiebstahlaber nur. als Ver-
gehen erscheint, und das Verbrechen, als die Phöher
trafbare That, das bei der Bestrafung nur als er-

sealbarUmstand in. Berücksichtigungkommenbe
Vergehennothwendig an sichzieht,und Fndlichu-
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0) die befülichbes in Zamdorf verübtenDieb-
stahlesetwa stattgefundenethätige Reue, wWorüber
dek obersteGerichtshof zur Zeit sich auszusprechen
nicht berufen ist, auf die Zuständigkeitsfragekeinen
Einfluß hat. *“

6

OAGE. vom 21.Nov. 1853 U.B. Nr.37.:
XLIX.

Kompetenz zur Führung der oruntersuchung wegen eines.
von einem Bayern, im Auslande verübten Verbrechens.

Am 29. Juli 1853 machteder in der Korrek-
tioüsanstalt zu Ebrach detinirteGlasergeselleFranz
Berchtold von Bayerdießen, LandgerichtsLands-
berg, bei dem Polizeikommissariatedortselbst die An-

zeige, daß er im Jahre 1854 während seines Auf-
enthaltes aufder Insel Cuba zu Havanna einen

Mordverübt habe, und derselbewurde zum Behufe
der desfalls einzuleitendenVoruntersuchung an sein
Heimathsgericht, das k. Landgericht Landsberg, ab-

geliefert. Dieses unterzog sich anfangs der Führung
der Untersuchung,lehnte aber dann seine Kompetenz!
hiezu ab, weil nach Art. 30 Th. II des St GB. we-

gen eines von einem Bayern im Auslande verübten
Verbrechens zur Führung der Voruntersuchung das-

jenigeGericht zuständig sei, in dessenBezirke derselbe
aufgegriffen werde, somit im vorliegendenFalle das
k. Landgericht Burgebrach. Da jevoch auch dieses
seine Zuständigkeit ablehnte, entschiedder oberste Ge-
richtshof diesen negativen Kompetenzkonflikt dahin,
daß das k. Landgericht Burgebrach zur Führung der

Voruntersuchung gegen Franz Berchtold wegen eines
von ihm angeblich zu Havanna im Jahre 1854 be-

gangenen Mordes zuständig sei. Gründe:
1) In der Voraussetzung, daß Berchtold als

bayerischerUnterthan imAuslande ein Verbrechenbe-

gangen hätte, erscheint dasjenige Gericht gemäß
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Art. 30,Th. Udes-SGB. zur Führung. der Vor-qhWnxki.e.bei welchemKaßelenrnef

hätte, zu ergreifen und an dos einschlägige Ge-
richt, hier, dasLandgericht Burgebrach, in dessen,
Bezirk derOrt der Ergreifung, gehört, abzulieferu#e.

3) An dieser gesetzlichen.Kompctenz kann der-
Umstand nichts ändern, daß Berchtold zu Ebrach in
der Korrektionsanstalt sichhefand, indem der
Aft., der polizeilichen Ergreifung eines wegen Ver-
brecheus Verdächtigen gemäß Art. 19 Th. II des;
St G. in das Bereich der strafrichterlichen=Thätig=
keit fällt, demnach Berchtold nach dem 29. Juli.

*) Die Frage, ob das WolizelkommisssarlatEbrach befugt
und verpflichtet geiwesenwäre, den Berchkold zu er-

breisen, wenn er sich nicht in ver dorilgen Zwangs-
arbellsanstalt besunden bäute, mschtezwelfelhaft sein,
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L.

Kompeteiz,begrünbet durch ven Gebraucheines falschen
A tattestes bei der Ungewißheitüber den Ort der Fälschung.

Der Handelsmann Johann, Hofmann hatte
von. dem Laudgerichte Bogen, Lie schriftliche Erlaub-
niß zum Verkaufe einer Art Liqueur zu einem be-
stimmten Preise erhalten, und als er dieselbe bei
dem LandgerichteWaldmünchen zum Zwecke des un-

beanstandetenVerkaufes auch im Bezirke dieses Ge-
richtes prodnzirte, zeigte sich,daß die Ziffer des fest-
gesetztenVerkaufspreises in dem Atteste verändert
worden war. Das. Landgericht Waldmünchen hielt
sich nichtkompetent zur Einleitung der Vorunter-
suchung,da die Fälschungaller Wahrscheinlichkeitnach
nicht in seinem Bezirke begangen wurde, aber auch
das k. Landgericht Bogen lehnte seineKompetenz ab,
und der obersteGerichtshof entschiedin diesem nega-
tiven Konflikte für die Zuständigkeit des Landgerichtes
Waldmünchen in der Erwägung:

: 1) daß hier in Gemäßheit des StGGB. Th. 1
Art. 425 und des Ges. vom 11. Sept. 1825 Ziff. J
das Vergehen der Fälschung eines Amtsattestes in

Frage steht;
2) daß dieses Vergehen eben so durch wissent-

lichen Gebrauch, als durch die Fälschung selbst be-

gangen wird;

va sich die Kompetenz solcher Polizeikommissariate
nur auf die ihnen anvertrauten Sträflinge erstreckt;
aber dazu war das Volizeikommissarkat verpflichtet,
dem Lanvpgerichte Burgebrach von der elbstanzeige
des Berchtold alsbald Nachricht zu geben, damit das-

selbe dessenAblieferung an das genannte Laudgericht
verfüge, worin auch dessen Ergreifung gelegen wäre,
so daß die Kompetenz des Landgerlchtes Ebrach zur
Führung vder Voruntersachung nach Art. 30 Th. 1I

ves. St GB.nicht hätte bezwelfelt werden können.
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städt begangensVergehendieskonkurtireindePolizei-
übertretungals erschwerendenUmstandnach sichziehe.
Aber auch das Kreis= und Stadtgericht Nürnberg
erklätke sich für ungirstäudig, weildiegemäß Art.2
Abs. 3 Th. U#desSt GB. für beide Reate begrün-
dete Kompetenz desLaudgerichts Freising alsUnter-
suchungögerichtsauh die Kompetenzdes Kreis= und
Städtgerichts Aichachals erkennendenGerichte-be-
helwe,welcheditreh die eine materielle Würdigusg

er· Sache#voraussetendeAnnahme, daß der im Bes
zirke desLandgerichtsFreising verübte Diebstahlwe-
gem theilweiserthätiger Rene nut polizällich strafbat
sei;nichtwieder aufhören könne 57
Der obersteGerichtshof entschiedfür die Zilstäu-
digkeit de5 Kreis=llnd StadtgerichtsAichäch.Gründe:

Ander durch'die prävenirendeVärhäftungfür
das LG. Freising zur Durchführung det

Voruntersuchung in beiden Bezlehungen,und
folgeweisein gleichemUmfange (einsiczuider
Beschlußfassung)für das Kreis= und Stadtge-
richt AichachbegründetenKompetenjsvermag der

Umstand, daß bei der seinerzeitigen.-Aburthei-
lung der im LandgerichtsbezirkeFreising'began-
geneDiebstahl-egen in Mitte liegendertheil-
weiser thätiger Reue dem Thäter möglicher
Weise nur als Polizelübertretung augerechnet

werden könnte, nichts zu äudern, da auch unter

dieser Voraussetzungdie bezüglichde5 Dieb-

stahlsvergehensan Joseph Escher und And.
Hierl zu Lippertshofen jedenfalls begründete
Zuständigkeit auf die Polizeilübertretungsicher-
streckenwürde, abgesehendavon, daß für die
Entscheidungder Kompetenzfragedie erst später
zu präfende Schuldfrage nicht maaßgebend:
ein kann.

«
- *

O#G# E vom 11. Febr. 1854. U.B. Nr. 31.,4NRr.
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„Ansttheilungen ans. der,Prgrie.
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Bon schranrung,per Zumezungen.an „den weltenden #r e. kse unafn usriun
Val.Seuffert's Aichlo 7 ör-.
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-;««»Bei«sjcinyxzweitekt-B"erhcirathunghathJpMzINELZIPSLUUEHOMWseinAmvescnimAuschlagivpxx
IMPWAHUIUMiteigenthmu.angehei.1;o.th.ct.·Pp,U.
Scite,,;ber·-,KfndrrersterEhewurde»be«hcwpte,t·,»das
fraglicheAmpcscnzfei·mindgste116,-3»(),000fl.·.;ve·tth-
indidcswegcnnufGrundTh.-1Kap.6§,47.-ker.«-Z,
lagweife(gcge11ihretx,.B,atcx)HieAmmlliruug-jezæ,v

Ascheirathung..beanttqgt.Jun-tmd»ll·1,-Jnstanzek-

folgerntbiudnngdes Beklagten von der Klage. Die
in der oberstrichtexlichenEhtscheidung in Bezugnenom-
menen Motive deszweitrichterlichenUrtheils (Freising)
sagen unter Anderemm « -·

Nach Maaßgabedes bayer.L„R. Th. 1Kap. 6
r. 3: ç «

.,,Kann(mchdasEhegatt,-·wclcheösichabermals
chelichet, von seinem eigenenVermögen dem
neuen Ehegatten für seine Person kein Meh-
reres als einem Kinde von voriger Ehe, wel-

chesam wenigstenbekommt, titulo mere gra-
tuilo et lucrativo durch letzten Willen oder

sonstzuwenden, und soll allenfalls solcherUeber-

schuß unter den Kindern voriger Ehe allein
vertheilt werden.“ —

kann eine desfallsige Klage der erstehelichenKinder

nicht vor dem Tode desjenigenihrer Eltern, welcher
dem neuen Ehegatten zu viel hinterlassenhat, erho-
ben werden. Deun früher besteht jene Rechtsver-
letzung, welchedas Fundament der Klage bilden soll,
noch nicht. B. Kreittmayr sagt in seinerAnmerk.

zur angeführtenGesetzstelle,daßdieseBestimmung aus

dem römischenRechte und dem alten Landrechtevon

1.[ 1
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1646.herübergenommensei, und, beruft sichhiebeiauf
C# de Sce. muptüs(5, 9), dann auf Tit.I. Art.15,
des alten LN. und die Erläuterungenhiezuvon.B.,
Schmid. Alle dieseGesetze,undAutprensprechen.
hun nnr vondem Vermögen, welchesder conjux.
binuhns seinerzweiten Glehchieund seinenErlichenKindern nach seinem Tode hinterlassen,
hat, und von der Theilung des Vermögens-ugch
seinem. Tode. ; „ „
Diei#eben erwähüteStelle desbaher, LN. fagt

gleichfalls,daß der allenfallsigeUeberschuß.unterden
Kindern voriger Ehe vertheilt „werden soll; setzt
daher den Tod desconjux binubus vorauß,, weih
von einer Theilungseiner,Hinterlassenschaftnur dis
Rede seit kaun,wenn er gestorbenist. Dafsir-spr=
chenauchdie Worte, daß dem (zweiten), Ehegatten
kein, Mehreresals dem Kinde voriger Ehe, welches
mwenjgsten bekommt, zugewendetwerdenkann.
So Jange nämlich der zur zweitenEhe geschrittene
Vaterlebtt, weiß man nicht, welches Kind am wo#se
nigsten bekommt, indem ja derVater einem seiner
Kinder oder allen fortwährend bis zur letztenMingte
seines Lebens auf die eine oder zandereWeise etwas.
zuwendenkann. Erst wenn der zusn zweiten Male
verheiratheteVater gestorbenist, kann man zusam-
menrechnen,wie viel jedes Kind und also auch das
am wenigsten bedachtezu seinenLebzeitenund erb-
schaftsweisebekommen hat. Erst dann kann sich also
herausstellen, ob die Stiefmutter von ihrem. verstor-
benen Manne wirklich mehr erhalten hat, als dessen
am wenigsten bedachtesKind erster Ehe, Mit. Be-
stimmtheit geht dies aus dem LR,. a. a. O. F. 46
und den Anmerk. z. d. St. hervor. Dort ist nämlich
bestimmt, daß dieseStrafe der zweiten Ehe wegfallen
soll, wenn die vorhandenen Kinder und Kindeökinder
vor dem weiter verehelichtenEhegattenwieder sämmt-
lich verstorbensind.
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1r 4%yIm: gegebeneiFallekantbelnt-Klaherechi-lun
solwbiigerzugestandemwerden,als imdemangefoch-
tenen Heirathsveitrageausdrücklichbestilmintist, daß
der UberlehendeEhestttetüd Eigenthümer des An-

wesens verpflichtetsei. ssichtinit den hinkerlässeneii
Kindernum dieElterngüter in gesetzlicherAttzitver-
tiagen, hienach also die Frau des Vetklagten näch;
dein Tode ihres Männes den Kindern ihren ge#-
setzlichenErbtheil auszahlen soll. Erst, wenn diese“
solchesulchtthut, wächst den Kindern ein: Klage-
recht. Aber.n ** *

!l• :nÜ "4 ***½r,n
*.. 3) auch nach dem Tode des Vaters kann der
ftaglicheHeirathsvertrag den: Kindernerster Ehe kei-
üen. Grund zur. Klagenach der oben angeführteii
Landrechtsstellebleten. 2 Diese Gesetzstellesprichtnäm-
lich nur von Zuwendungentitulo meré zrä-
tuito et lucrativo. Eine solche enthält aber
jeuer Ehevertrag nicht. In demselben wurde von
I. M. und seiner zweiten Frau allgemeine Güterge-
meinschafteingegangen,und daher das Wirthschafts-
änwesen nicht ttulo mere gratuito et lucrativo-
dor Anna M. zugewendet, iüdem dieselbe in dies
genieinschaftlicheVermögen auch 1290 fl. und Alles
was sie in Zukunft nocherwirbt, einwarf und für
den Fall des Vorabsterbens ihres EhemannesBefrie-
digung der etwa vorhandenen Kinder oder Auszah=
lung eines Rückfalles von 2100 fl. und überhaupk
alle Passivenübernahm. — B. Kreittmayr sagt.
in den Aumerk. zur angef. Stelle „drittens undvier-
tens“ über den Unterschiedinter ttulum onerosum
vel lucrativum et gratuilum: T

„Es fragtsichhiebei,ob binubus vel binubat
deitl andern Ehegatten nicht wenigstenstitulo

„dotis vel donalionis propter nuptias mehr-
als einem Kinde voriger Ehe zubringen könne?

— und ist kein Zweifel duod sic, nachdem-
juxla gum13 Nr. 1, §. 14 Nr. 1 daßHeirũths:
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nsgut.„Propter zonera matrimonikund die Wi-
# derlagewegendesHeirathögutes,mithinkeines

von beiden titülo mere lucrativo sed polius
noaneroso

2 ,r„hi, Vond 2 Er-

nomnonLiends- Mlesein—i- sincras
l#s sondernongrosus sei.“ 3

.Dort. hatsichnämlichB. Kreittmayr.„,siehen.
teis-dahin ausgesprochen,daßDasjenige, was man
aus der Gütergemeinschafterwerbe, nicht- als ausdes
andern EhegattenVermögen titulo mere lucral###ô#
vel gratuito erworben anzusehensei,,sondernunter
vielen Gegenverbindlichkeitenerlangt werde

AGE. v. 20. Sept. 1850 (Vogl u. Kons. wider
IJ. Mayer) bestätigt durchOd#lG#E.vom 20. April

852.Goglu. Kons, w. Mawy. **½'

Schl.u

2.)

Klaheauf Räumüng.desMie (ober Pecht.)Hbjekte“—7 (! Bew ölast.
’“'le

euffert's— d. 6 Ne. 29.
Nach dem.Klagvorbringenwar der Vertragauf

unbestimmteZeit gegen pierteljährige Aufkündigung
abgefchlossen,und letztere erfolgt. Der Beklagte be-
hauptete aber (die Aufkündigung einräumend), das
Haus auf drei Jahre gemiethet zu haben, welche
Zeit noch nicht vorsiber war. Vom Obergerichte
wurde dem KrligerezuilewesenzoneneLeier

F.# r

9 pr.beschunging 2“*Fiich.Rcond.(19, 2).
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Der Mickher kann aber erst, narhdem er den

vckttragsmäßigen.Gebrauchder gemtiethetenSache zu
machen in der Lagr gewesen,also erst nach Auflö-
sung des. Miethverhältnisses,und wenn für den Ge-
brauch eine Zeitbestiumung stattgefundenhat, nicht
vor Ablauf der Miethezeit zur Zurückgabeder gemie-
theten.Sacheangehalten werden, es sei dem, daß
einer der im Gesetzebestünmten,den Vermiether vor

VöllständigerGewährungdes Gebrauchs zu einseitiger
Muflösutig des Vertrags berechtigenden,durch ihre
Charäkterisirungdie angegebeneNegelnterstitzendenbesonderenFälle Lre. F A S. 2 eod.ʒ C. 3 cod. (4, 0).

Aus diesen.Kugehichen-Bestimmun#zenfolgt, daß
zur Begründung der auf den Miethvertrag sich
stitzenden Klage auf Zrrücklfabeder vermietheten
Sache die Behäuptung wesentlicherforderliehsei, und

im.[Leugnungsfalle erwiesen werden müsse, daß und

auf welche Art der Miethvertrag erloschensei, also
im Falle der Gebrauch nach den Vertragsbestimmun-
gen einen gewissenZeitraumhindurch gewährt wer-
den sollte, daß eben für denbetreffenden Zeitraum
kontrahirt worden, und doerselbe.abgelaufensei, im

Falle dagegen (nach Behauptung des Klägers) auf
willkürlicheKündigung kontrahirt.vorden sein soll, —

daß dleseVertragsbestimmung getroffen worden, und
in Gemüäßheitderselben die Kündigungerfolgt sei.

Der obersteFebe,de hingogen entband dei
Kläger von der Beweislast und legtedem Verklagten
zu beweisen auf: daß die Dauer der Miethe *
drei Inhiefestgesetztworden sei. Gründe:

4) Zu einem Miethverträge gehört nur die

Ueboroinkunft beider Kontrahenten, daß der Verntie=

ther dem Mietherdie Sache egen,
einen bestimmten

Rreis zur BeitzungüberlassePr. Inst. de loc.
cond. (3,

DarausBit
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tieu. — Zur
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gaunyerechtdes erstversterbenden Gatten. r Erlänterung des
Art. V.Nr. 3 des Gewerboͤgesehes. Von gröberen Gewerbobesugulssen,
„welche nermöge des bioherigen Vesitstandes oder vermöge der Auc=

#lungzukommen könnten.“ — Kladen aus außerebelichem Beischlaf.
Gerichtsstand. — alur der Schmerzengeldsorderung. — Einrede der

Zablung, uungelhast vorhebracht. — Ucbersicht der neuesten strafge-
richtlichen O#G#E. März 1854. — «-

Mittheilungen aus der Praris.
4.

EhelicheGütergemeinschaftim ehemaligenFürstenthum Elch-6

städt. Verfügungsrecht des erstversterbendenGatten.

„: Die Eheleute Bräunlein hatten sich im Jahre
1825 unter der Stipulation der allgemeinen ehelichen
Gütergemeinschaftnach Eichstädter Observanz verhei-
rathet, wobei für den Fall des früheren kinderlosen
Todes, des Ehemannes ein Rückfall von 200 Gulden
an seine nächstenVerwandten stipulirt wurde. Der

Rückfall für die. Verwandten der Frau wurde aul
1500 Gulden festgesetzt. Das Einbringen des Erste-
ren betrug 400 fl., das der Letzteren 3000 fl.
Bräunlein starb 1849 mit Hinterlassung eines

Testamentes, worin er (außer dem bestimmtenRück—

falle) jedem seiner fünf Geschwisterteein Legat von

300 fl. vermachte. Zwei dieser Geschwisterzedirten
ihre Ansprüche an den israelitischen Handelsmann
Hauch, welcher auch von der Wittwe die betreffen-
den 680fl. bezahlt erhielt. Sie erhob späterKlage
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auf Rückzahlungvon 600 fl., weil sie nur zur Zah-
lung des Rückfalles verpflichtet sei, das Testament
dem Ehevertragezuwider laute, daher ungiltig, und
die Zahlung der 600 fl. indebite geschehensei. Die
beiden unteren Instanzen erkannten auf Entbindung
von der Klage, indem sie davon ausgingen, daß der
Ehevertrag den Testirer nicht verhindert habe, über
seineideelle (Gesammt-) Vermögenöhälftezu verfügen.
Für die entgegengesetzteAnsichtentschiedder obersteGe-
richtshof, von nachstehendenErwägungen ausgehend:

I. Nach der EichstädterPolizeiordnung vom
1. April 1684, Abschn. 1 und 4, und der Verordnung
über die Verheirathunglediger und verlwittweter Per-
sonen von 1708, Nr. 1, .

Arnold,Beiträge Bd. I S. 331, 334, 345,
3 F 7

tritt zivischenden Ehegatten, wenn kein Vertrag ge-
schlossen,und dadurcheine„gerönnte“ („geronnene“)
Heirath getroffen ist, — eine Vermischungdesbei-
derseitigenVermögens nicht ein; der überlebendeEhe-
gatte erbt aber, falls keine Deszendenten vorhanden
sind, das ganze Vermögen des Verstorbenen, mit

Ausschlußder Aszendenten und Seitenverwandten.)
Diieses wird als eine reine Erbschaft betrachtet,

und es ist daher die Befugniß zu beliebigen testa-
mentarischenVerfügungen über das eigeneVermögen
des erstversterbendenEhegatten nicht ausgeschlossen:
— „Salvo jure teslandi de suo.“ -

Anders verhält es sich, wenn die Ehegattendurch
Ehevertrag ihre Vermögensverhältnissegeordnethaben,
namentlich dureh die Stlpulation der allgemeinen
Gütergemeinschaft. Welches Vermäögensverhälltniß
diese Stipulation zur Folge habe, ist in den Eich=
städtischenVerordnungen nicht ausdrücklich verfügt.

Einen Anhaltspunkt gibt jedoch der Absatz2 der
angeführtenPolizelordnung, welcher denFall vor-
sieht, daß durch den Vertrag ein Theil dem andern
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daß gesannte Vermögen anheirathet und sichpure
über ein und das andere zu disponiren die nudam
sacultatem vorbehält.,

Hier
„bekommt der. überlebende Thell, wenn kelne ullima
dispositio legalis vorhanden ist, das gesammte Vir-
mögen ulcht zwar vi. consuelndinls ab inlestalo, son-
dern vi pactorum dotalium, ludem ihm das gesammte

„Vermögen angehelrathet, und nur alleln nuda lacultas
disponendi reservirt, dleser Reservatlon aber eo ipao,
weil keine dispositio ullims gemacht worden, auch kacite

renunzirt worden ist, und verbleköt ihm solchem nach
alles als angehekrathetes Out.“

# v". Der hiergenannten Anheixathungstehtdie Stipu-
lation der allgemeinenGütergemeinschaftgleich:denn
durch diese wird ebenfalls das Vermögen des Einen
zum Eigenthum des Anderen gemacht.

“Daß „Leronnene Heirath“, Anheirathung und
Gütergemeinschaftim Sprachgebrauchedes Eichstädti-
schenStatukarrechtes koinzidiren, geht insbesondere
(us der Handlohnsordnungvon 1689, §. 59, hervor:
„Ill aber ein. Kauf rc. über ein solches Grundstücker-

solgt, wobei das Welb.,oder der Mann, ex commu-

nione bonorum oder Gemeinschaft, zuglelch das con-

domininm und mit zu diepontren hat, als da ekwann

zuei Versonen elne sogenannte gerönnte Helrath mit

. zeinander getroffen und ihr ermögen einander ange-
„helrathet haben."“ * ·

S. Arnold a. a. O. B. II S. 361.
*. Daßdurchdie Stipulation der allgemeinenGü-
tergemeinschaftblos ein Sozietätsverhältniß ent-

stehe,und zwar zu gleichenHälften an dem gesammten
eingebrachtenund künftigzu erwerbendenVermögen,
ist in den Eichstädtischenrrordnungennirgends an-

gedeutet, vielmehr ist nach der in Franken, nament-

lich in den vormaligen geistlichenFürstenthiimern
Bamberg und Würzburg, wle auch im Fürsten-
thum Baireuth herrschendenAussassm

des In-
shtütesder allgemeinenGütergemeinhaskals con-

*





Eheliche, Gütergemelnschaftim, Elchstädtischen. 149

Sieht man auf diespeziellen Verhältnissedes

vorliegendenFalles, so sprechendiese ebenfalls ent-
schiedendafür, daß durch die Stipulation der allge-
meinen Gütergemeinschaft, unter Festsetzung eines
nach dem Verhältnissedes beiderseitigenEinbringens.
bemessenenRückfalles an die Verwandten des Erst-
versterbenden, nicht das von den vorigenRichtern
angenommene Sozietäts verhältniß,sondern ein
ungetheiltes Egenthumam ganzen Vermögen, mit
Ausschlußder Rückfallsbeträge,paktirt werden wollte;
denn es war sicherlichnicht die Absicht der Kontra-
henten,an die Stelle des oben bezeichnetenstatuta-
rischenErbrechtes ein für sie weit nachtheiligeresVer-
mögensverhältniß zu setzen, wodurch insbesondere
die Braut sich hätte gefallen lassen, einen großen
Theil ihres eingebrachtenVermögens an die Ver-
wandten des Mannes hinauszugeben,wenn esdie-

sem beliebte, eine letztwillige Verfügung insolcher Art

zu treffen. «-

Diie Entscheidung der vorigen Richter,ist, nach.
den Motiven des landgerichtlichenErkenntnisses,wel-

chem auch das k. Appellationsgerichtzustimmt. —

aus zwei Stellen in Arnold's Beiträgen, B. 1
S. 334 und 335, geschöpft.

« «

.-DieseBezugnahme-beruhtaufeincmgänzlichm
MißverständnissebeidcrrkStellen..Die-erstemle
bereits angeführteVerfügung der EichstädterPolizei-

selbst im Falle des Richtdaseins von Eheberträgen,
die allgemeine, durch den Tod des einen Ehegatten.
fortgesetzte Gütergemeinschaft präsumirt wird, und

"1 daß diesem gemäß der überlebendeEhekhell. im Besitze
des vorhandenen Vermögens blelbt und erst bei dessen
Uebergang zur zweiten Ehe die Vorausbestimmung,
resp. Nachlasiregulirung, erfolgt. Die Gerichte wur-
den angewiesen,bei Ermangelung ausdrücklicher Ehe-

verträge vlese observanzmäßlgenNormen. inAnwen-
dung zu bringen. .
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ordnung von 1684 über die Befugniß desEhegatten,
de, Suo zu testiren, insoferne kein“ Ehevortrag in
Mitte liegt, das Vermögen des Verstorbenen daher
dem Ueberlebenden nur vi consueludinis et titulo
successionis ab intestato, — nicht vi pactorum
dotalimm zufällt. In der zweiten Stelle spricht
der Herausgeber die Ansicht aus,

'

»DaßlinittnsensiandedlehiderEhe bestandeneGü-
tergemeinschaft mit den Kindern prorogirt iverde,und

vaß dem überlebenden Gatten in solchem Falle mäh-
* rend der Prorogatlon in Beziehung. auf das gemein-

schafiliche Vermögen die letztwilllge Disposlilon, sber
selne iderlle Hälfte zustehe." A4rzur

.Dieser. Ansicht liegt aber keineswegs die An-
nahme zu Grunde, daß eine ideelle Theilung zu
gleichenHälften, auch schon zwischenden EhegattenEristbestandenhabe. Jene Theilung wird vielmehr
auch bei der Prorogation einer unzweifelhaft pro
indiviso bestandenen Gütergemeinschaft aus dem

Gesichtspunkteangenommen: daß das eigenthümliche
Wesen der Gütergemeinschaftauf die Dauer der ehe-
lichenVerbindung beschränktist, und daßeine gleich=
artige Fortsetzung derselbennach der Ehe mit die-
semWesen unverträglich sei,daß daher in der neucn

Gemeinschaft zwischen dem überlebenden Elterntheile
und den Kindern nur jener jure communionis, die
Kinder aber jure successionis; an dem Vermögen
Theil nehmen; wonach eine Disposition über den be-

treffendenAntheil an dieser, als Sozietätsverhältniß
qufzufassendenGemeinschaftnicht weiter ausge-
schlossenist. . .-.

V# Pfeiffer, prakt. Ausführungen B. 1
. **6

(auf welche in der zitirten Note Arnold's Bezug
geüommenist); ·

Strube, rechtlicheBedenkenB. IV Bed. 155,
S. 381, 382.“*v'
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Mittermaier, Beiträge zur Geschichteder
ehelichenGütergemeinschaft in Savigny's
Zeitschrift für geschichtlicheRechtswissenschaft

B. II S. 318.
Aus jener Stelle, welche ohnehin nur eine

doktrinelle Autorität in Anspruch nimmt, kann daher
auf die hier in Frage stehendenVerhältnisse keine
Folge abgeleitet werden.
.Zu der Annahme der vorigen Richter, daß die
in dem Vertrage vom 24. Jan.1828 enthaltene
Rückfallsstipulatlon nicht zwischen dem Ehegatten,
sondernzwischenjedem derselbeneinerseitsund dessen
Aszendentenandererseits abgeschlossenworden sei. —

weshalb hierin eine Begrenzung der Dispositionsbes
fugniß nicht gefunden werden könne, gibt die Fassung
des Vertrages keine Berechtigung, vielmehr erscheint
der Art. IV, welcher die FestsetzungdesRückfalles
enthält, als integrirender Theil der zwischenden
Verlobten über ihre Vermögensverhältnisse.getroffenen
Verabredungen, — als elne Beschränkungder im
Art. 1 paktirten allgemeinenGütergemeinschaft:.Die
Mitwirkung der Eltern war schon darum nothwendig;
weil sie sichverpflichteten, das beiderscits zugesagte
Einbringen zu leisten. Außerdemwurden sie über
das ihnen zustehendeIntestaterbreiht belehrt und lei-

steten,mit Rüssichtauf die Rückfallsstipulation,auf
ihre desfallsigenRechte Verzicht.

S. Arnold, a, a. O. B. I. S. 39.

Hierdurch wird aber der Festsetzungdes Rück-
falles die Kraft einer zwischen den künftigen
Eheleuten abgeschlossenenVertragsbestimmungnicht
benommen. Dieselbe ist auch nicht auf die Eltern
beschränkt, sondern sie dehnt sich auch auf die bei-
derseitigen.Seitenverwandten aus, welche zu dem

Vertrage nicht zugezogen wurden.
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2.

Zur Erläuterung des Art. V Nr. 3 des Gewerbögesetzes. Von
größeren Gewerbsbesugulssen, „welchevermöge des blsherigen
Vesltzstandesoder vermöge der Ausübung zukom en könnten."

Vol. Bi. 8 S. 133.

Der Art. V Nr. 3 des Gewerbsgesetzesvom
11. Sept. 1825 ist auf reale Gewerbrechte ucht
anwendbar= denn 2cs ist daselbst nur die Rede von

den aus der Konzession entspringendenBefugnissen)
in welchem Umfange darnach das Gewerb ausgeübt
werden kann. Die Abgrenzung der Gewerbe ist näm-
lich durch polizeiliche Vorschriften geregelt,und sobe-

stimmt der Art. V im Eingange, daß, um die mit
einein Gewerbe verbundenen Befugnisse zu ermessen“
auf den Inhalt der Konzessionsurkundeund die darin
enthalteneBezeichnungdes Gewerbes gesehen.werden
soll. Diesen Grundsaß wollte das Gesetzjedoch nicht
mit saller Strenge durchgeführt wissen, wenn etwa

ein Gewerbömann zur Zelt der Publikation, desselben
größereGewerbsbefugnissehatte.Durch Nr. 3 des
Art. V sollten die im Einzelnen faktischbestehenden
Ausnahmen von dempolizeirechtlichen Umfange der

Getwerbsbefuguisseund zwar nur zu Gunsten des da-

maligenKonzessionistengeschontwerden. Der Art. W
Nr. 3 steht daher nur in Verbindung mit Art. X
Nr. 2 und kann sohin nicht angewendetwerden, um
einen privatrechtlichen Titel lediglich auf die Aus-

übung zur Zeit der Publikation des Gesetzesv. 1825
u begründen, wenn auch Ausübung oder BesitznichtHenrOualifikation haben, welche erforderlich ist, um

darauf cibilrechtlich einen Titel der Zaständigkeitzu
gründen. Diese Auslegung des Art. V Nr. 3, wo-

nach die Realität einer den gewöhnlichen Umfang
eines GewerbesüberschreitendenGewerbsbefugnißledig-
lich aus dem faktischenZustaude im J. 1825 in An-
spruchgenommen werden könnte, widerstreitet nicht
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mu der Ueberschrift.„aus der KonzessionsaleheheudeBefugnisse“ sondern auchdem Art.
welchem zufolge nur solcheGemerbe real sein können,
welchedieseEigenschaft „dermalen“ schonhaben(da-
mals schon hatten). Das Gesetz wollte also keiner
Gewerbsbefugnißdiese Eigenschaftbellegen, wenn sie
nicht schonnach Civilrecht oder nach den jedes Orts
bestehendenVerordnungen begründet war, weswegen
auch nach Art. 1 die bereits begonneneVerjährung
von nun an nicht mehr vollendet werden konnte.

:! Der Vollzug des Art. V. Nr. 3 ressortirt.daher
nur zur Gewerbspolizeibehörde,welchedas Konzessions-
wesen zu überwachenhat; von gerichtlicherBeurkun=
dung des Besitzstandesbczüglicheines realen Ge-
werbsrechtes auf Grunddesselbenaberkann keine
Rede sein.

Nach dieser Ausicht hat deroberfteGerichtshofschon in mehreren Fällen RNr. 8225 1. RRr.
06 7, r.und neuerlichwiederum erkannt am 20. Febr.

1854.RNr. 12075 3/8. 3/m“
3.

..la##aus außrrehellchemgschlaf.Oerschtshans.
Vgl. Kommentar ũ. d. GO. Bb. 1 (Aufl. u).S. or Note3.

In einer Rechtssache,Ausprücheaus außerehe=
lichem Beischlafebetr., wurde das Gericht des Ortes,
wo der fragliche Beischlafstattgefunden.habensollte,für zuständigerachtet. Gründe:

Der außerehelicheBeischlaf ist eineunerlaubte
Handlung, ein Privatdelikt 1);
rn vgl. Motive zu dem Plenarbeschlußdes .Ober-

appellationsgerschtesvom. 23. Juni 1844,
Regierungsblatt S. 636 —640 Nr. 4.

Klägen auß solchen Handlungenkönnen nach

der60. Kab.I § bei demforum delicli an-

1) * IndessenBl. f.R# r. XVIIl Erg.Vl. E. 75.
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gebracht werden. Denn daßsich die Bestimmungen
dieses §. auf den Civilprozeß beziehen, daß sienicht
blos auf die Bestrafung der Frevel, sondern auch auf
die Verfolgung der aus deuselbenentspringendenpri-
vatrechtlichen Verbindlichkeiten sich beziehen, beweist
oben ihre Einreihung in die GO. und der aus §. 10
a. a. O. abzuleitendeGrundsatz, daß dasjenige Ge-
richt, welches die Rechtsfolge einer Thatsache rück-
sichtlich des Strafpunktes auszusprechenhätte, auch
für den Civilpunkt kompetentsein muß 2).

Erk. des AG. zu Amberg, v. 2. Dez. 4851
S. ElisabethF. gegen Victor 3.

Fr. R.

4.
Natur der Schmerzengeldforderung.

Vgl. Bb. XIII S. 318; Bb. XV S. 174; Seiffert-s Archiv
Bd. IV Nr. 227.

Ein durch Umwerfen des Eilwagens Verletzter
klagte gegen den Postfiskus Ersatz erlittenen Scha-
dens und verursachter Auslagen, nebstdemein Schmer-
zengeld von 1000 fl. ein. In Beurtheilung dieser
letzteren Forderung sagen die Motive der oberstrich-
terlichen Entscheidung:

*

Von einem Schmerzengeldeenthalten die römi-

schen in Deutschland zur Anwendung kommenden
Gesetzenichts, und ist solches erst durch die Gerichts-
praxis in Berücksichtigung des Umstandes, daß es
im deutschenRechte von jeher hergebrachtwar, Ver-

letzungen der Menschen mit Geld nach einer Taxe
oder nach dem Ermessendes Richters zu büßen, nach
Analogie des Art. 20 der P.G.O. von 1532 als

Buße für den Beschädiger in der Art gebilligt und
eingeführt worden, daß bei vorhandenem damnum

2) Vgl. Seuffert, Komment. u. d. GO. Bd. I S. 7
Nr. 2 lit. a (Aufl. II S. 96, 100).
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injuria datum mittelst der actio legis Aquiliae
utilis auch Schmerzengeld gefordert werden könne,
dessenGröße aber den Verhältnissen gemäß arbiträr
festzustellensei.

VWaoal. Glück, Komment. Bd. X S. 388;
Schmidt, von Klagen und Einreden §. 1206
u. 1212; Schweppe, röm. Priv. R.S. 547
u. 549; v. Wening-Ingenheim, Eiv.R.
§#. 330; Göschen, Vorlesungen §S.591;
Puchta, Pand. S. 388.

Schmerzengeldforderungist hienach keine Scha-
deusersatzforderungim gesetzlichenSinne, zu deren

Begründung das vom Kläger in Bezug genommene,
in Mitte gelegeneVertragsverhältniß hinreicht. Das
Sehmerzengeld ist eine vom Nichter arbiträr nach
Beschaffenheit der Verwundung, der Dauer. und

Kosten der Kur festzusetzendeBuße (Strafe), und
es wird, um solches dem Verwundeten zusprechen
zu können, immer mindestens zein aguilisches Ver-
schulden, ein Vergehen im Sinne des aguilischen
Gesetzeserfordert. Daß aber ein Verschulden dieser
Art beim fraglichen Vorgange stattgefunden habe,
hat Kläger gar nicht behauptet, und es sind. auch
in der Klage von ihm keine derartigen Thatumstände
angeführt, daß ein Verschulden dieser Art sich ent-

nehmen ließe. In der Replik hat der Kläger sogar
ausdrücklich erklärt, daß es sich nur von den aus
dem in Mitte liegenden Vertragsverhältnisse fließen-
den Verbindlichkeiten handle, und daß ein agquilisches
Verschulden hier gar nicht in Frage stehe. Hienach
gebricht es aber der Schmerzengeldforderungan der

erforderlichen Begründung.
OA#E. v. 29. Nov. 1852. Nr. 5085%1

#rrD
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5.

Einrededer Zahlung,mangelhaft vorgebracht.
Die von einem Mitgläubiger einer Forderung

im Koukurse entgegengesetzteEinrede, daß dieselbe
ganz oder doch theilweise bezahlt sei, trägt in Er-

mangelung aller näheren Angabe der Zeit, der Um-

stände oder des Theiles, welcher bezahlt sein soll,
das Gepräge eines nur vermuthungsweise ohne feste
Grundlageund auf Gerathewohl hingeworfenenVer-
theidigungsbehelfesin dem Grade an sich, daß einesolche Einrede, als der Vorschrift der GO. VI §F.8
zuwider, nieht deutlich, ordentlich und umständlich,vor-

getragen, auf keine Art Beachtung Anspruch machen
ann. .

-OAGE..v.23.Sep.t.1853.Nr.47s--5,.

Uebersichtder neuestenstrafgerichtlichen OAGE. *)
März 1854. Vgl. Erg. Bl. S. 45.

I. Strafgesetzbuch von 1813 Th. I.
1. Art. 30. Ein Monat Gefängnißist unter. Anwendung

doppelterSchärfung auf 15 Tage abzukürzen. Vgl. Relkript
v. 22. März 1814 L.S. Nr. 38. — (28. März. Nr. 91.)

2. Art. 109. Wenn der Verletzung mehrerer Personem
Fahrlässigkeit in der Art zu Grunde llegt, daß die

verschiedenenVerletzungen in derselben fahrlässigen Hand-

* Durch die „lUebersicht der neuestenstrafgerichtlichen
OAGE.“ wollte die Redaktion einem ihr geäußerten,
auf beschleunigte Veröffentlichung jener Aussprüche
gerichteten Wunsche entsprechen. Da aber die vier-
teljährigen Berichte über die Sitzungen des Kassations-
hofes in der neuen, unter der Aufstcht des kgl. Justiz-
ministerlums erschelnenden Zeitschrift regelmäßig schon
in dem auf den Ablauf des Quartals folgenden Monate

in's Publikum gelangen werden, so ist kein Bedürfniß
mehr vorhanden, die „Uebersicht“ in den Bl. f. NA

fortzusetzen.
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lung oder Unterlassung ihre erste Entstehung haben, so
liegt eine reale Konkurrenz mehrerer Fabelalsiger Körperver-
letzungen nicht vor. — (10. März.Nr.
. 3. Art. 139, 140. #. Z ar0, läufevom Tage
der That, nicht von der Zelt an, zu welcher ein Antrag
der Staatsbehörde auf Anhebun#er-nnzerstchunggegen
den Thäler gestelltwurde. — (4. Nr. 68.)
1. 4. Art. 147 Nr. 7; Att. 8 UnterGift. ver-
ssteht das St G. nicht schäpliche Stoffe Überhaupt, (z. B.
den syphilltischen Stoff), sondern solche, welche, wenn auch
in :kleinen Gaben dem menschlichen Körper beigebracht, ohne
läußerlich slchtbare Verletzung, mit Sicherbekt lebensge-
fährliche Folgennach sich zlehen. — (10. März. Nr. 69.)
* 5.-Art. 206, 207. Die Strafe des Milserauchsrechtlichererkentzemeendurch Verführung zur. Unzucht: „Unfählgkelt
kzz allen öffentlichen Aemtern und Würden mit Arbeltshaus-
strase“ isteine Gesammtverbrechensstrafe, so daß
wweder die Ehren= noch die Frelheltsstrafe. 6 Haupt= oder

Nebenstrafe erscheint. Tritt demnach nach Art. 3 des Ges.
v. 29. Aug. 1848 Herabsetzung der Anebllann.Strafe eln,
so#eist es den Gerlchten gestattet, mit der zu elner. Verge-
heusstrafe gemlnderten Freiheltsstrafe gleichwohl dle Ehren-
istrafe (als Verbrechensstrasfenach Art. 22 Nr. II Anmerk.
.B. I. S. 33, 108) zu verblnden. — (27. März. Nr. 86.).

6. Art .56, 258, 281, 373. Die Verleltüngzur Eln-
gehung einer. giltlgen Ehedurch fälschliches Vorgeben von

Vermögensbesitz (Vorzelgen fungirter Schulvscheine) begrün-
det, wenn weder ein Schaden am. Vermögen des getäuschten
Ehetheiles elngetreten ist, noch helmliche Verlassung desselben
#tattfand, weder elnen Betrug am Vermsgen, noch an der

Verson. Daß die Ehe aus elnem anderen Grunde (z. B.

— getrennt wurde, änderl nichts. — (11. När-Nr. 1

7. Art. 266. Auchdle Abslcht, durchdle.gefaischlemrloct
urkunde elne schon vollbrachte Unterschlagungzu veroecken,
schlleßtden Thatbestand des Betruges durch Urkundenfälschung
nichtaus. — (3. März. Nr.

8. Art. 290. Auf den Fall,daß Derleulge, welcher in
elner Untersuchungssache elnen Melneld, glekchwohl ohne

entstandenenNachthell für den Beschuldigten, geschworen
hat, in einem Elvllprozessebinterherals Zeuge vernommen,
über! dle Sache dle Wahrhelt anglbt, finden die Reskripte v.

42. April 1815 (L.S. Nr. 81) und 11. Aprll1819. (L.S.
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Nr. 109) über Strafloslgkeltdes Meinetdeskeine Anwen-dung. — (8. März. Nr. 88.
9. Art. 405. An Forstgehilfen, welchendurch vie

„Verordnung v. 22. Dez. 1821 F. 10 Funktlonen des Revler-

försters als elgene. Ausübung von Amishandlungen zugewle-
sen sind, kann, ungeachtet ihnen als Aovspiranten. (. 11 der

alleg. Verordnung) nur vorübergebende Funktionen im

Staalsdlenste übertragen sind (Anmerk. z. StGB., Band III
S. 273), das Vergehen der Amtsehrenbeleivigung begangen
weroen. — (11. März. Nr. 70, 71.)

10. Art. 419. Durch Art. 2 u. 8 des Ges. v. 29. Aug.
1848 ist dle Bestimmung des Art. 419 Absatz 2 Th. I d.

St OB., die Bestrafung der wieverholten fahrlässig
bewirkten Entweichung von Gefangenen betr., nicht aufgeho-
ben, weil diese Bestimmung kelne Strafe des Rückfalles
(welcher nach Art. 111 Th. 1 d. St C. u. Anmerk. B. 1

S. 264 Nr. 1 kmmer dolose Handlungen voraussetzt),son-
dern nur einer wiederholten, 86 gesteigerten Fahrlässigkeit
enthält. — (24. März. Nr. 83.

11. Art. 443. Auch dann - Bestechung gegeben, wenn

der Zweck des Handelnden (welcher ein Geschenk 2c. gibt oder

verspricht) nur darauf gerichtet ist, den Beamten zur Beschleu-
unlgung der Angelegenheit zu beslimmen.(„Gewinnen“ im
Siune der Anmerk. B. III S. 336 Nr. 2). — (28. März.
Nr. 92.).

II. Diebstahls-Novelle vom 25. März 1816.

Art. 6 Nr. 3. Für Annahme der (in ebenerwähnter
Gesetzstelle) bezeichneten Auszeichnung des Diebstahlesent-

scheidet nicht die Länge des Zeitraumes, welcher zwischen dem

Wegnehmen des Schlüssels und der Vollbringung des Dieb-
stahles lag, (ck. Reser. v. 11. Okt.1814 L.S. Nr. 55), noch
auch der Umstand, ob die Erlangung des Schlüssels mit

Schwierlgkelten verbunden war. — (3. März. Nr. 62.)
III. Gesetz vom 29. Aug. 1848, enigen.AbänderunI! des StrafgesethbuchesTh. 1

Art. 2 (s. oben I, 10); Art. 3 (s. *# I 5), Art 8

(s. oben I,

IV. Erastesenhvon 1813 Th. II Abs. 3.
Art. 22 Abs. 3 ogl. mit 17 u. 19. Untersuchungsband-

lungenund Ergreifung des Thäters, welcher nach Art. 1.# u. 19,





460 Uebersicht. v.neuesteßtstrafgerichtl.OIGE.März1854.

4. Art. 245. Gelangt derRichter bei Prüfung der auf
(GesetzesverletzunggestütztenstaatsanwaltschaftlichenBeschwerde
zu dem Ergebnisse, daß sich die Gesetzesanwendung wegen
mangelhafter thatsächlicher Motlvirung, des Urtheiles nicht
Hrüfen lasse, so ist das Urtheil gleichmwohl:wegen Mangels
an . Gründen über die Thalfrage (Art. 326) zu wernichten.
(3. März. Nr. 62.

5. Art. 250. Bel dem aufBeschwerde nur eines in die

öffentllche ltzung verwiesenenBeschuldigten sich ergebenden
Mangel'eines strafrechtlichen Thatbestandes, ist
auch vie Verweisung der Theilnehmer derselben That
zu vernichten, wenn glelch sie ein Rechtsmittel dagegen über-

haupenicheingewendet haben. — (11. März. Nr. 72.).
6. 2 S. unten Nr. 9.

«

7. *7 326. S. oben Nr. 4.
. 8.Art.362.AuchwennsichberBefchuIdigtebeinem
ArthellewrsterInstanzberuhigt.hat,und-lediglichvonsdem
Staatöanwaltedagegen-Berufungringen-endetlst,:1i)elche:in
zweiter Instanz verworfen wurde, ist die Nichtigkeitsbeschwerde
desBeschulolgten hiegegen zulässig. — (3. März. Nr. 65.)

Art. 371—175. Bei Vorgerichtstellung!i7 unter der

Herrschaft der früheren Gesetzgebung im Ungehorsamsver-
fahren Verurtheilten nach dem 1. Januar. 1849, richtet sich
das Verfahren nach dem neuen GCesetze,und ist demVer-

urthellten die im Art. 293 des St P. v. 10. Nov. 1848
bezeschneteWahl zu gestatten. Unterwirfter sich denmfrüher
gegen ihn ergangenen Urtheile nicht, so tritt das gesetzliche
Verfahren auf elne Voruntersuchung ein.— (3. März. Nr. 67.)

IV. Forstgesetz vom 28. März 1852.

1 Art. 71. Der angeführte Artikel setzt die Verlährungs-
frist auf „ein Jahr vom Tage der Uebertretung“ in dem

Sinne fest, daß keine Verjährung vorliegt, wenn inner-

halb Jahresfrist auch die zweitrichterliche Aburthetlung
erfolgte, wenn gleich diese. (die Urtheilsfällung in zweiter
Instanz) über 6 Monate verzögert wurde. Der Absatz 2 un-

terstellt lediglich den Fall, wenn die Urtheilsfällung in der
höheren Instanz nach Jahresfrist erfolgt, wo dann das

Urtheil innerhalb 6.Monaten von Einwendung des Rechts-
mlttels an gefällt sein muß. — (24. März. Nr. 4.)

: J A. Souffert. Verl.: Palm & Enke ((AbolphEnnin Erlangen. Druck von Junge &Sohn
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Kirchenbaulast. Legitimation der Psarryemeinde zur Klayce gegen d
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Hand“ und, Spanmiensten und selner. Verpfli lung zur Uebernahme
dieser Leistung. — Won der BVelangunn des verhamelen Schuldnero,

*“ memit er wleder zu Krällen kommm. — Guomen. — *:

Veberden Versuch der Verleitung eines Anderen zur
·

Begehung eines Verbrechens.
alrt. 45—48, dann 57—62 Th. I des

Die Frage, ob Derjenige, welcher mit rechts-
widriger Absicht einen Anderen zur Begehung und

Ausführung einesVerbrechenszu bewegenunternom-
men hat, ohne daß sein Bemühen einen Erfolg ge-
habt hätte, sich eines strafbaren Versuches schuldig
gemacht habe oder nicht, wurde von dem obersten
Gerichtshofe in Aburtheilung mehrerer Fälle verschie-
den beantwortet.

In der Sitzung vom 15. September 1849 in
der-Untersuchunggegen den Bauer Johann Sebald
von Hallstadt wegen Versuches der Verleitung zum
Meineide (Sitzungsberichte der bayer. Strafgerichte
Bd. l S. 137) wurde (unter Bezugnahme auf Thl. 1
des St GB. Art. 269 und die Anmerkungen hiezu —

Bd. U S. 274 Nr. 5, dann Art. 45 ff.) ausgespro=
chen, daß ein strafbarer Versuch sichrechtlich nicht
annehmenlasse,indem das Gesetzeinen Meineidi-
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gen voraussetze, um wegen intellektueller Urheber-
schaftStrafbarkelt zu begründen,inn gegebenenFalle
aber es zu einem Meineide nicht gekommensei.

Dagegen wurde in der Sitzung vom 15. Mai
1852 in der Untersuchung gegen den Bauer Georg
Kraus von Deiselkühn wegenentferntenMordver-
suches(Sitzungsberichte Bd. IV. S. 173ff.) erkannt,
Georg Kraus habedadurch, daß er den beurlaubten
Soldaten Wolfgang Schwarz aufgefordert, die Ka-

tharina Singer umzubringen, und ihm hiefür Geld
und andere Vortheile versprochenhabe, sich des Ver-

brechens des entfernten Versuches zum Morde
schuldiggemacht. Dieser Ausspruchwurde auf Art. 57
und 62 Thl. I des St G. gestützt, hiebei äber er-

klärt, daß die Art. 45—48 a. a. O. auf den gege-
benen Fall unanwendbar seien. — Ganz in dem-
selben Sinne und mit derselben Motivirung“ erfolgte
die Entscheidung in der Sitzung vom 4.März 1853
in der Untersuchungssachegegen die Eheleute Georg
und Katharina Köglmaier wegen Verbrechens des

närhsten Versuchesder Verleitung zum Meineide
(Sitzungsberichte Bd. WS. 560).

Es sei vergönnt, für die Richtigkeit der beiden
jüngeren Entscheidungen auch diejenigen Artikel des
Strafgesetzbuchs geltend zu machen, welche in den
oberstrichterlichenMotiven für unanwendbar erklärt sind.

Zur Begründung der Strafbarkeit des erfolglos.
gebliebenen Werbens eines Dritten zur Begehung
eines Verbrechens wurde, wie bereits angeführt,
einzig und allein auf Art. 57 inVerbindung mit don.
folgenden speziellen Artikeln, welche vom Versuche
handeln, Bezug genommen. »-«-

Es möchte aber die Fassung des Art. 57:

„Ein Versuch ist vorhanden, wenn eine Perfon, in der

Absicht, ein Verbrechen zu begehen, äußerliche
Handlungen vorgenommen hat, welche auf Vollbringun
oder Vorbereitung desselbengerichtet sind“,
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wohl. nicht so geradehin mit, der allgemeineren
Fassung:

«

-,·,kn.derAbsicl-t:,-baß-H·n-.V:erbrech7e.nbegangen
werde u:. s. w.“

vertauscht werden können. Der Artikel, wie das

Strafgesetzbuchihn enthält, im Zusammenhange mit
den Anmerkungen, zeigt deutlich, daß es sichmir
von Vorbereitung oder Einleitung eines Verbrechens.
handelt, welches der Thäter nach dessenganzemUm-
fange selbst auszuführen und zu vollenden beabsich-
tigt. Die Worte des Gesetzessind in diesemPunkte
entschiedenund klar. Eine Ausdehnung desselbenauf
den Fall, daß die umnittelbare Vollführung der That
selbst durch einen Dritten stattfinden soll, läßt sich
aber mit der Natur des Strafrechtes und mit Fun-
damentalbestimmungenunsers Gesetzbuchesnicht ver-
einigen 1). — Wenn Jemand einen Drittem zur
Begehung eines Verbrechens zu verleiten sucht, ohne
sich unmittelbar an der Vollführung dieserThat be-

theiligen zu wollen, so ist der. Kreis seiner Hand-
lungen, soweit sie auf jenes Verbrechen Bezug ha—-
ben, mit der. Einwirkung auf den Dritten durch Zu-
reden, Versprechungenoder Drohungen u. dgl. völlig-
abgeschlossen;seine Absicht geht nicht dahin, die,

That selbftzu vollführen.
Fehlt es nun an einer Gesetzesvorschrift,welche

derlei mittelbaré Versuchshandlungenfür strafbar,
erklärt, so kann auch eine Strafe wegen derselben
nicht verhängt werden.

Diese in unserem Strafgesetzbuche,wenn die

Beantwortung der vorwürfigen Frage lediglich aus

1) Vgl. St GB. Th. 1 Art. 1 und Anmerk. Bd. I. S. 66

ilff. 1 mit kgl. Reskript vom 29. Aprll 1815 (Jahr-
buchet von Günner und Schmivtlein I S. 288):
„well trafgesetzekeine ausvehnende Erklärung zu-
J sse

L
assen“.
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Art.57 f. geschöpft werden will, anscheinendivorhan-
dene Lücke dürfte aber am einfachstenausgefülltwer-

den, wenn wir für allesolche- Fälledie Art. 45 und

folgende Thl. I des St GB. zur Geltung bringen.
Der Art. 45 vor Allem), welcher von den Ur-

hobern reines Verbrechensim Allgemoinen handelt,
zählt dreierlei Arten derselben auf. Bekdiasen, drei

Kategorienvon=Urhebern ist durchgängig nur' von

deln vollendeten Verbrechen die Rede, wie“ die
Ausdrücke: 5 *

„Wer das Verbrechen vurch eigene körperlicheKraft
und That unmittelbar bewirkt-hat; wer'dem Voll--

bringer vor oder bei derAusführung in der Absicht
damit das Verbrechen entstehe', eine solche Hülfe. e=

„leistet hat, ohne welche diesemdieThat nulcht.mög-
*7 lich gewesenwäre;

" ·

e«u»dlich»13ss,. » «

,,w"ermit«recht6toivtigerAbstchtAftderexszurBegchuii
undAuöführungdes«Vcrbrccheng.·bcn-ogenhat«,.»

uuwiöerlcglichdarthuu.DerArt.46(1.a.O.,durch-
welchenobigerdritterPuuktc1·lä11tcsrt:«wird,drückt-
sichganzinderselbeIIWeiseaus.W0111r11·1111.di.c·-·
Bestimmungen der Art. 57 und ff. über den Versuch
auf die beiden ersten Arten der Urheberschaft unbe-

denklich angewendet werden und von jeher angewen-
det wurden, was steht der Anwendung dieser Artikel
auch auf die dritte Gattung von Urhebern eines Ver-
brechens im Wege? Diesem ganzen Artikel 45vom.

vollendeten Verbrechen stehen die Bestimmungen
des Strafgesetzbuchesüber den Versuch ganz gleich-
mäßig gegenüber, und es ist zu einer Ausnahme bei-
dem sogenannten mittelbaren Unheber kein Grund

gegeben.
Man hat allerdings dagegeneingevendet: „Der

Mangel eines physischenUrhebers benimmt das Da-

sein eines intellektuellen; so oft daher-das Verbrechen
nicht wirklich vollführt worden ist, kann von Anwen-
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dung der Art. 45 bis 48 über den intellektuellen oder
mittelbaren Urheber keine Rrde sein.“ Dieserschein-
bar wichtige Einwand dürfte aber wesentlich an Be-

deutungverlieren, wenn wir uns mehr an die Sache,
als an das Woxt halten. Richtig ist, ein.intellek-
tueller oder mittelbarer Urheber eines Verbrechens
ist undenkbar, wo der physischeoder unmittelbare
Urheber desselben, mithin das Verbrechen selbst nicht
existirt. Ist aber damit die Möglichkeit des. Ver-
suches der, intellektuellenzodermittelbaren Urheber-
schaft ausgeschlossen!?Die Absicht des Werbenden
geht dahin, daß das betreffendeVerbrechen ausge-
führt werde. Ist seineEinwirkung auf den Dritten
vondem beaäbsichtigtenErfolge, so hat er sich, gleich=
wie der unmittelbare Urheber, nach Art. 45 Ziff. 111
U. sew. des vollendeten Verbrechens schuldiggemacht.
Tritt diese seine Voraussetzung nicht ein, so wird er

wegen Versuches der Verleitung eines Anderen zur
Vollflihrung eines Neates, also wegen Versuches
der mittelbaren Urheberschaft nach Art. 45
Ziff. III u. ff., dann Art. 57 uU.ff. der Strafe
unterworfen.

Nach dieserAuffassung ergibt sich wohl die An-

wendbarkeit des Art. 45 Ziff. Ul und des Art. 46
neben den Art. 57 u. ff. von selbst.

Was hier im Allgemeinen ausgeführt“ worden,
gilt aber auch von dem Verbrechen des Meineides:
kein Bedenken erwächstaus der Fassungdes Art. 269

Thl. 1 des St GB. in Ansehung des hier nur beson=
ders hervorgehobenenintelkektuellenUrhebers, welche
sich ganz der Ausdrucksweise des Art. 45 Ziff. 1I1

anschließt.—
6 «

Allfeld.
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18. April. 1848 erklärteAbtretung als freiwillig er-
folgt anzusehensei, die abtretenden Gutsherren daher
Anspruchauf die Vortheile hätten, welche das Gesetz
vom 28. Dezbr. 1831 gewähre, undmur jenen Guts-
herren,welche bis zum 18. April 1848 die Abtretung
der Gerichtsbarkeit nicht erklärt hätten, mit der kraft
des GesetzesentzogenenGerichtsbarkeitauchdie Rechte,
welche qusschließlichmit deni Besitze derselbenver-
knüpft gewesen, entzogen worden setlten.

Da mun nicht blos eine oberrichterlicheEntschei-
dung über die Einrede der Inkompetenz, sondern auch
ein rechtskräftiger die KompetenzablehnenderBeschluß
des Kreis= und Stadtgerichts Augsburg vorlag, bat

Kläger um. Entscheidung des zwischendem k. Appel-
lationsgerichte von Schwaben und Neuburg und dent
k. Kreis= und Stadtgerichte Augsburg bestehenden
negativen Kompetenzkonfliktes „ worauf der oberste
Gerichtshof das letztere für zuständig erklärte, und.
zivar ausfolgenden Gründen: .-

10) Ans den Verhandlungen der Kammer der

Abgeordnetenvom Jahre 1831 Bd. 27 S. 177 geht
hervor, daß die Einschaltung des Art. XII in das

Gesetzvom 28. Dezbr. 1831 Ges.-Bl. S. 258 nicht
deswegenerfolgte, weil ohne denselben mit der An-

nahme des Gesetzentwurfs auch die Bestimmungen
des §. 11 der Beil. V zur Verf.-Urkunde außer Gel-
tung gekommenwären. Der auf die Einschaltung
gerichtete Antrag ging vielmehr ausdrücklich davon.

aus, daß nur die Einziehung der gutsherrlichenGe-

richtsbarkeit, keineswegs aber Nenderungen an den

sonstigenRechten des Adels und insbesondere nicht
an den im §F.11 des Ediktes über den Adel bezeich-
neten in der Absicht des Gesetzesliegen. Der Bei-

satz (nämlich im Art. XII) sollte nur zur besseren
Sicherstellung der bestehendenRechte gemachtwerden.
Dieser Antrag wurde ohne Dieskussionangenommen,
und der Art. XII des Gesetzesvon 1831 hatte mit-
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hin nur den. Zweck, jedem Zweifel vorzubeugon,rnicht
aber, eine Abänderung an dem Gesetzvorschlagezu
machen. Daraus ergibt sich die Unzulässigkeitder-
Folgerung auf eineVerschiedenheit der beiden Gesotze.
vom. 28. Dezbr. 1831 und vom 4. Juni 1848. i n
diesem Punkte, und daß, weil eine jenemArtikel Xll.
ähnlicheBestimmung in den letzteren sichnicht findet-
darnach die dinglichenGerichtsbarkeitsverhältnissenach.
§. 11 Abs. 2 des Ediktes über den Adel als aufge-
hoben erachtet werden müßten.

Es wurde aber auch .

.2)indiesem§.«1-1··Abs.-1deuAdeligthIsssch
Gerichtsstand vor den Kreis= und Stadtgerichten in
bürgerlichenund peinlichen Fällen als selbstständiges
Privileg verliehen, und der Abs. 2 enthält bezüglich.
der dinglichen Klagen nur eine Beschränkungdesselben
auf solcheGrundstücke, welche zu einem Gutskomplexe
gehören, worauf ihnen nach dem Edikte über die.

gutsherrliche Gerichtsbarkeit eine solchezusteht. Diesem
zufolge war, was das Gerichtsbarkeitsverhältniß bei

dinglichen Klagen betrifft, die Erwerbung des im

Abs. 1 den Adeligen verliehenen Privilegs allerdings
durch das gemäß Beil. VI zur Verf.-Urkunde beste-
hendeInstitut der gutsherrlichenGerichtsbarkeitbedingte-

Es findet sich aber
3) keine Bestimmung, zufolge welcher die Fort-

dauer des einmal orworbenen Privilegs, auch an die
Forkdauer dieses Instituts geknüpft worden wäre.
War also die Bedingung des Erwerbs zur Zeit der
Verleihung des Privilegs bei einem Grundstücke vor-

handen, so gehört dasselbe in Ansehungdieses zurden
erworbenen Rechten. Erworbene Rechte aber sind
fortdauernd, wenn auch die Gesetzeoder die Einrich-
tungen, welche ihr Erwerb voraussetzte, wieder auf-
gehoben werden. Es ist ein allgemeiner Grundsatz,
daß durch die Aufhebung bisher bestandenerGesetze
nicht auch deren bisher erzeugteWirkungen vernichtet
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werden, DieseVernichtung würde vielmehr auf einem
besonderenGesetzeberuhen müssen. Es ergibt sich
also, daßdurchdie lediglich in Ansehung des Insti=
tuts der gutsherrlichenGerichtsbarkeit veränderte Ge-

setzgebungnicht auch diejenigenRechte vernichtet wur-

den, welche, ohne einen Bestandtheil dieses Instituts
selbstauszumachen,nur,auf Grundvondessenbishe-
rigem Bestehenerworben worden warei.

Dafür aber,
4) daß diese Grundsätze auch fürdag .„Gesetz

vom 4. Juni 1848 maßgebendsind,sprichtdie Be-
stimmung des Art. 2 des Ges. vom#4.=Juni 1848,
die Grundlagen der Gesetzgebungrc. betreffend, wor-

nach das Aufhören des privilegirten Gerichtsstandes
sowohl der Standesherren und der erblichenReichs-
räthe, als auch der Adeligen als Gegenstand der

künftigen Gesetzgebungüber die Gerichtsorganisa-
tion und das Verfahren in Civil= und Strafsachen 2c.

bezeichnetist, ohne irgend einen darauf bezüglichen
Beisatz, aus welchem hervorginge, daß derselbezum
Theil jetzt schon nicht mehr bestehe.

Diesem nach ist
5) die Frage nicht weiter von Relevanz, ob

der Beklagte, weil er den Verzicht, auf die Gerichts-
barkeit noch vor dem 18. April 1848 erklärte, gemäß
Art. 1 des Gesetzesvon 1848 die Behandlung nach
dem Gesetzevon 1831 auch in Ansehungdes Art. XII

anzusprechenhabe. In den Gründen des Erkennt-
nisses des Landgerichts Günzburg wurde dieses ver-

neint, weil der Art. 1 des Ges. von 1848 nur die

Entschädigung nach jenem von 1831 zugesagt
habe, der übrigen darin und insbesondere im Art. XII

eingeräumtenVortheile aber nicht erwähne. Allein
dem Ausgeführten zufolge konnte auch nur von der

Entschädigung für den Verlust der Gerichtsbarkeit die
Rede sein, weil weder das Gesetzvon 1831, noch-
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privilegs zumGegenstandehatte.
OAGE. vom 25. Februar 1854 U.B.-Nr. 42.

Nr.)

jenes von 1848 die Erlöschung des Gerichtsstandes-

Wit il

Mitheilunhenuns· der Uraris.
1.

Kirchenbaulast.Legitimatlon, der Pfarrgemeindezur: Klage
gegen den Zehetttherrn auf Anerkennung ihrer Freiheitvon

deri Konkursenz mit. Hand=und Spanndiensten und, seinsr,
erpflichtungzur UebernahmevleserLeistung.

E Vol. 18 S. 37 .

Durch Beschluß der Kreisregierung, im Wege
des administrativen Provisoriums gefaßt., waren die

Parochianen,zu'U. für sehuldigerkannt worden, zu
einem dortigen Kirchenbau Hand= und Spamdienste.
zu kleisten.“ Dies veranlaßte die Pfarrgemeinde, mit
einer Klage gegen den k. Fiskus, als baupflichtigen
Zehentherrn, aufzutreten, in weleher nicht blos für
den veranlassendenBaufall, sondern überhaußt auf
Anerkennung der Freiheit der. Klägerin von Leistung
der Hand= und Spanndienste zur Unterhaltung der

Kultusgebände in U. und auf Anerkenumg der Ver-

pflichtung des k. Fiskus zu dieser Leistung pro fu—
luro angetragen war. Von dem in erster Instanz
erkennenden Gerichtshof wurde die Klage nur in ihrer
speziellen.Richtungauf den durch das erwähnte Re-

gierungs-Provisorium geregeltenBaufall zugelassen,
im Uebrigen der Beklagte von derselben aus dem
Grunde entbunden, weil als Berechtigter in Ansehung
der kirchlichenBaulast die durch die Kirchenverwaltung
vertretene Pfarrkirche erscheine,daher nr gegen die

Pfarrkirche auf Anerkennungder Befreinng von der

Baupflicht, und andererseits nur von der Pfarrkirche
auf Anerkennung der Baupflicht geklagt werden könne.
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Diese Beanstandung der passiven und aktiven
Sachlegitimation wurde abervom obersten Gerichts-
hofe nicht als gegründet erkannt. Motive: mi

Das k. Aerar ist als alleiniger Dezimator in
der Pfarrflur U. beider-Insuffizienz desKirchenver=
mögensgesetzlich(Concil. Trident. sess. XXI de

rek. C. 7) zur Unterhaltung derdortigen Kultusges
bäude verpflichtet.Indem der Vertreter desk. Aerats
geltend machte,daß dieParochianen gemäß eines be-
stehenden Herkommens gehaltenseien,einen Theil
dieserBaulast aufsichzu nehmen, nätnlich zu. dei
Bauten durch unentgeltliche Hand-# und Spanndionste
zu konkurriren, hat derselbe dasBesteheneiner der
Pfarrgemeinde nicht blos „der „Pfarrklrche; sondern
aurh dem Aerar gegenüberbestehendenVerpflichtung
behauptet, welche Behauptung die Pfarrgemeinde
berechtigt, mittelst einer der actio negatoria an
logen.Klage den k. Fiskus zur Anerkennung ihrer
Freiheit“ von dieser Verpflichtung zir zwingen, und

zwar. um. so mehr, als nirgend behauptet ist daß
auch von der Kirchenverwaltung U.,gegen weleche
allein nach der erstrichkerlichenAnsicht dieseKlage soll
gestellt werden können, die Pfarrgemeinde zur Kon-

kurrenz durch Hand= undSpanndienste gezogen wer-
den wolle, und der letzteren, wenn dies nicht der
Fall wäre, nach der Ansicht des k. Appellationsge-
richtes gar kein. Mittel zu Gebote stände, einen auch
für alle künftigen Fälle Maß gebendenAusspruch
darüber zu bewirken, daß den Parochianen die in

Frage stehendeVerpflichtung nicht obliege.
Jin Wesentlichen die nämlichenGründe sprechen

für die Berechtigung der Pfarrgemeinde zur Stellung
der actio confessoria utilis auf Anerkennung der

Verpflichtung des k. Aerars zur Leistung der Hand-
und Spanndienste, da das Ortsherkommen, welches
— dem von dein Richter I. Instanz angenommenen
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im Prioritätserkenntnisse zuerkannt worden und nur

wegen Insuffizienzder Masse durchgefallen, bedürfe
es keiner neuen Klagestellung, die Nachforderung könne

sofort durch ein Exekutionsgesuchgeschehen. Hiebei
seies nicht Sache des im Konkurseunbefriedigt ge-
bliebeuen Gläubigers", seinerseits eine neuerworbene
pinguiop. fortuna. des früheren Gemeinschuldners
darzulegen; . vielmehr gehöre es zur Vertheidigung
gegen das Exekutionsgesuch,daß der Implorat nicht
im. Sinne des Gesetzes„wieder zu Kräften gekommen.“
Jnu einem neueren Erkenntnissedes oberstenGe-
richtshofes vom 21. Mai 1853 wurde zwar anerkannt,
daß es, wenn die Liquidität der Forderung im Konkurse
genügendhergestellt ist, einer neuenKlagstellung
nicht bedürfe, vielmehr die Nachforderung durch ein

Exekutionsanrufengeschehenkönne. Im übrigen aber

beharrt. derGerichtshof auf der in früheren Erkennt-

nissenadoptirten, von dem Kommentar abweichenden
Ansicht. Gründe: 1) ..

«
.«-

DieGerichtsordnuugsbestimmti1uC.XlX
§. 20, daß Denjenigen, welche sich in dem Konkurse
nicht gemeldet oder wenigstens das Ihrige nicht er-

langt haben, der Regreß gegen den Schuldner, wenn

dieser wiederumzu Kräften komme, vorbehalten bleibe.

1) Es handelte slch von Beurthellung einer gegen ven
verganteten Schuldner im Erekutivprozesse erxhobenen
Klage. Dieselbe wurde abgewiesen. -«-·-"
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eintreten kann, wenn dieser zu besseren Vermögens-
uinständen gelangt ist. Stellt derim Konkurso un-

befriedigte Gläubiger auch nur ein Exekutionsanrufen,
wie, dies unbedenklich:geschehenkann, wenmedie Li-
quidität der Forderung im Konkurse genügend herge-
stellt.ist, so muß das. Gesuch doch eine Darlegung
der inzwischen eingetretenen besserenVermögensum-
stände des Kridars enthalten, und dem Schuldner
muß.Gelegenheitverschafft werden, seineErinnerungen
hiegegenvorzubringen. In soferne hat einederartige
Imploration gewissermaßenden Charakter einer neuen

Klage, worüber, dem Exekutionsverfahrenvorhergehend,
eine Verhandlung zu pflegen ist. Es gehört nicht
zur Vertheidigung gegen das Exekutionsgesuch, zu
behaupten und darzuthun, daß Implorat im Sinne
des Gesetzes nicht wieder zu Kräften gekommensei,
indem gerade umgekehrt derRegreß des Gläubigers
von der pinguior kortuna des Schuldners abhängig
gemacht ist. Auch das gemeine Recht gestattet in
einem solchenFalle den exekutivenAngriff des vom

Schuldner neu erworbenen Vermögens nicht ohne allé.
Einschränkung, sondern nachfr. 7 de cessione bon.

(42, 3) nur dann: si tales facultates acquisitac
sunt debitorl, quibus. practor moveri possit.

Zwar könnte man für zweifelhaft halten, ob diese
Digestenstellenicht ausschließlichvon der in den Gesetzem
begünstigten cessio bonorum zu verstehensei, bei:
welcher bekanntlich der Schuldner Anspruch auf das.
beneficium competentige hat. Allein der Gerichts-
gebrauch hat sich, wie Bayer in der Theoriedes

Konkursprozesses§. 26 anführt,. dahin entschieden,
daß das fkr. 7 ibichem auch auf den Fall anzuwen-
den sei, wenn der Kridar, wie dies in conereto.
der Fall ist, nicht bonis zedirt hat.

Nach dem gemeinenRechtehat der Richter nach
Billigkeitsrücksichtenzu ermessen,ob eine Hülfsvoll-
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stueckungauf dasneu erworbene Vermögen des Krj-
dars stattfinde. Es darf dem Schuldner nicht- jeder
heue Erwerb, derselbe mag noch: so unbedeutend sein,
wieder entzogen, und dadurch für denKridar dieUn-
möglichkeit herbeigeführtwerden, einen neuen Haus-
stand zu begründen. Das neu erworbene Vermögen
muß von Belang sein, wenn es hn Wege der Hülfs-
vollstreckungangegriffen werden soll.. Isteies unbe-
deutend, so soll, wie Bayer a. a. O. bemerkt, das
Exekutionsgesuchsofort zurückgewiesen,werden 2).

So hatsich die Sache im gemeinenRechte durch
den Gerichtsgebraush gestaltet, und in diesem Sinne
ist, dieBestimmung der GO. c. XIX §. 20 um so
mehr auszulegen, als die Gerichte, in zweifelhaften
Fällen durch das Promulgationsedikt d. d. 14. Dez.

458zusdrücklichauf das gemeine Rechthingewie-
en sind. ,

--«."-sWolltemanjene-Bestimmungsonuffassuihdaß
es lediglich von dem Exekutionsverfahrenabhänge,
ob sich ein Vermögen vorfände, so, hätte der Beisatz
„wenn der Schuldner wieder zu Kräften kommt“ gar
keine Bedeutung, da es sich von selbst versteht, daß
die Hülfsvollstreckung zessirt, wenn nichts vorhanden
ist. Will also ein im Konkurse.unbefriedigt geblie-
bener Gläubiger aus dem vom Kridar neu erworbe-
nen Vermögen befriedigt werden, so hängt, voraus-

gesetzt,daß die Liquidität, derForderung keinem Au-

stande unterliegt, die. weitere Rechtsperfolgung von

2) Baer's Aeußerung. lautet: „Wenn der neue Erwerb
unbedentend ist, so wlrd den Erekutlonsanträgen
der unbefriedigten Gläubiger keine Folge gegeben.“
Damtt ist keineswegs gesagt, daß eln Erekutionsan-
rufen, welches nicht eine Darlegung ver inzwischen
eingetretenen besserenVermsgensumstände des Krlvars
enthält, sofort zurückzuweisen sek.



476 Belangung d.wieb=zuKräftem geli vergant.Schuldne#rc.

einer vorläufigenUntersuchungder zetzigenVermö-
gensverhältnissedesSchuldnersab.

·

DerGläitbigerhätyers-magmiteiner-för;jllikhjeit
chigesodepeincmExeknkidnsanrnfejx««a"nftr"etzen,"-«isselli
Gerichtckzdmszulcgcmdaßdc-1««Sch11ld110rinsdemvbeli
augegebenewSinsIe1it(1·-«)jng-uiorte1fortnimmng-
langt sei. In dem vorliegenden Falle hat der Klä-
ger den Exekutivprozeß gewählt. Nach: der Natur

diesesProzesses hatte derselbe über alle Umstände,
worüber ihm der Beweis obliegt,mit der' Klagedes

Urkundenbeweis anzutreten (C. j. C. III S. 3 Nr. 5.

Bäyer'?s Theorie der summarischenProzösse§. 43).
Da nun aber Kläger über einen die weitere Rochts-
verfolgung bedingendenUmstand, nämlich über die

bingunior kortuna der Beklagten, keinen urkundlichen
Nachweis, ja nicht einmal eine Bescheinigung beiges
bracht haben, so erscheint der in dieser Sache einge-
leitete Exekutiovprozoßunstatthaft, und es war daher
auf die Revisionsbeschwerde,welche die Beklagten ge-
gondas appellationsgerichtlicheErkenntniß d d. 1. Febr.
1853 unter'n 23. Märg l. J. angebrachthaben, dem
von den Revidenten gestellten Antrage gemäß, wie

geschehen,zu erkennen.
OAGAkt. Nr. 9955/.

Guomen.
„Auf bunkeln Pfaden geht der Rlchter, wenn er strebt,

Das Recht zu finden, was im Volksbewußtsein lebt.

Von einem Ufer führt zum andern stets die Fähre,
Als wenn sie weder da. noch dort zu Hause wäre.
Gelehrte zeigen oft die nämliche, Erscheinung,
Im. Schwankenzwischen dieser und der andern Meinun

*** J. A. Senffert. Verl.: Palm Enke (Adolph Eule)
in Erlangen. Druck von Junge & Sohn.
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BurTehre vonder (bervormunyschaft.
Von

tS.A ugust Sen ffert..

ilcht selten.kommt es vor, daßVormundschaft
und Obervormundschaft in Fragender vormundschaft-
lichen.Vermögensverwaltung verschiedenerAnsicht sind.

Der Vormund hält es für angemessen,daß
diese oder jene Mündelsache veräußert werde, der
Obervormund erachtet die Beibehaltung der Sarhe
als im Interesse des Mündels gelegen. Umgekehrt
glaubt etwa der letztere, daß sich eine Sache nicht
ohne Vermögensschadenfür den Pflegling beibehalten
lasse,der Vormund ist anderer Meinung. Der Vor-
mund will vorhandene Kapitalien zum Ankaufe von

Staatspapieren verwenden, der Obervormund hält
die Anlegung derselben im Wege von hypothekarischen
Darlehen an Private oder ihre Verwendung zum
Ankaufe von Grundstückenden Umständen nach für
vortheilhafter. Oder es sind etwa Vormund und
Obervormund einverstanden, daß dieseoder jeneSache
veräußertwerden,solle; es kann kein Zweifel bestehen,
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daß ein zum Mündelvermögen gehöriges Landgut
zu verpachten, ein Haus zu vermiethen sei; Vormund
und Obervormund divergiren aber über die Person
des Käufers, Pächters oder Miethers; der Vormund

zieht das Angebot des einen vor, der Obervormund
das des anderen.

Wenn nun der Fall so gelagert ist, daß der
Vormund etwas thun will, wozu er der obervor-

mundschaftlichen Zustimmung bedarf — und nach
heutigem gemeinem Rechte ist dies in allen wichti-
geren Fragen der Vermögensverwaltung der Fall —,

dle Obervormundschaft aber ihre Zustimmung, z. B.
das decretum de alienando, einfach nicht ertheilen
zu können glaubt, so bietet sichweiters keineSchwie-
rigkeit där; die in Frage stehenbeVerwaltttüngshand=
lung muß unterbleiben. Allein die Sachlage kann

auch umgekehrt sich verhalten. Der Obervormund
kann die Ueberzeugung haben, daß etwas Positives
geschehenmuß, wenn'uicht das: Interesse des Pfleg-
lings auf das Empfindlichste benachtheiligt werden

soll; der Vormund ist der Ansicht, daß ein solcher
Fall nicht vorliege, oder er will. zwar auch etwas

thun, aber etwas anderes, als der Obervormind.
Muß sich hier letzterer — von dem Falleabgesehen,
daß wegen offenbar am Tage liegender Nichtbefähi-
gung, Nachlässigkeitoder Böswilligkeit des Vorinun-
des zur Remotion desselben Grund vorhanden ist —

bei dem Widerspruche des Vormundes beruhigen? —

oder gibt die Ansicht des Obervormundes den Aus-

schlag, so zwar, daß derselbe befugt ist, die Einwil-

ligung des Vormundes, soferne der Pflegling selbst
handelt, zu suppliren, oder aber wenn, wie dies

heutzutage regelmäßig der. Fall, eine Betheiligung
des Pfleglings selbstnicht stattfindet, dem Vormunde

die Vornahme der Handlung im obervormundschaft-
lichen Sinne geradezu bei Strafeinschreitung zube-
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fehlen, oder unmittelbar selbstthätig einzugreifen und
anstatb desVormundes die Handlung selbst vorzu-
nehmen, einen Vertrag selbst abzuschließen?
3#. Die Beantwortung dieserFrage nach gemeinem
Rechtemit Rücksicht auf einigePartikulargesetzgebun-
gen soll der Gegenstand dieser Erörterung sein, und
zwar. soll vorerst das rein römische Recht in's Auge
gefast, sodannuntersucht werden, ob und inwieferne
vom, Standpunkte,des heutigenRechtes etwas an-

deres angenommen werden müsse.
Nach römischem Rechte bezog sich das Amt des

Obervormundes für's Erste auf die Bestellung. und

EinsetzungdesVormundes, indem er unter bestimmten
Voraussetzungendiedatio, bez. Conlirmatio tutoris
und euratoris, die Sorge für die Inventarisation
und die Kautionsleistung hatte; sodannmußte er

mitwirken bei der. Festsetzungder Alimente und bei

Veräußerungen; endlich trat er in Thätigkeit. bei

Beendigung der Vormundschaft, wenn von Seiten
des Vormundes., ein genügender Exkusationsgrund
vorgebracht, nicht minder- wenn Veranlassung gegeben
war, den Vormund entweder auf. Grund einer erho-
benen Anklage(suspecti-poslulatio), oder von Ants-

wegen zu removiren 1). Dagegen war dem Ober-
vormunde nach römischem Rechte nicht einefortlau-
fende Aufsicht auf die Führung der Vormundschaft
zur Pflicht gemacht.Das römische.Recht kennt keine

jährliche. Rechnungsstellung an den Obervormund;
es schreibt ihm nicht vor, regelmäßige Einsicht von

der Verwaltung des Vormundes zu nehmen und
das= Einzelne der Geschäftsführung zu überwachen;
sondern. verpflichtet ihn nur im Allgemeinen, wenn

sich.Anhaltspunkte dafür ergeben, daß der Vormund

nachlässigoder dolos zu Werke gehe, auch von Amts-

wegen das Remotionsverfahren einzuleiten und nach

2 1. Bgl:s uchta Panv. g. 356.
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Lage der Sache die Remotion auszusprechen. Der
Schwerpunkt der vormundschaftlichen Amtsführung
lag nach römischem Rechte in der Thätigkeit des
Vormundes. Dieser ergänzteals Tutor die juristisch
unvollkommene Persönlichkeit des unmündigen Pfleg-
lings durch Interposition seiner Autoritas oder er-
theilte als Kurator seinen Konsens zu den Handlun-
gen des Pfleglings, wenn dieser mündig war; er

führte, wenn der Pflegling nicht in Person handeln
konnte oder handelte, so ferne Stellvertretung zulässig
war, selbstständig die Geschäfte desselben und ver-

waltete das Mündelvermögen domini loco; nur bei
gewissenHandlungen, insbesondere. Veräußerungen,
war er gebunden, die Zustimmung derObrigkeit zu
erholen. Der römischeMagistrat war abernicht im

eigentlichen Sinne Oberaufsichtsbehörde2).
Schon diese allgemeinen Erwägungen dürften
dafür sprechen,daß der Obervormund nach römischem
Rechte nicht die Befugniß gehabt habe, im Falle
Widerspruches des Vormundes den Konsens oder die
Autorität desselben zu suppliren, oder, wenn der
Pflegling nicht selbst handeln konnte oder doch nicht

selbst handelte, dem Vormunde die Vornahme der

Handlung anzubefehlen, bez. dieselbefür den Vormund
vorzunehmen. War im einzelnen Falle es klar, daß
lediglichUnfähigkeit oder böserWille den Widerspruch
oder die Weigerung des Vormundes veranlasse, so
konnte der Obervormund allerdings einschreiten, in-
dem er das Remotionsverfahren einleitete, nach er-

hobenem Thatbestande den Vormund removirte und
einen tüchtigeren an seine Stelle setzte. War aber
dem nicht so, mußte der Obervormund auerkennen,
daß sich in der vorwürfigen Verwaltungsfrage eine

Meinungsverschiedenheitwohl denken lasse, ohne daß

3) Göschen, Vorles. über das gemeine Civilrecht(Ausg.
von Erxleben) Bod. III. Abth. 1 §F.746.. Nr. III.
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man befugtsei, die abweichendeMeinung unbedingt
als irrig zu bezeichnen,so war er nicht berufen, noch
ermächtigt, den Konsens oder die Autorität zu sup-
pliren, oder durch Zwang des Vormundes, durch selbst-
thätiges Eingreifen seine Ansicht zur Geltung zu
bringen. Daß der Magistrat gegen den Vormund
keinen Zwang ausüben, d. h. eben, daß er nicht dem
Vormunde unter Strafandrohung den Befehl zu
irgend einer Rechtshandlung ertheilen dürfe, ist in
einer Geseyesstelledeutlich ausgesprochen.

Fr. 17 de auctor. et Consensu tut. (26, 8):
Si tutor bupillonolit auctor fieri, non

debet eum Practor cogere, Primum quia
iniquum est, etiamsi non expedit pupillo,
auctoritatem eum praestare; deinde, eisi

expedit, tutelac judicio pupillus. hanc
jacturam consequitur.

Es wird für den Fall, daß der Vormund mit
Ungrund seine Thätigkeit verweigert hätte, ihm ledig-
lich die für ihn daraus resultirendeHaftung im künf-
tigen judicium tutelac in Aussicht gestellt, zugleich
aber bemerkt, daß es ja möglich sei, daß der Vor-
mund Rechthabe, hiemit aber angedeutet,daß dem
Obervormunde eigentlich eine Kognition über die

Zweckmäßigkeitoder Unzweckmäßigkeitder vom Vor-
munde verweigerten Rechtshandlung gar nicht zustehe.

In anderen Stellen ist allerdings die Möglich=
keit der Supplirung der Antorität des Tutors durch
die Obrigkeit statuirt, so in Const. 18 8. 4 de jure
delib. (6, 30); Const. 7 qui admitti (6, 9);
dann in fr. 1 §S.5 quod falso tutore auctore

(27, 6). Allein die erste dieser Stellen setzt aus-

drücklich voraus, daß der Pupill einen Tutor nicht
gehabt habe, und die anderen sind wohl auch von

diesem Falle zu verstehen. Die Rechtshandlungen
des Pfleglings werden nicht ipso jure, sondernprae-
torio jure, per Practoristuitionem aufrecht er-
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halten, womit also bestimmt das Ausnahmsverhältniß
gegenüberder eivilrechtlichen Stellung und. Kompe-
tenz des Magistratskonstatirt ist 8).

Auch im älteren deutschenRechte arscheint.der
Vormund — regelmäßig der nächstemännliche Ver-
wandte von der Vaterseite her ) — selbstständigin
der Verwaltung der Güter des Pfleglings, Eine
sortlaufende Beaufsichtigung durchdas Gericht findet
nicht statt. Dor Vormund ist zu keiner Rechnungs-
stellung gegenüberdem Gerichteverpflichtet 5). Nür

eist ihm auch schon nach älterem deutschenRechtedie

Veräußerungsbefugnißmeist entzogen 6).
Allein allmählig entwickelte sich unter dem Ein-

flüsseder Idee des Königsschutzes, der Vorstellung,bamder König von Gott vor Allen berufen sei, Witt-
wen und Waisen zu schützen, zu wachen darüber,
daß ihnen in keiner Weise.Unrechtgeschehe,daß ihr

Vortheil, und ihr Nutzen in jeglicher Beziehüng ge-

wahrt werde, das Institut der Oberv-= orm n-
schaft, von Anfangan berechnet und abzielend auf

umfassendeund fortwährende Beaufsichtigungder vor-
mundschaftlichenAmtsverwaltung7). Bei. Rezeption
des römischen Rechtes in Dentschlandfanden eim

Allgemeinen auch die RechtssätzeEingang und. Gel-
tung, welcheauf die Stellung und Aufgabe der ober-
vorinundschaftlichenBehörde Bezug hatten; so insbe-
sondere gelangte der Grundsatz zur Anerkennung,daß
der Obervormund dem Pflegling haftbar sei für jede
durch seinVersehen verursachte oder ermöglichteBe-

nachtheiliigung desselbend8). Allein der im deutschen

3) Val. Glück Komm. Bd. XXX S. 469.
35 Vgl. Mittermaier D.P.R. Bo. 1. F. 415.
5) Kraut Vormunoschaft Bd. II S. 92—93.
4) S. Walter'ß deutsche Rechisgegchichte. 483.
1) Krant Vormun#schaftB. I s .

3) Kraut a. a. O.



Zur Lehrei. von der Obervormundschaft. 183

Rechte wurzelude Hauptgesichtspunkt des Rechtsver-
hältnisses, daß nämlich der Obervormund im Allge-
meinen wie im Einzelnen fortlaufende Aufsicht zu
pflegenhabe über die Thätigkeit der Vormünder, wurde

festgehaltenund gelangte in Reichsgesetzenzu wieder-
holter Anerkennung. So ist insbesonderein der Reichs-
polizeiordnungvon 1577 Tit. 32 F. 4 ausgesprochen,
daß es den Obrigkeiten zustehe, gebührliches

nud billiges Einsehen zu haben, damit die
Pupillen und minderjährigen Kinder unbetrogen

und vernachtheiligt bleiben ).
Dieses Prinzip war kein neues; es wurzelte in

dem Gewohnheitsrechte der damaligenZeit, war stets
im Sinne einer Detailaufsicht auf die vormundschaft-
liche Amtsführung verstanden worden und hat sich
in dieser Weise bis auf die neueste Zeit im Rechts-
leben, im Rechtsbewußtsein des Volkes erhalten.

Was heißt es nun, die Obrigkeiten sollendie
Oberaufsicht über die Vormünder haben, sollen wa-

chen darüber, daß die Interessen der Pfleglinge in
keiner Weise verklimmert werden? Soll die Ober-
aufsicht sich lediglich dadurch bethätigen können, daß
sie Handlungen des Vormundes, welche gegen den
Vortheil des Pfleglings sind, ihr Veto entgegensetzt
und sie verhindert? Soll sie nur verneinend sich
äußern können? Gewiß nicht. Im Wesen der Ober-

aufsicht liegt auch ein positives Element: sie muß
da, wo es gilt zu handeln, der Vormund aber über-
haupt nicht oder nicht sohandeln will, wie nach An-

sicht der Oberaufsichtsbehördegehandeltwerden muß,
den Ausschlag geben können, die Möglichkeit haben,
ihren Willen durchzusetzen. Wäre dem nicht so, so
ergäbe sich das völlig. verkehrte Verhältniß, daß die

Behörde, welcher die Oberaufsicht über die Verwal-

8) Im §. 3 ist die Pflicht des Vormundes hervorgehoben,
alljährlich der Obrigkelt Rechnung zu stellen.
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tung der Vormünder gebührt, diesen in der That
sich unterordnen, ihrem Willen nachgebenmüßte.

Dem Gesagten zufolge muß angenommen wer-

den, daß der Obervormund nach deutschemRechte
in Kraft seines Oberaufsichtsrechtesbefugt sei, dann,
wenn der Pflegling selbsthandeln will, der Vormund
aber seineEinwilligung verweigert, diese zu suppliren;
nicht minder wenn, wie dies meistens der Fall,
eigenes Handeln des Pfleglings nicht in Frage ist,
dem Vormunde bei Vermeidung von Strafeinschrei-
tung die Vornahme, eines gewissenGeschäftes vor-

zusthreiben. Hat aber der Obervormund die letztere
Befugniß, dann ergibt sich von selbst, daß er auch
berechtigt sei, im Falle der Weigerung des Vormun=
des, eine bestimmte, vom Obervormunde für noth-
wendig erachteteVerwaltungshandlung vorzunehmen,

geradehselbstdies zu thun, also etwa für den Pfleg-
ling zu kontrahiren. Denn sobald der Obervormund
für ermächtigt erachtet wird, dem Vormunde bei
Vermeidung von Strafe bestimmte Weisungen zu er-

theilen: so ist nicht abzusehen, warum Derjenige,
welcher das Recht hat, die Vornahme einer Rechts-
handlung zu befehlen, diese nicht sollte selbst vorneh-
men können. Der Vormund, indem er einen Befehl
des Obervormundes vollzieht, kontrahirt im Namen
des letzteren, als Beauftragter desselben: materiell
ist das Verhältniß das nämliche, als ob der Ober-
vormund selbst kontrahirte. Die blose Form kann
aber jedenfalls nach heutigem Rechte keinen Unter-

schiedbegründen.
Ich habe als nothwendigen Inhalt des nach

heutigem gemeinen Rechte der Oberkuratelzustehen-
den Oberaufsichtsrechtes die Befugniß derselben be-

zeichnet, den Konsens des Vormundes zu suppliren,
ihm bestimmte Verwaltungshandlungen, die, sie im

Interesse des Pfleglings für geboten erachtet, anzu-
befehlen und nöthigenfalls sie selbst vorzunehmen.
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Die. Stellung des Vormundes zur Behörde, so ferne
er deren Befehle zu vollziehen hat, ist hiernach, wie
bereits angedeutetwurde, die eines Vollzugsorganes.

(Schlußfolgt.)

Mittheilungenaus der Praris.
1.

Freiwilliger Armenanwalt. Deserviten. etentlonsrecht.
Val. Bd. 17 S. 381.

«

Ein Rechtsanwalt, welcher die Vertretung einer
Ehefrau im Armenmrechtein deren Ehescheidungssache
freiwillig übernommen hatte, wollte sich aus den
Alimentengeldern,die seineKlientin von ihrem Manne
während der ihr für die Dauer des Prozessesgestat-
teten Separation für sichund die bei ihr befindlichen
zwei Kinder zu beziehenhatte, wegen seiner Deser-
viten bezahlt machenund retinirte von diesen für seine
Klientin cingenommenen Geldern den Betrag von
16 fl. Auf deren Beschwerde wurde dem Anwalte
vom Ehegerichte die Herausgabe des ungebührlich
retinirten Betrages auferlegt. Sein hiegegenergriffe-
ner Rekurs wurde durch oberstrichterlichesErkenntniß
v. 14. März 1854. RNr. 3905 3/64 als ungegründet
aus folgenden Gründen abgewiesen: "

Eine das ArmenrrechtgenießendePartei ist nach
GO. III,, §. 8 nicht nur aller Gerichtsgebührenent-

hoben, sondernauch deren Advokat schuldig, derselben
gratis zu dienen. Der Umstand, daß Advokat N.

nicht vom Gerichte als Offizinlanwalt der Katharina
M. aufgestellt wurde, sondern in Folge der ihm von

ihr ertheilten Vollmacht deren Vertretung freiwillig
übernommen hat, kann ihn von der Verbindlichkeit,
ihr, so langesiedas Armenrecht genießt, gratis zu die-

nen, nicht befreien, indem das Gesetzin dieser Hin-
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sicht keinen Unterschiedmacht, undein desfallsiger
Unterschied auch in der Erwägung nicht eintretenkann,
weil die Pflicht zur unentgeltlichen Vertretung der
Armenpartei nicht auf der offiziellen Aufstellung des
Anwalts beruht, sondern in deren Unvermögenheit
ihren Grund hat, und daher der Anwalt, welcher die

Vertretung einer Partei im Armenrechte freiwillig
übernimmt,sich derselben Verpflichtung unterwirft,

weschedem vom Gerichte bestellten Offizialanwalte
obllegt. * 4 ,

«Ebensoweanvermag«d(i"rU111staudetwciBZU
ändern, daß Kath. M. den Advokaten N. blos durch
das Versprechen, ihn wegen seinerBemühungen zu ho-
noriren, bewogen haben soll, das ihm ertheilte Man-
dat zu übernehmen, weil Kath. M. auch ohne ein

desfallsiges Versprechen verbunden ist, ihrem Anwalt
die gehabten Auslagen und den gebührendenLohn
zu entrichten, wenn sie in der Lage sein wird, diese
Velbindlichkeit zu erfüllen. In so lange sie aber des
Armenrechtes theilhaftig ist, muß dieseVerbindlichkeit
suspendirt bleiben, und es kann der vom Rekurrenten
geltend gemachteweitere Umstand, daß ihn Kath.

:. wegen seiner Befriedigung auf die von ihrem
Ehemanne ihr zu entrichtenden Alimentationsbeträge
vertröstet habe, deshalb keine Beachtung finden,weil

diese nur auf den Nothbedarf bemessenenAliniente

nicht als eine die Kath. M. zahlungsfähig machende
Verbesserungihrer Vermögensumständebetrachtet wer-

den können. ,"’
Es ist zwar dem Anwalt gestattet, so lange er

mit seinemgebührendenLohn nicht gänzlich befriedigt
ist, die der Partei zuständigen Akten, Dokumente
und andere in Händen habende Sachen zurückzube-
halten, allein dieseRetentionsbefugniß erleidet nament-

lich in Sachen einer Armenparkei eine Ansnahme,
so lange dieselbenicht zu Kräften gekommenist. Anm.

z. GO. II §. 5 Note m am Ende. Gl.
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ausschließendmit Rücksicht auf ihre Person, sondern
lediglich oder dochvorzugsweisemit Rücksicht auf die

rechtliche Natur der bevorzugten Forderun-
gen eingeräumtworden sei, und der legislative Grund;
aus welchem nur diesenForderungen ein Vorzugsrecht
ertheilt worden, liegt offenbar in den beschränkten
Rechten, welche den Ehefrauen, und den ausgedehn-
ten Befugnissen, welche den Ehemännern an diesen
Vermögenstheilenwährend der Ehe zustehen,und in

Folge welcher den Ersteren die Sicherung ihrerRechte
in-Ansehung derselbenbesonderserschwertist; — ein
Vorzugsrecht aber, welches nicht sowohl in der Per-
sönlichkeit der (ursprünglich) berechtigten „Ehefrau,
als in dem Rechtsgrunde der Forderung sei-
nen. Grund hat.. ç

fr. 68 de reg. juris: ubi. genus actionis id
desiderat,

kann nicht als ein der Person der Ehefrau ankleben
des höchstpersönliches Recht angesehenwerden,

Ferner war auch jenes den Ehefrauen früher
zügestandeneVorzugsrecht, an dessenStelle das Vor-
zugsrecht des §. 23 Ziff. 3 der Pr.-O. getreten ist,
nicht auf die Person der Ehefrau beschränkt,sondern
ging auf deren Erben über. Nach gemeinem und
bayerischem Rechte, dessenKlassisikation der Gesetz-
geber bei Erlassung der Pr.-O. vorzugsweiseim Auge
hatte, stand den Ehefrauen wegen des eingebrach-
ten Heirathsgutes eine allgemeine stillschweigende
Hypothek .

C. un. S. 1 de rei uxor. act. (5, 13),
GO. Kap. 20 S. 6 Nr. 1 —

und in Ansehung dieser Hypothek ein Privilegium,
ein Vorzugsrecht vor anderen Pfandgläubigern zu,

C. 12 S. 1 qui pot. in pien. (8, 18); §. 29

Inst. de act. (4, 6); GO. a. a. O.

das privilegirte Pfandrechtwar auf diePerson der
Ehefrau und deren Dezzendenten beschränkt,
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denselben jedenfalls eine Stelle Vor der IV. Klasse
hätte augewiesenwerden müssen. Das Vorzülgsrecht
der IV. Klasse geht daher eben so, wie der an die

Stelleder stillschweigendenHypothek getretene Rechts-
titel zur Erlangung einer Hypothek

«

Hyp.Gcs..§.12Ziff.6,v.Gönne.r,Kqumeut.
Bd. J S. 182, 1881.

,

auch.auf die Erben der Ehefrauenübeerr
OAGE. v. 11. Juli 1853.. Mr. 10576

1 „4 3. E

Aphästonsbeschwerde. Konnexität. — Rechtskraft über. ges
richtsablehnende.Elurede.

„uNach Voerhandlungeiner Rechtssache,in. welcher
der Verklagte sich einer gerichtsablehnendenEinrede
bedient hatte, war erstrichterlich erkannt worden:.

1) Beklagter sei schuldig, sich auf die Klage
einzulassen, und sei die bedingte Streitseinlassung
als pure geschehenzu erachten; 2) sei die Klage
in der angebrachtenArt abzuweisen;3) habeKläger
sämmtliche Kosten zü tragen. Gegen Nr. 2 und 3

dieses. Erkenntnissesappellirte Kläger; wegen Nr. 1,
insbesondere wegen Verwerfung seiner gerichtsableh-
nenden Einrede adhärirte. Beklagter. In zweiter
Instanz erfolgte Verwerfung der Adhäsionsbeschwerde,
in der Hauptsache aber ein Beweisinterlokut. Ueber
die nun wegen Verwerfung der Adhäsionsbeschwerde
ergriffene Revision des Beklagten sagen die Motive
der. oberstrichterlichenEntscheidung unter Anderem:

Die Adhäsionsbeschwerdedes Beklagten verfolgt
einen von der Appellationsbeschwerdeverschiedenen
Gegenstand; sie befaßt sich mit einem von dem Ap-
pellanten nicht angegriffenen Punkt, indem sie die

Kompetenz des vom Klägerangegangenen Gerichtes
bestreitet; während dieser die Entscheidung angreift,
welche der Nichter erster Instanz hinsichtlichder er-

hobenenKlage, dann im Kostenpunkteerlassenhat;
es maigelt daher an der zur Begründung der Ad-
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häsion nach GO. Kap. 15 §. 9 Nr. 3 erforderlichen
Konnexion der Beschwerde des Adhärenten mit den

Beschwerdendes Appellanten, und war deshalbdie

Adhäsionsbeschwerdedes Beklagten, wie geschehen,
vom Richterder vorigen Instanz als unzulässigzu
verwerfen Unerheblich ist das Vor-

bringen des Adhärenten, daß seine Adhäsionsbe-
schwerde schon um deswillen nicht habe zurückge-
wiesen werden können., weil sie sich als Nichtig-
keitsbeschwerde darstelle, welche an das Beru-

fungsfatale nicht gebunden sei. Da hier über die
Einrede der Inkompetenz' des Gerichtes unter den

Parteien förmlich verhandelt, und nach gepflogeuer
Verhandlung hierüber erkannt wurde, so kommen die

gesetzlichenBestimmungen von der Appellation zur
Anwendung

OAGE. vom 19. Juli 1853“ Nr. 188 /84
4.

Unvordenklichkeit.Alter verZeu
Vol. Vd. 5 S. 250.

Diie Vorschrift des bayer. LR. Th. II Kap.
g. 9 Nr. 1, nach welcher beim 7snn’d-Wbe
weisedie Zeugen 54 J. alt sein müssen,gilt zunächst
für jene Zeugen, welche über den ganzen vierzigjäh-
rigen Zeitraum ihrer WissenschaftSeh sollen,
und von denen daher schon zwei, wenn siesonst ein-

redefreisind, vollen Beweis machen; während bei

jenen, die blos über einen späteren Theil der Ver-

jährungsperiodedeponiren, von selbst auch ein ver-
*ê üngeresLebensalter ausreicht. .. .. ..

AGE. 8. März 1853. Nr. 986 551.

Verlchelgung,In Nr. 8 S. 117 3. 13 v. o. statt „Anwe-
sen " I.: „UAnsehens.“

Neb.: J. A. Seuffert. Verl.: Palm Enke Ebolhh.Enein Erlangen. Druck von Junge Sohn
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Zur Lehre von der Obervormundschaft. — Hastung der Frau##für
Gewerbsschuden des MauncoSiten zu ofsenem. Kram und
Markt. Ausbacher Recht. — Einklagung elncs Abrechunungasaldo. —

, Hsmld
WaberGcmcindccigcnthmn,odergemeinschaftlichen Mlleigemhum

der lämmtlichen Gemeindeglieder Auregung diese. r FraYc cchsus
tunc-molkEntscheidungaus,de11UmändcndcrlsldhcrücnBehand-

sg.—
·

HitrsjpljrevotrderObecvocmnndschaft»
Von

Dr. August Seuffert.

(Schluß.).
..Anm bestimmtestenfindet sich diesesVerhältniß
(die Stellung des Vormundes als Vollzugsorgan
der Behörde) entwickelt und ausgeprägt im allge-
meinen preußischenLandrechteThl. II Tit. 18 Absch.5
g. 231 ff. Nachdem vorerst die Obliegenheitendes
Vormundes im Allgemeinen bezeichnetsind, heißt
es weiter:

g. 235. In allen diesen Beziehungen sind
die Vormünder als Bevollmächtigte des Staa-
tes anzusehen.
§ 236. Sie sind also schuldig, sich bei Füh-
rung ihres Antes nach den Vorschriften der
Gesetzeund den besonderenAnweisungendes vor-

mundschaftlichenGerichts sorgfältig zu achten.
g. 237. Das Gericht ist, sie dabei zu diri-

giren und unter beständigerAufsicht zu halten,
befugt.und verpflichtet.
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Allein die Stellung des Vormundes ist keines-

wegs blos die eines Vollzugsorganes, das etwa nur

für die Vollziehung verantwortlich wäre. Der Vor-
mund sinkt dadurch, daß man seine Verpflichtung
statuirt, den Weisungen der Behörde Folge zu lei-
sten, nicht zum blosen Diener der Behörde herab.
Der. Vormund ist vielmehr immerhin Derjenige, wel-

cher in erster Linie sich mit den Angelegenheitendes

Pfleglings zu befassenhat. Seine Aufgabe ist es,
zu prüfen, ob diese oder jene Verwaltungshandlung
vorzunehmen sei, und wie dies zu geschehenhabe;
zum Kreise seiner Thätigkeit gehört die erste Einlei-
tung und Vorprüfung des Geschäftes10), die Un-

terhandlung mit den dritten Personen, an welche
vermiethet, verpachtet, von welchen gekauft werden
soll u. s. W.: er muß der Obervormundschaft die

thatsächlichen Verhältnisse unterbreiten und hiemit
seinen Antrag verbinden. Wenn auch die Obervor-

mundschaftsbehördefür berechtigt und verpflichtet zu
halten ist, von allen einzelnen thatsächlichen Ver-
hältnissennach Thunmlichkeitselbst Einsicht zu nehmen
und elgeneAnschauung sich zu verschaffen, so kommt
doch in Betracht, daß der Natur der Sache nach
die Behörde, welche vielleicht Hunderte von Vormund-
schaften zu überwachen hat, die fast durchaus noch
eine Reihe von anderen Amtsgeschäftenhat, nicht in
der Lage ist, diese Einsichtsnahme in umassender
Weise zu pflegen. Sie ist vielmehr darauf angewie-
sen, im Allgemeinen dem Vormunde, so ferne sie
nicht Grund hat, an seiner Tüchtigkeit zu zweifeln,
einen gewissenSpielraum zu lassen, innerhalb dessen
er sich frei bewegt — und berechtigt, bis zu einem

gewissenGrade sieh auf die Mittheilungen des Vor-

mundes, was das Thatsächlicheanlangt, zu. verlassen.
Hiernach ergibt sich von selbstein Wirkungskreis des

10) Kraut a. a. O. Bo. II. S. 95 —6.
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Vormundes, der ihn über die Stellung. eines blosen
Dieners der Obrigkeit erhebt, zugleich aber auch
seine Verantwortlichkeit in erster Linie begründet,
sobald er etwas bei Einleitung und Vorprüfung des

abgeschlossenenRechtsgeschäfte , bei Besorgung der

ihm zur selbstständigenErledigung überlassenenVer-
waltungsgeschäfte übersehen hat, während freilich
in dem Falle, wenn der Obervormund glaubte, un-

geachtet des Widerspruches der Vormundschaft auf
einer Verwaltungsmaaßregelbeharren zu müssen, und
dieselbe dem Vormunde entweder aubefahl, oder selbst
vollzog, auch der Obervormund in erster Linie oder
vielmehr ausschließlichfür haftbar zu erklären ist 11).

Eben weil aber der Vormund nicht bloser Die-
ner der Oberkuratelbehörde ist, weil es vorzugsweise
und in erster Linie seine Aufgabe ist, jede Verwal-

tungshandlung einzuleiten und im Voraus zu prü-
fen, so muß es für unstatthaft erachtet werden, daß
die Oberkuratelbehörde ohne alle Zuziehung des Vor-
mundes irgend eine Verwaltungshandlung vornehme.
Der Obervormund muß vielmehr, auch wenn er den

ersten Impuls gibt, den Vormund mit seinemGut-

achten und seinen Anträgenvernehmen und das von

ihmVorgebrachte in Erwägung ziehen: und mit Recht
hat das Oberappellationsgericht zu Dresden in
einem Falle, wo zwischender Mutter und dem Va-
ter eines außerehelichenKindes über die Alimenta=
tion desselben mit obervormundschaftlicher Genehmi-
gung, jedoch ohne irgend welche Betheiligung des
Vormundes ein Vergleich abgeschlossenworden war,
durch Erkenntniß vom 29. Oktober 1844 (LArchiv
für oberstrichterlicheEntscheidungenB. II Nr. 198)
die Nichtigkeit dieses Vergleiches ausgesprochen.

11) Kraut a. a. O. — J. A. Seuffert's prakt.
Pand. NR. ed III Band III §. 510 Note 6.

*
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Wenn jedoch in den Motiven dieses Erkenntnisses
gesagt wird, daß seinem Wesen und seiner Bestim-
mung nach ein obervormundschaftliches Dekretdie

Genehmigung Dessen ausspreche, was der Vormund

that, mithin nothwendiger Weise die Handlung eines

solchenvoraussetze, folglich auch nur da wirksam und

gültig sei, wo es als Bestätigung zu ihr hinzutrete:
so kann dieser Deduktion dem Obigen zufolge nicht
beigepflichtet werden, wie denn auch im nämlichen
Erkenntnisse nebenbei bemerkt ist, daß die Obrigkeit
das, was zum Amte des Vormundes gehört, in
der Regel nicht selbstbesorgendürfe, welche Worte
darauf schließenlassen, daß der oberste Gerichtshof
wohl fühlte, es könne der Oberkuratelbehörde nicht
unbedingt die Berechtigung zum Selbsthandeln ab-

gesprochenwerden. Q„

8 wurde oben bemerkt, daß das allgemeine
preußischeLandrecht am bestimmtesten den Grund-
satz der Unterordnung des Vormundes unter die

Oberkuratelbehörde, die Verpflichtungdesselben, den

Weisungen der Oberkuratelbehörde Folge zu leisten,
ausgesprochenhabe. Was das bayerische Land-

recht betrifft, so bestimmt dasselbe — Thl. I Kap.
VII S. 17 Nr. 5:

In Sachen, welche zu des Pupillen offenba-
rem Nutzen gereichen, kann der Vormund den
Konsens nicht abschlagen, und wird derselbe

8 von Amtswegen durch die Obrigkeit
ersetzt.

In den Ammerkungenhiezu wird bemerkt, daß
das römische Recht einen Zwang des Vormundes

für unstatthaft erachtet, vielmehr den Pflegling auf
das judicium tutelac vertröstet habe, daß man

aber jure hodierno es auf diesen sehr ungewissen
und gemeiniglich in weitem Felde stehendenRegreß
nicht mehr ankommen lasse, sondern jura pupilli
noch re adhuc integra salvire, und in Sachen,
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wo der Nutzen desselben offenbar sei, consensum

tutoris, so ferne er nicht selbst daran wolle, von

Amtswegenoder durch einen ad hunc actum spe-

shiterbestellten curatorem ersetzen zu. lassen
pflege.8

Nun ist es allerdings richtig, daß das bayeri-
sche:Landrecht in der hervorgehobenenStelle, wie
im ganzen §. 17, lediglich die Fälle im Auge hat,
wo der Pupill selbsthandelt; daß die Obervormund-
schaftsbehörde ermächtigt wird, nöthigenfalls den
Konsens zu suppliren, d. h. eben anstatt des Vor-
mundes die Einwilligung in die Handlung des Pfleg-
lings zu ertheilen. Allein daß der Gesetzgebernur

den vom Standpunkte des Rechtslebens, besonders
wenn Unmündige in Frage, als Ausnahme zu be-

zeichnendenFall vor Augen gehabt hat, wenn der

Pflegling selbst handelt, zwingt uns noch nicht zu
einem argumentum a contrario für den die Re-
gel bildenden Fall, wenn eine Betheiligung des

Pfleglings selbst nicht stattfindet. Das bayerische
Landrecht hat in der angezogenen Stelle immerhin
das Prinzip ausgesprochen, daß der Widerspruch
des Vormundes den Abschluß eines dem Pfleglinge
vortheilhaften Geschäftes nicht solle hindern können,
und zweifelsohne würde es, wenn es den Fall vor

Augen gehabt oder berücksichtigthätte, daß der Pfleg-
ling nicht selbst handelt, in Konsequenzdieses Prin-
zipes verordnet haben, es müsse bei Divergenz zwi-
schenVormundschaft und Obervormundschaft die An-

sicht der letzteren den Ausschlag geben, woraus sich
von selbst ergibt, daß letzterenöthigenfalls statt des
Vormundes kontrahiren könne.

Auch das allgemeine preußischeLandrecht sagt
in Konformität mit der Bestimmung des bayerischen
Landrechtes — im §S. 248 a. a. O.:

Weigert sich der Vormund, in eine Handlung
zu willigen, die der. Pflegebefohlenefür- sh
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zuträglich hält: so kann Letzterer bei dem vor-

mundschaftlichenGerichteauf näherePrüfung und

auf Ergänzung dieser Beistimmung antragen.
Allein es hat zugleich in den bereits früher

hervorgehobenen S§en das gemeinrechtlichePrinzip
der Oberaufsicht in einer Weise ausgeprägt, daß
über die Berechtigung der Behörde, dem Vormunde

zum Abschlussevon Geschäften Namens des Pfleg-
lings Weisungen zu ertheilen, kein Zweifel bestehenkann.

Die Amnerkungen zum bayerischen Landrechte
a. a. O. geben es der Obrigkeit auch anheim, in
dem Falle, wenn der Vormund sich weigert, zu
einem vom Pfleglinge beabsichtigtenRechtsgeschäfte
seinen Konsens zu ertheilen, diesen durch einen
ad hunc actum bestellten curator suppliren zu
lassen. Dieses Auskunftsmittel mag dazu dienen
die primäre und beziehungsweise alleinige Verant-

wortlichkeit des Obervormundes auszuschließen. Allein
da, wo es gilt rasch zu handeln, wo aber etwa die

thatsächlichen Verhältnisse derartig verwickelt sind,
daß der Spezialkurator erst längerer Zeit bedirfte,
um sich gehörig zu informiren, wird dasselbe ohne
Nachtheil für den Pflegling nicht angewandtwerden
können — ganz abgesehendavon, daß regelmäßig
nicht mit Bestimmtheit vorauszusehen ist, ob der

Spezialkurator im Sinne des Obervormundes feine
Willenserklärung abgeben werde.

Anlangend die Beantwortung unserer Frage in
der Doktrin, so hat auch diese von jeher das vor-

handene Bedürfniß, für den Fall, daß Vormund-

schaft und Obervormundschaft miteinander im Kon-

flikte sind, einen Ausweg zu finden, wohl gefühlt;
allein während im Rechtsleben selbst sich die Schwie-
rigkeit meist naturgemäß in der Weise löste, daß
die Meinung des Obervormundes bei obwaltender

Divergenz den Ausschlag gab, und der Vormund im

Sinne des Obervormundes handeln mußte:gelang-
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ton insbesondere die älteren Juristen, beengt durch
die römischrechtlicheAuffassungsweise und den Be-

griff der Oberaufsicht nicht in seinen natürlichen Ele-
menten zergliedernd, rogelmäßig nicht zu einem be-
friedigendenResultat. Auch sie hatten fast stets nur
den Ausnahmzfall des praktischen Rechtslebens vor
Augen, daß nämlich der Pflegling selbst das Ge-
schäft abschließt, und untersuchten nun, in wie ferne
der Oberkuratel die Befugniß zustehe, den Konsens
zu suppliren. Diese Frage wurde bald verneint,
indem das Recht der Konsenssupplirungnur zustehe,
wenn der Pflegling gar keinen Vormund habe —

dies in Gemäßheit von Stellen des römischenRech-
tes; bald wurde unterschieden zwischen solchen
Rechtsgeschäften,zu deren wirksamen Abschlusseohne-
hin eine Mitwirkung der Obrigkeit erforderlich, und
solchen, wo dies nicht der Fall sei, und nur in An-
sehung letzterer eine Konsenssupplirung zugelassen.
Vgl. Lauterbach, Collegium theor- pract.ifN XXVI Tit. VIII S. 4, 9. In neuerer Zeit
haben mehrere Schriftsteller in der That, wenn auch
nicht immer mit scharferAusprägung, sich zu dem
Prinzipe bekannt, daß es der Obrigkeit zustehe, den
Konsens des Vormundes zu suppliren und demselben
Weisungen zum Abschlussevon Rechtsgeschäftenzu er-

theilen. Vgl. Rudorff, das Recht der Vormundschaft
Bd. 1 S. 12 a. E.; Mittermaier im Archiv für
civ. Praxis Bd. XVI S. 230 ff. Kraut, Vormund-

schaftBd. I S. 95 — 96 12). S. auchBluntschli
Deutsches Priv. RechtBd. II §. 184 Nr. 3.

12) S. noch J. A. Seuffert's Prakt. Pand. ed.

III Bv. III §. 504 S. 97: „Was zum Amte des

Vormundes gehört, darf die Obrigkeit nicht selbst,
ohne jenen zuzuzieben, besorgen. Wenn jevoch un-

ter Umständen, welche posttives Handeln srbeischen,
bezüglich einer dem obervormunpschaftlichen Konsense
unterliegenden erwaltungs-resp.Vertretungshandlung
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Nach’ dem ErgebnissemeinerAusführung er-

scheint die Zuständigkeit der Obervormundschaftsbe-
hörde nach deutschemRechte als eine sehrbedeutende-
Es versteht sich, daß sieselbst wiederum der Kon-
trole der höherenInstanzen unterliegt, und daß durch
diese im Interesse der bevormundeten Personen auf
Anrufen der Vormünder allenfallsige nachtheiligeVer-

fügungen und Rechtshandlungender Obervormund-
schaftsbehörde rückgängig gemacht werden können,
was der Dritte, welcher mit letzterer unmittelbar
kontrahirt hat, sich gefallen lassen muß 1)

DOb vom legislativen Standpunkte aus sich der

Grundsatz der Unterordnung des Vormundes unter
die Befehle der Obervorinundschaftsbehördeempfehle,
ist eine wohl in Erwägung zu ziehendeFrage. Es
läßt sich nicht läugnen, daß es, um mit den Wor-
ten Puchta's 15 zu reden, ein der Einfachheit,
Sparsamkeit und Energie der Verwaltung ungünsti-
ges Extrem ist, wenn die obervormundschaftliche.Zu-
ständigkeit dergestalt ausgedehnt wird, daßsie. die

vormundschaftlicheVerwaltung nahezu absorbirt: und
wohl dürfte es versucht werden, den Vormund selbst-
ständiger gegenüber der Behörde, etwa unter Kon-
trole von Mitgliedern der Familie zu stellen 15).—.
den Kreis der Verwaltungshandlungen genau zu be-

stimmen, welche er ganz unabhängig von der Be-
hörde vornehmen darf 16). Allein anderseits läßt

die Meinungen des Vormundes und der Obrigkeit aus-

einandergehen, so gibt letztere den Ausschlag, unddie
fragliche Handlung, z. B. Vertragseingehung, kann

von der Obrigkeit selbst vorgenommen werden.

13) J. A. Seuffert a. a. O. Note 11

14) Panv. R. §. 331 a. E.

16) Kraut a. a. O. Bo. I S. 97.
10) Erst wenn dies geschehen, wird die von. Mitter-

maler und Kraut a. a. O. (Bd. II S. 96) ge-

machte Unterscheidung von praktischer Bedentung sein
können.

-
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sich, wie bereits auszuführen versucht worden, durch-
aus nicht sagen, daß mit unserm Grundsatze der Un-
terordnung der Vormundschaft unter die Befehle der

Behörde die vormundschaftliche Verwaltung absor-
birt, der Vormund in die Stellung eines blosen
Dieners und Vollziehers der obrigkeitlichen Be-
fehle versetzt werde: und nimmermehr dürfte es an-

gehen, die Zuständigkeit einer Oberaufsichtsbehörde
in der Weise zu normiren, daß sie zwar durch ihr
Veto nachtheilige Handlungen verhindern, allein wo

positives Handeln erforderlich erscheint, dieses gegen

bieeigerungder Vormundschaft nicht ermöglichen
önnte.

Mittheilungen.aus der Praris.
1.

Haftung der Frau für Gewerbsschulden desMannes. Sitzen
zu offenemKram und Markt. Anöbacher Recht 1).

lim die Haftung für die Gewerbsschulden
ihres Mannes (des Gemeinschuldners) abzuwenden,
machte die Ehefrau geltend: sie würde (nach der

Ansbacher Konkursordnung) für die Handelsschulden
ihres Mannes nur dann zu haften haben, wenn sie
mit demselben gemeinschaftlich, d. h. auf gemein-
schaftlichenGewinn und Verlust, das Handelsgewerbe
betrieben hätte. Dadurch allein, daß sie an der

Ausübung des Geschäftes faktisch Theil genommen,
daß sie ihrem Ehemanne beim Gewerbsbetriebe Bei-

hilfe geleistethabe, sei ihre Haftung für die Han-

1)) Die Anwendung der in den vorllegenden Entschel-
dungsgründen entwickelten Grundsätze beschränkt sich
nicht auf das Ansbacher Recht. Vgl. Bl. f. R.
Bd. 8 S. 318. ·
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delsschuldennoch nicht begründet. Hierüber sagen
die Motive der oberstrichterlichenEntscheidung:

Die faktische Theilnahme der Ehefrau an dem

Geschäftedes Ehemannes begründet für sich allein
die fragliche Haftung. Die hier einschlägigeStelle
der Ansbacher Konkursordnung von 1731 2) be-

stimmt, daß „die Ehefrau sich des juris praclationis
in Ansehung ihres Heirathsgutes nicht bedienen
möge, wenn sie mit dem Manne in einem gemeinen
Gewerbe, als zu offenem Kramladen und Markt
oder in einer öffentlichenWirthschaft gesessen,da sie

ro socia et correa debendi, damit Die-

Pengen.so mit ihr kontrahiren, nicht hintergangen
werden, billig zu halten"“. — Diese gesetzlicheBe-

stimmung spricht ganz allgemein und unbedingt den

Ebefrauen der bezeichnetenKategorien das Vorzugs=
recht in Ansehung ihres Heirathsgutes ab, es erklärt
die Ehefrauen, welche mit ihrem Ehemanne zu offe-
nem Kramladen und Markt oder in einer öffentlichen
Wirthschaft gesessensind, sonach faktisch an dem Ge-
werbsbetriebe Theil genommen haben, unbedingt als
socias und correas ihrer-Ehemänner, ohne anzu-
deuten, daß diese Mithaftung durch ein in Ansehung
des Gewerbes mit dem Ehemanne eingegangenes
Sozietätsverhältniß, oder durch das Bestehen der
partikularrechtlichen Errungenschafts-Gemeinschaftbe-

dingt sei. Das Gesetzbezeichnetzwar die Gewerbe,
von welchen weiterhin die Rede ist, als „gemeine“,
den beiden Eheleuten gemeinschaftliche;allein es be-

stimmt zugleich, welche Gewerbe und unter welchen
Voraussetzungen dieselben als beiden Ehegattenge-
meinschaftliche, — abgesehenvonvertragsmäßigerVer-
abredung oder bestehenderErrungenschafts-Gemein-
schaft, —angesehen werden sollen, nämlich („als“)
wenn die Ehefrau mit dem Ehemanne zu offenem

3) Arnold, Belträge I. S. 60.
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Kramladen und Markt oder in einer öffentlichen
Wirthschaft gesessenist, es leitet bei derartigen Ge-
werben aus der faktischen Theilnahme der Ehefrau
am Gewerbe die rechtlicheFiktion ab, daß das Ge-
werbe ein gemeinschaftlichesder Ehegatten sei, und
hiefür sprechen auch die Schlußworte des Gesetzeß:

Da sie Dro socia et correa debendi billig
zu halten,

indem der Gesetzgeber, wenn er ein nach Vertrag
oder Gesetzauf gemeinschaftlichenGewinn und Ver-
lust betriebenes Gewerbe vorausgesetzthätte, gesagt
haben würde:

Da sie socia et correa debendi ist.
Mit Recht hat der Nichter zweiter Instanz be-

merkt, daß, wenn der Gesetzgeberbei der in Frage
stehendenBestimmung ein zwischen den Ehegatten
bestehendesvertragsmäßigesSozietätsverhältniß vor-

ausgesetztoder solche Schulden im Auge gehabt
hätte, welche die Ehefrau selbstkontrahirt hat, die-

selbe ganz überflüssiggewesenwäre, und andrerfeits
ist nicht abzusehen, wie die Haftung der Ehefrauen
für die Gewerbsschulden nur auf gewisseArten von

Gewerben, und bei diesen nur unter Voraussetzung
der öffentlichen Theilnahme der Ehefrau am Ge-
werbsbetriebe hätte beschränktwerden können, wenn

dieselbeals Ausfluß der partikularrechtlichenErrungen-
schafts-Gemeinschaftangesehenworden wäre, da der

Erwerb aus allen Gewerben zur ehelichenErrungen-
schaft gehört.

Allg. preuß.LR. Th. II Tit. 1 S. 396, 402—5.

Endlich spricht für die Ansicht des Richters
II. Instanz auch der in der (Ansbacher) Konkursord-
nung selbst angedeuteteGrund des Gesetzes,

„damit Diejenigen, so mit ihr kontrahiren,
nicht hintergangen werden. —

Denn dem Publiremgegenüber erscheint die

öffentlich mit dem Ehemanne handelndeund wirth-
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schaftendeEhefrau als Mittheilnehmerin an, dem Ge-
schäfte. Der Gewerbsgläubiger, welcher sieht, daß
die von ihm kreditirten Waaren von der Frau öffent-
lich feilgeboten und verkauft werden, ist berechtigt,
dieselbe als Gewerbsgenossindes Ehemannes anzu-
sehen, und einem Dritten ist es nicht leicht möglich,

u wissen, auf welche Weise etwa die Ehegatten
urch Vertrag unter sich ihre Güterverhältnissegere-gelt haben.

Ist nun aber die Haftungder Ehefrau für. die
Gewerbsschuldenschon durch die faktische öffentliche
Theilnahme derselben an dem Gewerbsbetriebe durch
die Thatsache, daß sie dem Publikum gegenüberzum
Geschäftsbetriebemitgewirkt hat, begründet, so war

auch die Einrede der Gläubiger K. A. und Z. durch
die Behauptung,

daß Rosa N. mit ihremEhemanne zu. offenemKram und Laden gesessensei,
hinreichendsubstanziirt, da in diesem Assertekeines-
wegs eine Schlußfolgerungaus nicht näher angege-
benen Thatsachen liegt, sondern mit dem gebrauch-
ten, allenthalben üblichen und allgemein verständ-
lichen Ausdrucke eben das vorerwähnte, die Mithaf-=
tung der Ehefrau begründendefaktische Verhältniß
bezeichnetwird. Rosa N. ist mit ihrem Ehemanne
„zu offenem Kram und Laden gesessen“, wenn sie
nicht etwa blos das eine oder andere Mal bei beson-
deren Anlässen ausnahmsweise im Laden Aushilfe
geleistet, sondern regelmäßig und gewöhnlich
(wenn auch nicht immer) in öffentlichem Laden, sei
es in ihrem Wohnhause oder auf Jahrmärkten,so-
wohl allein, als auch neben und mit ihrem Ehemanne
das Kaufen undVerkaufenoder auch nur letzteres
besorgt hat.

OAm#E. vom i1. Juli 1853. Nr. 10575/2.
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2.

Einklagungelnes Abrechnungssaldo1).
4

Dgl..Bo.13S.141; Bd 15 S. 92. Seuffert's Archlo Bv.2
7 Nr. 35; Bd. 3 Nr. 105.

In einem Falle der bezeichnetenKategorie
wurde eingewendet,es fehle, weil die einzelnen Po-
sten der gepflogenenAbrechnung nicht dargelegt seien,
an der erforderlichen thatsächlichen Begründung.
Hierüber sagen die Motive der oberstrichterlichen
Entscheidung: . ,

Für persönlicheKlagen gilt allerdings (GO. IV
S. 7 Nr. 2 u. 3) die Regel, daß der spezielleKlage-
grund mit allen zu dessenBeurtheilung nothwendi-
gen einzelnen Umständen angegeben werden müsse.
Allein da hier nicht aus dem ursprünglichen Kon-
traktsverhältnisse, sondernaus einem conslitutum
debiti proprü geklagt ist, so bedarf es nicht einer
Anführung derjenigen faktischen Momente, wodurch
die ursprünglicheVerbindlichkeit begründet wurde,
sondernnur jener Thatsachen, welche die neue Ver-
pflichtung und deren zipilrechtliche Wirksamkeit er-
kennen lassen. Denn das conslitutum debiti pro-

* begründet nach ausdrücklicherVorschriftder
Gesetze ..

Fr. 18 S. 3 de constit. pec. (13, 5)
eine selbstständigeObligation und Klage; es kann
daher bei der Frage, ob bei dieser Klage alle er-

forderlichen Thatsachen, und namentlich ob die causa

Specialis angeführt sei, nicht auf das ursprüngliche
Rechtsverhältniß, sondern nur auf das neuerliche
Versprechen,das constitutum, ankommen 2). Diese

1) Seuffert's prakt. Pand. R.§. 309 Note 8.
2) Natürlich dessenAnnahme voransgesetzt. Vgl. Doll-

mann in den Bl. f. RA. Bod. 7 S. 130. Ueber
die erforderliche Annahme konnte unter den Umstän-

ven des gegebenen Falles kein Zwelfel obwalten.
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neuerliche causa debendi ist aber in der Klage
und Replik, sowie in den Klagsbeilagen unbezweifelt
enthalten. Es ist nämlich unter abschriftlicherBei-

lage des Buchabschlusses(die Klage war von einem

Banguier angestellt), sowie der betreffendenWechsel
und Briefe, angeführt, daß Beklagter mit dem Kläger
in Geschäftsverkehr gestanden, und sich hieraus ein
Saldo von 1027 fl. 57 kr. ergebenhabe, dieserSaldo

endlich vom Beklagten unter Anerkennung desselben
durch Ausstellung von Solawechseln gedeckt, von

diesen Wechseln aber der Betrag von 629 fl. 57 kr.

noch nicht bezahlt worden sei. — Aus diesen That-
sachen ergibt sich, daß Beklagter die ursprüngliche
Verbindlichkeit zur Zahlung eines Saldo aus dem

früheren Obligationsverhältnisse anerkannt und dessen
Zahlung durch Ausstellung von Wechseln versprochen
habe. Ein solchesVersprechen,eine bereits bestehende
Schuld zu erfüllen, bildet nun gerade den Begriff
des Konstitutums; es ist daher auch zur Begründung
einer Klage hieraus durchaus mehr nicht nothwendig,
als daß ein solchesVersprechengemachtworden sei,
indem, wenn dies nicht der Fall, sondern die An-

führung der die ursprünglicheVerbindlichkeit begrün-
denden Momente erfocderlich wäre, das Konstitutum

ar keine selbstständigeBedeutung und Wirksamkeit
Sätz„die ihm doch in den Gesetzen, namentlich in

dem allegirten fr. 18 8. 3 ausdrücklich beigelegt ist.
Darauf, ob die auerkannten Forderungen, deren Er-

füllung mittelst der fraglichenWechselzugesichertwurde,
gegründet und klagbar waren, hat es des fr. 3 §. 1
Cod. ungeachtetnicht anzukommen,weil nach jetzigen
Rechtsansichtennur die neue Verpflichtung berücksich-
tigt, und diese als giltig angesehenwird, wenn nur

in ihr selbst kein Grund der Unwirksamkeit und Un-

giltigkeit liegt. Es ist daher, wenn der Beklagte
den fraglichen Buchextrakt anerkannteund die ab-
schriftlich produzirten Wechselausstellte, ganz gleich=
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verheimmlichterSchwangerschait von einem Drliten. Pe En.
reden. —

Aufhebung allgemeiner Gütergemeinschäftnach frän-
«

kischemKechte.
Das Würzburger oder sogenannte Fränkische

Recht ist in seiner praktischenAuffassung mit. beson-
deren Schwierigkeitenverbunden, theils weil es meistens
aus deutschem, in Gewohnheit und Gerichtsge-
brauch wurzelndem Rechte besteht, theils weil es kein

geordnetes Ganzes bildet, sondern aus einzelnen
Landesbräuchen, wie sichsolchebis zum 16. Jahrhun-
dert erhalten hatten, zusammengetragen, theils weil
es bei der legislativen Redaktion noch mit Bestim-
mungen des römischen Rechts vermischt wurde,
und in der GesetzesspracheProvinzialismen eine be-
deutende Rolle spielen.

Bei dieser Beschaffenheit mag es keineswegs
befremden, daß in einer Bearbeitung des fränkisch-
würzburgischen Rechtes 1), deren Verfasser dasselbe
nicht auch aus eigener Praxis kannte, manche Be-

1) Schelhaß, Belträge zur deutschen GesetzkundeH. I.

Bamberg 1827.
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hauptungen von sehr zweifelhafter Richtigkeit vor-

kommen. Den unbefriedigenden Lehrsätzen dieser
Schrift entgegenzutreten, scheint um so angemessener,
als sie bei Bearbeitung von fränkischenRechtsfällen
häufig zum Leitfaden dient.

Zu den in der Praxis nur mit Vorsicht anzu-
wendenden Stellen gedachterSchrift gehört auch der
in S. 46 Note d aufgestellte, in seinen Folgen sehr
wichtige Satz:

„daß Derjenige von belven in Gütergemeinschaft
lebenden Ehegatten, ohne dessenWissen und Willen
Schulden kontrahirt wurden, sich von Bezahlung der-

selben dadurch losmachen. könne, daß er die Güterge-
meinschaft aufgebe und auf allen Antheil an

dem Vermögen oder Nachlaß des andern

Ehegatten verzlchte.
Während die kaiserliche Landgerichtsordnung

Th. III Tit. 104 S. 2 ausspricht, daß, so lange die

Gütergemeinschaftwährt, alle Schulden der Ehe-
leute, sie seien gleich vor, oder nach dem Zusammen-
heirathen gemacht, von dem gemeinschaftlichen
Vermögen bezahlt werden sollen, ist als Beleg für
erwähnten Lehrsatz der nämliche Titel dieser Landge-
richtsordnung §. 9 und 10 angeführt, also lautend:

Die Schulden, so von Mann oder Weib heimlich und

nicht mit beiver Wissen und Willen gemacht werden,
die sollen dem unwissenden Ehemenschen unschädlich,
es auch dieselbe gar etwas daran zu zahlen nicht
schuldig sein, es wäre dann Sach, daß beide Ehe-
leute einanver all ihre Haab und Güter vermacht oder

durch Kinder vererbt hätten. In diesen Fällen ist das-

jenige, so in Kraft gethauer Vermächtniß oder Ver-

erbung durch Kinder des Andern Erbe sein
will, die Schulden zu bezahlen verbunden.“

Daß einer der Ehegatten die mit seinem an-

dern Gatten bestehendeGütergemeinschaftunter Ver-

zichtleistung auf das Vermögen oder den Nachlaß
des andern Ehegatten nach seiniemfreien Willen wie-
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der aufheben könne, ist hier, wie wir sehen, nicht
bestimmt ausgesprochen, sondern diese Befugniß
will nur gefolgert werden, und zwar aus
dem einzigen Umstande, daß es heißt: so des
Andern Erbe sein will. Diesen beim ersten
Anblicke eben so auffallenden, als in seinen Fol-
gen weitgehenden Schluß zieht jedoch von Schel-
haß nicht für sich allein, sondern er folgt nur dem
Beispiele, das ihm schonJos. M. Schneidt, die-
ser Nestor der fränkischenJuristen, gegebenhatte.
In einer im Jahre 1774 „de fure conjugis eirca
Contracius ab altero conjugum initos“ bekannt
gemachtenDissertation 2) behandelt Schneidt diese
Rechtsfrage zuerstnachrömischem, dann nachdeut-

schem und diesem folgendnach fränkischem Rechte,
in letzterBeziehung je nach dem verschiedenenGüter-

stande der Ehelente, ob sie nämlich in allgemeiner
oder partikulärer Gütergemeinschaft,oder nach beson-
deren Eheverträgen leben.

Nachdem er alle Grundsätze einer sccietas
universalis bei der allgemeinen und einer socictas

gencralis bei der partikularen Gütergemeinschaft
anwendbar gefunden, und bei der ersten alle nomina
et actiones schon durch das Gesetz als invicem

zedirt, bei der letzten aber für alle Schulden, die

nicht gemeinsam zum Besten der Familie gemacht
wurden, jedes der sie kontrahirenden Ehegatten mit

seinem Vermögen haftbar erklärt hat, behandelt
er besondersdie Frage umständlich, in wie ferne beide

Ehegatten über liegende Güter einseitig zu ver-

fügen befugt sind, und kommt dann 2) auf die
Schulden der Ehegatten, beziebt sich aber hier
statt einer weitern Ausführung lediglich auf seine
„delineatio elementorumjuris franconiei“ S. 96,

2) Thesaurus jur. franc. Absch. I p. 4545.
3) Ibidem p. 1607.
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und auf eine im nämlichen Band des thes. jur.
franc. p. 1508 seq. befindliche Abhandlung Röth-
leins „de communionc bonorum inter conjuges“.

Nur die Frage berührt er näher, was hinsicht-
lich der Schulden der Eheleute dann Rechtens sei,
wenn sich im Verlaufe der Ehe eine allgemeine Gü-

tergemeinschaft in eine partikuläre, oder eine parti-
kuläre in eine allgemeine umgeändert hat, was sich
sehr leicht ereignen kann, wenn nämlich die Kin-
der einer Ehe absterben, oder in einer aufänglich
kinderlosen Ehe Kinder nachgeborenwerden; in bei-
den Fällen läßt er aber alle Schulden aus dem ge-
meinschaftlichen Vermögen bezahlen.

Uebergehend zu der weitern Frage: wie den
Eheweibern dann zu helfen sei, wenn sie ohne
Ehepakten geheirathet haben und erst nachher er-

fabren, daß ihre Männer überschuldet, oder wenig-
stens mit heimlichen Schulden belastet seien, —
äußert er die Meinung, daß, so lange noch keine
Kinder empfangen, oder keine Kondonationen er-

richtet sind, die Ehefrau sich durch neu zuerrichtende
Ehepakten noch vorsehenkönne, weil es nach frän-
kischemRechte einestheils den Ehegatten gestattet sei,
auch während der Ehe Eheverträge zu errichten,
anderseits aber die Gläubiger des Mannes auf die
Güter der Frau noch keine Rechte erworben hätten.
Selbst wenn die Frau schon geschwängert sei,
aber noch nicht geboren habe, meint er, sei es un-

verwehrt, solche Eheverträge noch zu errichten, weil

geborene und lebende Kinder, nicht aber auch
geboren werdende die Gütergemeinschaftunter
den Eheleuten begründen. Der Satz, daß die
nascituri den gebornen Kindern gleich zu achten
seien, stehehier nicht entgegen, weil dieser Grund-

satz nur zum Besten der Kinder eingeführt sei,
Andern nicht nutzen könne und zum Nachtheil der

Kinder nichtangewendetwerden dürfe. Selbst wenn
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die-Geburt des Kindes schon erfolgt sei, fügt er bei,
könne die Frau. nachder Verordnung von 1700 binnen

sechsWochen noch reklamiren, und ruft dann aus:
: Quid: ducl et mulieri in hoc casu adhuc leges pro-

vincinles olind dent remedium, scilicet renun-
ciandi bonis mariti et sic se liber andiji.

Hiebei beruft er sichauf die Worte der obigen
Gesetzesstelle4): „Erbeésein will“, und bemerkt
hiezu, daß dieser Ansicht auch die Doktoren Bar-
thel und Zehner in ihrer Dissertation „de jure
hereditario aut feudi successorio eic. ete.“
beistimmen; derselbenkönne der §. 2 der angezogenen
Gesetzesstelle(Tit. 104) nicht entgegenstehen, weil

hier (im §S. 2) nur die Regel, im §. 10 aber die

Ausnahme aufgestellt sei. Noch wird auf Dasjenige
Bezug genommen, was hierüber in der im nämlichen
thesaur. jur. franc. pag. 1489 mitenthal-
tenen Abhandlung Kleibert's „de communione
boönorum 5)“ weiter ausgeführt sei.
Was die hier angezogene Dissertation der Dok-
toren Barthel und Zehner betrifft, so handelt
sie S) pon dem Erbrechte oder der Lehenfolge eines

Religlosen, der seine Religion geändert hat, hat
daher mit der dahier zu beantwortenden Frage auch
nicht das Geringste gemein. Ihr sind aber 70 Streit-

fragen (controversac positioncs), unter diesenauch
10 aus dem fränkischenRechte beigefügt, und von

diesenlautet die fünfte:
Malier ex conjuge susceptis et de facto

4) 20O. Th. III Tit. 104 S. 10.

ö) Thesaur. jur. sr. 1. c. pak. 1489 sed.

) Discursus juris hubl. abbreviutus de jure hereditorio

aut feudi successorio eorum, dui cum ronunciatione

mundi in slaln regulati ahud Cotholicos exlitere,
el ad unam vel olteram ex tribus religionibus trans-

eunt. Prsos. D. Jonnne Cusparo Barthel submitit

Georgius Fridericus Zehner. Wirceburgi 1737.
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viventibus liberis non obligatur debita mariti
ante matrimonium contracta LSolverc.sed polestse liberare renunciando bonis cCjus.

Ausgeführt ist diese Thesis nicht, sondern die
NRechtfertigung derselben, wie bei allen solchen den

Dissertationen beigefügtenStreitsätzen der mündlichen.
Erörterung vocbehaltennur ist beigefügt: „Per
S. 10 contra §. 2 tit. 4104Darl. 3 ordinat. N-
Vincial.“, womit die oben angeführten Stellen der
Landgerichtsordnunggemeint sind.

Weiter noch geht aber Joh. Heinrich Klei-
bert in der bereits erwähntenDissertation „de
Primariis communionis bonorum conjugalis
elleclibus sccundum statuta Suinfurtensla“. 7)
Während das Sr.hweinfurter Statut mit der kai-

serlichen Landgerichtsordnung des Herzogthums Fran-
ken bezüglich der Gütergemeinschaft, insbesondere
hinsichtlich der Haftungsverbindlichkeitdes einen

Ehegatten für die von dem Andern kontrahirten
Schulden fast wörtlich übereinstimmt, hebt auch
Kleibert zum Nachweise seinerBehauptung 8),
daß auch die mit ihrem Manne in Gütergemeinschaft
lebende Ehefrau nur für solcheSchulden ihres Man-
nes zu haften habe, die von demselben zu ihrem
oder zum gemeinschaftlichen Nutzen gemacht
worden seien,die Stelle des Schweinfurter Statuts

hervor, in welcher es gleichfalls heißt:
· „Dasjenige, so in Kraft gethaner Vermächtniß
des andern Erbe sein will.“ Kleibert räumt
ein, daß die Ehefraufür alle Schulden ihres Man-
nes dann haften müsse, wenn siedbessenErbschaft
antreten wolle, und fährt fort 9):

Siculi antem duilibet heres, tam lestamentsrius quam

7) S. Note 5.
5) Thes. jur. franc. Abschn.

5) Ibidem. p. 1491.
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ex cognalione prorimus, hereditatem repufiare
potest, ac nisi illam adierit, ex enis nihil solvere

teneutur, ita. duoque uxzori, et secundum circumstan-
tias vice versa msrito, per verba: des Anderen Erbe

sein will, liberum est, utrum hereditstem adire, an

ea abslinere velit, ne, quod iu favorem superskitis
introduchlum est, duod scilicet propter liberos pro-
cereatos eosdue educandi onus, vel propter pacta suc-

cessoria, bona defuncti consequi possit, in odium

ejus ac bonorum delrimentum detorqueatur.
Wenn nun gleich der von Schelhaß aufge-

stellte Lehrsatz auch Stimmen der ältern Doktrin
für sich haben mag, so sei es doch vergönnt, den-
selben mit Hilfe einer nähern Erwägung der ein-
schlagendenGesetzstellenzu beanstanden.

1) Alles dreht sich um die Worte des Gesetzes:
Erbe werden will. Lediglich aus diesen, oder
aus dem einzigen Worte will, soll der bedeutungs-

volle Schluß begründet werden, daß jeder der Ehe-
gatten die Befugniß habe, die bestehendeGüterge-
meinschaft einseitig aufzuheben, mit andern Wor-
ten: sich von derselbenunter Verzichtleistung auf die
Güter des Andern zurückzuziehen, oder die Erb-
schaft desselben förmlich auszuschlagen.

Bei der mangelhaften Abfassung, die sich über-
all an der Landgerichtsordnungbemerken läßt, ist
es an sich eine gewagte Sache, aus einem einzi-

gen Worte einen solchenLehrsatz zu ziehen. Die
LGO. bedient sich nicht selten des Wortes und

statt oder 10), welches und bei seiner wörtlichen
Anwendung einen vom Gesetzgeberdurchaus nicht be-

absichtigtenSinn erzeugen würde; sie nimmt ferner
(an den nämlichen Stellen) keinen Anstand, die

vollbrachte That statt des Versuches, ein Umbringen
oder Tödten an die Stelle eines mit Gift nach dem
Leben Streben zu setzen; an anderen Stellen 11)

10) Vrgl. Tit. 50 §. 5; Tit. 51 8. 3.

11) Tit. 118 S. 3; Tit. 50 F. 13.
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sprichtsie von einem Bekommen und Erlangen mö-

gen oder von einem Mittheilen wollon anstatt von

einem Bekommen, Erlangen oderMittheilen;
eben so kann auch hier mit dem Satze,

„so in Kraft gethaner Vermächtniß over Vererbung
vurch Kinder ves Anvern Erbe sein will“

nicht mehr gesagt werden wollen, als wer durch
Vertrag ausdrücklich, oder durch Kinder faktisch
erklärt hat, des Andern Erbe sein zu wollen,
oder wer durch Vermächtniß oder Kinder als des
Andern Erbe zu betrachten ist, oder wer durch
Vermächtniß oder Kinder des Andern Erbe wird.

Stünde die so folgenreiche undmit dem We-
sender Gütergemeinschaftso schwer zu vereinbarende
Befugniß eines freiwilligen Rücktrittes den Eheleuten
wirklich zu, so würde das Gesetz derselben nicht nur

mit bestimmtenund deutlichenWorten, sondern auch
an einem andern Orte, nämlich da gedacht haben,
wo von der Aufhebungder Gütergemeinschaft,
hicht aber, wo nur von einer der Folgen der Güter-

gemeinschaft, nämlich der Haftung der Eheleute für
die Schulden, die Rede ist.

Das Gesetzwürde dieseBefugniß,wie so viele
andere Grundideen, z. B. daß der Pflichttheil der
Kinder in zwei und der Eltern in einem Drittheil
des Vermögensbesteht 12); daß abgetheilte Kinder
nichts mehr zu fordern haben13); daß bei der Gü-
tergemeinschaft alles Vermögen gemeinschaftlich
wird 14); baßkinderlose Ehegatten einander ihr ge-
sammtesVermögenvermachen können, ohneihren Eltern

einenPflichttheil zudenkenzu müssen15) u. dgl. —

12) — o. III Tit. 29 §. 1 und 2; Tit. 36 8. 1;
Tit. 77 4.

13) Tit. 30 g 1; Tit. 39 §. 13 und plol.Fih76 ¾3;
Tit. 80 8. 4 und 8; Tit. 85 F. 2; 90 K. 4

1) Tit. 39 J. 25;At 90F. 1) Tit. 54. * ktl. 96 5.5.
15) Tit. 36 F. 4; Tit. 99 g' 4 und 5; Tit. 100 §. 2.
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höchstwahrscheinlichan mehreren Orten, nämlich so-
wohl bei der Gütergemeinschaft durch Vertrag,, als
bei der Gütergemeinschaftdurch Kinder erwähnt ha-

ben. Die Landgerichtsordnung ist kein Produkt
selbstständigerursprünglicher Gesetzgebung,sie besteht
vielmehr aus Rechtsgebräuchen wie sie sich
bis zum 16. Jahrhundert bei dem kaiserlichenLandge-
richte des Herzogthums Franken erhalten hatten, und
später auf Anordnung des Fürsten gesammeltund als

Gesetzpublizirt wurden. Demzufolge ist anzunehmen,
daß man die fragliche höchst anomale Befugniß, wenn

ihre Anerkennung wirklich beabsichtigtgewesenwäre,
nicht mit dem Wörtechen will nur angedentet,
sondern wenigstens an einem Orte als einen be-
sondern Gebrauch aufgefaßt und als solchen
dargestellt habenwürde.

2) Um wenigstens noch den Rest deutschen
Rechtes gegen das weitere Vordringen des römi-

schen zu retten, waren im Herzogthum Franken be-
reits im Jahre 1528 auf Veranlassung des dama-

ligen Landrichters und auf Anordnung seines Fürsten
alle Landesgebräuche aus den alten Landge-

richtsbüchern gezogen, 1570 vervollständigt und
4618 mit kaiserlicherBestätigung als förmliches Ge-
setzverkündet worden.

Die LGO. ist nicht als Gesetzbuch das Werk

wissenschaftlicherSpekulation, sondern als Recht-
buch das Werk nur der Erfahrung, und so fest
hielt man bei dem Sammeln des Stoffes an dem

Bestehenden, daß nicht selten von den Kompila-
toren ein oder der andere Gebrauch als den Ver-

hältnissen nicht anpassendoder hart bezeichnet, und

dennoch, nur weil er bestanden, mit aufgenom-
men und zum Gesetzeerhoben wurde 16). Die auf

10)) Thes. jar. franc. Abschn.1I p. 198, 202, 203 et seg.
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solche.Weise entstandenen Gesetze haben aber auch
ihre Eigenthümlichkeiten oder, wenn man will, Vor-

theile, die ihnen nicht verklimmert werden dürfen.
Sie geben nämlich das Recht nicht nach schul-

gerechtenBegriffen, sondern in Thatsachen, in ein-

zelnen Fällen; lassen aber ebendeswegenauch eine

spitfindige Sprarhforschung oder noch so scharfsfin-
nige Schlußfolge durchaus nicht zu.

Es kommt bei ihnen Alles auf die Sache an,
weniger darauf, wie sie behandelt wurde. In
ihrem Titel 104 handelte die LGO. sowohl nach der

Ueberschrift, als nach dem Inhalte der §#§. von
der Frage: Wie und wovon der Eheleute
Schulden bezahlt werden sollen, nicht aber
von der Gütergemeinschaft, von der Art, wie sie
entsteht, oder wie eine bereits bestandenewieder auf-
gelöst wird.

Nachdem im S. 1 unterschieden ist, ob die Hei-
rath bedingter oder unbedingter Weise geschehen,ver-

fligt sie im S. 2, daß, wenn die Eheleute einander

ihre Hab und Güter vermacht, oder durch die im

Ehestandeerzielten, oder per unionem prolium ge-
machten Kinder solche gegen einander vererbt haben,
wo ferne die Vermächtniß oder Vererbung
noch währt, die Schulden, sie seien gleich vor

oder nach dem Zusammenheirathen gemacht worden,
von beiden Eheleuten, also von den gemeinenGütern
bezahlt werden sollen. Im F. 3 bestimmt sie, daß,
wenn die Eheleute nicht vererbt sind, jedes die von

ihm gemachten Schulden aus seinen eigenen Gütern

zu entrichten habe; im §. 4, daß die Schulden, die

zum Besten oder Erhaltung der Güter des einen

Theils gemacht wurden, auch aus dessen eigenen
Hab und Gütern bezahlt werden sollen, und im §. 5,
daß Schulden, die zu beider Eheleute Bestem einge-
gangen sind, auch von Beiden zu berichtigensind.

In den §§. 6—8 spricht sie von Eheleuten,
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die ein offenesGewerbe treiben, und in den §§. 9—10
kommt sie dann auf die heimlichen Schulden, die
nicht mit Beider Wissen und Willen kontrahirt wor-

den sind. Auch hier unterscheidetsie, ob die Ehe-
leute in Gütergemeinschaft leben oder nicht. Sie stellt
nämlich als Regel auf, daß solcheheimliche Schul-
den dem unwissendenTheile unschädlich seien, und
dieser daran etwas nicht zu bezahlen habe, setzt aber
von dieserRegel zwei Ausnahmen fest, nämlich, wenn

solcheSchuld in des anderen EhegenossenNutzen ge-
kommen, oder wenn beide Ehegatten einander alle
ihre Hab und Güter vermacht oder durch Kinder
vererbt hätten; in diesen Fällen, fährt sie fort, ist
Dasjenige, dem das entlehnte Gut zum Besten an-

gewendet, oder Dasjenige, so in Kraft gethanen
Vermächtnisses oderVererbung durch Kinder
des Anderen Erbe sein will, die Schulden zu
bezahlen schuldig. Das Gesetzwill demnach nichts
Auderes sagen, als: in diesen Fällen ist Dasjenige,
dem das entlehnteGut zum Besten angewendet,oder
das mit dem Anderen in Gütergemeinschaft
lebt, die Schulden zu bezahlenschuldig.

Das Gesetz konnte, wie in seinem §. 2 des

nämlichen Titels, sagen: so lange die Vermächt-
niß oder Vererbung währt; — oder man kann

statt der Worte: „so des Anderen Erbe werden
will“ lesen: so als des Anderen Erbe zu be-

trachten ist, oder des Anderen Erbe wird. Mehr
als: wer mit dem Anderen in Gütergemein-
schaft steht, — wollte hier nicht gesagt werden,
und mehr als dieses darf auch den mehrgedachten
Worten nicht entnommen werden.

Die Frage ob, und unter welchennäheren Ver-
hältuisseneine einmal zustandegekommeneGütergemein-
schaft wieder aufgehobenwerden kann, hat das Gesetz
nicht hier, sondern, wie wir noch vernehmen werden,
an einem anderen Orte behandelt. Die Entscheidung
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gelegenist, seineAcquisitionschnellbereinigt zuwissen,
— eine Abfindung abzupressen. Die Fassung des

§. 69 läßt auchhierüberkeinen Zweifel bestehen; fie
setzt voraus, daß die Immobilien, auf welche das

Einlösungsrecht geltend gemacht wird, zu einer Kon-
kursmassegehören. Dieser technischeAusdruck paßt
nicht auf ein blos materiell überschuldetesVermögen,
er bezeichnetden rechtlichen Zustand, in welchen die-

ses durch die förmliche Ganterklärung übergeht. Auch
in dem vorhergehendenund dem nachfolgendenPa-
ragraphen spricht das Hypothekengesetzvon dem Falle
des eröffneten allgemeinen Konkursee.

Vgl. auch: v. Gönner Kommentar B. 1
S. 549; Lehner Lehrbuch des Hyp.N.
B. 1 F. 119 S. 167.

OAGE. v. 17. Okt. 1853. Nr. 4 26 /%
2.

EChenichtigkeltsklagewegen verhei lichter Schwangerschaft von

elnem Drltten. Bewelslast. Einreden.
" 1

In den Motiven einer oberstrichterlichenEnt-
scheidungwurde hierüber geäußert:

1) Wohl gilt der Grundsatz, daß bei Kindern,
welche in LeseblicherEhe geboren werden, der Ehe-
mann als Vater anzusehensei; aber nur dann, wenn

das Kind nicht vor Anfang des siebenten Monats
nach der Hochzeit zur Welt kommt.

Fr. 12 de statu hom. (1, 5); fr. 3 8. 12
de suis et legit. (38, 16).

Da aber im vorliegendenauledas (am 10. Febr. 1851

geborene)Kind schonam 24. Tage nach der Hochzeit
(welche am 17. Jannar 1851 stattgefunden hatte)
ur Welt kam, so spricht die Vermuthung nicht da-

ra. daß das Kind aus der ehelichenBeiwohnung
entsprossensei. Ebensowenigspricht gegen den Klä-

ger das Geständniß,„die Beklagte schonam 26. Aug.
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1850 beschlafenzu haben“, da auch die Periode von

diesemTage an bis zur Entbindung nur 168 Tage
umfaßt, während der kürzestevom Gesetzeangenom-
mene Termin 182 Tage beträgt. Dem Kläger kann

daher auf keinen Fall der Beweis aufgelegt werden,
daß er der Vater des Kindes nicht sei, da in kei-
ner Hinsicht die Vermuthung ihm entgegensteht.
Steht aber die Vermuthung nicht gegen den Kläger,
so hat die Beklagte den Verdacht gegen sich, den
Mann durch Verschweigenihrer Schwängerung von

einem Dritten betrogen zu haben. Denn wenn eine
Frauensperson (sagt

Glück Pand. Komment. Bd. 22 S. 433)
auchnicht gehaltenist, ungefragt Alles zu gestehen,
so ist sie doch schuldig, dem Bräutigam anzuzeigen,
daß sie von einem Andern als ihm schwanger sei,
damit er gewarnt werde, eine fremde Frucht in seine
Familie zu bringen. — Die Beklagte widersprach
jedoch, daß der Kläger getäuschtgewesensei, da er

ja ihren Leib gesehenhabe, und die Schwangerschaft
so kurz vor der Geburt sich nicht verbergen lasse.
Nun ist es zwar gemeiner Erfahrung gemäß, daß
unter solchen Verhältnisseneine hoheSchwangerschaft
nicht unbemerkt bleiben kann, so daß ein hoher Grad
von Unaufmerksamkeitdazu gehört, diesen Umstand

u übersehen, besonders wenn man darauf aufmerk-iangemacht worden ist. Eben so steht fest, daß
nach fr. 9 8. 2 de jur. et facti ignor. (22, 6)
ein hoher Grad von Nachlässigkeitals Entschuldigung
des Irrthums nicht dienen kann und also auch nicht
geeignet ist, eine Klage zu begründen. Im vorlie-

gendenFalle aber erscheint der Irrthum des Klägers
darum entschuldigt, weil es sich nicht darum fragt,
ob die Beklagte schwanger, sondern darum, ob sie
es vom Kläger gewesen. Der Kläger war sich be-

wußt, daß er die Beklagte schonam 26. Aug. 1850

beschlafenhabe, und da ihm die Zeit der kommenden
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Niederkunftnicht bekannt war, so konnte er bei wahr-
enommener Schwangerschaftmeinen, daß diese aus

gerttim August gepflogenenBeiwohnung herstamme.
Die Beklagte dagegenmußte über den Grad ihrer
Schwangerschaft eine viel genauere Kenntniß haben-
Sie mußte die Bewegung des Kindes (etwa im
Monat September) bemerkt und deshalb, da sie
selbst gesteht, (vor dem Verlöbniß mit dem Kläger)
auch von Anderen beschlafenund demnach nicht ganz
unerfahren gewesenzu sein, auch gewußt haben, daß
ihre Schwangerschaft nicht von der Beiwohnung vom
24. August herrühren könne. In dieser Erwägung
erscheint der Kläger allerdings als der Getäuschte,
und bedarf derselbe daher keines weiteren Beweises
zur Begründungseiner Klage 1).

In dem gegebenenFallehatte die Beklagte

creovorgebracht:
der Kläger habehr schon vor dem August1850.und zwar innerhalb der gesetlichangenom-menen Zeugungsperiode beigewohnt;

«

b) Kläger habe schon vor der Trauung
gewußt, daß sie von einem Dritten schwangersei;

c) derselbe habe ihr nach der Trauung
ehelichbeigewohnt, obwohl er gewußt, daß sie voneinem Andern als ihm-schwanger sei; auch

d) den Beischlaf noch nach der Entbindungmit ihr gepfogen.Jede dieserBehauptungenwurde als zur Be-

ründung einer peremtorischenEinrede geeignet be-

Haen,und demgemäß in viergliedrig-alternativer
Form der Verklagten Beweis ausgelegt.

OAGE. v. 20. Febr. 1852. Nr. 1335⅛7.

1) Der ihm von der Vorlnstanzaufgelegte Bewels wurde
oberstrichterlich gestrichen.

ded; J. A. Seuffert. Verl.: Palm Ent; (Adolph Enke)
in Erlangen. Druck von. Junge & Sohn.
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(Schluß)

3) Wollte man aber auch annehmen, der Aus-
druck: „so des Andern Erbe werden will“, sel
von dem Gesetzeabsichtlich gebraucht,so würde sich
doch auch hieraus der angeführte Schluß noch nicht
rechtfertigenlassen. Es gibt nämlich nach dem Gesetze
wirklich Fälle, in welchen eineeinmal zu Stande

gekommeneGütergemeinschaftwieder aufgehobenwer-

den kann, in welchenFällen dann mit der Aufhebung
der Gütergemeinschaftauch alle Folgen derselben hin-
wegfallen; und in Berücksichtigungdieserr# konnte
das Gesetz allerdings sagen, in wie ferne die

Gütergemeinschaft nicht nach dem Antragdes einen Theils wieder aufgehoben wird,
oder in so ferne der eine Ehetheil wirklich Erbe des
andern werden will.

Wie an vielen Orten, so auch in der Verord-

nung vom 22. Juli 1777 17) ist unter Nr. 10 aus-

"

17) LandmandateBand Ul S. 150.
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gesprochen,daß die Gütergemeinschaftentsteht ent-
weder durchKinder, oder durch Einkindschaftung,
oder durch Kondonationen. Aufgehoben wird

se,aber, und zwar die durch Kondonation entstandene,
i. 15) das bei Eheverträgenmit Konfirmation des

kulerlichenLandgerichts errichtete GeDewermächtualler Hab und Güter, auf den Fall, daß (keine
Kinder erzielt werden, oder) die Kinder aallevor ihren
Eltern mit Tod abgehensollten, nur mit beider

Eheleute vereinigtemWillen 19); und wenn der eine
Ehetheil in eine solcheAbänderungoder Aufhebung
der Eheberedung nicht einwilligen wollte, bei recht-
mäßiger Ursache durch Erkenntniß des kaiser-
lichen Landgerichts ?0). Die durch Kinder oder
Einkindschaftungerzeugte aber kann aufgehobenwer-
den, außer dem Todesfalle der Kinder, nur dutch
Grundabtheilung 21). Die von dem einen Ehe-
gattenbei Eingehung der Ehe verschwiegenenoder die

währendder Ehe NeinlicheingegangenenSchulden
mögen unn, besonderswenn sienicht unbedeutend sind,
allerdings den andern Eheaattenveranlassen, zur
Rettung seines von ihm in die Ehe gebrachtenVer-
mögens eine freiwillige Aufhebungder Güterge-
meinschaft, wenn sie nur buchKondonation und nicht
auch durchKinder erzeugt war, zu versuchen, oder

semögen dem kaiserlichenLandgerichte, nun dem au

essenStelle tretenden Gerichte,als rechtmäßige
Ursache erscheinen, auf eine solcheAufhebung zu er:

kennen, so ferne darauf von dem hintergangenen

EhetheileförimlicheKlage erhoben worden ist. So-

*) 10- ll k . 120 &. 1 un Ln#mandatenPan
19 2O. * rl1½%) 20O. II. Tuk. 190 5“2k2%
1) Hbidem Tit. 96 S.. ve 119 K. 12und2T 28—36; Tit 39 &.13 und. 1
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wie ferner eine üble Wirthschaft (Verschwendung
oder Vergendungder Güter) den Kindern einen
gesetzlichenGrund gibt 22), gegen ihre Eltern auf
Grundtheilungzu klagen, so mag die Mißwirthschaft
eines Theils, wenn die Vererbung oder die Güter-
gemeinschaftbeiderEheleutedurch Kinder, selbst er-

zeugte oder eingekindschaftete, herbeigeführt worden
ist, auch dem andern Gatten einen geseßlichen
Grund zur ss um so mehr geben, als
es den Ehegatten von dem Gesetzeohnehin frei-

estellt ist, nach ihrem eigenen Bemessen eineFacceTheilung eintreten zu lassen,und nur ein do-
loser Beweggrundhiebei ausgeschlossenbleiben soll 227).
Nach gepflogenerTheilung steht es dann dem
efnenEhegatten sogarfrei, die abgetheilten Kinder
wieder neuerdingsin eine allgemeineGütergemeinschaft
gufzunehmen"“), so daß diesem nicht schuldtragenden
Gatten nichts im Wege steht, den andern schuld-
haften von der Gütergemeinschaftauszuschließen
und sich auf diesem Wege jedenfalls für die
Folge gegen heimliche Schulden desselben sicher zu

steuenGanz richtig hat daher das Gesetzsich an
em oben bezeichnetenOrte des Ausdruckes bedient:

„so des anderen Erbe werden will“; nur hat
es damit nicht ein ganz willkürliches dbbrechen
oder Aufgeben der Gemeinschaft,ein Ausschlagenaller

Thellnahme, sowie an dem Vemnögen,so auch an den
Schulden des andern Ehegattenverstanden, e5 konnte
damit ein solches einseitiges Zurlicktreten von einem

vertragsmäßig oder gesetzlicheingeführtenGüterstande
nichtverstehen;sondern es hat hiemit ein „nicht

22) Ibidem cu.39 N
225 Ttt. 32 6. 4, 105 Tit. 34 di1; Tit. 38Schneickt Iranc. Ab—
24) Tst. 38 K. 1 8 g. unle. und S#r nnn

28 L S. 15#-3.* ¾l
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Erbe werden wollen“ unter den vom Ge-

setze nach der Verschiedenheit der Verhältnisse
auch verschieden gegebenenVoraussetzungen
verstanden; nämlich unter gerichtlicherErkennung auf
Aufhebung der Gültergemeinschaft,wenn keine Kinder
vorhanden sind, oder unter förmlicher Grundabthei-
lung der Kinder, wenn durch solche die Gülerge-
imeinschaftherbeigeführt war. 7

4) Der oben gefolgerte freiwillige Rücktritt aus
der Gütergemeinschaft unter Verzichtleistung auf die
Güter des andern Theiles würde auch auf unüber:
steiglicheHindernisse stoßen. *rd7

Wie bemerkt, entsteht die Gütergemeinschaftdurch
Vertrag oder durch Kinder. Die Gütergemeinschaft
ist nach dem fränkischenRerhte der geseßliche Gü-
terstand. Er tritt kraft des Gesetzes mit dem Er-
scheinender Kinder ein und hört mit dem Absterben
derselben wieder auf. Außerdem wird sievertrags:
mäßig nur im Wege der Kondonationen erzeugt.
Diese Kondonationen, auch Vererbung oder Ver-

mächtniß genannt, sind aber keine eigentlichenSchen-
kungen oder letztwillige Verfügungen, sondern sie
sind, da die Ausdrücke oder Bezeichnungen in der
kalserlichen Landgerichtsordnung ohnehin nicht mit

Sorgfalt gewählt sind, die zufolge den Eheberedungen
eingegangenenVerträge, nach welchen auch für
kinderlose Ehen die Gültergemeinschafteingeführt
wird. Bei der Wichtigkeit ihres Gegenstandes,ins-

besonderebei dem Umstande, daß sie nicht nur den

Güterstand der Eheleute feststellen,sondern auch
die Rechte Dritter regeln, können sic nur gericht-
lich und unter ausdrücklicherBestätigung von Seite
de5 kaiserlichen Landgerichts errichtet werden.
Daß nun von einem Vertrage, und zwar von

einem auf solcheWeise, nämlich nicht blos gericht-
lich, sondern vor dem kaiserlichen Landgerichte

errichteten und von diesemhohen-Gelichte kon-
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firmirten Vertrage einseltig wieder sollte zurück-
gegangen werden können, würde gegen alle Prinzi-
pien, sowohl des deutschen, als wie des römischen
Rechts verstoßen.
Jst aber die Gütergemeinschaftdurch Kinder

erzeugt, so geht es noch weniger an, sie durch einen

einseitigenRücktritt wieder aufzuheben; denn die Kin-
der haben, so.wie die Gütergemeinschaftaufgehoben
wird, ihren Pflichttheil zu fordern, und dieser
Pflichttheil kann ihnen nur im Wege der förmlichen
Grundabtheilung werden. Als ächtemdeutschen
Rechte war dem fränkischender Begriff eines Pflicht-
theils (in der Beziehung auf letztwillige Ver-
fügungen des Erbtassers) allerdings fremd; allein
zur Zeit, als es von einem Gewohnheitsrechte in ein

geschriebenesRecht umgeändert wurde, hatte das
römische Recht schonso tiefe Wurzeln auch in Franken

efaßt, daß man, wie wir aus einem Berichte Eines
derKompilatoren, Nath und Sekretär Fries, er-

sehen25), der Meinung war, es müsse nun auch
ein Pflichttheil festgesetzt,und in so ferne er in den

bisherigen Gebräuchen noch nicht gegebensel, neu

geschaffenwerden.
Auch in Franken galt die deutscheRechtsansicht

von der Familie, daß sie eine Rechtsgenossen-
schaft sei, und den Kindern ein Anrecht (deutsches
Erbrecht) am Vermögen der Eltern nicht erst mit
deren Tode erwachse, vielmehr diesemAnrechteSchutz
schon bei deren Lebzeitengebühre. Kam es nun zur
Theilung des in solcher Weise genossenschaftlichen
Vermögens, so wurde dieselbenach der Gewohnheit,
wie sie sich inFranken ausgebildet hatte, in der

Art vorgenommen, daß, wenn auchnoch beide Eltern

am Leben waren, und abgesehenvon der Zahl der

betheiligten Kinder, den Kindern zwei Dritttheile,
6

26) Thes. jur. lranc. Abschn. I p. 146 et seq.
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und den Eltern ein Dritttheil des Gutes zugewiesen
wurden. Das, was den Kindern bei der Theilung
als Vermögens= oder (deutscher) Erbtheil
zugewiesenzu werden pflegte, glaubte man nun für
den Pflichttheil halten zu dürfen, und hiedurch
kam es dann, daß in der kaiserlichenLandgerichts-
ordnung der Pflichttheil der Kinder auf zwei
Dritttheile des Vermögensbestimmt, und so der

Erbtheil zum Pflichttheil erhoben wurde.
Jede Aufhebung der unter den Eltern bestehen-

den Gütergemeinschaftführt, wie schonbemerkt, die

Nothwendigkeit herbei, den eben bezeichnetenPflicht-
theil zu reichen. Die Erfüllung dieser Gebühr steht
unter Obhut der Obrigkelt und geschiehtdurch förm-
liche von dieser geleitete Grundabtheilung; woraus

sich von selbst ergsbt, daß die in Frage befindliche

eine Ausscheidung des einen Theiles unstatt-
aft ist.3 Auf keine Welse kann bei solchen in Güter-

gemeinschaftlebenden Ehegatten von einem Antreten
oder einem Ausschlagen der Erbschaft des andern
Theiles die Rede sein; denn daß bel der fränkischen
Gütergemeinschaft eine Beerbung bes einen Ehe-
gatten von Seite des Andern gat nicht stattfindet,

gchörtohnehin zu den nicht bestrittenenGründsätzen
ieses fränkischen Rechts.

Das Gesetz bedient sich zwar da, wo es von

der Gütergemeinschaft spricht, nicht selten der Aus-
drücke „Vererbung, Erbe werden, Erbgut
u. dgl.“ Allein dieseAusdrücke sindhier nicht im Sinne
der römisch-rechtlichenNachfolge in das Vermögen
eines Verstorbenengebraucht, sondern bezeichnenviel-

mehr den bereits erwähnten deutschrechtlichenZustand
einer Rechtsgenossenschaft,,bei welcher die Genossen
zu elnander in Bezug auf das Gesammtvermögen
gleichsamin dem Verhältnisse stehen, als hätten sie
gegenseitigsich beerbt.
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Nach den gesetzlichen Folgen der allgemei-
nen Gütergemeinschaftbestehtdie Wesenheit derselben
darin, daß das gesammte Vermögen beider Ehe-
gatten vermischt und gemeinschaftliches Vermö-

den derselbenwird, daß jedem derselben daß Kondo-
miniun an dem ganzen Vermögen zusteht, und
zwar pro indiviso, wie man zu sagenpflegt 76),
und in der Art, daß kein Theil sagen kann: „das

n-n (ist) mein oder dein,“ wie sich das Ge-
etz selbstganz passend ausdrückt 27). Was aber

schonmir gehört, kann ich nicht erst durch Erbgang
erwerben.
6

Die oben gedachtenälteren Schriftsteller ha-
ben ungeeigneterWeise den Ausdruck „Erbe werden“
im römisch-rechtlichen Sinne aufgefaßt, und außer
Erwägung gelassen,daß die Annahme einer wirklichen
Erbfolge unter den Eheleuten, welche in allgemeiner
Gütergemeinschaftnach fränkischemRechtelebten, dem

Wesen dieses Güterstandes widerstreite. Aber die-

selben scheinen auch auf die von ihnen aufsgestellte
Rechtsansichtselbst nicht viel gehalten zu haben und

nicht ohne Besorgnißüber deren praktischeFolgen
gewesenzu sein.

Kleibert fand es für zweckgemäß,sichhiebei
zweimal zu entschuldigen.

«

Acmeumnunsitvokhsststatsintokptotnki
sagterimEingangefeinerAusführungTsk

honqtsmeovmniumins-,textusbicsllsgskosccotvk
bioskc,sentenlismaseametiis.pkobake,dsüoitioaem
vero aliorum judicio relinquere licobit.

Dann am Ende seiner Deduktion 29): .

Supra jam decleravi et buc cum solenni protestar
tione repetitam volo, me nullo modo laterpretem no-

28) Vgl. oben S. 148 Note 1.

31) Verordnung vom 27. Jull1782. Landmandaten Bb. III.

Selte 269.

25) Thes, jur. franc. Abschn. I p. 1489 §. II.

3°) Ibidem p. 1497 8. XIVI.
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#atroram etatutorum agere aut velle aut posse, sed
#„ententiam meam per allegatos et combinatos textus

probstom B. L. judicio relicturum esse elc.

Schneidt, der in seiner 1771 herausgegebenen
Delincatio elementorum juris franconici von die-
ser Ansicht noch nichts äußert, erwähnt sie in seiner
1774 erschienenen Dissertation de jure conju-
gis etc. 70), nicht in der Weise selbstständigerGel-
tendmachung, sondern nur gelegenheitlicheiner andern

re, und nicht an dem Platze, den sie hätte an-

prechen können, oder den er ihr hätte einräumen
müssen, wenn er von ihrer Richtigkeit vollkommen
überzeugtgewesenwäre. In seinen im Jahre 1789
dem Publikum übergebenenElementen des fränki-
schen Rechts aber gedachte er derselben gar nicht
mehr, obgleich er in seinem §. 97 auädrücklich von
den ehelichen Schulden und namentlich von den bei
einer allgemeinen Gütergemeinschafteingegangenen
Schulden handelt, und darauf im §. 100 alle die
Wege aufzählt, auf welchen eine einmal zustandege-
kommene Gütergemeinschaftwieder aufgelöst wird.

7) Bei dem Erscheinen der „#elementa juris
franconici“ scheintaber dieser Streitfrage auch schon
der Lebensfaden (durch die Verordnung vom 22. Juli
1777) abgeschnittengewesenzu sein 31).

Nach der in dem Fürstenthume Würzburg be-
standenen löblichen Gewohnheit, von Zeit zu Zeit
der Vermehrung der Streitsucht durch authentische
Erklärung der Gesetzeentgegenzutreten, wurden in

dietVerordnung fünfzehnsolcherEntscheidungenge-
offen.

Unter denselben heißt es unter Nr. 4:
„Der K. 22 des 39. Titels wird dahln erklärt, daß
die bel dem kalserlichen Landgerichte konfirmirten Kon-
donationen ohne dessen Beinehmigung und

20 Thes.jor. frano, Abschn. I p. 1607 "et.aeq.

215 Landmandaten Band III S.150.
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wirkliche Kassatton, auch mit beider Thelle
Zufrledenhetkt, nicht sollen aufgehoben wer-

den können; dahlngegen pacta successoris privats,
welche von beiden Eheleuten ohne landgerichtliche e-

stätlgung verabredet und zu Stande gebracht worden

find, durch beiderseitige BVewilligung aller-
dings wiederum gehoben und abgeändert, und kalser-
liches Landgerlcht lediglich indem Falle, wenn belde
Theile über dle Aufhebung nicht einverstanden, ad aup#

plendum partis invilse consensum implorirt werden
können.

· Hiedurch ist demnachentschieben,daß eine auf
Kondonation beruhende Gütergemeinschaftnicht
einseitig, sondern nur mit beiderseitigerEinwilligung
oder mit gerichtlicherSupplirung des Konsenses, wenn

die Kondonation aber mit landgerichtlicherBestätigun
errichtet war, was nach der Verordnung vom 13. Juli
1709 Nr. 3 (Landmandaten Band l S. 566) bei
allen condonationes geschehensoll, nur unter würk-
licher Kassation dieser Konfirmation wieder auf-
gehobenwerden kann.

Heiebei auch noch auszusprechen,daß eine durch
eingekindschafteteoder selbsterzeugte Kinder begrün-
dete Gütergemeinschaft nur durch Grundabtheilung
aufgelöst werden könne, wurde bei den hierüber so
klar vorliegenden Gesetzenfür überflüssig gehalten.
Wie es aber nach gufsehobenerGütergemeinschaft,
sie mag in der einen oder in der andern Art entstanden
gewesensein, mit Bezahlung der beiderseitigenSchul-
den gehalten werden soll, darüber sprach sich die

nämlicheVerordnung unter Nr. 10 weiter dahin aus:

„Und da nach hieslgen Landrechten die Ebeleute ent-

weder duxch Erzeugung von Kindern, oder durch Ver-

elnkindschaftung oder durch Kondonatsonen eine voll-
kommene Gütergemeinschaft elngehen, sofort vermöge
zweiten K. Part. 3 Tit. 104 die während der Gemein-
schaft gemachten Schulden gegen elnander zu bezahlen

. schuldig fünd, hierüber jedoch sich noch elnlger Anstand
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erelgnethat, wie ve nach ausgehobener solcherGüter-
gemelnschaft gehalten werden soll: soerklären wir solche
Stelle dahln, daß, glelchwir ein Iincommunlone do-

noram lebendes EChewelb vermöge des Laudesmandates
von 1700 alle Kontrafte, wogegen es nicht in tem-

Pore teklamirt hat, zu bezahlen gehalten ist, also der-

slleichen gemeinschaftlich gemachte Schulven von fenem
Vermögen, was bei Kontrahlrung der Schuld vorhan-
den gewesen, auch gemelnschaftlich, so aber solches nicht

erlleckllch, von jenem nachmals erst einem oder dem
andern Thelle zugefallenen Vermögen von sedwedem
Theile nur zur Halbscheid bezahlet werden soll."“

„ Hiemit wurde, ohnedes §. 10 des 104. Titels
auch nur zu erlvähnen, weiter ausgesprochen,daßalle
bis zur Aufhebung der Gütergemeinschaftbeider Ehe-

atten bestandenenSchulden, gegenwelche von det
Ge#ennicht rechtzeitigreklamirtworden, auch aus
dem gemeinschaftlichenVermögen zu bezahlen selen,
oder mit anderenWorten, daß eine in (allgemeiner

ütergemeinschaftlebende Ehefrau auch für alle
Schulden ihres Mannes, wie bei anderen nach-
theiligen Kontrakten desselben, zu haften habe,
und d#hihr die Befugniß, sichdurch eine Aufhe-

bungder Gütergemeinschaftunter Verzichtleistung
auf das Vermögenihres Mannes von dieser ihrer
Haftungsverbindlichkeitzu befreien, nicht zustehe.
Dezhalb hat auch Schneidt, als et selneün
Jahre 1774 geschriebeneDissertation im Jahre 1787
in seinemthesaurus juris franconici wlederholt dem
Drucke übergab32), sichbei der Frage über die Haf-
tungsverbindlichkeitder Ehegattenauf seine de linea-
tio juris franconici und auf die oben angeführte
Dissertation Röthlein's bezogen, zugleichaber auch
nochden ganzen §. 10 der Verordnung vom 22. Juli
177 beigefügt, um anzuzeigen,welche Berlchtigung

a2ÿ Thers. jur. (raho.Abschn.I p. 1545und 1608.
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seine frühere Ansicht nun im Wege der Gesetzgebung
erhalten habe, wodurch zugleichgewarnt wurde, eine

gesebichabgewiesene Kontroverse nochmals als

ehrsatz aufzuwärmen. «

»AusallemDiesembüjrftensichbaherbieSätze
rechtfertigen:

· ·

1) Die von H. v. Schelhaß in seinen Bei-
trägen zur deutschenGesetzgebung§. 48 lit. d auf-
gestellte Behauptung, daß ein Ehegatte sich von Be-

zahlung der von dem andern Ehetheile eingegangenen
Schulden dadurch befreien könne, daß er die Güter=

gemeinschaftaufgebe und auf allen Antheil an dem
ermögen oder Nachlaß des andern Ehegatten ver-

zichte, ist nicht richtig und mit den in der Verordnung
vom 22. Juli 1777 niedergelegtengesetzlichenBe-

stimmungen unvereinbar.
·

2) Eineinseitiges Aufgebender Gütergemein-
schaft unter Verzichtleistung auf das Veriögen bes
anderi Ehetheiles, oder ein Ausschlagender Erb-
schaftdes letzterti ist unzulässig.

«

3) Eine einmal zu Stande gekommeneallgemeine
Gütergemeinschaftkann vielmehr auf einseitigen
Antrag, wenn sie auf Vertrag beruht, nur auf
Erkenntniß des nun an die Stelle des vormallgen
kaiserlichen Landgerichts tretenden Gerichts, und
wenn dieser Vertrag, wie vorgeschrieben,mit Bestä-
tigung von Seite dieses Gerichts errichtet war, nur

kraft erkannter Reszissiondieser Bestätigung, wenn

ihr aber die durch * erzeugte oder eingekindschaf-
tete Kinder bewirkte „Vererbung“ zu Grunde liegt,
nur im Wege der förmlichen Gründabtheilung
wieder aufgehobenwerden.

" Geigel.
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2) Durch die in I. Instanz nachgesuchteResti-
tution, welche nur auf der Voraussetzung einer rich-
tigen Ladung beruhen konnte, war der Nullitätsquerel
stillschteigendentsagt. Die Bestimmungen der GO.
XV g8. 10 vom Verzicht auf die Appellation sind
wegen völliger Gleichheit des Grundes auch auf die

außerordentlichenRechtsmittel zu beziehen.
DOG. v. 23. Sept. 1853. Nr. 47 5½8.

2.

Rechtemtttelgegen schlebörlchterlicheUrthelle.
IJnstanz.

Nach der GO. Kap. XVII §. 2 Nr. 6 steht,
so ferne nicht etwas Anderes bedungenist, jedemTheile
frei, gegen einen schiedsrichterlichen Ausspruch
an jene Obrigkeit, welche sonst in der Sache ordent-

licher Richter ist, oder, wenn die Obrigkeit selbst als

Schiedsrichter gewählt wurde, an die nächstehöhere
Obrigkeit und Instanz zu appelliren, und die An-

merkungenzu dieser Stelle lit. h fügen bei, daß auch
von einem Appellationsbescheidenochweiter appellirt
werden könne, in so ferne nur eine weitere Instanz
von Rechtswegen noch übrig sei. Wenn nun

der sonst in der Sache ordentliche Richter auf erho-
bene Appellation in zweiter Instanz, und auf wei-
tere Berufung das vorgesetzteAppellationsgericht in
dritter Instanz gesprochenhat, so ist eine weitere

Instanz von Rechtswegen nicht mehr übrig, da die

schon im Generale vom 5. Mai 1750 ausgesprochene
Aufhebungder vierten Instanz in der GO. Kap. XV.

S§. 4 Nr. 7 ausdrücklich bestätigt ist, und die An-

merkungenam oben angeführten Orte sagen, dah die

FciverichtrrlcenAussprüche den richterlichen Ent-

cheidungen ganz gleich gehalten, und mit Appella-
tionen hierin ebenso wie gelwöhnlichverfahrenwer-

den solle.
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Hieran ändertnichts, daß nach einer Entschei-
dung von Seite des Appellationsgerichtes das Oher-
appellationsgericht an sich als höhereß Gericht
noch vorhanden ist; denn dies ist auch in allen jenen
Sachen, in welchen elne Berufung an das Oberap-
pellationsgericht mit Rücksichtauf die Natur des be-
schwerendenAusspruchesoder auf die Größe des Be-
schwerdegegenstandesu. s. w. ausgeschlossenist, der

Fall; allein hier wie dort kann jener Gerichtshof nicht
angegangen werden, weil er unter den gegebenen
Umständen keine gesetzlichzulässige weitere In-
stanz bildet.

«

Endlich kann nicht angenommen werden, 5es in der Absicht des Gesetzgeberslag, dadurch, da
er gegen einen schiedsrichterlichenAusspruch eine Ap-

ellation an den sonst in der Sache ordentlichenRiche
er gestattete, für dergleichenFälleausnahmsweiss

eine vierte Instanz zu schaffen, und zwar um so we-
niger, als diese Annahme dem Zwecke des Kompro-
misses, nämlich schneller als auf dem gewöhnlichen
Prozeßwegezu einer Entscheidung zu kommen,gerg-
dezu widersprechenwürde, und, wie bereits exwähnt,
das Gesetzdie schiedsrichterlichenAussprüche in jeder
Beziehung den richterlichen Erkenntyissen gleichge;
stellt hat. . -.

OAGE.vosstsx..Okt-»1853— kiRNJLSZVWr.

3.

BwangsnachlaßSiellung der elnwilligendenGlaubiger##l
den weigernden.

·

Die Motive einer oberstrichtexlichenEntscheidung
sagenhierüber: « »

Direkt können die Gläubiger den Konsensder
Dissentirendenim HKlagwegeallerdingsnicht erzwin-
gen, weil Fristen und Nachlaßbewilligungenzudeus
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jenigen Rechtswohlthaten gehören, welche nur der
Schuldner vermöge seiner persönlichenVerhältnisse
ansprechenkann, sich aber nicht aufdringen zu lassen
braucht. Daraus folgt aber nicht, daß, wenn der
Antrag auf Nachlaßbewilligung von dem Schuldner
bereits ansgegangen ist und von einer Mehrheit der
Gläubiger Unterstützung gefundenhat, den Gläubi-
gern versagt sei, auch in ihrem Interessegemein-
schaftliche Sache mit dem Schuldner zu machen,
um aufdie kürzeste und am wenigsten kostspielige
Weise eine schonmehrereJahre andauernde Konkurs-
sache zu beendigen und zu ihrer, wenn auch nur

theilweisen Befriedigung zu gelangen. Durch eine
solche Theilnahme am Streite geben sie nur

ihre Zustimmung zu der Realisirung des Zahlungs-
plang, welchen der Schuldner zu bewirxken strebt,
zu erkennen; ihr Beitritt hat nur die Natux einer
accessorischenIntervention 1), durch welchedie kon-
sentirenden Gläubiger ihre eigenenRechte zu wahren
suchen, ohne die Rechtedes Gegners zu heeinträch-
tigen. Heffter im Archiv f. eiv, Pr. Bd. X
S. 349 Note 25. . «

.Diesiechtsfacheistpiueuntheilhare,.dieEnt-
scheiduugderselbenäußertihrerechtlichen.Wirkuugen
gleichzeitig auf den Gemeinschuldner, wie auf die

1) Und zwar elner accessorlschenIntervention mit be-
schränkter Wirksamkelt, indem, wenn der Antrag auf

Verfügung des Zwangsbeitrittes abgewlesen wird, den

konsehlirenden Gläubigern eine selbstständigeBerufung
nicht zusteht, Bl. f. RA. Bv. 1 S. 175 Nr. 9. Der

gemeinrechtlichen Auffassung, daß der Gläublger-Mehr-
helt ein selbststänolgesRecht auf Zwangsbeliritt gegen
die Minderheit zustehe(vgl. Seuffert's Archlv Bo. 1
Nr. 150), hat sich unsere Gerichtsordnung, welche
hler nur den Geslchtspunkt elner dem Gemeln-

schuldner verllehenen. echtswohlthatvor Augen
hat, nicht angeschlossen.

·
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Gläubiger; wird der Antrag des Ersternverworfen,
so können auch die Gläubiger, sie mögen assistirt ha-
ben oder nicht, den Vollzug des vorgeschlagenen
Zahlungsplans nicht verlangen Der

Klage auf Zwangsbeitritt muß übrigens jedenfallsdie

Zustimmung der Mehrheitder Gläubiger voraus-

gehen, weil dieselbeeinen Bestandtheil des Klage-
grundes bildtt.

OAGE. v. 23. 2 1852. Nr. 118152:

4.

Eine Gemeinde als Genossenschaftstreitenteeruwandischaft
yder Verschwägerung von Zeugen mit einzelnen Gemeinde,

gliedern.

In den Motiven der oberstrichterlichenEnt-

scheldungeiner Weiderechts sachewurde geäuͤßert:
...... Die im Revisionslibelle bezeichnetenZeu-
gen sind zwar wegen Verwandtschaft und Verschwä-
Verung mit betheiligtenOrtsgemeindegliedern nicht
vollkommen unverdächtig, da die Gemeinde hier
lediglich als Genoffenschaftstreitet 2), und
von deren einzelnen Gliedern die Früchte aus dem

gemeinschaftlichenObjekte der Genossenschaftzu ihrem
eigenenVortheile bezogen werden; allein dieser ihrer
Exzeptionsmäßigkeitkann bei dem durchgängigenGleich-
laute ihrer so entschiedenzu Gunsten der Klägerin
gerelchendenAussagen ein erheblicher Einfluß um so
minder beigemessenwerden, als das Gesammtresultat
der Beweisführangnicht auf ihnen allein beruht. . . . . .

. v. 8. März 1853. Nr. 986 5%4.

1) Bal. t. f. RA. Bo. 15 .124

* J. A. Seuffert.Verl.: Palm Enke(zchEnke)
in Erlangen. Druck von Junge & Sohn,
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Blätter
für

Rechtsanwendung
zunächst in Bayern.

J.

„Wer exziplrt, brkeunt
. — e Gewerbobesugi gehen durch langjährigen

blosen Nichtyebrauch nicht verloren. — Bewelslast bel der Nehato-
rlenklage, — Berichligungen. 1

- "

.,« .

Inhall: Zum rlchtigen Verstäudulsse des Sae:)4 1 licht". — Elnzelsn issse

Bum richtigenVerständnissedesSatzes:„Wer exzi-
pirt, bekennt nicht“.

Unter dieser Ueberschrift verordnet die bayer.
GO. K. VI S. 7:

· «

»W«enn·oke«Klageinder'Exchtionnichtyhsolute,-son-
»demnurbedingungsweise.eingestandenoderinZwels
„fel gezogen wird; so muß der Kläger seine Klage,
„und der Antworter seine Exzeption der Nothdurft
„nach beweisen, und kann keln Geständulß va-

„raus gefolgert werden.

Die Anwendung dieser so natürlichen Vorschrift
finden wir nicht selten auf Irrwegen, zu Folgerungen
führend, welche die Eventualmaxime überhaupt einer

unbilligen Verdächtigung blos stellen; nur aus einem

tiefgehendenMißverständnisseihrerwahren Bedeutung
lassensich jene Verirrungen der Pragis erklären.

Oui excipit, non fatetur, — dieses gangbare
Sprüchwort, das wir bis zu seinenQnellen in C. 9
de except. (8, 36); dann Cap. 6 X cod. und
C. 63 in 6to de R. J. Fulicrretsulgenkönnen, will

nicht mehr und nicht weniger sagen, als: die ein-
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fache Thatsache, daßder Beklagte den Klagegrund
widersprochen hat, darf ihn nicht verhindern, Ein-
reden dagegen vorzubringen; das Vorschützen perem-
torischer Einreden schließt daher noch kein Aufgeben,
keinen Verlust der vorhergehenden Abläugnung der

Klage in sich; Beides, verneinende Antwort auf die

Klage und aushilfsweiseperemtorischeEinreden können
als Vertheidigungsmittel auf den Grund der Sache
sehr wohl nebeneinander bestehen,hintereinander her-
gehen, wohlgemerkt, soweit ihr Inhalt miteinander

vereinbar ist, keinen inneren und nothwendigen Wi-
derspruch enthält. Demselben darf aber nie der über
alles billige Maaß hinausreichende Sinn und Geist
unterlegt werden, als sei der Inhalt einer Einrede,
das zu ihrer Begründung dienende thatsächlicheVor-
bringen in dem Grade über jedenRückbezugerhaben,
daß es nie zu Rath gezogen und benützt werden

dürfe, um die Klagsabläugnung des Beklagten einer
Kritik zu unterwerfen, und sie als eine muthwillige,
gesuchte,unhaltbare zu bezeichnen,— um ein klares

unzweideutigesZugeständniß der Klage darin zu er-

blicken, und die Wirkung des vorhergehendenWider-

spruchesder Klage wieder aufzuheben. Da vielmehr
das Zugeständniß einer Klage, so wie jedes thatsäch-
lichen Vorbringens ##n Progessean keine Stelle, an

keine Zeit oder Formel gebunden ist, da es in der

Duplik, im Beweisverfahren, ja in der Appellation,
wie im Laufe der Hilfsvollstreckung noch immer zu-
lässig ist, und da es die GO. Kap. XII S. 1 pr.

und Nr. 1 mit C. un. de confess. (7, 59) für
die stärksteund vollkommensteProbe erklärt, mit dem

Urtheile selbst, mit dem rechtskräftigen Urtheile auf
eine Linie gestellt hat, — so muß auch der klare
und unzweideutige Inhalt Dessen, was zur Entwick-

lung einer Einrede vorkommt, dazu dienen können,
den Beklagten als einen Geständigen bei seineneige-
nen Worten zu erfassen, und seinen vorangeschickten
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iherspuüchals ein freventlichesEingelenkebei Seite
zu: setzen.

Wenige Bemerkungen werden das Irrige der

bisherigen streng formalistischen Behandlungsweise
leicht erkennen lassen.
1) Kein Gesetz, weder im röm. oder kanon.
Rechte, noch in der bayer. GO. hat jenen weiten
Umgriff des Satzes: wer exzipirt, bekennt nicht, —

worgezeichnet oder zugelassen, Die GO. selbsthebt
an jener Stelle blos den Fall hervor, wenn die
Klage nur bedingnißweise eingestanden oder in
Zweifel gezogen wird; der gänzliche Widerspruch
derselben ist als zu unnatürlich für das Folgende
gar nicht berührt.Die Anmerkungen zu dieserStelle
Peziehen den Satz zunächstauf ihren „dritten Ca-
rus-“, wenn der Beklagte von dem eingeklagtenAn-
lehen abstrahirt, d. h. stille schweigt, und excep-
tionem solutionis simpliciter vorträgt. Gerade
hiefür hat aber die GO. an zwei anderen. Stellen
Lverordnet, was weder speziell, noch generell wider-
sprochenwerde, gelte für zugestandenund bedürfe
keines Beweises mehr. GO. Kap. IX §. 3, Nr. 1

— und Kap. XII §S.1, Nr. 8. — Für diesen
Fall lassen insbesonderejene Regel nicht gelten:

Gönner's Handbuch,II, 36 S. 13; Strube'
rechtl. Bed. III„ Bed. 522. —

Seuffert's Kommentar zur GO. (Bd. L,
S. 253) findet den praktischenKern des Satzes:
dui exeipit, non fatetur darin, daß der Beklagte
mit der verneinenden Streiteinlassung wirksam noch
Einreden verbinden könne, welche mit derselben in

Widerspruch zu stehen scheinen, wenn er z. B.
den Empfang des Darlehens abläugne, und doch
excipiendo behaupte, dasselbe bezahlt zu haben.
Hier findet sich übereinstimmend mit v. Gönner
und Strube der wahre Sinn jener Regel so genau
bezeichnet,daß sie sich für jeden Entwurf einer neuen

“
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Prozeßordnungempfehlen läßt. Denn die behaup-
tete Zahlung ist ein dem Darlehen nachfolgenderund

völlig davon getrennter Umstand; sie läßt überdies
mu einen Schluß auf den vorhergehendenEmpfang
zu und räumt ihn nicht geradezuein. BeideVer-
theidigungsbehelfe sind wohl mit einander vereinbar,
ihr innerer Widerspruchist nur ein scheinbarer. Das

vorgebliche Darlehen kann von dem Erblasser des

Beklagten herrühren, wovon er keine Kenntniß hat;
— er kann der Meinung gewesensein, das ausge-
zählte Geld als Zahlung einzustreichen,als ein Mit-
tel der Liberation gegen den Kläger, nicht der Ver-
pflichtung für ihn; — er kann seine Zahlung nur
im Vertrauen auf die Richtigkeit einer Forderung,
aber im Irrthume geleistethaben und sein Geldals
Nichtschuld wieder zurückfordern;— die behauptete
Tilgung der Schuld kann in einer verworrenen Ab-

rechnung über die gegenseitigenHaftungen begriffen
sein, worin sich beide Theile los zählten, mochte nun
eine Forderung früher bestanden haben, worin sie
wollte. «

Sttrube, g. a. O. Note .
Wie aber, wenn der Beklagte jeden Empfang

der eingeklagtenSumme gänzlich läugnet und nur
eventuell einwendet, sie sei ihm in beschnittenenTha-
lern Überschicktworden, bei deren Umwechseler 10%
verloren? Auf Fälle dieserBeschaffenheitsind unsere
Bedenken gerichtet; in einem solchenEinwande liegt
ein Zugeständniß, welchesdem vorhergehendendamit
unvereinbaren Widerspruche seinen Werth benimmtz;
— die Auszahlung von 90% der libellirten Summe

muß für liquid angenommen werden; nur der Grund
der Zahlung kann noch der Gegenstandeiner weiteren
Erörterung sein. —-

2)DieGQveroI«d11etKap.XII§.·1,-Nr.:l"-,
„was nur bedingnißweiseeingestandenworden, könne

auchandergestalt nicht, als mit der nämlichen Be-
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dingniß auf= undangenommen werden.“ Diese Vor-
schrift kann mur auf den beschränkten Inhalt des Ge-
ständnisses,aber nichtauf seine prozessualeStellung,
auf den verklausulirten Hinterhalt bezogen werden,
den ihm eine Partei anweist. Die GO. Kap. VI.
§. 1 am Schlusse,und §. 4 läßt wohl dieEinlassung
blos eventuell mit Voreinredenverbinden, die perem-
torischen Einreden aber nichtblos in eventueller Be--

ziehung an dle Kriegsbefestigunganhängen; beide
stehenvielmehr als Vertheidigungsbehelfein derHaupt-
sache (als defensiones) auf einer Stufe, siesind
unter sich in. Wechselbeziehungund ebenso gemein-
schaftlich für den Geguer, wie solches alle Beweis--
mittel, und namentlich Urkunden durch ihren Gebrauch
werden. Probatio lit judici, — der Richter muß
daher aueh das Recht haben, seineBeweisgründe in
den Akten überall zu nehmen, wo er sie findet 1)

Der Satz: actore non probante reus ab-
solvitur — C. 4 de eda. (2, 1) — bleibt immer

wahr; allein deshalb steht demBeklagten noch nicht
frei, seine zerstörlichenEinreden in ein verschanztes
Lager zur#stellen,aus dem sie erst nach gelungenem
Beweise der Klage hervorzubrechen bestimmt sind.
Ist in ihrem Vortrage ein Zugeständniß für den

Kläger enthalten,somuß, wie bei vorgelegten Ur-

kunden, die Protestation, „daß die Anführung sich
auf widrige Passus nicht erstreckensolle“, nutzlos
bleiben. GO. Kap. XI §. 5, Nr. 9. Aus jener
Vorschrift läßt sich daher auch mehr nicht, als die

Folge ziehen, ein solchesZugeständniß, das einer
Einrede inne wohnt, dürfe auch zum Nachtheile des

Beklagten nicht getheilt, sondern müsse immer nur

in den Grenzen erfaßt werden, in die es sichselbst
einschließt, ohne den Kläger der Beweispflichtin
Bezug auf die übrigen bestrittenen Punkte zu über-

1) A. f. RA. Bb, XIII,S. 366,
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heben, wie solchesschon aus dem am Schlussedes
vorigen Punktes angeführtenBeispiele erhellt.

3) Exeipiendo reus fit actor. Auch die GO#-

hat diesen Saß (K. VI §. 6) der Sache nach wie-
der gegeben. Was daher von mehteren zusammen-
treffenden Klagen verordnet ist, muß auch von ver-

schiedenenmit einander verbundenen Vertheidigungs=
behelfen, Kläagsabläugnung und Einreden gelten.
Nun verordnet aber die GO. (K. IV 8. 9): mehrere
Actiones, die Jolnand gegen eine Partei habe, könn-
ten in einem Libelle zusammengenommenwerden,
„es seiendenn dieselbeneinand er widersprechend,
„oder präjudizial, oder so beschaffen,daß eine
„durch Erwählung der anderen aufgehoben
„werde, welchenfalls sie entweder gar nicht,
„oder höchstensnur alternative und in subsidium
„kumulirt werden mögen.“ Der folgende.S.11 schreibt
für den artikulirten Libell vor, man solle sich in ar-

ticulis aller kontradiktorischen Sachen enthal-
ten. Sich innerlich widersprechendeKlagen hebenalso
einander auf und können nach.Umständen, wenn sie
durchaus unvereinbar sind, gar nicht kumulirt wer-

den; warum sollte ein gleichesVerbot nicht auchden-

Fall von Einreden treffen, welche die eigene, eben
abgeläugneteErzählung des Klägers hinter ihrer Ab-

läugnung zum unentbehrlichen Stützpunkte nehtmen?.
In fr. 43 pr. de R. J. sagt Ulpian: Nemo ex his;

ui negant se deberc, prohibetur etiam alia de-
ensione uti, nisilex impedit. In unseremFalle

läßt sich sagen: lex impedit, oder auch:ratio ju-
ris impedit, oder vielmehr noch besser tiach Anlei-
tung des fr. 14 &. 1 de interrog. in j. f. (11, 1),
nur umgekehrt: Si id, quod in contestatio-
nem (statt: confessionem) venit, et jus et
haturam recipere potest.

4) In einem nächst gelegenenFalle trägt schon
nach ihrem jetzigenStande die Praxis-kein Bedenken,
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über dergleichenAbsichten und Vorbehalte des Be-

klagten hinwegzusetzen.Wenn derselbeden Urkunden,
worauf sichdie Klage stützt, vor Einsicht der Origi-
nalien seine Anerkennung versagt, später aber selbst
Einreden, oder wohl gar Gegenforderungen aus

ihnen herleitet, bei dieser Gelegenheit ihren Inhalt
erörtert, in seinem Sinne auslegt, so wird gewöhn-
lich die vorhergehende Beanstandung der Aechtheit
jener Urkunde als eine protestatio facto contra-
ria, was sie auch wirklich ist, nicht beachtet2).
Was kann verhindern, sich dieselbe Befugniß beizu-
legen, wenn ohne die materielle Unterlage einer Ur-
kunde die nämliche Wechselbeziehungnur zwischen
einer verneinenden Antwort auf die Klage und einer

angehängten Einrede vorwaltet, welche die defensive
Linie der Negation verläßt und ganz positive An-

haltspunkte zur Beleuchtung des Klagegrundesan die
Hand gibt?

* 5) Die moralische Seite der Rechtsvertretung
darf bei der Würdigung und Zulassung ihrer Hilfs-
mittel nicht völlig außer Acht bleiben. Der gänz-
liche Widersprucheiner Klage, der éventuell mit Ein-
reden begegnet wird, welche oft ihren Sachverhalt

3) Ein oberstricht. Erk. vom 5. Okt. 1850 (Nr. 1439

1849/50) bemerkt in diesem Sinne: „Kläger hat
sich zwar in seiner Replikvorbehalten, die Ueberein-

stimmung der Abschriften mit den Originalien ver

Exzeptbeilagen vorerst noch zu prüfen, allein dessen
unerachtet unbedingte Folgerungen daraus gezogen.
... Jene Urkunden bllven daher eine verlässige
Grundlage der zu gebenden und nur aus ihnen mög-
lichen (definitiven) Entscheldung.“

Desgleichen findet sich in elnem anderen Erk. v.

9. Januar 1854 (Nr. 849—5 /82) der Satz: „Der
Brief selbst ist von dem Beklagten, unerachtet des

scheinbarenVorbehaltes der Erklärung über seln An-

erkenntniß, vurch die ganze Verhandlung als eine
bekannte Sache behandelt.“
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mit gerlugen Abweichungen wieder, geben, oder als.

wahrhaftig klar entnehmen lassen, ist gewiß kein red-
licher, vor Allem kein ernstgemeinter Behelf,
sondern nur ein leichtfertiger, ja ein sträflicher Um-
trieb, um dem Gegner seine Erfolge zu erschweren.
In dieser schlechtverhüllten Eigenschaft kann derselbe
auch auf einen ernstlichen Bedacht der Richter
keinen Anspruchmachen. Denn die GO. K. XII#
§. 6, Nr. 1 und 2 hat in der Formel des Kalum-
nieneides den Parteien und ihren Fürsprechernauf-
erlegt, „zur geflissenenVerzögerung der Sache nichts-
„zu thun, die Wahrheit nicht verhalten zu
„wollen, . sondern sich jeder Handlung nur aus.

„gutem wahren und gerechtenGrunde zu bedienen.“.
Seit der Abschaffung jenes Eides ist dieser Punkt
nicht erlassen, sondern nur in die selbstverständlichen
Pflichten aller derjenigen übergegangen, die vor Ge-
richt auftreten. Von dieser Ansicht ausgehend, hatt
sich auch der oberste Gerichtshof in mehreren seiner
Urtheile mit Recht die Erkenntniß über die Erust-
lichkeit der Rechtsbehelfe zum Angriffe, wie zur-
Vertheidigung beigelegt, und die in diesem Punkte
nicht standhaft befundenen gleich von vorne herein
bei Seite gesetzt ). Ein solcherEntscheidungsgrund,

3) Vergl. unsere Zeitschrift, Bd. XVII, S. 291 und 292.
In einem dritten Falle hatte man im Scherze
einem armen Manne glauben gemacht, ein verstorbe-
ner Reicher habe ihm in einem gerichtlichen Nachtrage
zu seinem Testamente 30,000 fl. vermacht; da sich
aber bei Gericht hierüber nichts vorfand, so ließ sich
der Erstere nicht abhalten, gegen den betreffenden
Richter wegen Unterschlagung des vermelntlichen Ko-

dizilles mit der Syndlkatsklage auf Ersatz jener Summe

aufzutreten. Er wurde jedoch nach verhandelter Sache
in drei Instanzen damit abgewlesen. Die Gründe
bes oberstrichterlichen Erkenntnisses schließen mit dem

Satze: „Eine Verglelchung dieser Vorkommntsse, eine

Würdigung ihres Gehaltes llefert daher gleich von
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der in die Absichten und Betveggründe hinabsteigt,
mag in der deutschenRechtspflege auf den ersten
Anblick. gewagtund abschweifenderscheinen;er beruht
aber tief in der Amtsgewalt der Gerichte. Ein an-
deres Erkenntniß des oberstenGerichtshofes aus dem

J. 1852 hat mit summarischerAnführung,der Quellen

nachgewiesen,wie pflichtvergessendas in die Ange-
wöhnungen unserer Sachwalter übergegangeneVer-
halten sei, die kundbarstenDinge auf Gerathewohl
abzuläugnen7). Geschiehtes dennochauf eine hand-
greifliche aus dem eigenen Vortrageder Erwiederung
hervorleuchtendeK#geigeso steht einer so schamlosen
Verbindung von Widerspruch und Geständniß die
liquide rehlicatio.doli entgegen, quae bonde

sicleiri-t taciteinest — fr. 21 sol. matr.

(24, 3); fr. 8 S. 5.de leg. I. (30) —, die Ge-Eunr uUnlauterer Absichtenund arglistiger
Verläugnung gegen besseresWissen nämlich, von der
wieder die C. 6 de dolo malo (2, 21) sagt: do-
lum eK in diciis perspicuis probari con-
venit. Auch auf dieseStelle haben sich bereits zwei

vorne hereln be genügende Widerlegung der einge-
bildeten Ansprüchedes KlägerS, und wenn dleselben
durch eine zufälligirrigeAntwort des Beklagten auf
eine bei ihm gescheheneAnfrage neue Nahrung er-

hielten, so vermißt man in all' diesen Vorgängen
jenen Charakter von Ernstlichkelt, ohne
welchen es nicht angeht, einer gerichtlichen
Verhandlung einen weiteren Fortgang zu
geben. Nr. 1056— 5% r.

3) Bl. f. RA. XVII, S. 3187 Man könnte den dort

angeführten Gesetzesstellennoch das baher. LR. IV, 2

#. 3, Nr. 11 beifügen: „Wenn eln Debltor der von

ihm boshafter Weise abgelängneten Schuldforderung
überführt werven kann, so soll er nicht nur zur Be-

zahlung angehalten, sondern auch Lestraft wer-

den.“ — Desglelchen 8. 7, Nr. 14 a. a. O. vom

Lemm#n.
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angeführt und zugestandenhat, zur näherenBegrün-
dung seiner Absicht annehmen.

Heffter's Institutionen des CivilprozessesBuchl,
Tit. 5, §. 9 äußern in gleichemSinne: „Das blose
Vorbringen peremtorischerEinreden ist noch kein Ein-
geständniß der Klage. Man kann endlich mehrere
verschiedeneDefensionen gebrauchen, wenn nur

keine die andere durch inneren Widerspruch
aufhebt“. ?-

Werner im Archiv f. civ. Praxis Bd. XI,
S. 64 will aus einer solchenEinrede unter der Form
einer in ihr liegenden Konviktion des Beklagten den
Vortheil für den Kläger ziehen lassen, daß derselbe
von der Last des Beweises seiner Klage befreit wer-

den müsse. »

Wenn übrigens Seuffert's Kommentar zur
bayer. GO. B. III S. 212 zugibt, immer müsse
einem abgelegtenGeständnisseso viel Wirksamkeit
beigelegt werden, als ihm zufolge seiner inne-

ren Glaubwürdigkeit zukomme, was im ein-

zelnen Falle — nach Prüfung aller Umstände in

richterlichem Ermessenstehe, — was kann uns wohl
abhalten, diesenSatz bei völliger Gleichheit des Grun-
des vom Geständnisseauch auf den Widerspruch zu
übertragen?

In einer neueren Zeitschrift 7) findet sich der

Satz aufgestellt und mit einem ergötzlichenGleichnisse
ausgeschmückt, die Eventualmaxime gestatte die suc-
cessiveGeltendmachungeinander geradezuausschließen-
der Thatsachen ganz unbedingt, und hierin liege
eine gleichsamsanktionirte Aufforderüng zum
Lügen. Diese Bemerkung scheintnach der obigen
Entwickelung eine Berichtigung zu verdienen, welche
den an sich gerechtenTadel mehr ihrer Ausartung

7) Kritische Ueberschau der deutschen Gesetzgebung
und Rechtswissenschaft. B. I, S. 300.
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durch den. Gerichtsgebrauch,als der, Eventualmäxime.
selbst aufbürden, und nebenbet die Grenzendes Er-
laubten etwas engerziehen dürfte )

Zwei Beispiele aus werklich vorgekommnenäl
Fällen werden genügen, um zu überzeugen,wie sehr
es Noth thue, auf diesem Felde einen UünschlagederbisherigenJurisprudenz herbeizuführen.

A. Ein armes Wetb trat im J. 1845 in den: H#4
raum eines Bauernhauses, um, wie sie sagte, sich#et-
was Schmalz zu kaufen, wahrscheinlicher,um solches
zu erbetteln. Der nicht an der Kette liegende und

hervorbrechendeHofhund fiel sienan und biß ste so
heftiz in vie Wade; daß sie angeblich neun Wochen:
lang einer wundärztlichenBehandlung bevurfte. Nach
tbrer Heilung klagte sie für. Kurkosten und Schmerzen-:
geld etwas über 300 fl. gegen den Hofbesitzerein.“
Alleln der Anwalt des Letzteren wiversprach in seiner
Antivort, daß sein Klient einen Hofhund besitze,daß
die Klägerinvon dessenHunde gebissen wörden= und

wunwärztlicher Hilfe. benöthigt gewesen, rbenso ulle.
ihre Aufrechnungen hiefür. Eventuell fügte er jevoch.
als Elnreden bei, auf den Fall, wenn je Klägetin,

retwas der Art zu erweisenvermöchte: a) des Beklagten“
Hund sei ein kleiner und nicht bissigerHaushunb.“
b) die Klägerin sei zu jener Zelt in der Absicht !45#
betteln bei ihm elngetreten, daherin facto illicilo be-
griffen gewesen, weshalb sie nie eine Entschädigungt
verlangen könne; c) seln Weib habe der Klägerin vor,
dem Anfalle zugerufen, wegen des Hundes nicht weiter“
zu gehen, sondern schnell zurückzugehen, was diese
aber außer Acht gelassen; d) die Klägerin habe ihre
lange Kur durch anfangs falsche Behandlung sselbst-
herbeigeführt.— Nach verhanvelter Sache wurde in.
zwei Instanzen der Klägerin der Beweis auferlegt, daß-
sie am 2. Aprll 1845 von einem Hunde des Beklagten
in dessenHofraume in die Wade des rechten Belnes

gebtssen worden, und in Folge hlevon 9 Wochen in

wundärztlicherBehandlunggewesen, überdles die Oroͤße
8) S. 304, Nr. 6 (a. a. O.) findet sich bereits eine An-

deutung in diesem Sinne. — Vgl. nochtMitter-
maler im Archiv f. civ. Pr. Bd. 37 S. 143.
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ihres Schadens und die Angemessenhelt.ihres Schmer-
zengeldes; — dem Beklagteneventuell, daß die Klä-
gerin von seiner Ehefrau vorher gewarntworden, im

Hofraume weiter zu gehen, (oder) daß Klägerin zuerst
verkehrteHeilmittel angewendet, Und dadurch die Hei-
lung der Wunde, und auf wie lange verzögert habe. —

Die Gründe reduziren sich auf die bekannten Sätze:
sserentiincumbit probatio, undzunexcipit, non fa-
tetur. —O#lG. RMN. 29310

B. Die Brauverwaltung 90Gr. H. klagte auf
dem Grunde eines schriftlichen.Bleraönehmyrtragesgegen den Wirth F. eine. Forderung von 2600 fl. als

Rest elner Bierschuld aus den Monqgten Mai —Sept.
1847 ein; der Beklagte widersprach, den Vertrag wegen

der Bierlieferung mit dem Branhauseabgeschlossen, je
Mler bei demselbenbestellt, over einen Eimer von da

befogenzu haben; — wendete aber eventuell eln: wenn
Klagegrund je erwiesenwerden könnte, sel das

ihm gelieferte Bier von, so schlechter Beschaffenheit,ge-

vwesenvaß es ihm selne Gäste verscheuchtund durch
verminderten Abfatzvon Kaffee und Bier, Bratwürsten,
Schinken,Zungen und Cigarren. (hier folgen noch
10 Artikel bis zum Kartengeldeherab)einen Schaden
bon 4600fl. verursacht habe) ben er kömpensatlons=
und widerklagsweise geltend mache. — In dieser even-
tuellen Weise wurden dann auch die Bewelsauflagen.
über Klagegrund und Einrede anelnander gerelht. —

OAG. NMN. 6485%

Fälle dieserund ähnlicher Art kofimnen alle Tage
in der Praxis der bayer. Gerichte vor; sie drängen.
von selbst zur Frage hin: Wie ist hierüberall ein

vernünftiger Zweifel über etwas mehr möglich, als
die unbedentenden Abweichungenin der beiderseitigen
Erzählung? Haben nicht in all'diesen Fällen die

Beklagten selbstdurch ihre Einreden über den Grund
der Klagejene evidentia rei, quae nulla tergi-
Versatione celari potest zu Tagegefördert,deren
das Cap. 10 X de cohab. Cler. erwähnt? Und
wo läßt sichje der Grund des tr. 11 S. 4 de In-
terr. in j. f. (11, 1) mit besseremRechte, als

zur Rechtfertigung der Vergeblichkeit,der Unter-
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drückungjener Widersprücheanwenden: quia Prae-
torem contemmere. videtur? —
Wir glauben aus allem Dem folgendeSätze ab-
leiten und zur Anwendungempfehlen zu dürfen:

„Wenn der Beklagte mit dem Widerspruche der

„Klage aushilfsweise zerstörliche Einreden verbindet,
„so hat der Richter beiden Vertheidigungsbehelfen
„nur in so weit Folge zu geben, als sie vereinbar

„sind. — Geht aber aus der Begründung der Ein-
„reden mittelbar ein Zugeständniß der Klage selbst
Ohervor, so ist deren vorhergehendeAbläugnung als

„eine protestatio facto contrariq in so weit unbe-

„helflich und nicht zu berücksichtigen,als eine Ueber-

„einstimmung in den Anführungen beider Theile be-

„steht. — Ein solches Geständniß kann jedoch
„gegen den Beklagten nicht getheilt, sondern nur

„mit den von ihm beigefügten Beschränkungen an-

„genommen werden. — Die Vereinbarlichkeit
„sich scheinbar widersprechenderBehelfeist nach
„Lrichterlichem. Ermessen aus den Umstän-
„den jedes Falles zu beurtheilen.“

„Mittheilungen aus der Praris.
1.

Einzelne Gewerbsbefugnissegehen durch langjährigen blosen
Nichtgebrauchnicht verloren.

In den Motiven einer oberstrichterlichenEnt-

scheidungkommt vor:
Wenn angenommen werden muß, daß eiserne

Pfannen ein Artikel sind, welchenzu führen ein Eisen-
händler befugt ist, so ist die Beilegung desselben
res merae tacultatis. Wenn auch darin noch so
lange Unterbrechungenvorkommen, soerlischtdadurch
die Befugniß nicht, einen solcheneinzelnen Artikel





266 Beweielast bekder Negatortenklage-

fraglicheStreurecht allerdings gehört, das posses-

solium plenarium nicht Statt findet, sondern Der-
jenige, welcher seine Klage hierinfalls., nur auf
die Possession gründet, von so langer Zeit artikus-
liren muß, als nachMaaßgabe des L. II, 7 §. 5 zur
Verjährung solcher Dienstbarkeit. erforderlichist, —
keineswegs entgegen.Denn diese Gesetzstellenspre-
chen nur von einer Klage auf Schutz im ordent-

lichen Besitze, welche freilich bei Grunddienstbarkeiten
nicht Statt findet; der §. 11 Kap. 7 Th. Il des LR.
enthält aber eine PezielleVors1 darüber, wen

bei der Negatorienklagedie Beweislast trifft und

hierspricht sich das Gesetzganz klar dahinaus, daß
in dem Falle, wenn der Beklagteim 10 jährigen
ruhigenBesitze der prätendirten Servitut gewesenist,
vermöge der mehr für den Besitz als für die Frei-
heit sprechendenVermuthung der- Negatorienklä-
ger die Freiheit seines Eigenthums von jener
Servitut nachweisen müsse. Das. Gesetzmacht hie-
bei zwischen persönlichenund realen. Servituten

(Grunddienstbarkeiten) keinen Unterschiie
„Für dieseAnsicht hat sich auch schonlängst.beim

pberstenGerichtshofe eine konstantePraxis gebildet.
Zwar beruft sichRevidentin auf ein entgegenstehendes

oerstrichterliihesErk. v. 17. Nov. 1832, welches
in Du Prel's Sammlung von Rechtsfällen
Bd.“u S. 132 enthalten ist; allein dieses Erk.
konnte der gepflogenenRechercheungeachtet.nicht auf-

gefundenund daher auch nicht weiter berücksichtigt

OAGE. v. 22. Juli 1853. Nr. 6515 5/..

Berichtigungen: Bd. XVII S. 292 Note 1 Z. 5 nach III

schalte ein: S. 150 Note 4; Bb. XIX S. 149 8. 24 st. 3351.345.

Ned.: J. A. Senuffert. Verl.: Palm ## EnkeAsalbolppEnfss
in Erlangen. Druck von Junge
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slikte nach dem Gesetzevom 28. Mlai 1850.

LIII.

Kompetenz bel Urkundenfälschungen, nach Art. 22 Th. I
des StGB.

"1

Vol.Vd. 11 S. 45.
In einem Civilprozessewaren zum Beweise der

Zahlung 2 nach allen Umständen gefälschteQuittun-

gen des Gläubigers, denen auch Unterschriften von

angeblichenUrkundszeugen beigesetztwaren, durch
ein Restitutionsgesuchbei dem Prozeßgerichtezu A.

eingeführt worden. Die Urkunden trugen das Datum
„Augsburg“, obwohl wahrscheinlich war, daß sich
zur betreffendenZeit weder der angeblicheAussteller,
noch die Urkundspersonen dort befunden hatten.
Ueber den Ort, wo die gefälschtenUrkunden gefer-
tigt worden seien, namentlich ob in dem Wohnorte



258. Kompetenz bei Urkundenkälschunzem.

der Verdächtigen, konnte nichts Verlässiges ermittelt
werden. Die Verdächtigenhatten die gefälschtenUr-
kunden ihrem am Sitze des Prozeßgerichtes nicht
wohnenden Anwalte zu L. behändigt; zwei derselben
hatten als Aechtheitszeugenim ProzesseeidlicheAus-
sagen bei dem requirirten Gerichte zu Sch. gemacht,
und zwei derselbenbei demselbenGerichte den Noven-
Eid geleistet. Es wurde, bei dieser Sachlage die

Kompetenz zwischen den Untersuchungsgerichtenzu A.

(Prozeßgericht), zu Augsburg (Datum derUrkunden
und Wohnort der Verdächtigen), L. (Wohnort des
Anwaltes) und Sch. (Ort der Leistung des Zeugen-
und resp. Noven-Eides) streitig. —

Der obersteGerichtshof entschiedfür die Kom-
petenz des Prozeßgerichts zu A. — aus folgen-
den Erwägungen:

1) Zwar wird nach Art. 266 Th. 1 d. St G.
das Verbrechen der Urkundenfälschungschon durch die

Fälschung vollendet, ohne daß der Gebrauch der fal-
schenUrkunde noch hinzukommenmüßte; sonachwäre

gemäß Art. 22 Th. II des St GB. das forum de-
licti commissi bei jenem Gerichte begründet, in dessen.

Bezurdie Fälschungvorgenommen wurde. Es hängt
ledoch

2) der in den beiden Quittungen v. 1839 ent-

haltene Ausstellungsort: „Augsburg“ mit der un-

wahren Angabe zusammen, daß der angeblicheAus-

steller und die beiden Urkundspersonen sich damals
zu Augsburg bei dem Wirthe N. aufgehalten hätten,
erscheintdaher als fingirt.

3) Der Wohnsitz der Verdächtigen, welcher zu
dem Bezirke des Kr.= und St G.Augsburg gehört,
läßt die Folgerung nicht zu, es habe die Fälschung
an einem dieser Wohrsitze stattgefunden, indem da-

für keine aktenmäßigeErhebung spricht. Es ist also“
4) ungewiß, an welchem Orte die Fälschung

verübt wurde, sohin muß gemäß der zweiten Alter-
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Uative des Art. 266 Th. I d. StGB die Vollendung
als durch den. Gebrauch der Urkunden eingetreten,
somit auchnachArt. 22.Abschn. 1 Th. II d. St GB.
jeues iGerichtals das zuständige angenommen wer-

den, in dessen Bezirk. donden Urkunden Gebrauch
gemacht wurde. " .

5d5)0) Der von den. Verdächtigen Sch. und Kl.
ihrem bevollmächtigten Anwalte B. zu. L. gegebene
Auftrag, auf Grund der fraglichen Quittungen ein

Restitutionsgesuch:zu.beschäftigen,stellt sich nur als
eine den Gebraurh vorbereikende Handlung dar;
der die Vollendung bewirkende Gebrauch trat aber
erst durrh. die Vorlegung. derUrkunden zur Instruk-
tion des Restitutionsgesuchesbei dem LG. A. am

Febr. 1849 ein. .·-,

6):Die.»spätereAblcistungxkdcsNoven-Eides
durch-..Sch.s.-:Und.-«Kl-.,sowiedessZengeneidesvon
Seite der zum Aechtheitsbeweiseproduzirten H. und
Kl. II bei dem hiezu requirirten LandgerichteSch.
stehen mit#derfraglichen Urkundenfälschungin unzer-
treunlichem Zusanmnenhange,und gemäßArt. 24 Th. H.
d. St G. erstrecktsich die in Ansehung diesesVer-
brechenseinmal begründeteZuständigkeikdes Gerichtes
zu A. auf alle Theilnehmer.

Erk. v. 24. April 1853. U.B, Nr. 45.

LIV.

Verurtheilung- durch den Schwurgerichtshof zu einer Ar-
beitshausstrafe. Nach Elntreffen am Straforte Entveckung
eines weiterenfrüher begangenen Vergehens. Kompetenzfrage.
Zu Art, 108—110 Th. I; Art. 22 Nr. 3 Th. II des StG B. und

Art. 213 Nr. 2 des St PWG.v. 10. Nov. 1848.

Thomas Pf. war wegen eines nach Art. IX
Nr, 1 erfte Alternative der Verordnung v. 25. März
1816 möglicherweisemit Zuchthaus zu bestrafenden
Diebstahlvorbrechensvor dem Schwurgerichtshofevon

Obeubayermmit Arbelt Shaus strafe- von6 Jahren
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belegt worden. Die Verweisung der Sache gemäß
Art. 49 Nr. 2 des St PG. v. 10. Nov. 1848 war

von dem Kr.= und St G.Wasserburg ausgegangen,
welches, ohne die Möglichkeit einer Anwendung der

Zuchthausstrafe,zur Aburtheilung des fraglichenDieb-

stahls kompetent gewesen wäre. Im Straforte an-
gekommen legte Th. Pf. bald ein Geständniß über
einen von ihm gleichfalls im LG. Türkheim (welches
in den Bezirk des k. Kr.= und StG. Memmingen
gehört) begangenenDiebstahl im Vergehensgradeab.
Es entstand nun die Pragewelches Gericht kompe-
tent sei, auf die von dem k. LG. Türkheim geführte
Voruntersuchung weiteren Beschluß zu fassen,welcher
Beschluß,, wenn wegen des fraglichen Diebstahlsver-
gehens ein weiteres Verfahren nach Art. 49 Nr. 3
des St PG. v. 10. Nov. 1848 einzutreten hatte,
(nach Art. 109 Th. 1 des St GB.) immer nur zu
einer Verschärfungder dem Th. Pf. schon zuerkannten
Verbrechensstrafeführen konnte.

Der oberste Gerichtshof entschied sich für die

Kompetenz des k. Kr.= und St G.Memmingen
aus folgenden Erwägungen:

1) Der Art. 213 Nr. 2 letzter Absatzdes St PG.
v. 10. Nov. 1848 setzt voraus, daß mit der Voll-
streckungdes bereits erfolgten verurtheilenden Erkennt-
nissesnochinnegehalten werden könne, bis auch über
die sich ergeben habenden, in der Anklageschrift nicht
enthaltenen, neuen Thatsachen entschiedenist.

Hier war aber die Vollstreckung der Strafe
wegen des Verbrechens des ausgezeichnetenDieb-

stahls bereits eingetreten,so daß im Hinblicke auf den
erwähnten Art. 213 Nr. 2 a. a. O. der Art. 108

Th. 1 des StGB. und der Art. 22 Absatz 3

Th. II des St G. keine Anwendung mehr
finden kann.

3) Der Art. 399 Th. U des StGB. ist durch
Art. 368 des St PG. v. 10. Nov. 1848 aufgehoben;
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derselbewäre aber, auch wenn er noch Geltung hätte,
auf den gegebenenFall nicht anwendbar, da gemäß
Nr. 2 desselbenhier auf eine schwerere Art der

Freiheitsstrafewegen des neuen Reates nicht erkannt
werden könnte. Da

4) hievon abweichend der Art. 213 Nr. 2 des
St PG.nur von dem Eintritte „einer schwererenStrafe“
im Allgemeinen, ohneRücksichtauf die Strafart spricht,
sokann die Beschlußfassungbezüglichdes neuentdeckten

Diebstahlsvergehens nur nach Art. 109 Th. I des
St GB. über den Zusammenfluß erfolgen und ledig-
lich in einer Verschärfung der schonzuerkanntenVer-
brechensstrafebestehen,wobei es sich

5) nicht um Erneuerung des Schuldausspruches
über das abgeurtheilteDiebstahlsverbrechenhandelt,
weßhalb eine Zurückweisungan den Schwurgerichtshof

ar nicht in Frage kommt, zumal dieserbereits durchFinUrtheil auf Arbeitshausstrafe das frühere
Verbrechen als zur Zuständigkeit des Kr.= und St.
gehörig erklärt hat.

·

Demnachistbask.Kr.-nndStGMemmingen
(in dessenSprengel das LG. Türkheim als forum
delicti commissi gehört) zur Beschlußfassungauf die
wegen des neuentdeckten Vergehensgeführte Vorun-

terstchungkompetent. 6

Erk. v. 24. April 1854. Nr. 44 des U. B.

Nachschrift des Einsenders. Die mitge-
theilte oberstrichterlicheEntscheidungfür die Kompe=
tenz des Gerichtes der Begehung der neuentdeckten

Handlung zur Ausmessungeiner Gesammtstrafenach
Art. 108 und 109 Th. I des StGB. (St G.Mem-

mingen) im Gegensatzezu jenem Gerichte, welches
in der Sache ursprünglich zuständigwar, an dessen
Stelle der Schwurgerichtshof formell getreten ist, und

dessenZuständigkeitbezüglich der Strafgattungdurch
das schwurgerichtlicheUrtheil auf Arbeitshaus-
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strafe keinem Austande unterliegt,(StG. Wasser)
burg), hat gleichwohl,folgendeBedenkengegen sichn

1) Der Art. 213 des St PG. p. 10. Nob.

1848 weist im Absatze2 auf die Art. 109 und 410
Th. 1 des St GB. über Konkurrenz ausdrücklichhin)
wodurch auch die im Art. 108 Th. I gegebeneBe-

griffsbestimmungdes Zusammenflusses und der dort
ausgesprocheneSatz: daß ein. und dasselbe Gericht
über die konkurrirenden Reate zu urtheilen habe, in

Bezug geyommen erscheint.
2) Dieses eine, für Aburtheilung konkurriren-

der Handlungen berufene Gericht ist aber nach den

Kompetenzregelndes Art. 22 Nr. 3Th. II des St G.

zu beurtheilen; daher lößt der Ärt. 213 Abs. 2 des
St PG. p. 10, Nop. 1848 die Deutung nicht zu,
als ob die aus dem Begriffe des Zusammenflusses
für die Zuständigkeit der Gerichte sich ergebenden
Normen nicht mehr einzutreten hätten, wenn die
Vollstreckung der Strafebereits begonnenhat. *

3) Das k. Kr.= und St G.Wasserburg ist in
Folge des Strafausspruches des Schwurgerichtshofes
und der hiedurch bewirkten Qualifikation der ersten
Handlung an die Stelle des Schwurgerichtshofes
getreten, welcher gemäßArt. 213 Nr. 2 des StPG.
v. 10. Nov. 1848 und Art. 109 und 110 Th. I. des.
StGB. eine verschärfte Gesammtstrafeauszusprechen
berufen gewesenwäre.

) Der Umstand, daß die: Voruntersuchung
wegen des neuentdecktenDiebstahlsvergehensvor dem
LG. Türkheim durchgeführt wurde, ist für die Kom-
petenz des aburtheilenden Gerichts mit Rücksichtauf
Art. 17 Th. II des St GB. ohne Einfluß.

«

5) Der Art. 108, verglichenmit Art. 111 Th. I.
des St G., versteht unter den „noch nicht bestraften“,
Verbrechen auch diejenigen, bezüglichwelcher die aus-
gesprocheneStrafe „noch nicht erlitten“, also nicht-
vollständig erstanden ist, daher folgerichtigauch dir-
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im Art. 213 Nr. 2 des St PEG. v. 1848 enthaltene
Hinweisungbezüglichder Aburkheilung nachden Grund=
sätzender Art. 109und 110 Th. 1 des StGB. auch
für den gegenwärtigen FallGeltung haben muß, wo

zwar eine Vollstreckung der Strafe eingetreten, allein
die Strafe nochnichterstandenist 1).

LV.

Ladung ober erhaftung, in Folge des Art. 17 Th. II des

St#. vorgenommen, behründetkeine Präventlon.

N. Nl. hatte im Bezirke des kgl. LG. Vilsbiburg
sich eines Verbrechens an A. G.,verdächtig gemacht,
bezüglichdessenin Folge ergangener öffentlicherAus-

schreibung der entwendeten Gegenstände das LG.
Neumarkt bei demin seinem Bezirke wohnenden N.
N., in Folge einer Gensdarmerie-Anzeige,Haussuchung
und Verhaftung vornahm und den Verhafteten mit

den Ueberführungsgegenständenan das LG. Vilsbi-

burg ablieferte. Hier ergab sich nun, daß mehrere
der gefundenenGegenständevon Diebstählen herrühr-
ten, welche im LG. Neumarkt verübt waren, so daß
jetzt auch wegen dieser Reate die Untersuchunggegen
N. N. ihre Richtung nahm. Das LG. Vilsbiburg
glaubte die Fortführung der Untersuchung ablehnen
zu können, indem es das LG. Neumarkt als durch
Prävention bezüglich der in seinem Bezirke verübten
Reate kompetent hielt.

Der obersteGerichtshof entschiedfür die Kom-
petenz des LG. Vilsbiburg. Gründe:

1) Nach Art. 17 Th. U des St GB. sind die

Strafgerichte einander jeder Zeit zur Unterstützung

1) An die Stelle der vollständigen älteren Gesetzge-
bung sind nur lückenhafte Bestlmmungen in der

neueren getreten. Darin llegt der Anlaß zu manchem
Zweifel solcher Art.
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verpflichtet und auch unaufgefodert verbunden, die
ihnen kund werdenden Thatsachen, welche zur För-
derung der Strafjustiz dienlich sind, zu erhebenund
einander ungesäumt mitzutheilen.

2) Zu der Zeit, in welcher das k. LG. Neu-
markt Verhaftung und Haussuchung vornahm, han-
delte es sich nur um das im LG. Vilsbiburg began-

ene Diebstahlsverbrechen; jene Handlungen waren

Lahernicht durch die eigene Kompetenz des k. L.
Neumarkt veranlaßt, sondern gemäßArt. 17 a. a. O.

vorgenommen, und der Art. 22 Nr. 3 Th. II des
St GB. über Prävention durch Ladung oder Verhaf-
tung schlägt hier nicht an, weil dabei vorausgesetztwirs,daß zur Zeit der Ladung oder Verhaftung das
sorum delicti commissi begründet war.

3) Der Verdacht aber, daß N. N. sich bei
mehreren im LG. Neumarkt verübten Diebstahlsver-
brechen betheiliget habe, ergab sich erstim Februar
1l. J., also zu einer Zeit, in welcher die Zuständig-
keit des LG. Vilsbiburg hinsichtlich des Diebstahls-
verbrechens an A. G. schonbegründet war.

Erk. v. 27. März 1854. U. B. Nr. 42.

LVI.
Prävenklon bel Konkurrenz von Verbrechen und Vergehen.·

Vol. Bd. 18 S. 8—11.

In zweioberstrichterlichenErk. v. 11. und
24. April 1854 U. B. Nr. 43 und 46 wurde aber-
mals der Grundsatz anerkannt, daß Prävention durch
Ladung oder Verhaftung (Art. 22 Abs. 3 Th. des
St G.) hinsichtlich eines Vergehens bei Konkur=
renz von Verbrechen, gemäßdem Satze, daß Ver-

gehen in Beziehung zu dem konkurrirenden Verbrechen
nur als erschwerendeUmstände in Betracht kommen,
nicht entscheide,sondern die Kompetenzdem Gerichte, in

dessenBezirkdas Verbrechenbegangenwurde, zustehe.—
*
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Mittheilungenaus der Praris.
1.

Der Lottozettel abweichend vom Eintrag in die Orlginalliste.
Regreßpflicht des Kollekteurs. Bewelslast. Belderseitige

Fahrlässigkeit.

A ließ bei dem Kollekteur B durch einen
Dritten drei Nummern (auf Terno) setzen. In die

Originalliste wurden eingetragen 7, 17 und 27;
auf dem Lottozettel standen7, 18 und 27. Die
letzteren drei Zahlen wurden gezogen, aber die Aus-

zahlung des Gewinns, welcher 1350 fl. betragen
hätte, wegen des abweichendenEintrages der Origi-
nalliste verweigert. Nun erhob A Ersatzklagegegen
den Kollekteur, welcher jedenfalls ein Versehen be-

gangen hatte. Der Streit drehte sich zunächstum

die Frage der Beweislast, ob Kläger zu beweisen
habe, daß auf 18 gesetztworden, oder Beklagter die

Richtigkeit des Eintrages in die Originalliste Der

obersteGerichtshof entschiedfür Ersteres. Gründe:
) Das in Frage stehendeRechtsgeschäftist

unstreitig eine emtio Spei.
Fr. 18 S. 1 de contrah. emt. (18, 1):

„Veluti cum quasi alea emitur.“
Der Kollekteur handelt dabei als institor der Lotto-

anstalt, nur mit der Eigenthümlichkeit,daß sichdiese
mit der öffentlich bekannt gemachtenund daher als
conditio praeposilionis wirksamen Instruktion die

Freiheit von der Haftung für Versehen ausbedungen
hat, welche der Kollekteur in seiner unvermeiblschen
Dazwischenkunft etwa begehenkönnte.

Arg. fr. 11 §. 18 de act. emt. vend.
(19, 1): „quia aperte in venditione
comprehenditur, nibil erroris nomine

Praestatum iri.“
Der Spieler hat gegen die Natur des Mandates
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nicht die freie Wahl der Personseines Mandatars,
der Kollekteur nicht das Recht, den Auftrag abzu-
lehnen; der Letztere kann daher nur als der Stell-
vertreter und Beauftragte der Lottoanstalt erfaßt
werden » » ·

2) Sehon nach allgemeinenGrundsätzen,so wie
nach der ihm ertheilten Instruktion insbesondere,ist
der. Kollekteurverbunden, allen Fleiß auf das ihm
anvertraute Geschäft aufzuwenden, die bei ihm an-
gemeldetenSpiele vorschriftsmäßig zu behandelnund
dem Spieler für ein in der Verwaltung seinesDien-

stes begangenes.Versehen zu haften, zumal der

Schlußsatz. im §S.6 der Instruktion vom 28. Nov.
1825 ihn hiefür ausdrücklich verantwortlich- erklärk
hat. Auch ist das Verschreiben einer Nummerk#in
dem Einlagescheine kein geringes Versehen, indem
das ganze Interesse des Spielers, einen fruchtbaren.
Einsatz zu machen, sich an die genaue Uebexeinstim-
mung seiner angegebenenNummern in den Original-
Spiellisten und dem Einlagescheineknüpft, sein ganzes
Vertrauen sich daher bei einer hier unterlaufenen Ab-

weichung getäuscht, seine ganze Erwartung vereitelt
finden muß.

«

3) Zu dem Klagfundamentedes A gehört
aber im gegebenenFalle nicht blos, daß B ein Ver-

sehen begangen, was unwidersprechlichvor Augen
liegt und selbst zugegeben ist, sondern auch, daß
dasselbe von der Beschaffenheit war, den Entgang
eines Gewinnes von 1350 fl. für den Kläger als
wirkende Ursache hervorgebracht zu haben. Steht
aber der Vortrag der Original-Spielliste und des
daraus gefertigten Einlagescheins als. zweier Ab-

schnitte der nämlichen Urkunde unter sichim Wider-

spruch, so ist keiner derselbenbeweiskräftig.
GO. Kap. XI §. 10 Nr. 2, 3.

Daß 4 den Einlagescheinin Händenhat, legt
demselbenkeine größereBeweiskraft bei, da derselbe
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eine aus der Origin#al= Spielliste gefertigteAbschrift
bildet, somit letztere als die Mutter-Urkunde,melche
sich.überdieszur Zeit der Ziehungnicht mehr in den
Händen des Kollekteurs befand, den Vorzug ver-
dient. Wären endlich alle Verhältnissegleich, so
würde nach der obigen Stelle der G. immer wie-
der die für die Entbindung nützlicheder zur Verur-
theilung führenden Urkunde wvorzuziehensein.

4) Dem Kläger muß daher vor Allem oblie-
gen, den Grund, und zwar den vollständigen Grund
seiner Klage auf andere Art zu beweisen, den uner-

läßlichenUmstand nämlich, daß die mittlere der von

ihm verlangtenNummernachtzehn und nicht sieb-
zehn war.

""··«·«

OAGE.V.20.Mä"1731854.Nr.26651jz,.
Nachschrift. Für diese Beurtheilung der

Sache wurde noch geltend gemacht: Nach §. 2 u
6 der Instruktion für die Lottokollekteure v. 28. Nov.

1825, welche als veröffentlichte Regel des Verhal-
teus den rechtlichen Beziehungen zwischenden strei-
tenden Theilen zu Grunde gelegt werden muß, ist
zwar der Kollekteur verpflichtet, wie sich von selbst
verstünde, die ihm. angesagten. Nummern in die

Original-Spiellisten und von da übereinstimmend
in die Einlagscheine einzutragen; allein auch dem

Spleler steht frei, sich hievon zu überzeugen, die

Originalliste, wenn er auf den Eintrag nicht auf-
merksam gewesen, zur Einsicht zu verlangen und

auf dieseWeise gegen den Kollekteur eine im beider-

seitigenInteresse gelegeneKontrole auszuüben. Machte
er von diesem ihm dargebotenen Mittel, sichden be-

zielten Gewinn gegen Wechselfälle zu versichern,kei-
nen Gebrauch, überließ er sich einem unverdienten
Vertrauen in die Genauigkeitdes Kollekteurs, so hat
er sich die Folgen eines Versehens selbstmit zuzu-
schreiben, da er es abwonden konnte. Der. Ech-
den, der durch das Zusammentreffenvon Versehen
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und Vernachlässigung von zwei Seiten entstanden
ist, hatdas Besondere, daß Keiner der Betheiligten
ihn von dem Andern ersetztverlangen kann. Arg.
fr. 45 pr. ad leg. Aquil. (9, 2): „Scientiam
sic pro patientia accipimus, ut, qui prohi-
bere potuit, teneatur, si non fecerit.“ —

Fr. 61 §S.5 de furtis (47, 2): „ita in bis

culpam eorum, quorum causa contrahatur, ip-
sis damnosam esse debere.“ Fkr. 203 de reg.
juris.

2.

Vargschaft„bel gemelnenschlechten Bürgern und Bauern“.
Bayer. LandR.

Bürgschaften der bezeichnetenPersonen sollen
(R. IV, 10 §. 4 Nr. 1) andergestaltnicht gelten:

„als wenn sle von des Bürgers ordentlicher Obrigkeit
nach vorläufiger Einsicht aller Umstände und nöthi-
ger Erinnerung verbrieft, oder in Schulden unter

fünfzig Gulden wenigst protokollirt und elngeschrle-
77ben find.

Zur Erläuterung dieser Vorschrift dienen fol-

zende,den Motiven einer oberstrichterlichenEntschei-
ung entnommene Sätze:

·

1) Der Beklagte gehört dem Gemeindever-
bande einer Stadt an, betreibt ein bürgerliches Ge-
werbe und hat in dem Protokolle von 1847, wo-

rauf sich die wider ihn erhobeneKlage gründet, selbst.
die Eigenschafteines Ziegelfabrikanten angenom-
men, er ist daher unbedenklichdem Bürgerstande
belzuzählen.

2) Die Vorschrift des LR., wonach die Bürg-
schaft bei gemeinen schlechtenBürgern und Bauern

andergestaltnicht gilt, als wenn sie vor des Bürgers
ordentlicher Obrigkeit nach vorläufiger Einsicht und
Erinnerung wenigstens protokollirt wurde, ist kein

durchgreifendes,sondernein dem richterlichenErmessen
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aus den Umständen frei gegebenesGesetz, wie sich
klar aus der folgendenNr. 5 zeigt, wonachunter
den hievon ausgenommenen vornehmen Bürgern alle
jene begriffen sein sollen, von welchenzu muthmaßen
ist, datsie6;#nicht so leicht hintergehen lassen.

3) Dieser Ausnahme zufolge ist der Grund
des Gesetzesklar; er beruht in der Befürchtung feh-
lender Einsichten, der Ueberlistungoder zudringlichen
Ueberredungzu einem nachtheiligen Rechtsgeschäfte,
dessenFolgen, weil erst in der Zukunft verborgen
und von noch ungewissenAusgängen abhänglg, der

Einfalt gemeiner und unerfahrener Leute nicht so
leicht vor Augen schwebenwerden.

«

4) Dieser Grund tritt aber im gegebenenFalle
nicht ein, weil es das Rentamt, also eine öffentliche
Behörde war, welche die Bürgschaft vorschriftsmäßig
zur Bedingung gemachthatte, eine dabei unterlaufene
Gefährde nirgends angezeigt ist, die verbürgteSchuld
in den gewöhnlichen Bedarfund Verkehr der Land-
leute einschlägt, und der nun beklagte Bürge den

natürlichen Antrieb zu jenem Entschlussevielmehr in
einer Regung der Pietät finden mußte, seinenVater

(den. Hcüsulener)nicht hilflos zu verlassen.
5) Daß derselbe hiebei den Eintritt des Er-

folges, welcher die Bürgschaft erst wirksam machte,
das Ausbleiben der Zahlung von Seite des Vaters

nämlich, nicht vorhergesehenhaben mag und wahr-
scheinlich nicht fürchtete, ist ein Umstand, der fast
bei allen Bürsschaftenvorkommt. Von dem Wesen
und den Wirkungen einer Bürgschaft hatte er aber

ganzentschieden eine zureichendeKenntuiß.
6) Ein welterer Punkt aber, den die Fortschritte

unseres Zeitalters Bürgern und Bauern gleichmäßig
als Regel ihres Verhaltens vorzeichnen,und der im

Zweifel auch immer den Ausschlag für das richter-
liche Urtheil gibt, besteht in der treuen Erfüllung
einer eingegangenenVerbindlichkeit, in dem Halten
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des einmal gegebenenWortes und deimVermeiden
von# Ausflüchten, welche erst# spätere Reue-Kingibt#
OAGE. v. . 14. März. 48544.-Nr. 40275⅛/%

3 .

KoiisiatlxxmgäbefchliißisitiZBelegjmistILthiiütnfeixkäSchcxxkz"«

techt.«« Einfluß auf vie Veweiskast 5
«- .i.,«-,3.si.-«,-·-.l,-

.-IndenMoxieIkeiner;.oben-strichtrunken;.En«ti
scheidxmgko1111nt.-shic,r"üb1:r.Vor-«Dicrnllgemeinechrz
muthungder-Persönlichkeide.Gc1vcrb.e.kanuits-M
soIIderanällendurch·spezielle-Vermuthungen»Fng
schwächt.oder aufgehoben.werden. Einem Konsta—
tirungsbeschlusseinsbesondere, welcher icht= nLurdig
Erhebungthatsächlicher Unstände, sondern auch eine
richterliche Beurtheilüng dieser Umständevoraussotzt-
kann demnachdieseWirkungwohl beigelegtwerden
Im vorliegenden Falle handelt es sich-jedochum
ein Branntwein-Schenkrecht: Die Beklagten behaup-
ten dieses Recht als ein, Annexumder #mit ihrer
Germsiedereiverbundenen Branntweinfabrikation, und
als ein Ausfluß dirser Fabrikgtion wurde
dieses Recht auch als real konstatirt, Nachdeur aber

durch die VO. vom 11. Feb. 1811 den. Branntz
weinbrennern der Minntoverschleiß ausdrücklich un-

tersagt ist, und sogar die Errichtung neuer Bronnt-
weinbrennereien nicht.durch blose Konzession,sondern
nur auf allerhöchste Genehmigunggestattet werden
kann, somuß bei demBrauntwein-Schenkge-
werbe eine Vermuthung für die Realität selbstbei
dem Vorhandensein cines Konstatirungs-Beschlusses
wohl schwinden. Es war daher um so#m#mehr-#dem
Beklagten der Beweis ihres behaupteten.Rerhtesauf-
zutragen, als sie auch weitere für. die Realität
sprechendeliquide Umstände nicht angeführt haben
und die im Konstatirungs-Beschlussehervorgehobene
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Uebung des Gewerbes nach 1811 als dem Gesetze
zuwider für sich allein nicht beachtet.werden kann.
DOl###. v. 23. Juli 1853. Nr. 14155/822..

Nachschrift des Herausgebers. Konsta=
tirungs-Beschlüsse,bei welchen es mit der Prüfung
der vorgelegtenRealitäts-Nachweise keineswegsgenau
genommen worden, sind leider eine nicht seltene Er-

scheinung. Wir haben in Bd. 15 S. 273 darauf
aufmerksam gemacht,wie hochwichtigeInteressen bei
diesen Akten der freiwilligen Gerichtsbarkeit auf dem
Spiele stehen. Dieselben wirken in vielen Fällen
nach Art eines „delinitivam in ventre“ habenden
Zwischenbescheides.Um somehr werden gewissenhafte
Beamte darauf bedacht sein,, die Konstatirung nur

auf Grund einer überzeugenden Nachweisungauszu-
sprechen.

4.

Provokatlon wegen elner vom: Provokantenreranlaßten
rühmung.

Voel. Bb. 0 S. 282.

Aufgefordert von' dem standesherrlichP.'schen
Kameralamte, zu erklären, ob sie ein gewissesRecht
in Anspruch nehme, hatte die Gemeinde Th. dic ge-
stellte Frage bejaht. Die in Folge dieser Antwort
von der Standesherrschaft gegen die Gemeinde er-

hobene. Provokationsklagewurde abgewiesen. Aus

den.Gründendec oberstrichterlichenEntscheidungent-

nehmen wir, was folgt:
Diie bayerische GO. fordert zum Begriffe der
Diffamation einen auf nachtheilige Weise erfolgten
Angriff von Seite des Diffamanten; jeder Angriff
setzt aberseinem. Wesen nach eine aus freieigener
Willensbestimmung hervorgegangeneHandlungsweise
voraus, und kann demnach in dem Falle nicht. ange-
nommen werden, wo Jemand, wie hier die provo-

#b#Gemeinde,zu derjenigenErklärung, in welcher
ie Diffamation und Berühmung liegen soll, von
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Dem, der sich hiedurch für diffamirt erachtet, selbst
veranlaßt und aufgefordert worden ist. In einem
solchenFalle kann der vermeintliche Diffamant mit
Demjenigen, der sich ohne alle Veranlassung
eines klagbarenRechtes gegen einen Andern berühmt,
unmöglich auf die gleiche Stufe gestellt werden
..... Im vorliegendenFalle ist übrigens der Umstand
noch besonders zu beachten, daß die vom standes-
herrlichen Kammeramte an die Gemeinde erlassene
Aufforderung für den Fall einer bejahenden Erklä-
rung mit der ausdrücklichenAndrohung der Provo-
kationsklagebegleitet war; ....... .... zufolge die-
sesUmstandes läßt sichin der von der Gemeinde ab-

gegebenenErklärung das Produkt einer abgedrunge-
nen Vertheidigung (auf einen wenigstens even-
tuellen Angriff der Gegenseite) nicht wohl verkennen.

OAGE. v. 17. Aug. 1853. Nr. 3365/63.

5.

Berichtigung von Schrelbversehen in Erkenntusssen.
Val. Bd. VII S. 336. Komment. d. GO. Bb. III S. 377.

Bei Schreibversehen in Erkenntnissen kann die

Berichtigung überall durch eine Remonstration an

das Gericht, von welchem der Bescheid ausging,
herbeigeführt und durch einfache Entschließung ver-

fügt werden. Im Falle bei einem Schreibversehen,
welchesim Erkenntnisse einer höherenInstanz vorkam=
die Remonstration aus Anlaß weiter zu pflegender
Verhandlungen an die erste Instanz gerichtet wird,
hat diese die Akten, zur Erholung der berichtigenden
Entschließung,dem Obergerichte vorzulegen, von wel-

chem, wenn es sich von einem OAGE. handelt, die

weitere Einsendung an den oberstenGerichtshof zu
bewirken ist.

Vgl. OAGAkt. Nr. 10381¾9.
ed. J. N. Seuffert. Verl.: PHalm Enke Edolph —

in Erlangen. Druck von Junge & Sohn.
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Inh##U#: Wird die Klecenpersöhrung.schon durch die Instellung der Klage, oder
erst durch dle Inlinuation der ersten Ladung unterbrochen — G“ *
nachlah, im Gamverlabren beantragt. —Zwangsnachlah. Liquldiist
der Forderungen. — ermächtulh elner conductio operis. Vetglei

okator. Enischädlgung
Mutatlo libelll. — bieichsr#tterschaft. Grunoherrliche Gefälle. Veede. —

Kompensation wechselselilger Injurlen. — Nechlesolge mangelbaster

Erishlung,des Verläusfers. — Herkommen und Verjäbrun Be-
nübung de
u cotesterbebung. —

stenkompensalion.Prozeßlührungjurist
konsens. — «

Mittheilungen aus der Praris.
1.

Wirddie Klagenverjährungschon durch die Anstellung der

Klage, oder erst durch die Inslnuation der ersten Ladung
% unterbrochen?!

Aus dem Standpunkte allgemeinerErwägungen,
wie des bayerischenProzeßrechtes, wurde oberstrich-
terlich die Meinung adoptirt, daß die Unterbrechung
schondurchdie Anstellungder Klage erfolge.Gründe:

Das Institut der Klagenverjährung ist,
wie Saviguy (System Bd. 5 S. 267) sagt, ein

anz positivesRechtsSinstitut,sie ist ein Mittel, wo-

4 die Gesetzetheils die Nachlässigkeit der

Bürger in Verfolgung ihrer Rechtebestrafen, theils
eine sonst unversiegbareQuelle von Streitigkeiten
abschneidenund eben so verhindern wollten, daß es

nicht in der Macht des Klägers liege, durch Ver-
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zögerung seines Auftretens die Vertheidigung des

Verklagten zu erschweren und Verlust seiner Ver-

theidigungs-Beweismittel herbeizuführen. Dem ge-
nannten Rechtsinstitute liegt das Bestrebenzu Grunde:
„Verhältnisse, welche des Streites und des Zweifels
fähig sind, festzustellen, und die Ungewißheitin be-

siimmteGrenzen einzuschließen1).“ Zür Erreichung
ieser Absicht hat das Gesetz die Geltendmachung

der Rechte, resp. die Beschränkung einer solchen
blos an einen bestimmten Zeitablauf gebun-
den und bei dieserVerjährungsart eine bona fides
von Seite des Verjährenden nicht verlangt 2)

Bei vielen Klagen, insbesondereden Injurienklagen 7),,
würde bei gegentheiliger Voraussetzung eine. Verjäh=
rung geradezu unmöglich sein. Daraus folgt zu-
nächst, daß eine Lösung der hier vorliegenden Zwei-
felsfrage, welche sich auf die Nothwendigkeit des

guten Glaubens stützt, Billigung nicht finden kann,
— daß ferner keiner Auslegung (einschlagenderStel-
len) stattzugebenist, die dem ausgesprochenenZwecke
des Gesetzes entgegensteht, oder den Eintritt der

Klagenverjährung ganz unmöglich machen, oder die

Verjährungsfrist, wie sie das Civilrecht be-
stimmt, willkürlich verlängern oder abkürzen
würde.

Nach diesen Grundsätzen ergibt sich nun, daß
war die Bestimmung über die Verjährungs=feistendem Civilrechte allein angehöre, die

1) Bezugnahme auf Saolgny a. a. O. S. 268, 270;
Möllenthiel, über die Natur des guten Glaubens
(Erlangen 1820) S. 149.

2) Bezugnahme auf Kreittmayr's Anmerk. z. b. LR.
Th. II Kap. 4 8. 1; Seuffert's Pand.R. 8. 28;
Möllenthlela. a. O.; Savigny a. a. O. J. 244.

2) Es handelt sich im gegebenen Falle von einer Injfu-
rienklage.
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weiteren Bestimmungenaber, in wie welt einer vor

Gericht vorzunehmendenHandlung die Wirkung der
Interruption beigelegt werden könne oder entzogen
werden müsse, in der Civilprozeßgesetzgebung
zu suchen sind, weil durch letztere berKläger zur
Geltendmachung seiner Rechte vor dem Richter
(gerichtliche Unterbrechung einer Verjährung) an ge-
wisse Formen gebunden ist, deren Einhaltung oder
Umgehung nicht von seinemfreien Willenabhängt.Dießsführt zunächst zu der Annahme, daß
bei Beurtheilung der vorliegenden Frage nicht die
Geseßstellendes röm. Rechtes, welche das Verfahren
vor den römischenGerichten oder bei Erwirkung eines

rescriptum principis betroffen haben 4), zur Richt-
schnur dienen können, bezüglichder Entscheidungda-

rüber, ob der Kläger eine Handlung vorgenommen
oder unterlassen hat, für die ihn eine Strafe der

Nachlässigkeit treffen, oder aus welcher eine ab-

sichtlicheVerzögerung zum Nachtheile des Beklagten
abgeleitet werden kann, — sondern lediglich die

Bestimmungen des Eivilprozesses, hier der bayer.
GO., sowie der Novellen von 1819 und 1837,
welche mit AbänderunggemeinrechtlicherVorschriften
ein bestimmtes Verfahren eingeführt haben, an wel-

ches sich der Kläger halten muß.
Die bayer. GO. Kap. IV F. 3 bestimmt nun

ausdrücklich:
„alle actiones erlöschen von der Zeit an,
da sie hätten gestelltwerden mögen (können),
regulariter mit 30 Jahren, wo keine längere
oder kürzere Zeit besondersbestimmt ist“,

und fügt bei:
·

„nach Ablauf dieserZeit findet die Klage nicht
Statt.“

4) Bezugnahme auf C. 3 de praesc. XXX vel XL ann.

39); C. 2, 3 de annall exc. (7, 40)0.
r-
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Als Klage wird in Kap. IV. SJ. 1

„das VerlangenDesjenigen, was Jedem von

Rechts wegen zusteht, im Wege.Rechtens“
bezeichnet, so wie der folgende §. 10 näher augibt,
wie die Klage bei den Gerichten zustellen ist.

Nach dem Wortlaute des angeführten §. 3 muß
daher die Uebergabe der Klage bei dem Rich-
ter als der die Verjährung unterbrechende
Akt betrachtet werden, nicht aber die Ladung oder

Kriegsbefestigung, sowie denn auch die G. Kap. V
§. 9, wo sie die Wirkungen der insinuirtenLadung
aufzählt, die Interruption der Verjährung als eine

Folge nicht aufführt, sondern nur den Eintritt der
mala üdes des citati, auf welche es, wie schon
erwähnt, bei der Klagenverjährung nicht anzukom-=
men hat. »

Es muß um so mehr die Klagseinreichung als
die entscheidendeHandlung genommen werden, als
nur die Herbeiführung dieser Handlung, die Ein-
haltung der Verjährungszeit mit dieser Hand-
lung vor Gericht, von dem Willen, dem Vermö-

gen(wie sichdie GO. 5) auêdrückt), dem „Können“
es Klägers abhängig ist, alles Uebrige aber, Cita-

tion, Insinuation und Eintritt der Litiskontestation von
der Thätigkeit des Nichters und nicht von der (klagen-
den) Partei abhängt; zumalendie frühereBestimmung,
welche dem Kläger die Insinnation der Klage, resp,
Ladung, überließ, außer Wirkung getreten ist, und
die Insinuation blos durch das Gericht und dessen
Diener vollzogen wird. — Allenthalben ist auch in
der GO. der Grundsatz festgehalten, daß die Prä-
judizialtermine und Fristen salvirt werden, wenn vor

deren Ausbruch die treffendeHandlung bei dem

Richter einkommt, nicht aber der andere ausge-

6) Nach der ursprünglichen Lezart: „da slehätten an-

gestellt werden mögen.“
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prägt, daß der Gegentheil davon auch noch inner-
halb des Termins Kenntniß erhalten müsse.

Bei Annahme der gegentheiligenAnsicht wür-
den die Verjährungsfristen geradezu abgekürzt wer-

den, indem der Kläger, sollte er die Citation noch
innerhalb der Verjährungsfrist erwirken, offenbar,
weil dieses nicht von ihm abhängt, und er bei den
über die Beibringung eines Nachweises der gepflo-
genenVermittelung, Ratifikationder Vollmacht, dann
über Abweisung der Klagen in angebrachterArt be-
stehendenVorschriften, nicht im Stande ist, mit Ge-
wißheit den Zeitpunkt der Citation zu berechnen, so-
nach genöthigt wäre, die Klage etwa 2 bis 3 Mo-
nate vor Ablauf der Verjährungszeit, oder noch
früher zu erheben. -....

OAGE.v.5.Dez.1851.Nr.98749-z».
2.

Zwangsnachlaß,im Gantverfahren beankragt.
Vol. Bd. 1 S. 157 Nr. 7.

In den Motiven einer oberstrichterlichenEnt-

scheidungkommt hierüber vor:

Für allgemeine Frist= oder Nachlaßgesuche,
durch welche der Schuldner seine sämmtlichenGläu-

biger in eine Gemeinschaft zieht, ist eine präklusive

Feitzur Anbringung derselben dem Schuldner in
einem Gesetzevorgeschrieben. Die Fristen= und

Nachlaßgesuchewerden in der GO. im Kapitel von

der Exekution behandelt;
6. Kap. XVIII §. 13; vgl. Nov. v. 1837

g. 70

sie gehörenabernicht nothwendig in das Exekutions-
verfahren;

O#lGPlenarbeschlußv. 29. Okt. 1845.
Es kann also nicht darauf anzukommenhaben, wie
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weit das Exekutionsverfahrengegen den Schuldner
bereits gediehen, ob gegen denselben der Konkurs

schon erkannt ist, und ob die Verhandlungen an den.
Ediktstagen bereits gepflogenworden sind oder nicht;
das entscheidendeMoment ist darin zu suchen, ob.

das Nachlaßgesuchzu einer Zeit gestellt wurde, zu
welcher der Zweck des Gesuches noch erreicht werden.
kann. Dieses wird der Fall sein, wenn der Antrag.
auf Nachlaß noch vor Vertheilung der ge-
meinsamen Masse unter den Gläubigern
angebrachtworden ist; denn erst mit der Masse-Ver-
theilung wird der Konkurs beendigt.

Der Umstand, daß das Vermögen des Schuld-
ners bereits veräußert ist, kann kein Grund für die
Unstatthaftigkeit des Nachlaßgesuchessein, weil die
Konkursmassenoch unvertheilt, und hiedurch die Mög-
lichkeit gegeben ist, von seinen Gläubigern die zu
einem nothdürftigen Fortkommen erforderlichen Mittel

zu erlangen; es kann also dem Schuldner noch werk-

thätig aufgeholfen werden; in einem anderen Sinne

sind die Worte der G. XVlIII §. 13 Nr. 5: „Lbei
häuslichen Ehren erhalten“ nicht zu verstehen.

Durch die Konkurseröffnung gehen dem Schuld-
ner die Vermögensrechte nicht verloren; es ist
ihm zwar die Detentions-, Genuß-, VerfügungS-Befug-
niß entzogen, sein Vermögen geht aber Kinwegein
das Eigenthum seiner Gläubiger über; er ist befugt,
an den Verhandlungen über die Veräußerung seines
Vermögens Antheil zu nehmen und sachgemäßeVor-
schlägezu machen; er ist berechtigt, unbegründeten
Forderungen mit einem Widerspruche zu begegnen,
um etwaigen Nachforderungenunbefriedigter Gläubi-

g zu entgehen. Die durch die KonkureerffmungherbeigeführteDispositionsbeschränkungerstreckt sich
also nicht so weit, daß dem Gemeinschuldner das

Recht entzogen wäre, nach erkanntem Konkurse
eln Nachlaßgesuchanzubringen.
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Gemeinrechtlichsind Nachlaß-Verhandlungenim
Laufe des Konkursverfahrens noch zulässig. Vgl.
Bayer, Konk.Proz. §. 39 Note 6; Danz, summar.
Proz. 8. 124; Linde, Lehrb. §. 439. Die bayer.
G. enthält keine entgegengesetzteBestimmung. Vgl.
Seuffert, Komment. Bd. 4 S. 324 Note 45;
Puchta, Anleit. zur Civ. Proz. Praxiszu §. 70 S. 158,
165, 168 u. 171.

OAGE. v. 23. Aug. 1852. Nr. 1185½82.
3.

Zwangsnachlaß. Liquldität der Forderungen.
Vol. Bd. 1 S. 169.

In den Motiven einer oberstrichterlichenEnt-
scheidungkommt hierüber vor:

Eine genauere Berechnung des Schuldenstandes
läßt sich um deswillen zur Zeit nicht herstellen,well
hiebei Liquidität der Forderungen vorausge-
setztwird. Die Liquidations-Verhandlungenbewähren,
daß mit Ausnahme einiger kleinen Posten alle übri-

gen Forderungenentweder vom Gemeinschuldner oder
von den im entgegengesetztenInteresse betheiligten
Gläubigern in Widerspruch gezogen sind. In dem

vorgelegten Zahlungsplane wurde zwar vorgeschlagen,
daß solvohl die vom Schuldner, als die von den

Gläubigern vorgebrachtenEinwendungenzurückgenom-
men werden sollen; allein der Beklagte kann in Be-

zug auf seine eigeneForderung zur Annahme dieser
Begünstigung nicht gezwungen werden; es können

ihm aber auch in Bezug auf die Forderungen an-

derer Gläubiger seine Einreden, welche er gegen die-

selben vorgebrachthat, nicht entzogenwerden; es

muß ihm überlassenbleiben, zu erwägen, ob es ihm
gelingen werde, seine Forderung durch Beweisfüh--
rung liquid zu stellen und durch seinenWiderspruch
andere Forderungen als illiquid aus der Masse zu
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verweisen und auf diese Weise einen größerenAn-

theil aus der Masse zu erhalten; die Befugnißder
Mehrheit der Gläubiger geht nur dahin, zu beschließen,
ob ein Nachlaß stattfinden soll, und in welcher
Größe derselbe zu bewilligen sei.

OAGE. v. 23. Aug. 1852 Nr. 118 58.

4.

Vermächtniß einerconductio operle. Verglelchzwischen den

Erben und dem Lokator. — Entschädigung des Legatars.
Mutatio libelli.

Ein Pfarrer hatte den Wiederaufbau seines
abgebrannten Pfarrhofes um eine feste Summe als

Wenigstnehmender ersteigert und vermachte für den

Fall seines vor der Bauführung erfolgenden Able-
bens in seinem Testamente einem Dritten die Her-
stellung jenes Baues um die bedungene Summe.
Als der vorausgesetzte Fall bald darauf eintrat,
machte der Legatar anfangs Schwierigkeiten, den
Ausbau um die noch ausständige Bausumme auf
sich zu nehmen, so daß die Erben, um alle Anstände
abzuschneiden,sich mit dem auf Entscheidung drin-
genden Bauherrn — hier der Stiftungs-Kuratel —

in einer Weise verglichen, wonach der ganze Akkord

#ückfing,und das Bauwesen der Kirche selbst zur
ollführung überlassenwurde.

·

Nachdem nun der Bau seiner Vollendung nahe
gekommen, klagte der Legatar, die Herstellung des
Baues anerbietend, gegen die Erben auf Ausbezah-
lung der (von ihnen gar nicht bezogenen)Akkord=
Summe als legatum nominis sub modo. Nach
verhandelter Sache wurde er mit dieserKlageabge-
wiesen, zwar nur angebrachtermaßen,aber dies nur

deshalb, weil gegen diesen Zusatz der Vorinstanzen
die Beklagten kein Rechtsmittel ergriffen hatten.

Die Gründe des bestätigendenoberstrichterlichen
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Erkenntnisseswaren: a) die conductio operis sei
in der Regel ein höchst persönlicher Vertrag, zur
Substituirung eines anderen conductor gehöre da-
her die Zustimmung des Bauherrn als locator
welcheaber hier vom Kläger gar nicht nachgesuchtund
in keinem Falle erfolgt war; — b) die verklagten
Erben seien durch den aktenmäßigenVergleich mit

der Stiftung, zu welchem sie als Universal-Succes=
sorendes Verlebten ermächtigt gewesen,außer Stand
gesetzt, dem in der Klage gestellten Antrage zu ent-
sprechen, nämlich das Bau-Unternehmen mit den
daran geknüpften Vortheilen dem Kläger zu über-
lassen; — c) die allein zulässigeForderung einer

Entschädigungwegen voreiligen V.Uleichesmit der

Stiftung bleibe immer noch vorbehalten, möge die
Klage angebrachtermaßenoder völlig abgewiesensein.

OAG. Erk. v. 26. Nov. 1853. Nr. 1069 5 1/87.
Seltsamer Weise hatte der Pfarrer, als er

sein verschlossenesTestament bei Gericht hinterlegte,
jenen Legatar (den jetzigen Kläger) mit zur Stelle

gebracht, und dieser hiebei zu Protokoll erklärt, daß
er den einschlägigenVIII. Punkt (des Testamentes)
kenne und damit völlig einverstandensei. Auf diesen
Thatumstand sichstützend,machteder Legatar in seiner
Replik vorsorglichneben dem Testamenteauchnochden
Titel eines Vertrages geltend. Dieerste Instanz sah
hierin eine unstatthafte mutatio libelli; der oberste
Gerichtshof ging zwar von der Ansicht aus, daß die

Aufstellung neuer rechtlicher Gesichtspunkte im Re-

pliksatze, womit ein weiterer Behelf zur Aufrechthal-
tung eines nach allen seinen wesentlichen Merkma-
len in der Klage dargelegten Rechtsaktes dargeboten
werden will, sich nicht als unstatthafte Klagänderung
betrachten lasse; in der Sache selbst aber wurde jener
Aufstellung der Replik kein Gewicht beigelegt, weil
ein Rechtögeschäft,in der bezeichnetenWeise aus

letztem Willen und Vertrag zusammengesetzt,ein
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juristischesUnding sei, unfähig jeder rechtlichen Be-
deutung und Wirksamkeit.

«

5.

Reichsritterschaft. Grundherrliche Gefälle.
Vgl. Bb. 12 S. 313.

Dadie k. Deklaration vom 31. Dezember1806,
über die Verhältnisse der vormaligen Reichsritter-
schaft und ihrer Hintersassen zur Staatsgewalt in

Bezug auf grundherrlicheAbgaben eine auphebende.
oder aucheine beschränkendeBestimmung nicht getrof-
fen, sondern sub Ziff. V lit. F die adeligen Guts-
besitzer im ungestörten Genussederselben ausdrücklich
belassenhat, so kann aus derselben auch nicht gefol-
gert werden, daß den Gutsbesitzern nur die Erhe-
bung solcher Abgaben (als grundherrlicher) verblei-
ben sollte, welche damals bereits durch rechtmäßiges.
Herkommen erworben und in ständige unveränder-
liche Abgaben übergegangen waren. Unerheblich ist
es daher, ob die Gutöherrschaftdie als Erbzin-
sen in Anspruch genommenen Gefälle schon vor dem
Jahre 1806, oder erst nach diesem Zeitpunkte als
grundherrlicheAbgaben erworben habe, denn im ersten
Falle sind sie durch die k. Deklaration völlig unbe-
rührt geblieben, im zweiten Falle aber stand ihrer
Erwerbung die Deklaration wieder nicht entgegen,
weil diese rücksichtlichdes Bezuges von grundherr-
lichen Gefällen eine prohibitive Disposition nicht ge-
troffen hat, indem auchDasjenige, was Ziff. V lit.
A Nr. 6 verordnet ist, nur von Steuern, nicht
aber von grundherrlichenAbgaben zu verstehen ist.

Dieses beweist nicht nur der Umstand, daß der

ganze Abschnitt jener Deklaration unter lit. A sei-
ner ausdrücklichen Ueberschrift zufolge lediglich das

Steuerverhältniß der adeligen.Gutsbesitzerund
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ihrer Hintersassenzum Gegenstandehat, während
das Eigenthum und die grundherrlichei Rechte erst
sub lit. F ihre Würdigung und Bescheidung ge-
funden haben, sondern es unterliegt außerdem auch
gar keinem gegründeten Bedenken, daß das sub A
Nr. 6 vorkommende Wort „Beyde“ auf einem

bloßen Druckfehler beruht, und daß es statt dessen
„Beede“ 1) heißen soll, weil dieses Wort, was

sonst nicht nothwendig gewesen wäre, mit einem

großen Anfangsbuchstabenund mit Sperrschrift ge-
druckt ist, dann weil außerdemdas Zahlwort „beyde“
im Zusammenhalt mit den vorausgehenden Bestim-
mungen, welcheeine hiemit gemeintseinsollendeDua-
lität nicht entnehmen lassen, gar keinen verständigen
Sinn haben würde. Jedes hiegegennoch übrigende
Bedenken schwindet aber vollends, wenn hiemit die

Bestimmung sub H. Nr. 5 der weiteren mit der

ersten zu ganz gleichenZweckenund auf ganz glel-
chenGrundlagenerlassenenDeklaratlon vom 19. März
1807, (Reg. Bl. S. 465) die künftigen Verhält-
nisseder der k. Souveränität unterworfenen Fürsten,
Grafen und Herren zu den verschiedenenZweigen
der Staatsgewalt betr., zusammengehaltenwird, wo

dieser „Beeden“ gleichfalls Erwähnnng geschieht,
und wo von ihnen gleich wie von der in einigen
Herrschaften üblichen Ordinari-Steuer gesagt wird,
daß siebei ihrer in einem beständig unveränderlichen
Quantum erfolgenden Entrichtung nur abusiv den
Namen von Steuern geführt haben, weshalb denn

auch hler sich dieselbe bereits sub A Nr. 6 der

früheren Deklaration enthaltene Anordmungwieder

findet, daß dergleichenAbgaben den mediatisirten
Fürsten, Grafen und Herren verbleiben und künftig

1) Auch Bede, d. i. elne besondereSteuergattung. Vyl.
Mittetmaler, deutsch. Privatrecht. §.475.
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nur unter der Rubrik von grundherrlichenAbgaben
und nicht mehr von Steuern vorgetragen.werden sollen.

OAGE. v. 5. Februar 1853. RNr. 167951.
"- 3

“*5#

6.

KompensationwechselselilgerInjurien.
Gemelneß Recht.

Kompensation wechselseitigerInjurien ist dem

gemeinen Rechte keineswegs fremd; vielmehr greift.
dieselbe allenthalben Platz, wo die gegenseitigenBe-

leidigungen von gleicher Art sind, wobei es dann
nach der eigenthümlichenNatur und Wesenheit der
Kompensation der Wirksamkeit des daraus entnom-
menen Rechtsmittels von selbst keinen Eintrag
machen kann, wenn sich zwischenden beiderseitigen
Injurien ein zeitlicher Zwischenraum befindet, oder

deselbenetwa des nächsteninneren Zusammenhanges
entbehren. Fr. 39 solut. matrim. (24, 3). Glück,
Komment. Bd. 15 S. 68; Quistorp, Grundsätze
des peinl. R. S. 232; Strube, rechtl. Bed. IV.
Nr. 43 (Ausg. v. Spangenberg III S. 63).

OAGE. v. 9. März 1852. Nr. 1193 5%1#

7.

Rechtsfolge mangelhafter Erfüllung des Verkäufers.

In den Motiven einer oberstrichterlichenEnt-

scheldungkommt hierüber vor:
Der Verkäufer kann den Kausschillinganderge-

stalt nicht, als gegen Auslieferung der verkauften
Sache begehren; kein Theil ist verbunden, dem an-

deren mit der Erfüllung des Vertrages voranzugehen,
sondern es muß Beides, Uebergabeder Sache und

Bezahlung des Kaufschillings zugleich,Zug für Zug
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eschehen ). Wenn nun der Käufer mit der Er-

Feeludes VertragesdurchErlegung eines Theiles
des Kaufgeldes voranging, die Uebergabe des er-

kauften Anwesens aber nur unvollständig vollzogen
werden konnte, weil mehrere Inventarstücke abgängig
waren, und dem Käufer nicht überliefert werden
konnten, so konnte die Verkäuferin von dem Käufer
auch nicht die Zahlung des ganzen Kausschillings
verlangen; der Käufer darf aber auch, wenn er das
Empfangene zu behalten gedenkt, nicht alle Gegen-
leistung verweigern, sondern er ist nur befugt, für
das an der Leistung des Klägers Mangelnde Ent-
schädigungzu berechnen,oder die Gegenlelstungnach
Verhältniß zu mindern. ..·

Seuffert,prakt.Paud.R.§.276.
Der Käufer hat den Werth der fehlendenInven-

tarstückein seinerKlagschriftselbstnur auf 417 fl. 42 kr.
berechnet; sein rechtliches Interesse, die Hinausgabe
des Kausschillingsan die Verkäuferin zu hindern,
kann also, nachdem er in den Besitz des Anwesens
gesetztist, nicht höher als auf den Betrag des Wer-

thes der gekauften, aber nicht tradirt erhaltenenMo-
bilien veranschlagtwerden

OAGE. v. 16. Aug. 1852. Nr. 1239 5%1#

8.

Herkommen und Verjährung.

Vergl. Bd. 7 S. 33 f., S. 142.

Aus den Motiven einer oberstrichterlichenEnt-

scheidungentnehmenwir folgende Sätze:
Zunächst und in der Regelpflegt unter dem

1) Bezugnahme auf bayer. ### Th. IV Kap. 3 §. 14
Nr. 4 und Anmerk. zu 1V, 3 F. 9, 10 Nr. 2 Ut. s.
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„Herkommen“ allerdings nur ein auf die Mitglieder
einer gewissenKlasse von siersonrnnamentlich in

Ansehung des Besitzes gewisserRealitäten in einem
gegebenenBezirke, beschränktes Gewohnheitsrecht,
d. i. diejenige Handlungs= oder Rechtsnorm bezeich-
net zu werden, welche von solchenPersonen in der

Meinung und Ueberzeugung ihrer rechtsverbindenden
Kraft seit einer Reihe von Jahren im Wesentlichen
gleichförmig beobachtet worden ist. Allein während
nach dieser Auffassung die in solcherWeise entstan-
dene Rechtsnorm alle Objekte oder Realitäten um-

faßt, die in dem einschlägigenBezirke gelegensind,
und hier von der Uebung in der ganzen Klasse auf
die einzelne Person oder das einzelne Objekt ge-
schlossenwird, versteht man unter dem Herkommen
andererseitsnicht minder auch dasjenige Verhältniß,
wo von einer längere Zeit hindurch blos in Be-

ziehung auf ein individuelles Objekt bestande-
nen Uebung die Rede ist, und in diesem Sinne fällt
sodann dasselbemit der Verjährung oder Ersitzung
in Eines zusammen.

In diesem beschränkterenSinne wird schon im

römischen Rechte nach dem Zeugnissedes fr. 13
1 commun. praed. (8, 4) und C. 1 de ser-

Vitut. (3, 34) von einer consuetudo und longi
temporis consuetudo in Beziehung auf einen

Steinbruch und ein wieder aufzubauendesHaus ge-
sprochen, und in gleichem Sinne ist jener Ausdruck

auch in die deutschenGesetzgebungenübergegangen,wie z. B. in das bayer. LR., woselbst Th. IV.

Kap. 7 §. 11 Nr. 5, 9 verordnet ist, daß in ge-
wissenFällen kein doppeltes Handlohn bezahlt wer-

den dürfte, außer wo vor unvordenklicherZeit ein An-

deres bei dem Gute hergebracht sei, und

daß kein besonderesAbfahrtshandlohn gefordert wer-

den dürfe, wo solchesbei dem Gut von Alters Her-
kommens sei.
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In demselbenVerständnissehaben endlich auch
die Gesetzeder neueren, ja sogar der neuestenZeit
den fraglichenAusdruck theils als Substantiv, theils
mit der adjektivischenBeziehung „hergebracht oder
herkömmlich“ in sich aufgenommen, wie unter
andern der §. 20 der IV Verf. Beil., der §. 111
der VI. Beil. z. Vll. und zum Theile auch die
§§. 4, 10 und 14 des Grundlastenablösungsgesetzes
vom 4. Juni 1848 zu entnehmen geben

OAGE. v. 17. Ang. 1853. Nr. 1204 5%1

4.

DomzllirterWichsel.Prãsentation und. Protestexhebung.
Vyl. Seuffer#s Archiv Bd. õ Nr. 250. "

Nach Art. 43 und 99 der D. W. O. ist bel
Domizil-Wechseln, bei nicht ersogterEinlösung in

Ansehung der Nothwendigkeit der Präsentation
zur Erhaltung des Wechselrechts gegen den Accep-
tanten, sowie gegen den Aussteller des eigenenWech-
sels zu unterscheiden, ob ein Domiziliat benannt
worden oder nicht. Im ersten Falle bedarf es je-
ner Präsentation und Protesterhebung beim Domi-

ziliaten zur Erhaltung des Wechselrechtsnicht blos

gegen den Trassanten und die Indossanten, sondern
auch gegen den Acceptanten wie gegen den Aussteller
des eigenen Wechsels; im zweiten Falle aber ist
die Präsentation und Protesterhebung nur zur Er-

haltung des Wechselregressesgegen den Trassanten
und die Indossanten erforderlich, der Acceptant da-

gegen und der Aussteller des eigenen Wechsels blei-
ben auch im Falle der Unterlassung jener Hand-
lungen wechselmäßigverpflichtet.

Erk. des Obertribunals zu Berlin, Acchiv für
deutschesWechselrecht Bd.2 S. 328.
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10.

Abhäftonsbeschwerde.Konnexitaͤt.
Dem Provokaten war rechtskräftig aufgegeben,

die provozirte Klage, bei Vermeidung des Rechts-
nachtheils ewigen Stillschweigens, binnen 30 Tagen
anzustellen. Derselbe versäumte die vorgesteckteFrist,
reichte aber nach Ablauf der Frist, um Restitution
suchend,die Klagschrift ein. Es wurde Verhandlung
gepflogen, darauf die Restitution bewilligt und in
der Hauptsache erkannt. Nur der Kläger appellirte
innerhalb der Berufungsfrist; aber der Beklagte
führte im Adhäsionswege über die Bewilligung
der Restitution Beschwerde. Diese Beschwerde
wurde wegenMangels der Konnexität zurückgewiesen,
weil die Restitutioneine von der Hauptsache völlig
unabhängigeVorfrage bilde, welche der Beklagte, —

insoferne er nicht schon in der Hauptsache definitiv
von der Klage entbunden ist, und demzufolgeseiner-
seits alles Interesse für die Anfechtung des Urtheils
fehlte, — mittels selbstständigerBerufung zur Wür-
digung des Oberrichters hätte bringen müssen.

OAGE. v. 24. März 1854. Nr. 226 5/88.
11.

Kostenkompensatlon.Prozeßführungjurtstlscher Personenmit
Kuratelkonsens.

Daraus, daß ein Prozeß für eine juristische
Person und zwar mit Kuratelkonsensgeführt worden,

lassen sich Gründe zur Kostenkompensationnicht ab-
leiten.
Oll-#E. v. 8. März 1853. Nr. 986 5/ #1.

Red.: J. 21. Seuffert. Verl.: Palm &## Enke (Adolph Enke)
in Erlangen. Druck von Junge & Sohn.
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Ueber die Grenzen der Buständigkeitder Geschwornen.
Art. 173.—178 der StPN. v. 10.Novbr.1848 ).

Der obersteGerichtshof hat in seiner Sitzung
v. 24. Oktbr. 1851 (Sitzgs.-Ber. Bd. 3 S. 402

aüteinMotiv seines Erkenntnissesden Satz auf-
gestellt: ·

Das Vorhandensein der thätigen Reue (beim
Diebstahl) gehöre nach Art. 1 des Ges. v. 29. Aug.
1848, die Abänderungeneiniger Bestimmungen des
1. Theils des StGB. v. J. 1813 betr., zur That-
frage, und es könne hlerüber von dem Schwurge-
richtshofe den Geschtornen eine Frage gestellt wer-

den. Die Stellungeiner besondern Frage an die

Geschwornen über das Vorhandensein der thätigen
Reue wurde aber in einzelnen Fällen (z. B. in der

Sitzung des Schwurgerichtshofes v. Oberbayern v.

-3. Dezbr. 1853: Auklage gegen M. Scheifele

1) Vgl. die in den folgenden Nru. 20 und 21 erschel-
nende Ausführung einer andern Anstcht.
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und Kons. betr.) unterlassen, und den Geschwornen
nach Erklärung der Voraussebzungen, unter welchen
das Gesetz thätige Reue annimmt, bemerkt, daß,
wenn sie sich von dem Vorhandensein thätiger Reue
überzeugt hätten, die Hauptfrage lediglich zu ver-

neinen wäre.
«

Dieses Verfahren stimmt mit der angeführten
Entscheidung des obersten Gerichtshofes darin über-
ein, daß es das Vorhandensein der thätigen Reue

ur Thatfrage rechnet, und zur Entscheidung über
isseFrage die Geschwornen für kompetent erklärt,
hält es aber entweder für überflüssig, oder den Be-

stimmungender St PN. v. 10. Novbr. 1848 zuwi-
erlaufend, den Geschwornen eine besondereFrage

über das Vorhandensein der thätigen Reue zu stellen.
Die Gerichtshöfehaben sichsonachnicht bestimmt

darüber ausgesprochen,ob eine besondereFrage über
diesen Umstand an die Geschwornen gestellt wer-

den muß. .

Der von dem obersten Gerichtshofe in Bezug
genommene Art. 1 des Ges. v. 29. Aug. 1848 glbt
hierüber keinen Aufschluß. Jedenfalls spricht derselbe
nicht dafür, daß eine besondereFrage zu stellen sel;
denn wenn beim Vorhandensein thätiger Reue dem
Thäter überhaupt kein Verschulden zur Last fieele,
und seineHandlung als eine an sich straflose betrach-
tet werden müßte, dann dürfte sicherlich eine Un-
terfrage über das Vorhandensein thätiger Reue nicht
gestelltwerden, weil selbe dann als ein Strafauf-
hebungsgrund zu betrachten wäre. .

Als Strafmilderungsgrund wird die thä-
tige Reue in dem Marginale zum ausgehobenen
Art. 226 und in den Anmerkungen zu Art. 253

Th. 1 des St GB.anerkannt. Als solcherwird sie
aber weder von dem oberstenGerichtshofe, noch in der

Praxis der Schwurgerichtshöfe betrachtet, sonst
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müßte (Art. 178 der St PM. v. 10. Nopbr. 1848)
eine besondereFrage über diesenUmstand gestellt werden.

Da nun der oberste Gerichtshof sich weder da-
hin ausgesprochen,daß eine Frage über thätige Reue
an die Geschwornen nicht gestellt werden darf, noch
dahin, daß selbe gestellt werden muß, so hat er da-
mit anerkannt, daß thätige Reue weder ein Straf-
aufhebungs-, noch ein Strafmilderungsgrund sei.

Sie ist auch keines von beiden: sie ist ein

Straftilgungsgrund.Daß sie kein Strafmilderungsgrund im Sinne
des Art. 97 Th. 1 des St G. ist, ist unzwelfel-
haft, weil ein solcher immer nur eine Abweichung
von der gesetzlichenStrafe, nicht die Aufhebungder
Strafe selbst bewirken kann. k4

Als Straf= oder richtiger gesagt: Schuldaufhe-
bungsgründe kennt das *m Th. 1 Art. 119 u. f.
nur Mangel der Zurechnung und Nothwehr. Wer

sihbei Verübung einer dem Gesetzeobjektiv zuwi-
erlaufenden Handlung im Zustande gänzlicher Un-

zurechnungsfähigkeit oder der Nothwehr befunden
hat, dem kann diese Handlung nicht als Verschul-
dung zur Last fallen, sie ist an sich nicht strafwür-
dig, sie ist straflos. Thätige Reue wird aber nach
Vollendung einer an sich strafbarenHandlung geübt,
schließt die Verschuldung des Thäters keineswegs
aus und wird de5halb mit Recht im Gesetzeals
Strafaufhebungsgrund nicht anerkannt.

Durch einen Straftilgungs grundwird eine
an s strafbareVerschuldungstraflos. Der Schuld-
aufhebungsgrund ist eine mit der That selbstver-

knüpfte, von ihr unzertrennliche Thatsache; der

Straftilgungs grund hingegen eine außerhalbder

Verschuldung liegendeund nach Vollendung der straf-
baren Handlung existent gewordeneThatsache.

Das St EB. Th. I Art. 137 u. f. bezeichnet
als Straftilgungsgriinde: das Erstehender Strafe,

r*
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den Tod des Uebertreters und die Verjährung: drei

außer der Verschuldung licegende,nach der Verübung
der strafbaren That existent gewordeneThatsachen.

Dieses Merkmal findet sich auch bei der thäti-
gen Reue. Es handelt von demselben Art. XI der

Diebstahlsnovellev. 25. März 1816 und Art. 253

Th. 1Ides StGB. In beiden Bestimmungen wird

vorausgesetzt,daß die strafbare Handlung vollbracht,
das Gut gestohlen oder in Brand gesetztwar. Die
Strafe für diese Verschuldungen wird durch die Zu-
rückgabedes Gestohlenen, durch die Dämpfung des

ausgebrochenenBrandes ganz oder theilweisegetilgt,
je nachdem der Ersatz oder die Verhütung des Scha-
dens ganz oder theilweise bewirkt worden ist.

Die Gründe, welche den Gesetzgeberbewogen
haben, den Eintritt gewisserThatsachen als Grund
für Tilgung derStrosgelten zu lassen, liegen nicht
wie die Milderungs= oder Schuldaufhebungsgründe
in der Handlung selbst, sondern außer derselbenund
sind Gründe der Zweckmäßigkeit.
So

sagendie Anm. zu Art. 139 über die Ver-

sährung-Uunter allen Umständen liegt dem Staate da-

ran, einem Verbrecher die Rückkehr zu Tugend
und Ordnung zu erleichtern.

Zu Art. 226 und 253 wird ebendortselbstbe-
merkt, daß wichtige Gründe es räthlich machen, der

thätigen Reue einen bedeutenden Einfluß zu gestatten.
Die thätige Reue trägt somit diejenigen Merkmale
an sich, wie die in Art. 137 und Th. I des StGB.
anerkannten Tilgungsgründe. Und überdies ist sie
im Gesetzeselbst ausdrücklich in der Eigenschaftals
Grund zur Tilgung der Strafe aufgefaßt. Art. 1

Th. I des St GB.sagt:
So wenig erlittene Strafe die Entschädigung

aufhebt oder schmälert, so wenig,tilgt oder mindert

geleisteterErsatz die verdiente Strafe.
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und die Anm. hiezu Bd. 1 S. 68:
GeleisteterErsatz tilgt oder mindert demnach
die verdiente Strafe in der Regel nicht, und
nur eine ausdrückliche gesetzlicheBestimmung

kann eine Ausnahme rechtfertigen, wovon bei
dem Diebstahle in den Art. 226, 227 ein
Beispiel vorkommt.

Weil aber die thätige Reue ein Straftilgungs-
grund ist, deswegen steht die Entscheidungüber
die Frage, ob sie vorhanden sei, nicht den Ge-
schwornen, sondern dem Schwurgerichtshofe zu.

Das oft gehörte Axiom: die Geschwornenur-

theilen über die Thatfrage, der Schwurgerichtshof
über die Rechtsfrage, läßt sich für die Anwendung
brauchbarer dahin fassen: der Schwurgerichtshof darf
bei seinem Urtheile keine anderen Umstände in Be-

tracht ziehen, als diejenigen, welchedurch den Wahr-
spruch der Geschwornen festgestelltworden sind. In
dieser vollen Ausdehnung ist es in der französischen
Gesetzgebungzur Geltung gekommen,und die Juris=
prudenz hat den Grundsatz festgestellt:

Toute circonstance susceptible den-
traimer augmentation, diminution ou

exemption de peine, doit etre soumise
au

—ne circonstancc attenuante ou aggra-
vante ne peut influer sur P’application de
la peine qu’autant que cette circonstance
a été Tobjet d'une question soumise au

jury, et qu'elle a 4t4 constatée par sa

declaration.
(Sirey. recuel=des arrets T. 19 p. 312

91.nT. 22
5

191.
Die St PN. v. 10. Novbr. 1848 kennt diesen

Grundsatznicht. Sie verbietet ausdrücklich(Art. 176)
den GeschwornenFragen über dlejenigen Umstände
zu stellen, welchedas St GB. Th. I Art. 91—94
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als Strafminderungs= und Straferhöhungsgründe
anerkennt. Die Praxis ist noch weiter gegangen:
Obwohl der Art. 178 der St PN. ausdrücklich ge-
bietet, daß über das Vorhandensein von Strafmil=
derungsgründen besondere Fragen gestellt werden

müssen,hat sich ein Erkenntniß des oberstenGerichts-
hofes (Sitz.-Ber. I. 411) doch dahin ausgesprochen,
daß über den vom Gesetze St GB. Th. I Art. 104

ausdrücklich als Strafmilderungsgrund anerkannten

Umstand: ob der Angeklagte ohne alles Verschulden
mehr als ein halbes Jahr in Untersuchungshaftge-
wesen sei, eine eigene Frage an die Geschwornen
nicht zu richten sei.

Es ist ein längst festgestellterSatz, daß über
das Vorhandensein der Verjährungan die Geschwor-
nen keine Frage zu stellen ist, sondern darüber der-

Schwurgerichtshof zu entscheidenhat. Verjährung
ist ein Straftilgungs grund, wie die thätige Reue.
Die über dieseFrage gefällten Erkenntnissedes ober-

sten Gerichtshofes stellen nun aber den Satz auf:
Die Geschwornensind berufen, festzustellen,ob

sich der Angeklagte der ihm zur Last gelegten
strafbaren That schuldig gemacht habe, oder
nicht, während es Sache des Schwurgerichts-
hofes ist, auf die durch den Wahrspruch als

gegebenangenommene Handlung das betreffende
Strafgesetz anzuwenden und zu prüfen, ob
nicht etwa die Strafbarkeit durch die erst nach
der VerschuldungeingetretenenGriinde wieder
getilgt sei.

Sitz.-Ber. B. III S. 9. «

WennderGrundderStmflosigkeitderThat
oder der Mangel eines Verbotes der That
durch das Strafgesetzin einer Thatsachebesteht,
welche erst nach Vollendung der That
existent gewordenist, so fällt die Wildigungeiner solchenThatsache nicht in das Bereich
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der Wirksamkeit der Geschwornen, wie dieselbe
im Art. 173. u. f. der St PN. vorgezeichnet
ist, indem die Geschwornennur über die Schuld
hinsichtlich der angeschuldigten, an sich straf-
baren That sichauszusprechen, daher nur über
die mit der That verknüpften Straf=
aufhebungsgründe zu unrtheilen haben,
während der Schwurgerichtshof zu prüfen hat,
ob die Strafbarkeit der That nicht etwa durch
einen außerhalb der Verschuldung lie-

enden Grund getilgt, beziehungsweiseob die

#ar-nicht eine im Strafgesetzenicht verbotene
geworden sei.

(Sitz.-Ber. Bd. III S. 408.)
Thätige Reue ist wie die Verjährung nicht ein

mit der Begehung der That verknüpfter, die recht-
liche Qualifikation derselben modifizirender oder die

Verschuldung aushebenderUmstand, sondern folgt
der vollendeten strafbaren That nach, liegt außerhalb
der Verschuldung und tilgt die auf die verbotene

Handlung gesetzteStrafe. Es liegt daher in der

ausschließlichenKompetenz des Schwurgerichtshofes,
auf Grund der Akten und der Verhandlung zu prüfen,
ob thätige Reue vorhanden sei, und eine Belehrung
der Geschwornen über die gesetzlichenErfordernisse
zur Annahme thätiger Reue von Seite des Schwur-
gerichtspräsidentenist unzulässig?). Bei Feststeckung
der Grenzen für die Kompetenz der Geschwornen
darf auch nie vergessenwerden, daß der Schwurge-
richtshof das urtheilende Gericht und als solcheszu-

2) Die Anmerkungen zu Bd. III S. 409 der Sitz.-Ber.
glauben, der Umstand der thätlgen Reue könne, well
elne eigene Handlung des Angeklagten, nur durch
Wahrspruch der Geschwornen festgestellt werden. Ist
aber die ununterbrochen gute Aufführung während
der Verjährungsfrist nicht auch elne elgeneHandlung
des Angeklagten?
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ständig ist, alle Thatsachen, welche auf das Urtheil
Einfluß haben, selbstfestzustellen,mit alleiniger Aus-

nahme derjenigen, über welche er nach Vorschrift
der Art. 173—178 den Wahrspruch der Geschwor-
nen einzuholen hat. Die Bestimmungen dieser Ar-
tikel sind also Ausnahmsbestimmungen und nur im

engstenSinne zur Anwendung zu bringen.«

Karl Mayr.

Mlittheilungen qus der Praris.

1.

Anfechtungelner Sypothekbestellung vurchdas Paultanssche
Rechtsmittel 1).

*

Friedrich St., Sohn der Bierbrauer3-Wittwe
Margaretha St. zu A., hatte von seiner Mutter
2300 fl. zu fordern, welche von einem großväter-
lichen Legate herrührten und auf dem Anwesen der
Margaretha St. an I. Stelle versichert waren.

Im Oktober 1851 cedirte Friedrich St. diese
Forderung, ließ sich vom Cessionareine Forderun
desselbenan seine Mutter im Betrage von 1500
an der Cessionsvaluta abziehen und gab den baar
erhaltenen Rest der Gessionsvalutamit 800 fl. nebst
weiteren 700 fl. seiner, damals bereits überschuldeten
Mutter als Darlehen.

Drei Monate später, am 9. Januar 1852, be-

stellte Margaretha St. ihrem Sohne Friedrich für
die Summe von 3000 fl., als ein zu 4% verzins-
liches, nach 4 monatlicherAufkündigung rückzahlbares
Darlehen Hypothek auf ihrem Anwesen; — am

1) Vgl. Blätter f. RA. Bo. XIV S. 25.
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15. Februar 1852 zeigte dieselbedem Gerichte ihre
Insolvenz an.

Friedrich St. nahm in dem sofort eröffneten
Konkurse für seine Hypothekforderung die II. Klasse
in Anspruch, von einigen Gläubigern wurde jedoch
die bestellte Hypothek und der Anspruch auf Lokation
in die II. Klasse aus dem Grunde angefochten, weil
die Hypothekbestellungin fraudem creditorum ge-
schehensei, indem sowohl die Kridarin, als auch
Liquidant zur Zeit der Hypothekbestellungvon der

Ueberschuldungder Ersteren Kenntniß gehabt hätten.
In I. Instanz wurde die Forderung des Fried-

rich St. unter der Voraussetzungin die II. Klasse
lozirt, daß Liquidant den Eid leiste,

daß die am 9. Januar 1852 für seine For-
derung bewirkte Hypothekbestellungnicht in der
Absicht vorgenommen worden sei, die übrigen
Gläubiger, oder einige derselben zu verkürzen,

dagegenerachtetedie II. Instanz die geltendgemachte
exceptio Pauliana nicht nur für gegründet, sondern
auch für liquid, da Friedrich St. durch Bestellung
einer Hypothek für seine Forderung einen Gewinn

gemachtund, wie aus den Umständen erhellte, von

er bereits zur Zeit der Hypothekbestellungbestan-
denen UeberschuldungseinerMutter Kenntniß gehabt,
sonachdie unredliche Absicht derselben,durch die ihm
eingeräumte hypothekarischeSicherheit andere Gläu-

biger zu verkürzen, getheilt habe; — der oberste
Gerichtshof lozirte jedoch (durch Erkenntniß vom

13. Juli 1854 RNr. 8095 5/84) die Forderung des

Friedrich St. unbedingt in die II. Klasse, und zwar
auß nachstehendenGründen:

Mittels des Paulianischen Rechtsmittels kann
unter den in der GO. Kap. 19 §. 19 Ziff. 2 und 3

begeichnetenVoraussetzungenallerdings auch die Be-

stellung einer Hypothek von den hiedurch benachthei-
ligten Gläubigern angefochtenwerden.
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Fr. 10 S. 13, fr. 22 quae in fraud. cred.
(42, 8); Seuffert, Kommentar Bd. IV
S. 421 Note 6;

alleln. hiezu wird nicht blos erfordert, daß die Hy-
pothekbestellungvon dem Schuldner gefährlicherweise
zum Präjudiz und Schaden anderer Gläubiger ge-
schehensei, sondern auch — nach Ziff. 3 der GO.
a. a. O.—, daß der Gläubiger, für welchen die

Hypothek bestellt worden, selbst einigen Theil an der
Gefährde, oder durch die Hypothekbestellung einen
lukrativen Erwerb gemacht hatte, da die Hypo-
thek und der mit derselben für den Gläubiger ver-

knüpfte.Vortheilohne Entschädigung reszindirt wer-

den soll.
Die letztereVoraussetzungist in dem vorliegen-

den Falle nicht gegeben. Daß dem Liquidanten eine

Forderung im Betrage von 3000 fl. an seineMutter
wirklich zusteht,, steht rechtskräftig fest; — es geht
zwar aus dem eigenen Vorbringen des Revidenten
hervor, daß Friedrich St. seiner Mutter nicht ein
Darlehen von 3000 fl. gegen Bestellung der ange-

fochtenen Hypothek gegebenhat, daß vielmehr doffen
Forderung zum Theile dadurch entstanden ist, daß
er sich bei der schon im Oktober 1851 stattgehabten
Cessionseiner hypothekarischversichertenLegat-Forde-
rung von 2300 fl. an G. Sch. zwei Schuldscheine
seiner Mutter im Betrage von 1500 fl. an der Ces-
sionsvaluta abziehen ließ;

vgl. allg. pr. LR. Thl. I Tit. XVI 8. 45,
und daß Liquidant auch die übrigen 1500 fl. seiner
Mutter gleichzeitig mit dieser Cession, und nicht erst
am 9. Jannar 1852 dargeliehenhat; — allein auch
die Bestellung einer Hypothek für eine bereits beste-
hende Forderung (vetus creditum) kann, auch
wenn derselben ein gesetzlicherTitel zur Erwerbung
einer Hypothek nicht zur Seite steht, als ein lukra-
tiver Erwerb des Gläubigers nicht angesehenwerden.
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Das dingliche Recht der Hypothek ist nur ein

accessorischesNecht.welches zur Sicherheit einer For-derung dienen soll; — wenn auch die Bestellung
einer Hypothek dem Gläubiger in Ansehung seiner
Forderung einen wesentlichenVortheil gewähren kann,

65ward doch das Vermäögendes Gläubigers durch
ie Hypothekbestellungnicht positiv vermehrt, es wird

durch dieselbe nicht eine Bereicherung des Gläu-
bigers bewirkt, sondern soll nur ein möglicherweiseein-
tretender Schaden von demselbenabgewendetwerden.

Vgl. Franke im Archiv für civ. Prax. Bd. XVI
S. 127, 128, 131.

Die Bestellung einer Hypothek für eine beste-
hende Schuld kann daher nicht als ein Akt der Libe-
ralität angesehen,sie kann nicht mit einer Schenkung,
mit der Zuwendung eines Legates, von welchen
kr. 6 S. 11 und 13 quae in fraud. cred. spricht,
auf gleicheLinie gestellt werden, .

vgl. Savigny, System Bd. IV S. 52, 53,
und wenn die wirkliche Bezahlung einer Schuld
eine titulo lucrativo gescheheneAlienation im Sinne
der GO. a. a. O. Ziff. 3 unbezweifelt nicht ist,
so kann die Bestellung einer Hypothek, durch welche
die Zahlungder Schuld nur gesichert werden soll,
um so weniger als eine solchebetrachtet werden.

Es ist daher auch die für eine bereits bestehende
Schuld bestellteHypothek der Anfechtung mittels des

Paulianischen Rechtsmittels nur dann unterworfen,
wenn die Hypothekbestellungvon dem Schuldner ge-
fährlicher Weise zum Präjudiz und Schaden anderer
Gläubiger geschehenist, und auch der Gläubiger
an dieser Gefährde Theil genommen hat.

Vgl. fr. 22 cod. — Franke a. a. O.
S. 260. — Savigny, System Bd. IV
S. 55. — Vangerow, PandektenS. 697.
Anm. IV. Seuffert's Arlchiv oberst-
richterlicherEntscheidungenBd. W S. 456.
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Daß Friedrich St. an der Gefährde der Kri-
darin, an der fraudulosen Absicht, welche dieselbe bei

Bestellung der Hypothek gehabt haben soll, selbst
einigen Theil gehabt habe, hat Exzipient gar nicht
behauptet, abgesehendavon, daß diese allgemeine
Behauptung zur Begründung der Einrede nicht ge-
nügt hätte, sondern die besonderenUmstände, aus

welchen die Gefährde erhellen soll, hätten angeführt
werden müssen.

Vgl. Seuffert, Komment. Bd. IV S. 422
Note 13.

Zwar wurde behauptet, daß auch FriedrichSt.
davon Kenntniß gehabthabe, daß seine Mutterschon
zur Zeit der Hypothekbestellungüberschuldet gewesen
sei, und das Gericht II. Instanz hat dieseThetsache
für genügend erachtet, um das Vorhandensein einer

rechtswidrigen, unredlichen Absicht des Liquidanten
annehmen zu können; — allein mit Unrecht, denn
der Gläubiger, welcher ohne betrüglicheVorspiege-
lungen, oder sonstigeunredliche Umtriebe lediglich
für seine wohlbegründeteForderung Zahlung oder
Sicherstellung zu erlangen bestrebt ist, macht nur
von einem ihm zustehendenRechte Gebrauch und
handelt auch dann weder widerrechtlich, noch unred-
lich, wenn er sich hiebei bewußt ist, daß durch
seine Befriedigung oder Sicherstellung dem Schuld-
ner die Mittel zur Befriedigung anderer Gläubiger
entzogen werden; — v. Kreittmayr bemerkt zu
Kap. 19 §. 19 der GO. (lit. b) ausdrücklich, es

seiJedem erlaubt, sich in Zeiten zu vigiliren, so gut
er kann, und hindere nicht, daß man von dem

schlechtenZustande des debitoris schonNachricht ge-
habt habe, cum jura vigilantibus scripta sint,
und das von Kreittmayr allegirte fr. 6 S. 7 quae
in fraudem sagt, daß derjenige, welcher die ihm
geschuldeteSumme bezahlt erhalten, auch dann,
wenn er gewußthabe, daß der Schuldner nicht mehr
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solvendo sei, von der actio Pauliana nicht ge-
troffen werde: sibi enim vigilavit.

Vgl. auch fr. 10 S. 2 eod.
Bei diesen Verhältnissen hat es darauf, ob die

Schuldnerin die angefochteneHypothekbestellungge-
fährlicherWeise, d. i. in der Absicht, den Liquidanten
auf Kosten anderer Gläubiger zu begünstigen, vor-

genommen habe, nicht weiter anzukommen, da jeden-
falls die unter Ziff. 3 der GO. a. a. O. bezeich-
nete Voraussetzung— lukrativer Erwerb, oder Theil-
nahme des Gläubigers an der Gefährde — fehlt.

Die geltend gemachte exceptio Pauliana ist
daher ungegründet, und es kann dem Liquidanten
auch nicht, wie in I. Instanz geschehen,der Eid
aufgelegt werden: .

daß die Hypothekbestellungnicht in der Absicht
vorgenommen worden sel, andere Gläubiger

7r zu verkürzen,
da die Eidesauflage besondereThatsachen zum Ge-

genstandehaben müßte, aus welchendie Theilnahme
eß Liquidanten an der Gefährde zu entnehmen wäre,

solche Thatsachen aber von dem Exzipienten nicht
behauptet worden sind, und namentlich die That-
sache, über welche derselbe dem Liquidanten den

Haupteid zugeschobenhat, nämlich daß derselbe am

9. Januar 1852 von der Ueberschuldungseiner Mut-
ter Kenntniß gehabthabe, für sichallein einen Schluß
hierauf, wie eben erörtert,, nicht zuläßt. .-

Auf gleiche Weise wurde erkannt am 24. Juli
1854. RNr. 11275 3/81. *#“““

2.

Zur Interpretation des K.23 Ziff. 1 der Prlorlkätsordnung.

Ein Sohn der Kridarin hatte im Konkurse eine

hopothekarisch versicherte Darlehensforderungvon

3000 fl. liqufdirt und nahm für dieselbefür den
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Fall,daß er aus dem Erlöse des Hypothekobjektes
eine volle Befriedigung erhalten sollte, auf dem

Grunde des §. 23 Ziff. 1 der Prioritätsordnun
Lokation in die IV. Klasse in Anspruch, da nach
dieser gesetzlichenBestimmung alle Forderungender
Kinder an ihre Eltern sich zur Lokation in die
IV. Klasse eigneten.

In I. Instanz wurde auch diese Darlehensfor-
derung eventuell in die IV. Klasse lozirt, vom Ge-
richte II. Instanz dagegen wurde dieselbe in die
V. Klasse verwiesen, und diese Lokation auch vom

obersten Gerichtshofe bestätigt.
Die Gründe des oberstrichterlichenErkenntnisses

vom 13. Juli 1854 (RNr. 8095 3/14). sagen in
dieser Beziehung:

Die Behauptung des Revidenten, daß nach
§. 23 Ziff. 1 der Prioritätsordnung jedweder For-
derung der Kinder an ihre der Gant verfallenen
Eltern das Vorzugsrecht der IV. Klasse gebühre, ist
gerade nach dem Wortlaute des Gesetzes, auf wel-
chen Revident sich bezieht, ungegründet, indem aus
demselbenhervorgeht, daß dieses Vorzugsrecht nur

ewissen Forderungen der Kinder eingeräumt wer-
en wollte.

Der Schlußsatz der Ziff. 1 des S. 23

„oder (was sie) als sonst erworbenes Ver-

„mögen zu fordern haben“
kann nicht in dem Sinne aufgefaßt werden, als ob

hiemit Forderungenaller Art, welche den Kindern
gegen ihre Eltern zustehen, haben bezeichnetwerden
wollen, denn in diesemFalle wäre es einerseitsganz
unnöthig gewesen, vorausgehend einige Arten der

Forderungen der Kinder an ihre Eltern — Vater-
und Muttergut, Voraus bei Einkindschaftungen—

speziellaufzuführen, wodurch die Absicht des Gesetz-
gebersnur verdunkelt werden konnte, andrerseits aber

wären die Worte:„als sonst erworbenes Ver-
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mögen“ ohne alle Bedeutung und rein überflüssig,
indem es genügt hätte, zu sagen:

„oder sonst zu fordern haben“; —

vielmehr weisen diese Worte, von welchen nicht an-

genommen werden darf, daß sie bedeutungslos seien,
darauf hin, daß der Gesetzgeberhiebei solche For-
derungenim Auge gehabt habe, welche, gleich den

Forderungen für Vater= und Muttergut
und Voraus, in dem elterlichen Verhält-
nisse ihren Grund, oder doch ihre Veranlassung
haben, nämlich Ersatzforderungen für Vermögens-
theile, welche aus Anlaß diesesVerhältnisses, nament-
lich aus Anlaß der väterlichen Gewalt in den Besitz
des Parens gekommen und, wie dies in Konkurs-
fällen gewöhnlich, nicht mehr in natura vorhanden
ind, und es kann daher das Vorzugsrecht der
V. Klasse keinenfalls auf solche Forderungenaus-

gedehnt werden, welche aus zwischen den Eltern

undKindern abgeschlossenen Verträgen her-
rühren."1Da die Forderungder Revidenten auf einem
Darlehen beruht, eignetsichdieselbe demzufolge —

abgesehenvon der bestelltenHypothek — nach §. 25

Ziff. 1 der Prioritätsordnung lediglichzur Lokation
in die V. Klasse. *?½%#V

3.

Klehuntzelner anderen rechtlichen Folgerung ist kelne un
E

lässige Klagenderung.

Hierüber sagen die Motive einer oberstrichter-
lichen.Verfügung:

Was den Gesichtspunkt der Bereicherung
des Beklagten betrifft, so hat der Kläger ihn zwar
erst in der Replik ausdrücklich geltend gemacht. Es

kann dies jedochnicht als eine unzulässigeAenderung
der Klage angesehenwerden, da der Kläger nicht
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etwa durch neue Thatumstände eine anderweite Be-

gründung seines Anspruches versucht, sondern ledig-
lich aus den schon in der Klage erzähltenThatsachen
eventuell eine zweite rechtliche Folgerung zieht, in-
dem er meint, wenn auch kein von ihm an den Be-

klagten gegebenesDarlehen bewiesen werde, so
habe dieser sich doch zu dem baaren Empfange von

350 fl. bekannt und sei daher, nachdem der Wechsel
als solcher seineKraft verloren habe, mit dem Scha-
den des Klägers bereichert..

Erk. des OAG. zu Lübeck vom 22. Januar
1853. Frankfurter Sammlung (von J. J.

Römer) Bd. 1 S. 24.

4.

imulatlon wirkt nicht immer Ungiltigkeit.

Wurde ein wirklich beabsichtigtesGeschäft (z. B.
eine Schenkung) unter dem Scheine, als sei es ein
anderes (z. B. Kauf und Verkauf) eingegangen,so
sind Giltigkeit und Wirkungen nach dem, was beab-

Hhtttwurde, zu beurtheilen. Keineswegs zu recht-
ertigen wäre die Annahme, daß die vorgekommene

Verkleidung an und für sich ein hinreichenderGrund
sei, das Geschäft als ungiltig anzufechten. Wurde
unter den gegebenenUmständen durch die beabsichtigte
Schenkung, wie sie in der That verabredet worden,
keinem Gesetze, keinem bestehendenRechte zuwider
ehandelt, so gelangtdas Geschäftin dieser Eigen-
chaft zu rechtlicher Wirksamkeit,ohne daß derjenige,

zu dessenfaktischemNachtheile es etwa gereicht, die

hier nicht als rechtswidrig erscheinendeSimulation

zur Anfechtung geltend machen könnte.

BVgl. OAGE. v. 28. März 1854. Nr. 178151/17.

d.: T.A. Seuffert.Verl.: Palm Enke (Adolph Enke)r- 9“sin Erlangen. Druck alses & Sohn. ¾l
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zunächst in Bayern.

Aeber,die. Grenzen der Kompetenz der Geschwornen
und des Schwurgerichtshofes hinsichtlich der Berück-

sichtigungder Strafaufhel ünde
!7 D9Öo

Von Prof. Dr. Dollmann.
6 Vol. oben S. 280 f.

Die Geschwornen haben die Entscheidungüber

Schuldoder Nichtschuld. Demgemäß ist die Haupt-
frage an. dieselben dahin zu richten, ob sich der

Angeklagte des Verbrechens, welches den Gegenstand
der Anklage bildet, schuldig gemacht habe, wobei
alle wesentlichenthatsächlichenBeziehungen, wie solche
in der Anklageschrift enthalten sind oder sich bei der

Verhandlung herausgestellt haben, in die Frage mit

aufzunehmen sind. Es sind ferner an die Geschwor-
nen über diejenigenThatumstände so weit thunlich ab-

gesonderteFragen zu stellen, welche eine schwerere
Qualifikation des Verbrechens begründen, und. eben

so auf die bei der Verhandlung hervorgetretenen
Strafmilderungsgründe. Dagegen sind solcheThat-
NWmstände,welcheblos auf die Ausmessung der Strafe
innerhalb eines höchstenund niedrigstenStrafmaaßes
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Einfluß haben, der Würdigung des Gerichtshofes
überlassen. —DerSchwurgerichtshof hat, im Falle
der Wahrspruch auf schuldiglautet, auf die durch
das Gesetzangedrohte Strafe zu erkennen; wenn er

jedoch der Ansicht ist, daß die That, deren der An-

geklagte durch den Wahrspruch für schuldig erklärt
worden ist, durch kein Strafgesetz verboten sei, so hat
er auf Freisprechungvon der Strafe zu erkennen 1).

Indem sich die bayerische Gesetzgebung, auch
hierin im Wesentlichen dem französischenVorbilde fol-

end, mit der Aufstellungdieser Prinzipien begungt
hat, um den Geschwornen und dem Schwurgerichts-
hofe ihre Funktionen zuzuweisenund die Grenzen ihrer
Zuständigkeit bezüglich der Aburtheilung festzustellen,
hat sie die kasuistischeDurchbildung dieserGrundsätze
und die Lösung der manchfachen auftauchenden De-

tailfragen der Doktrin und dem Gerichtsgebrauche
überlassen. #

Greifen wir für jetzt einen Punkt heraus und
fragen wir, in wie ferne die Berücksichtigung und
Würdigung der Strafaufhebungsgründeder Urtheils-
findung der Geschwornenanheimfällt, in wie ferne sie
in das Bereich der Kognition des Schwurgerichts-
hofes gehört, so hat unser bayerischerGerichtsgebrauch
im Einklange mit der übrigen deutschenSchwurge-
richtspraxis bereits nach einer doppeltenRichtung hin
eine entschiedeneStellung eingenommen.

1.

Es ist unbestrittene Praxis, daß die Berücksich-
tigung der Unzurechnungsfähigkeit,so wie der Noth-

1) Grundlagengesetz v. 4. Juni 1848, Art. 10 Nr. 4,
Art. 20. — St####. v. 10. Novbr. 1848 Nrt. 178,
176—178, Art. 202.
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wehr den Geschwornenzustehe,daß die Entscheidung
über das Dasein oder Nichtdaseindieser Strafauf-
hebungsgründeunmittelbar in dem Verdikte über das

Schuldig enthalten sei, so daß nicht einmal eine be-

sondereFrage darüber an die Geschwornenzu stellen
kommt, indem es hinreicht, daß siedurchden Schwur-
gerichtspräsidentenauf die Beachtung jener Momente
aufmerksam gemacht werden 2).

Die Unzurechnungsfähigkeitwie die Nothwehr
sind Strafaufhebungsgründe,welche der Handlung
selbst innewohnen und dieselbe von Anfang an als
eine schuld= und straflose erscheinenlassen.

Einen gleichen Charakter hat der die rechtsver-
letzendeThat veranlassendeZwang, die Drohung,
der Befehl,eben so der Reihsinntso ferne diese
Thatsachen im Strafrecht als Strafaufhebungsgründe
anerkannt sind; auch ihre Würdigung gebührt den

Geschwornen, und es ist somit nach dieserSeite der

allgemeine Grundsatz aufzustellen, daß die Beur-

—

2) Cod. annot, par Teulet et Sulpicy (1847) T. II,
p. 154; Anm. zu Codl. d'l. cr. ort. 337 n. 6: La
demenceet la Lgilime delense sont comprises dans
la dnéslion principale et ne doivent pas laire bhebier.d'uno qusstion parliculikre. Zu a. 339 n. 38:
démence faisant disperaftro completement la cri i-

nalilo du foit no peut pas elre l'objet d'une quéslion
d’iexcuse, ni por conséquanco d'une duéstion spéciale;
elle est nécessairement comprise dons la quéstion
principale de culpabililé. ib. n. 41. En matlke
d'homicide la quéslion de léEgitimedelense est comprise
duns cello relative à la culpabililé de ’accusé, et ne

peut en

Ssst
fairo P’objet d’une quéslion

d'excuse. — Höchster, Lehrbuch des franz. Straf-
prozesses(1852) S. 419 Note a. — Die öbereln-

stimmendepreußtschePrarks ist bezeugt in Goltdam-

mer's Alchio f. preuß. Strafrecht, Bd. I S. 60, Bd. II

S. 176; — die bahertschein den StemgerichenVo#. IV
S. 315, Vo. V S. 356, 359; Bd. U. S. 208.

*
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theilung aller jener Strafaufhebungs-=
gründe, welche bewirken, daß die That von
Hause aus als unverschuldet erscheine, den
Geschwornen zustehe.

2.
· « . .-7J t

--.-.s-,--Mit,.nichtmindererEntfchiedenheithatsichnach
der anderen Seite der Gerichtsgebrauch dahin befe-
stigt, daß die Berücksichtigung der Verjährung der

Strafverfolgung, sowie des mangelnden Antrages
auf Bestrafung in jenen Fällen, wo die Strafver=
folgung durch einen solchen Antrag bedingtist, nicht
der Geschwornenbank,sondern lediglich dem Gerichts-
hofe gebühre. Haben die Geschwornen nach Lage
der Schuldbeweise ein Schuldig gefunden, überzeugt
sich aber der Gerichtshof, daß.,das Delikt verjährt
sei, oder daß, es an dem die Strafverfolgung bedin-
genden Antrage des Betheiligten gebreche,so hat er
den Beschuldigten pon der Strafe freizusprechen2),

2) Rauter, Iraité théoriquo et praliquo du droit pénel
(1836) T. U p. 462 n. 7689. Carnotlm Comm.
d. C. d'instr. crim. T. II S. 739 n. 3. Teulet
zu a. 364 v. C. d'i. er. Kogron zu dems. Art. —
Hinsichtlich des preußischen Gerichtsgebrauches bezeugt
Burchards in Goltdammer's Archiv f. preuß.
Strafrecht 1. 603, daß verselbe ganz allgemein dar-
über einverstanden ist, daß die Geschwornen darüber
keinen Spruch abgeben dürfen, ob das unter Anklage

gestellte Verbrechen berelts verjährt ist, oder nicht.
„Denndiese Frage berührt weder die That, noch dle

Schuld, sondern einzig und alleln die nackte Rechts-
frage, ob die verübte That unter das Strafgesetz falle,
oder nicht.“ Eben so Stemann a. a. O. II, 176.—
Der bayer. Kassationshof hat u. 11. Jan. 1851
ein Erkenntniß vernichtet, weil der Schwurgerlchtshof,
nachdem der Prästdent die Frage, ob Verjährung
eingetreten sel, zuglelch mit der Schulvfrage den Ge-
schwornen zur Würdlgung und Entscheldung anheim-
gegebenhatie, unterlassen hatte, die elngetretene Ver-
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Die Schwurgerichtshöfehaben sich, was die

Entscheidungder Verjähtüngsfrageanlalgt, mit Recht
durch die Erwägung nicht böirren lassen, daß die

Beurtheilungderselben nicht: auf der Entscheidung
einer reinen Rechtsfrage,sondern zugleich auf der
Würdigungrein thatsächlicherUmständeberuht. Es
wärc ein völliges Verkennen der Stellung und der

Zuständigkeitdes Schwurgerichtshofes,wollte man

annehmen,daß ihm die Beiurtheilungdes Thatsich=
lichei prinzipiell und absolut entzogen sei. Es istvuebnehrdavon auszugehen, daß die Aburtheilung
der Schwurgerichtsfälle der Assise zusteht, und daß
aus dem Inbegriffe der Urtheilsfunktioneneben nur
vas Urtheil über Schuld oder Nichtschuld den Ge-
schwornenübertragen ist. Alle übrigen Momente der

Urtheilsfällung, welche somit derKompetonz der Ge-
schwornen nicht anheimfallen, gehörenvon selbstzur
Zuständigkeit des Gerichtshofes, auch wenn eine
thatsächlicheFeststellungdazu erforderlichist; — wie
denn die Würdigung der Strafzumessungsgründe,
wẽlche doch sammt und souders eine thatsächliche
Grundlage haben,ausdrücklichbemSchwurgercchts-
hofebertragenist.

sährungzu berückstchtigenEitzungeberBr. II S. 9.

Vgl. P-Waltherund Allkeld i. d. Bl. f. RA.
B. 1% „S. 321 und folg. — Eben so ist in
einem Seiminis-r 1#esatianshofeav. 24. Oktbrr
1851 (Sitz. B. Bd- III S. 408) ausgesprochen, daß
die Feststellung und liy des mangelnven er-

forderlichen Strafantrages und der daburch behrün=
deten Ausschliebung der Strafbarkelt nicht in das

Bereich der Wirksamkeit der Geschwornen fällt, indem!
der Schwurgerichtshof zu prüfen habe,ob die Straf-
barkeit der That ulcht etwa durch einen außerbalb
ver Verschuldung liegenden Grund getllgt, bez. ob die

That nicht eine im Strafgesetze nicht verbotene ge-
worden sel. —
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Ein viel scheinbarererEinwand gegen die Frei-
sprechung von der Strafe, welche der Gerichtshof in
den bezeichnetenFillenerläßt, könnte daraus her-

eleitet werden, daß nach dem Wortlaute des Ge-

16 (St PG. v. 10. Novpbr. 1848 Art. 202) der
Schwurgerichtshofauf das Schuldiyder Geschwornen
nur dann die Freisprechung von der Strafe. zuer-
kennen hat, wenn die That, deren der Angeklagte
durch den Wahrspruch der Geschwornen für schuldig
erklärt worden ist, durch kein Strafgesetzverboten ist.
Ein Delikt, welches verjährt ist, oder zu dessenVer-

folgung der erforderliche Strafantrag nicht vorliegt,
wird aber hierdurch der Eigenschaft einer durch das

Strafgesetz verbotenen Handlung nicht entkleidet; nur

die Verfolgung desselben soll aus besonderenGrün-
den. unterbleiben. So bemerkt auch Teulet zu
Art. 364 des Cod. TFinstr. crim., daß im Falle,
der Verjährung weder eine Lossprechung von der
Schuld, noch eine Freisprechung von der Strafe zu-
lässig sei, sondern dem Gerichtshofe stehe nur die
Erklärung, daß die öffentlicheKlageerloschensei, und
demgemäß die Freilassung des Angeklagten zu).,
Allein diese Auffassung hat in der französischenJu=
risprudenz keinen Eingang gefunden. Diese geht
vielmehr davon aus, daß das Gesetzdem Schwur-
gerichtshofe nur zwei Formen der Urtheilsfällung
nach erfolgtem Schuldausspruchevorzeichnet: die

Verurtheilung in eine Strafe oder die Freisprechung
von der Strafe. Sind aber hiemit die Urtheilsfor-
men erschöpft, so muß sich die Praxis durch Inter-
pretation helfen, und so werden in der That in der

französischenwie in der bayerischenPraxis jene Fälle,
in welchen sich während der Verhandlung die Unzuläs-
sigkeitder Strafverfolgung herausstellt, jenen Fällen

1) Vgl. auch Hlie thiorio de- Pinstr. cri

p. 682.
’-
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gleichgestellt,in welchen das Gericht die Ueberzeugung
gewonnen hat, daß die den Gegenstandder Anschul-

sicungbildende Handlung unter kein „Strafgesetz
ällt 2)

In dem bezeichnetenGerichtsgebrauchehinsicht-
lich der Verjährung und des mangelnden Strafan-
trages sind wir ohneZweifel befugt, die Anerkennung
des allgemeinenGrundsatzeszu finden, daß dieWür-
digung solcher Strafaufhebungsgründe,
deren Wesen in einer Ausschließung der

Strafverfolgung enthalten ist, während
sie das Daseinder Schuldunberührt lassen,
dem Gerichtshofe und nicht den Geschwor-
nen zusteht.

Zu den Strafaufhebungsgründen diesesCharak-
ters gehört aber außer den oben genannten auch noch
die Ertheilung einer Abolition oder Amnestie und die
bereits erfolgte rechtskräftigeAburtheilung der Sache;
auch durch diese Thatsachen wird einfach die Straf-
verfolgung ausgeschlossen,während die Schuld durch
dieselben nicht. herübrwird.

3.

Während so die Praxis in den beiden bisher
dargestellten Punkten kaum mehr einer Anfechtung
ausgesetztsein dürfte, tritt hinsichtlichzweierspezieller
Strafaufhebungsgründe des bayerischen.Rechtes s)

5) Kogron, zu art. 364 des Code Tinstr. cr. —Golt-
dammer a. a. O. S. 603. — Sitczungsberlchte
Bd. 3 S. 9. — Die hannov. StO. (1850)
weist ausdrücklich die Berücksichtigung des Todes des

Weschulolgten, der berelts erlittenen Bestrafung, der

Verlährung den Richtern zu: 8. 188 a. E.

8) Dem französlschenRechte sind diese Erkulpatlonsgründe
eben so fremd, als dem neuen preuhischen trasgesetz-
buche. Der Strafaufhebungsgrund der thätlgen Reue

belm Diebstahle ist dem ssterrelchischenStOB. ent-

nommen, +. 187 (alt. I, 167).
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fortwährend eine Verschiedenheitder Auffassung zu
Tage und macht sich in den Anträgen der Verthei-
diger und in Kassationsrekursen geltend.

Es ist die thätige Reue beim Diebstahl und

die#freiwillige rechtzeitige Rücknahme des Meineides,
welchen diese Bemerkunggilt.

un:: Sind diese Strafaufhebungsgründe jenen Um-

ständenzu vergleichen, welchedie Schuld ausschließen,
und gehörensiesomit zur Kognition der Geschwornen?

Oder haben sie vielmehr denselben Charakter,
wie die Verjährung und der Mangeleines Antrages
auf Strafverfolgung, so: daß ihre Würdigung dem
Gerichtshofe gebührt? .

Unser Kassationshof hat in mehreren Erkennt-

nissen die erste Ansicht ausgesprochen,und in dem

Folgenden soll rine erneute und möglichst eingehende
Begründung derselben versucht werden

).

Hier ist nun. E
2) zuvörderst zu behaupten,daß dem Straf-

aufhebungsgrunde der thätigen: Rouc,und der frei-
willigen Rücknahme des Meineides in der-Beziehung
welche für uns die entscheidendeist, derselbe juristische
Charakter zukommt, welchen die Unzurechnungsfähig-
keit und dieNothwehr an sich tragen: es wird

durch jene Thatsachenebenfalls die Schuld
aufgehoben.

·

E-:

Der Beweis dieses Satzes wird keine Schwie-
rigkeit haben, wenn wir davon ausgehen, daß die

rage, ob in einem gegebenenFalle ein Reat vor-

liege, eine Frage ist, welche das Gericht zu lösen
hat, und welchealsonur vom Standpunkte des Ge-

richtes aus beurtheilt werden muß. Hieraus wird
von selbst folgen, daß das Dasein der Schuld nach

1) Sitzungsberichte Bdi III S. 402, Bo. V. S.145. —

Zeitschrift f. Gesetzgebung und Rechtspflegt d. KR.

Bayern Bd. I. S. 145= - ;::«:.-
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keinem anderenZeitpunkte zu beurtheilen ist, als nach
dem) wo sich das Gericht mit dor Sache befaßt,
d. h. nachdem. Zeitpunkte der Eröffnung der Unter-

suchung. Da. nun die exkulpirendeWirkung der thä-
tigen Neue, wie der Zurücknahme des Meineides da-

dürch bedingt ist, daß jene Handlungen der Eröff--
nung einerUntersuchung in der Richtung auf den
Diebstahl oder den Meineid zuvorgekommensind,so
ist klar, daß, wenn gleichwohl in einem solchen Falle
später eine Strafverfolgung wegen Diebstahls oden

Meineideselngetreten ist, dieselbe eben so wenig eine
Schuld vorfindet, als wenn ein Fall der Unzurech-
nungsfählgkeit oder der Nothwehr vorläge.

Ist dem aber also, so folgt von selbst, daß die

Unterschiede, welche zwischendem Strafaufhebungs-
grunde der Unzurechnungsfähigkeitund der Nothwehr
einerseitssund dem der thätigen Reue und der Rück-

nahme des Meineides andererseits allerdings statt-
finden) für die uns vorliegende Frage völlig gleich=
giltig sind. : So kann namentlichdarauf nichts an-

komtnen) #daß die zuerst bezeichnetenUmstände#ide#r-
That von Anfang an das Geprägeeinerunverschule-
deten aufdrlcken, währenddurch die zuletzt erwähnten.
ersthinterdrein die von Anfamg anaallerdings vor-

handeneSchuldgetilgt wird. Dennühinsichtlichderr-

rage nach der Schuld kommt es lediglichauf den

Se der Strafverfolgung an, in diesem Zeit-
punkteaber ist in den letzterenFällen eben sowenig)
wie in denersteren, eine Schuld vorhanden ).

! Indem wir hiemit alles Gewicht darauf legen,
daß die Strafverfolgung auch in den letzterenFällen.

2) Allerdings muß auch die Verjährung schon vor der

Eröffnung der Untersuchung vollendet sein. Allein
durch diesen Umstand kann der entschledenespezlfische
Charakter der Verjährung nicht alterlrt werden,in

E— en ihre.Berũckfichtigung Sache des Gerichte-
ofes ist.
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keine Schuld vorfindet, können wir dem in einer An-

merkungzu einem Berichte über ein Erkenntniß unseres
Kassationshofeshauptsächlich betonten Gesichtspunkte
nur eine adminikulirende Bedeutung einräumen ?).
Es wird dort der Umstand hervorgehoben, daß es.

sich bei der thätigen Reue „um eine der That nach-
folgende eigene Handlung des Angeklagten fragt,
welche nur durch einen Wahrspruch der Geschwornen
festgestelltwerden kann, während bei der Verjährung
und bei dem Verzichte auf die Strafverfolgung That-
sachen in Frage sind, welche nur der Schwurgerichts-
hof festzustellen und zu beurtheilen im Stande ist.“

Soll diese Argumentation ihren Nerv in der

hervorgehobenen Unfähigkeit der Beurtheilung und

Feststellung der bezeichnetenThatsachen nach beiden
Seiten hin haben, so vermögen wir nicht, uns die-
selbe anzueignen. Warum soll der Schwurgerichts-
hof nicht im Stande sein, eine der That nachfolgende
eigeneHandlung des Angeschuldigten festzustellenund
zu würdigen, da ihm doch die Feststellung und Wür-

digung aller die Strafzumessung bedingendenMo-
mente übertragen ist, unter welchen ebenfalls eigene
Handlungen des Angeschuldigten sein können? 10).
Und warum sollen andererseits die Geschwornennicht.
im Stande sein, die thatsächlichen und juristischen
Erfordernisse der Verjährung zu würdigen, da sie
doch das Dasein der gleichermaßenauf faktischenund
rechtlichen Momenten beruhenden Schuld festzustellen
haben? Nicht in der Unfähigkeit zu der einen und
anderen Beurtheilung, auch nicht in der Beschaffen-
heit der thätigen Reue als einer eigenen Handlung
des Angeschuldigtenmöchtedas Prinzip für die Kom-

petenzabgrenzungder Geschwornenund des Gerichts-

„ 7) Sitzungsberichte Bd. III S. 409. »

IF)StGB.lAtt.921-nd94.AuchdekNückfall ist nach
der neuesten Gesetzgebungein Strafzumefsungsgrund.
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hofes zussuchensein, sondern lediglich indem Inhalte
der den Geschwornen übertragenenVollmacht und in
der Wirkung der thätigen Reue selbst. Die Rücksicht,
daß in der thätigen Reue eine eigeneHandlung des

Beschuldigtenzu Tage tritt,, kann lediglich zur Be-
gründung einer Analogie mit den von Anfangan
wirkenden Aufhebungsgründen der Verschuldung be-

nutzt werden. Die Analogie liegt darin, daß es in
beiden Fällen ein subjektives Moment ist, welches.
die Strafbarkeit ausschließt: dort ein Zustand deß
Handelnden, hier eine nachträglicheHandlung, welche
mit der strafbaren That in einem Kontinuitätsverhält-
nissesteht und mit ihr ein zusammenhängendesGanze
bildet. Hiedurch ist allerdings eine großeKluft gegen-
über der Verjährung und den mit der letzteren gleich-
gearteten Strafaufhebungsgründen befestigt. Denn
die Verjährung steht zu dem verfübten Delikte in einem

ganz äußerlichenund zufälligen Verhältnisse, indem
ihr Eintritt eine von dem Willen des Thäters ganz
unabhäugigeFolge positiver Gesetzeist 11),

(Schluß folgt.)

Mittheilungen aus der Praris.
1.

Testamentvor dem Pfarrer und zwei Zeugen nachBa#il
berger Recht

Vygl. Bd. XII Erg. Bl. S. 71.

Hierüber entnehmen wir aus den Motiven einer

oberstrichterlichenEntscheidung,folgendeSähze:

11) Aus den Ausdracken der Diebstablsnovelle Art. 11

befürchten wir kelnen Elnwurf. Allerdings sagt der
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1) Wird ein Testament in obigerprivilegirtet
Fornr des BambergerRechtesmündlich errichtet
und des Beweises wegen. in Schrift gebracht,so ist
die Beidrückungvon Siegeln. bei der Unterschrift der
Zeugen — im Hinblicke auf die Notariatsordnungvoll
1512. Tit. 1 §4 5. — uncht für nöthig zu erathten
Die Schrift erscheint hier lediglich als Beweismettel
über das mündlich etrichtete Testament; die Zeugen
sind daher bezüglichder Urkundenicht SolemtätssondernBeweis-Zeugen.

2). Uebereinsikmsnondmit denan eführteng.
der NO. bestimmtK. 11 Th. I Anh. 6. 56 des
BambergerLR. bezüglichd Redaktion2 münd-
lichen Testamentes (obiger Kategorie) in die Schrift,
daß der zur Aufzeichnung verpflichtetePfarrer den

Aufsatz den Zeugenvor ihrer Unterschriftvorlesen
solle („schuldigsei“)., Wenn nun eine Testaments-
Bewelsurkunde dieser Art der geschehenenVorlesung
nicht erwähnt, und der das Testament anfech-
tende Intestaterbe, daß die Vorlesung geschehen,bes-

seiet,der eingesetzteErbe aber solches behauptet,
fragt es sich, welchemvon Beiden die Beweislast

aufzubürdensei? Der oberste Gerichtshof hat in
einem gegebenenFalle dem klagendenIntestaterben
zu beweisen aufgelegt:

daß die Vorlesung der über däs Testamenterrichteten
Urkunde vom 13. Febr. 1851 (Klagsbellage) von Seite
des Pfarrers vor den Zeilgen unterlassen worden sel.

Hieran knüpfte sich eventuell, für den. Fall der Er-

Art.: „Wenn der Dieb u. f. w., so findet dieses
Diebstahiswegen keine Unter suchung und BVe-

strafung Statt.“ Es kam gewiß den Verfassern der,
Novelle nicht in den Sinn, durch diese Ausdrucks-
welse den Strelt entscheiden zu wollen, ob die thätige
NReue ein Aufbebunssgrund“der Schuhydernur der

Snafberfolgung sein soll.. -
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bringung djeses.Beweises, dieweitere dem beklagten
TestamentserbengemachteBeweisauflager

daß der Erblasser am 13. Febr. 1851 in Gegenwart
des Pfarrers N. und der erbetenen Zeugen E. und F,
seinen letzten Willen in der Art erklärt habe, wie in
der Klagsbeilageunter Nr. 1—5 enthaltenist.
In der Motivirung kommt, unter Anderem vor:
Leidet ein Testament an keinem äußeren So-

lennitätsmangel, wird jedoch von dem auf Nichtig-
keit desselben klagendenIntestaterben das Dasein
eines solchen, trotz der äußerlich vollständi-
Zen Form, oder ein anderweitiger innerer Mangel
bei der Konfektion, welcher eines besonderen Aus-
druckes in der Form nicht bedarf, behauptet, so trifft
ihn in b.eiden Fällen die Beweislast.
*: Borst, Beweislast§. 69.
di. Glück, Kommentar Bd. 34 S. 290.;,

* Blätter f. RA. Bd. 13S. 20. 83

Mun erwähnt zwar, die der Klage beigelegteTee
stamentsurkundederdem Pfarrer zur Pflicht gemach-
ten Vorlesungnicht, allein es begründetdie- Engliche
Vorschrift,keinen Zusatz zu den sonstigenFormbe-
stimmungen, sondernsiestellt nur eine Bedingung
auf, von welcher die Beweiskraft der den Hergang
der, Testamentserrichtung beschreibendenUrkunde ab-
öngen soll. «. «

EsistdaherfüxdicGiltjgkeitdesmündlichen
Testamentes die Erwähnung des Vorlesens an

die Zeugen in der hierüber gefertigten Urkunde
als Form nicht nothwendig, andererseits wird aber
die Beweiskraft der Urkunde als Beweismittel
deb Testamentes durch den allenfalls möglichenNach-
weis über die Unterlassung der Vorlesung bei der
Errichtung der Urkunde zerstört.
. Allein auch dieser Nachweis über einen Kon-
fektionsmangelder Beweisurkunde hat nicht die gänz-
licheNichtigkeit des mündlichen Tetamentes zur
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Folge, da ein solchesnicht alleindurch die hinterher,
des Beweises wegen, errichtete Urkunde, sondern
auch, wenn dieseUrkunde verloren wird, oder an einem

Konfektionsmangel, wie hier behauptet ist, leidet,
durch Abhör der Zeugen (wenn sie noch leben) be-
wiesen werden kann, diese Zeugen aber, ungeachtet
der nicht geschehenenVorlesung, die Gesetzmäßigkeit
des Vorganges bestätigen können.

Seuffert's pr. PandR. (1849) §F. 524
Note 16; §. 525 letzter Absatz.

Wenn demnach in dem behaupteten Mangel
der Vorlesungkein Solennitätsmangel des Testa-
mentes selbst liegt, sondern dieser behaupteteMangel
nur die Beweiskraft der Skriptur, welche das
mündliche Testament beweisen soll, berührt und
überdies ein solcher ist, welcher den inneren Her-
gang bei Errichtung des Beweisdokumentes betrifft,
so hat der Kläger denselben zu beweisen und der-

selbe ist, da er im Falle des Nachweise# die Be-

weiskraft der zum Beweise des mündlichen Testa-
mentes vorgelegten Skriptur (Urkunde) aufhebt,
keineswegsuUnerheblich. — Weil ferner der Kläger
dle gesetzmäßige Entstehung des materiellen
Inhaltes der Testamentsurkunde,welcher in Nr. 1—5
der fraglichen Urkunde bezeichnet ist, überhaupt
und schlechthin in der Klage bestreitet, so kann
nicht als von ihm eingeräumt angenommen werden,
daß, abgesehenvon allen Mängeln der Testaments-
urkunde, der Testator mündlich (ohne Rücksicht
auf den Beweis hierüber durch die Urkunde) in ge-
setzlicherWeise so seinen letzten Willen vor dem

Pfarrer und zwei Zeugen ausgesprochenhabe, wie
in der Urkunde sub Nr. 1— 5 verzelchnet ist. —

Auf das Gegebensein eines rein mündlichen,
nicht durch die Skriptur, sondern auf andere Weise
zu erweisendenTestamentes, hat sichaber eventuell
der Beklagte berufen, und diesesVorbringen erscheint,
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gegenüberder allgemein angestelltenTestaments-
nichtigkeitsklage,für den Fall der Nichtbeweisfähig-
keit der über das mündliche Testament errichteten
Skriptur, als wahre, eventuelle Einrede. Es muß
auch diese Behauptung dem Beklagten zum Beweise
nachgelassenwerden, nämlich für den Fall, daß der

Kläger die Intterlassungder Vorlesung der Urkunde
beweisen sollte. In diesem Sinne ist daher der

Beklagtedurch die Beweißauflage der vorigen In-
stanzen, aus welcher die Folgerung gezogen werden
könnte, als sei sofort der Klagsbitte stattzuge-
ben, wenn Kläger den Beweis, daß die Vorlesung
unterblieben, erbringen sollte, allerdings beschwert,
und es mußte, da in der Revisionsbitte des Be-

klagten um Streichung der fraglichen dem Klägerge-
machten Beweisauflage auch die auf das Geringere—
die Gestattung eines Einredebeweises dagegen, vir-
tualiter enthalten ist, dem Beklagten der bezeichnete
eventuelle Beweis freigelassenwerden. ,

«OAGE.v.27.Aug.1853.Nr.54437,,.
OF.

2.

Subjektive Klagenhäufung.

In einem gegebenenFalle hatten 36 Hinter-
sassen einer Hofmark gegen den Gutsherrn zusammen
das Recht eingeklagt, aus den gutsherrlichen Wal-

dungen ihren alljährlichen Streubedarf unentgeltlich
zu beziehen. Die vom Bekllagten entgegengesetzte
Einrede der fehlerhaften Klagenhäufung wurde ver-

worfen. Die Motive der oberstrichterlichenEntschei-
dung sagen unter Anderem:

Nach den Anmerk. zur GO. Kap. VII §. 2
lit. g versteht man unter Litiskonsorten jene Par-
teien, welche die nämliche causam und das nämliche
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jus agendi vel defendendi haben. Nun behaupten
die Kläger, es steheihnen als Unterthauen der Hof-
mark Sch. das Recht zu, aus den Gutswaldungen

3.

Zeugenverwerfung. Verwahrung. Würdigung in der höheren

Erachtet der höhere Richter die vom Unterge-
richte (wegen angenommener Untüchtigkeit) bewirkte

Verwerfung eines Zeugen als nicht gerechtfertigt,
so ist gleichwohl der (durch rechtzeitige Verwahrung
gesicherten)Beschwerdeführungdes Produzenten keine
Folge zu geben, wenn aus dem. Zusammenhalte mit
den sonstigen Beweisvorlagen hervorgeht, daß die
Aussage, deren Nachholung verlangt ist, auf keinen
Fall eine Aenderung im Gesammtergebnisseherbei-
führen könne. ,

Vgl.OAG.v.8.Mär3185·3.Nr.98650-5,.

Neb.:J.A.Seufl-·erls.Verh-PalmszGukerolphEnkO
in Erlangen. Druck von Junge & Sohn.
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Blätter
für

Nechtsanwendung
zunächst in Bayern.

Annahme des Zugeltändulsses der zur Begründung von Nepllken ange.
tührten Thatsachen nach Sch— Blutzehent, in elne ständigt Relchnib
verwandelt. — J «

Ueber die Grenzen der Kompetenz der Geschwornen
und des Schwurgerichtshofeshinsichtlichder Berück--

sichtigung der Strafaufhebungsgründe.

on Prof.Dr. Dollmann.

(Schluß.)

b) Sollte die unter a) vorgetrageneArgumen-
tation gleichwohl noch Zweifel übrig lassen, so bietet

sich für den von uns vertheidigten Satz noch eine

andere selbständigeBegründung dar, welche für sich
allein ebenfalls vollkommen ausreichendscheint.

Wenn es einen der thätigen Reue und der

Rücknahme des Meineides völlig gleichartigenStraf-
aufhebungsgrundgäbe, bei welchem gar nicht zwei-
felhaft sein kann, daß die Beurtheilung desselbenein
Stück der Schuldfrage bilde und somit der Kompe-
tenz der Geschwornen zufalle, so wäre wohl damit
ein ausreichenderBeweis dafür geliefert, daß auch
für die zuerstgenanntenErkulpationsgründeeinGlei-

ches gelten müsse.
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Dies ist nun aber in der That der Fall.
Wer bereits zu einer strafbaren Versichöhand=

lung vorgegangen ist, dann aber freiwillig von Vol-

lendung des Verbrechens absteht,ist ohne Zweifel in
dem Sinne straflos, daß eine Schuld desselben
schlechthinnicht vorliegt. Denn esgehört zum That-
bestandedes strafbaren Versuches, daß die Vollen-

dung der That durch äußere Hindernisse unterblieben

sel, so daß, wo dies letztere Moment fehlt, keine
Schuld vorhanden ist. Die Geschwornenhaben in
der Schuldfrage bezüglich des Versuches immer
auch jenen Umstand zu würdigen und zu be-

scheiden12).
Dies gilt selbstverständlichvon allen Fällen des

freiwilligen Abstehens vom Versuche, somit auch von.

jenen, wo nach den Umständen des Falles das Ab-
stehen vom Versuche sich durch eine positiveHand-
lung äußern muß. Man denke sich, der A hat ein
eine FlascheMixtur, von welcher der B von Zeit

u Zeit zu nehmen pflegt, Gift gethan. Einige Tage
arauf ergreift denA Reue, und er vertaucschedie

vergiftete Flasche mit einer anderen unschädlichen,
ehe noch der B von der ersteren genommen hat. —

Doch nehmen wir jene Beispiele, welche unser Ge-
setzbuchselbst darbtetet.Wer nach gelegtemBrande,
durch Rene bewogen, vor Ausbruch des Feuers die
Brandmaterialien wieder hinweggenommenoder g,
tilgt hat, unterliegt keiner peinlichen Strafe, sagt.

13) Nach der preußischen Praxis ist der Umstand, vaß
der Beschuldigte nur durch äußere Umstände an vder
Vollendung des Verbrechens verhindert wurde, in die
Frage hinslchtlich ves Versuches mit aufzunehmen, und

zwar soll ganz spezlell danach gefragt werden, durch
welche äußere Umstände der Versuch nicht zur Vollen-
dung gediehen ist. Goltdammer's Archiv Bd. l,
E. 590.
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Art. 251 des St GB. Thl. I, und die Anmerkungen
(Bd. 2 S. 208) bemerken hierzuausdrücklich,daß dieser
Satz auf den allgemeinen Bestimmungen über straf-
losen Versuchberuht, weil zur Vollendung des Ver-
brechenserfordert wird, daß das Feuer ausgebrochen
ei. — Einen anderen hieher gehörigen Fall bietet

das Komplott (Art. 53). Ein. Theilnehmer am

Komplott, welcher bei der Ausführung des verbre-
cherischenPlanes nicht mitgewirkt hat, ist straflos,
wenn er vor der Ausführung der That das Kom-
plott der Obrigkeit augezeigt hat, was die Anm.
(J, S. 170) ebenfalls mit Recht auf die Grund-
sätzedes freiwilligen Abstehens vom Versuche zurück-
führen, da das Komplott, für sichbetrachtet, und
so weit die That nichtzur Ausführung kam, nur als
Versuch strafbar ist. # it

Die vollständige Gleichartigkeit dieser letzteren
Fälle. mit. der thätigen Reue beiin Diebstahle und
der Zurücknahme des Meineides wird keines weiteren
Beweises bedürfen. Wir haben ganz gleichmäßig
auf beiden Seitenzuvörderst eine strafbareHandlung,
dann einenachfolgende eigenepositive Thätigkelt des
Beschuldigten, durch welche die Strafbarkeit der er-

steren getilgt worden ist. Sind nun aber beide Fälle
gleichartig, so müssensie auch in allen den Beziehun=
gen, in welchender gleichartigeCharakter einflußrsich
ist, auf gleicheWeise beurtheilt werden. /1..

Gehört somit die durch nachträgliche positive
Handlungen bethätigte Reue beim Versuche zur

Schubfrageso muß auch die beim Diebstahleund
bei dem Meineidedurch eine nachträglichepositive
Thätigkeit kundgegebeneReue einen Bestandtheil der
Schuldfragebllden. Zum Ueberflussemag hinsichtlich
der Rücknahme des Meineides noch darauf hinge-
wiesen werden, daß die offiziellen Erläuterungen zu
dem maaßgebendenReskripte ausdrücklichdie Recht-
fertigung und Begründung des Satzes an die Grund-

3
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sätze vom freiwilligen Abstehen beim Versuche an-

knüpfen 15).
Wenn auch dem französischen Rechte der

Strafaufhebungsgrund der thätigen Reue beim Dieb-

stahle eben so fremd ist, als der der Rücknahme des

Melneides, so sind demselbendoch solcheFälle nicht
unbekannt, in welchen die Strafbarkeit eines bereits
vollendeten Verbrechens durch die nachfolgendeposi-
tive Handlung des Thäters aufgehoben wird. Die

Theilnahme an einem Komplott gegen die innere oder

die sut Sicherheit des Staates ist als solcheund

abgesehenvon jeder Ausführungöhandlung ein mit
dem Todebedrohtes vollendetes Verbrechen. Wenn

jedoch ein Komplotteur vor dem Anfange der Aus-

führung, und ehe noch die obrigkeitlicheVerfolgung
begonnen hat, das Komplott der Obrigkeit anzeigt,
oder wenn er selbst erst nach der Eröffnung der

Strafverfolgung die Verhaftung eines Komplotteurs
bewirkt, so soll er dadurchStraflosigkeiterwerben 17).
Es ist ein feststehenderSatz in der französischen
Jurisprudenz, daß die Entscheidung dieser Fragen
den Geschwornen anheimfällt. Da mun diese Fälle
den in Frage stehendenvöllig gleichgeartet sind, da

ferner das RüanzösschSystem der Fragestellungan

die Geschwornen dem bayerischen Rechtein allen
wesentlichenPunkten zum Vorbilde gedient hat, so
wird die Behauptung gerechtfertigt sein, daß die von.

12) Jahrb. f. Gesetzgeb. und Rechtspfl. von Gönner
und Schmidtlein, Bd. I, S. 273. — Ein an-

derer mit der thätigen Reue beim Diebstahle ganz
glelchgearteter Fall ist dle rechtzeitlge obrigkeitliche
Anzeige der an elnem Beamten begangenen Bestechung
durch den Bestechenden. StCB. Thl. 1 Art. 448.

Der Letztere hatte aber frellich nur eln Vergehen ver-

schuldet.
19 Cod. Pén. 1. 86. 87, 89C 91, 108.
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uns. vertheidigte Ansicht auch in der Praxis des
Mutterrechtesihre mittelbare Unterstützungfinde.

Durch die bisherlge Ausführung möchte auch
die formale Seite der Frage ihre Erledigung ge-
wonnen haben.

In welcher Form sollen die Geschwornen zu
einer Entscheidung über die den Gegenstand unserer
Erörterung bildenden Momente veraulaßt werden?
Soll ihnen eine selbständigeFrage über die thätige
Reue beim Diebstahle und die Rücknahmedes Mein-
eides als Zusatz zu der Hauptfrage vorgelegt wer-
den? Soll der bezeichneteUmstand in peerHaupt-
frage ausdrücklich hervorgehoben und eingeflochten
werden? Soll gar keine ausdrücklicheHervorhebung
dieser Thatsachen weder in der einen, noch in der
anderen Form stattfinden, sondern soll es einfach
den Geschwornenüberlassenbleiben, bel der Prüfung
der Schuld jene Umstände zu berücksichtigenund in

ihrer Antwort auf die Hauptfrage zur Geltung zu
bringen? »

Gegen die Stellung einer selbständigenFrage
auf thätige Reue oder Zurücknahme des Meineides
würde man sich zuvörderst allerdings nicht darauf
berufen können, daß keine der in dem St PG. v.

10. Novbr. 1848 über die Fragestellung enthaltenen
Bestimmungen (Art. 173—178) auf eine solche

Fuestellungdirekt Anwendung finde. Schon in den

itscheidungsgründeneines Erkenntnissesdes Kassa-
tionshofes ist gebührend hervorgehoben (Zeitschr. f.
Gesetzgeb.und Rechtspfl. d. KR. Bayern Bd. 1
S. 147), daß es nicht in der Absicht des Gesetz-
gebers lag, in den Art. 174 —178 des Gesetzes
absolute Schranken für die Fragestellungvorzuzeich-
nen, daß es vielmehr dem Schwurgerichtspräsidenten
vorbehalten sei, unter Zuhilfenahme der Gesetzes-
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analogie„dieden Verhältnissen,deseinselnenFalles
entsprechendenFragen zu stellen. 4

uin#ent

Desto erheblichersind die Gründe anderer Art,
welche dieser Behandlung der Sache entgegen stehen.

Wir müssen von dem Wesen und der Bedeu-

tung der Hauptfrage ausgehen.
Die Hauptfrage wird dahin gerichtet, ob sich

der Angeklagtedes Verbrechens, welches den Gegen-
stand der Anklage bildet, schuldig gemacht habe
(Art. 173 des angef. StPG.). — Begreift somit
die Hauptfrage die Schuld nach allen dieselbebedin-

gendenMomenten, so haben die Geschwornen bei
der Würdigung derselben alle Umstände zu berück-

sichtigen,welchedie Schuld aufzuhebengeeignet sind;
es kann hiebei keinen Unterschied machen, ob die
betreffende Thatsachedie Schuld von Anfang an

ausschließt, oder ob sie die Schuld erst hinterher,
aber noch vor Beginn der Strafverfolgung beseitigt
hat; die Geschwornen,müssen die Hauptfrage eben so-
gut dann, verneinen, wenn sie glauben, daß die That
von Anfang an eine schuldhaftenicht gewesen, al
wenn sie annehmen, daß die Schuld hinterdrein,
aber nochvor der Strafverfolgung getilgt sei; in
beiden Fällen ist gleichmäßig für sie eine Schuld,
nicht vorhanden.

-

. Ist dem aber also, so ist es entweder über-

flüssig oder widersinnig, eine besondere Frage auf
das Dasein thätiger Reue oder die Rücknahmedes
Meineides zu richten.

"

Es kommt nämlich eine zwelfache Möglichkeit
hier in Betracht.

Entweder die Geschwornenhalten den Diebstahl,
den Meineid für verschuldet und nehmen keine thätige
Reue, beziehungsweisekeine freiwillige Zurücknahme
der falschenAussage an. Oder aber sie halten zwar
die Verübung eines Diebstahles, eines Meineides

für erwiesen,sie habenaber zugleichdie Ueberzeugung.
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gewonnen, daß die Erfordernisseder thätigen Reue
u. s. w. vorliegen.

Im ersten Falle liegt in der Bejahung der

Hauptfrage von selbst eine Verneinung der auf thä-
tige Reue u. s. w. gerichteten Beifrage, und die
besondereStellung der letzteren erscheintsomit zum
mindesten als überstüssi.Im zweiten Falle dagegen würde in der unserer
Beurtheilung unterliegendenFragestellungeine wider-
sinnigeZumuthung an die Geschwornen liegen. Sie
würden in der Lage sein,die erste Frage zu bejahen,
sofort aber die dadurch festgestellteSchuld durchBe-
jahung auch der zweiten Frage wieder aufzuheben,
also gleichsamin einem Odem Schuldig und Nicht-
schuldig auszusprechen.

·

Man könnte sich versuchtfinden, die Zulässig-
keit einer abgesondertenFragestellungdurch eine fub-
tile Unterscheidungzu retten, in der Weise, daß die
Hauptfrage auf die von Anfang an dagewesene
Schuld, die Beifrage aber auf die spätereTilgung
derselben zu beziehen sei. Allein abgesehendavon,
daß die gehörige Einsicht in die Bedeutung einer so
feinen Unterscheidungvon den Geschwornennicht mit

enügenderSicherheit erwartet werden kann, so er-

sheintdieselbe schon um deswillen als unzulässig,
weil die Bejahung der Schuld von selbst auf die

Gegenwart, auf den Zeitpunkt der Urtheilsfällung
bezogen werden muß. Nur mittelst einer gewalt-
thätigen Unterstellung könnte man der Bejahung der

Hauptfrage eine ausschließlicheBeziehung auf die
von Anfang an vorhandeneneSchuldgeben, während
dabei unbestimmt gelassenwürde, ob nicht die Schuld
später gleichwohlnoch getilgt worden. —

Steht hiernach die kunstatthaftigkeiteiner beson-
deren Fragestellung hinsichtlich der thätigen Reue
und der ihr gleichartigen Straftilgungsgründe fest,
sokann es sich nur noch darum handeln, ob diese
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Momente in der Hauptfrage besondershervorgehoben
werden sollen oder nicht. 4

*

Erwägt man, daß nach Art. 173. Abs. 1 des

angef. St PG. alle wesentlichen thatsächlichenBe-

ziehungen, wie solche in der Anklageschriftenthalten
sind oder sich beider Verhandlung herausstellen, in
die Hauptfrage aufzunehmen sind, und daß die thä-
tige Reue u. s. w. für die Beurtheilung der Schuld
ein wesentlicher thatsächlicherUmstand ist, so scheint
die ausdrückliche Aufnahme derselben in die Haupt-
frage unmittelbar durch das Gesetzvorgeschrieben.

Allein so klar und bestimmt diese Vorschrift
lautet: in unserem Falle ist sie unausführbar.

Die ausdrücklicheEinflechtung der bezeichneten
Umstände in die Hauptfrage ist deshalb unthunlich,
weil die Abstimmung der Geschwornenin der ein-

fachenBejahung oder Verneinung der gestellten Fra-
gen bestehen muß (St PG. v. 10. Novbr. 1848,
Art. 191). Nun darf aber eine Frage, welcheein-
fach zu bejahen oder zu verneinen ist, begreiflicher
Weise keine ungleichartigen, theils positive, theils ne-

ative, Bestandtheile haben, weil das Ja oderNeinSchauf alle Stücke der Frage gleichmäßigbeziehen
muß. Die Momente der thätigen Reue und der
Zurücknahme des Meineides könnten aber in gar
keiner anderen als in einer negativen Fassung dem

übrigen positiven Inhalte der Frage eingefügt
werden. —

·

Ist auf diese Weise weder die Stellung einer
besonderenFrage, noch auch die ausdrückliche Ein-

flechtung in die Hauptfrage statthaft, so muß die
Hauptfrage in ihrer Richtung auf die Schuld hier

geradeso ausreichen, wie dann, wenn Nothwehr oder

nzurechnungsfähigkeitin Frage steht; die Berück-

sichtigung der thätigen Rene und der Zurücknahme
der falschen Aussage muß in ganz gleicher Weise.
als durch die Hauptfrage veranlaßt und in der Ant-
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wort auf dieselbeenthalten angesehenwerden. Haben
die Verhandlungen hinreichende Anhaltspunkte dazu
ergeben, so wird der Vorsitzende die Geschwornen
anzuweisenhaben, daß sie bei ihrer Würdigung der

Schuld jene Momente in sorgfältige Erwägung zu
ziehen, und, wenn sie dieselben für begründet erach-
ten, ein Nichtschuldig auszusprechenhaben. Hierin
ist dann eine hinreichende Bürgschaft gegeben, daß
jenen Umständen die gebührendeBerücksichtigungzu
Theil werde.

Mittheilungen aus der Prarie.
1.

inkaufskommissionoder Lleferungskauf. Eisenbahnpromessen.
inzahlungen, vom Kommisslonär gelelstet. Ersatzpflicht des

Kommittenten.

In den genehmigtenSatzungen einer Eisenbahn=
gesellschaftwar bestimmt:

1) Die ersten Unterzeichner des Aktienkapitals haften, ab-

gesehen von dem sofort bei Erlangung des Interims-
scheins elnzuzahlenden 1 Prozent des Aktienbetrages,
für 20 Prozent der inzahlung (§S.12).
Im Falle der Nichtelnzahlung der von der Oesellschaft
auszuschreibenden Einzahlungsquoten, ist dieselbe befugt,
nach ihrer Wahl, entweder unter Verlust der bisher
erworbenen Rechte die Strelchung aus der Aktionärliste
vorzukehren, oder die Elnzahlungsquote von dem ersten
Unterzeichner belzutrelben (S. 13).

3) Im Falle der Uebertragung der Interimsschelne (Pro-
messen) an Dritte von Seite des ersten Unterzeschners,
soll, wenn dieser an der Stelle des jewelligen Inha-
bers des Interlmsschelns die gefoderte Einzahlung lel-
stet, zu seinen Gunsten der betreffende Interlmsschein
annullirt, und ihm eln neuer ausgestellt werden. —

(. 12, U

2
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Ein Fabrikbesitzer,hatte einem Banquier Ein-

kaufskommission bezüglich solcher Promessen gege-
ben und war diesem für die Anschaffungskosten,so
wie für Einzahlungen bis zu 20 Prozent, welche
der Bangquier, bei fruchtlosen Aufforderungen an

denselben, auf eine Partie Promessengeleistethatte,
welche bis zur Zahlung der Anschaffungskosten in

Depot bei ihm verblieben waren, mehrere Tausend
Gulden schuldig geworden, welche Forderung, unter

Vorlage eines Conto-Corrents, eingeklagtwurde. —

Ueber die bei solchemGeschäfte einschlagenden
Rechtssätzespricht sichein oberstrichterlichesErkenntniß
vom 5. August 1853 RNr. 13905 1/83 in Folgen-
dem aus:

Es liegt nach der Klage kein Kaufgeschäft,ins-
besondere kein Lieferungskauf dem zwischen den

Streitstheilen stattgefundenen Geschäftsverkehre zu
Grunde, sondern elne Einkaufskommission, das ist
ein Mandat. Nach den Bestellungsbriefen wird von

Seite des Beklagten Auftrag gegeben: Eisenbahn-
aktien, beziehungsweiseInterimsscheine, der betreffen-
den Eisenbahngesellschaft,Mainzer Zeichnung, für
ihn, unter Beschränkung auf einen gewissenCours
und ein bestimmtes Agio (worin hier die Preisbe-
stimmung der Waare besteht) einzukaufen. Aus
allen Briefen ist, auch ohne besondereRücksicht auf
die gebrauchten kaufmännischen Ausdrücke, unzwei-
deutig zu entnehmen, daß der Kläger für den Be-

klagtenbei Dritten (das heißt bei Besitzern solcher
Interimsscheine) solchekäuflich erwerben sollte.

Davon, daß sich Kläger (wie dies bei dem

Lieferungskaufe der Fall ist) dem Beklagten gegen-
üNber verbindlich machte, bis zu einem bestimmten
Termine eine gewisseAnzahl Werthpapiere zu einem
bestimmtenCours zu liefern, d. h. käuflichabzugeben,
ist nirgends die Rede. Kläger verkaufte nicht an den
Beklagten zu einem übereingekommenen Preise,
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sondern er besorgte(innerhalb der ihm vom Beklag-
ten bezeichnetenGrenzen) den Einkauf von Werth-

papieren bei Dritten für den Kläger, wodurch sich

suntGegebenseineiner Einkaufskommissionklar aus-

pricht.
Wer sichmit Erwerbung von Aktien einer Eisen-
bahngesellschaftbefaßt, von dem muß angenommen
werden, daß er die Satzungen der Gesellschaftkenne,
deren Aktionär er durch den Erwerb von Aktien wird,
wodurch er sich diesen Satzungen thatsächlich unter-
wirft. Dies war auch bei dem Beklagtender Fall;
seine. Kenntnißdes §. 12 dieser Satzungen ergibt
sichaus seinemBriefe vom 19. April 1845 (Nr. 4).
an den Kläger durch die Worte: „wobei es sich von

selbstversteit,daß auch ich, gleich jedem ande-
ren Besitzer dieser Aktien, für die erste
Einzahlung von 20% garant bleibe.“

Der Umstand, daß der Beklagte die erwähnte
Garantie-Zusicherung in den späteren Bestellungs-
briefen der zweiten und dritten Partie Aktien zu 20%
nicht wiederholte, ist unerheblich, weil einerseits
der ersteBestellungsbrief, der Natur des ganzen fort-
gesetztenGeschäftesnach, auch für die späteren Be-

stellungen in dieser Beziehung maaßgebendist, an-

dererseits, weil schon durch den Erwerb solcher
Aktien und durch den hiedurch auf Seite des Be-

klagten bewirkten Eintritt in die fragliche Aktienge-
sellschaft, für denselbendie Verbindlichkeit begründet
wird, dem Vorbesitzer dieser Aktien für die 20%
Einzahlung zu haften, mag nun dieser Vorbesitzer
einer der flestenUnterzeichner von Aktien sein oder

nicht, weil dieseVerbindlichkeit dem ersten Unter-

zeichner gegenüberauf den ersten und jeden wei-
teren Erwerber der Aktie und so fort bis auf den

Vorbesitzer des Beklagten, hier den Kläger, als

Käufer übergeht. Aus diesem Grunde hat auch die

erste Instanz mit Recht über die Haftungsüber-
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nahme des Beklagten hinsichtlichder 20% Einzah-
lung keinen Beweis von dem Kläger gefordert.
Aber auch aus dem Gesichtspunkteder nützlichenoder

nothwendigenVerwendung erscheintder Ersatzanspruch
des Klägers bezüglich der von ihm geleistetenEin-

ahlung bis zu 20% begründet, weil nach 8. 13

derSatzungen, bei deren Nichteinzahlung, von Seite
der Gesellschaft der Verlust des ganzen Rechtes
gegen den ersten Unterzeichner, und hiemit auch
die Annullirung der an einen Dritten abgegebenen
Aktie verfügt werden kann. Indem daher der Kläger
für den Beklagten diese Einzahlung leistete, machte
er eine zur Erhaltung des beklagtischenAktienan-

spruches nothwendige Auslage. Ohne diese, schon
aus den Statuten sich ergebendeHaftung jeden
Erwerbers von Aktien dem ersten Unterzeichner
gegenüber, ist in der That ein Handel mit diesen
Aktien rechtlich nicht denkbar; denn die Gesellschaft
hat nach §. 13 der Satzungen, nach ihrer Wahl,
ein Ausklagungsrechtder schuldigenEinzahlung gegen
den erstenUnterzeichner oder das Recht, den Verlust
aller erworbenen Ansprüche durch Streichung aus
der Aktionärliste vorzukehren. Im Falle der ersten
Alternative muß jeder Aktienverkäufer von seinem
Abkäufer für den Anspruch des ersten Unterzeichners,
welcher auf ihn zurückgeht, gedectsein; im Falle
der letzten Alternative würde ohne Zahlung von

Seite des ersten Unterzeichners mit dem Verluste
seines Rechtes auch der Verlust des Rechtes des

späterenErwerbers der Aktie verknüpft sein.
Der letzte Satz der zweiten Abtheilung des

§. 12 der Statuten:

„Leistet der erste Unterzelchner an der Stelle des je-
„weiligen Inhabers des Interimsscheines die gefoderte
„Einzahlung, so soll zu seinen Gunsten der be-

„ treffende Interimsscheln annullirt und ihm ein neuer

„ausgestellt werden“.
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räumt ferner dem erstenUnterzeichner nur das Recht
ein, sichdurch die Einzahlung anstatt des Besitzers
der Aktie zum Herrn der Aktie und somit wieder
zum Aktionär zu machen, legt ihm aber hiezu keine
Verbindlichkeit auf, indem er auch Namens des
Besitzers die Einzahlung leisten und hiefür Ersatz
ansprechenkann, so daß der Inhaber der Aktie fort-
fährt, Eigenthümer derselben zu sein und Aktionär
zu bleiben. Es liegt in der Natur der Sache, daß
von diesem Rechte der von der Gesellschaft auf
Zahlung gedrängteersteUnterzeichnerGebrauchmachen
wird, wenn das Unternehmen sicherenGewinn in
Aussicht hat, daß er dagegen den Ersatz der ge-
leisteten Einzahlung von 2 Besitzer fordern wird,
wenn ein sicherer Gewinn nicht vorauszusehenist.
Aus dieser Erörterung ergibt sich, daß der Kläger,
indem er, als die Einzahlungen auf die fehlenden
19% , für welche die ersten Unterzeichner haften,
ausgeschriebenwurden, und der Beklagte den gestellten
Anforderungen nicht genügte, die ihm als Vorbe-

sitzer des Beklagten oder als erstem Unterzeichuer
obliegendenEinzahlungen leistete, ein Recht des Er-

satzes, sowohl kraft der nach den Gesellschaftssta-
tuten an den Beklagten erfolgten Uebertragung der
Mtien, so wie auch in Folge der von ihm hiedurch
für den Beklagten gemachten nothwendigenAuslagen
hat, und nicht verbunden war, sichdurch Annul-

lirung der Aktien des jetzigen Besitzers zum. Herrn
derselbenzu machen. 0. u.

2.

Ausrücklicher Verzicht auf die Duplik zieht dle Annahme
des Zugeständnissesder zur Begründung von Repllken ange-

führten Thatsachen nach slch.

DOie Motive einer oberstrichterlichenEntscheidung
sagenhiersiber:
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Der §. 20 der Prozehnovelle von 1837 ver-
ordnet zwar, daß hinsichtlich der Folgen des Unge-
horsams in Beziehung auf die Replik und Duplik
die Bestimmungen des §. 18 in Anwendung kommen,
und nach diesem §. 18, welcher die Folgen des Un-

gehorsamsin Beziehung auf die Vernehmlassungüber
die Klage festsetzt,soll widerden ungehorsamenBe-

klagten, so ferne die Klage nicht auf brieflichen Urkun-
den beruht, nach Vorschrift des Prozeßgesetzesvom

22. Juli 1829 §. 6 Abs. 1 verfahren, und somit
lediglich die Kontumazialfolge des Ableugnens der

Klage angenommen werden; allein überall wird zur
Anwendbarkeit dieser gesetzlichenVorschriften ein wirk-
licher Ungehorsam des Beklagten vorausgeseßt)
welcher nachS. 18 des Proz.Ges. nur dann gegeben
ist, wenn derselbe (im schriftlichen Verfahren) eine
Antwort auf die Klage:innerhalb der dafür anbe-
raumten Frist nicht abgibt, oder wenn er (so viel das

protokollarisch =mündliche Verfahren anbelangt) in
dem angesetztenVerhandlungstermine entweder gar
nicht erscheint, oder, hiebei wirklich erschienen,nichts
desto weniger im. Laufe des Termins eine Antwort

auf die Klage nicht abgibt. *

In jedem dieser drei Fälle kann das entschei-
dende Kriterium des Ungehorsams nur in dem gänz=
lichen Unterlassen der eigenen Prozeßhandlung
gegenüber der gerichtlichenAufforderung gesucht, es
kann aber dagegen gewiß nicht als „Ungehorsam“
erklärt. werden,wenn der Beklagte im Verhandlungs-
termine gehörig erschienen ist und nach genommener
Einsicht des gegentheiligenRezessesseinen Verzicht
auf die ihm obliegendeHandlung erklärte; denn er

hat nicht nur der Ladung gehorsamFolge geleistet,sindernauch eine Antwort auf die gesenhenhePro-
zeßhandlungwirklich abgegeben,da nämlich dem er-

klärten Verzichte auf die zuständigeDuplik unter den
angeführtenUmständenunmäöglichein anderer Si m
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unterlegt werden kann, als daß der Beklagte in dem

eingesetenenReplikrezessekeine Veranlassung aufge-
funden habe, um sich zur Wahrung seiner Rechte
mit elner besonderen Schlußerklärung hierüber ver-

nehmen zu lassen.
Jedenfalls erheischt die Vorschrift des S. 18

und beziehungsweise§. 20 des Proz.Ges., in welcher
ein Fall der hier in Frage befindlichen Art nicht
vorgesehenist, im Zweifelsfalle schonaus dem Grunde
die beschränktesteAnwendung, weil das hierin wenig-
stens noch theilweise festgehaltenePrinzip der nega-
tiven Litiskontestationschonan sichmit dem die ganze
Prozeßlegislation durchdringendenPrinzipe des Ver-
zichtes schwer vereinbar ist; sie muß daher zum we-

nigsten da wegfallen, wo der Verzicht auf die eigene
Prozeßhandlungausdrücklich erklärt ist. Denn.
es liegt im Wesen des Verzichtes, daß er niemals-
dem Verzichtenden selbst, sondern immer nur dem

Gegner desselben zum Vortheile gereichenkann, dem
gegenüberRechte aufgegebenwerden, und es ist ein.

solcherFall wesentlich von demjenigen verschieden,
wo eine Partei gar nichts thut, was zu der ihr
obliegendenProzeßhandlung nur in irgend einer Be-
ziehung steht, weil einem solchen gänzlichenUnter-

lassen, das eben deshalb auch nür allein unter den

Gesichtspunktdes Ungehorsams fällt, ein freiwilliger
Verzicht der Partei möglicherweisewohl zu Grunde

liegen bonn,aber nicht nothwendig unterstellt wer-
den muß.

OAGE. v. 17. Dez. 1850. Nr. 1242½¾¼8.

3.

lutzehent, in eine ständige Reichnlß verwandelt.
Art. 4 und 8 des Vodenentlastungsgesetzes.

In den Motiven einer oberstrichterlichenEnt-
scheidungkommt hierüber vor:
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Es kann zwar der Auslegung des Art. 4, wo-

nach unter Blutzehent nur die unmittelbare Natural-

erhebung des zehnten Theiles der Erträgnisse aus
der Viehzucht verstanden werden dürfte, im Allge-
meinen nicht beigepflichtet werden, weil der Ausdruck

„Blutzehent“ auch dann noch richtig gebrauchtwird,
wenn das abfallende zehnte Stück nicht in Natur,
sondern dessen wechselnder Werth nach laufendem
Preise vom Zehentherrn genommen wird. Anders
verhält es sich aber, wenn die Größe des Aufalles
der Viehstücke auf die Abgabe keinen Einfluß mehr
hat, auf eine Zahl nichts weiter ankommt, somit
auch eine Zählung oder ein Werthsanschlag gar nicht
vorgenommen wird. In einem solchenFalle hat die

Abgabe die Eigenthümlichkeiteines Zehents überhaupt,
also auch des Blutzehents verloren, und ist in ein
ständiges Gefäll übergegangen Daß diese
Umwandlung1) die Wirkung einer rechtsgiltig be-

stehendenFixation eines Grundgefälles habe, ver-

mag im Hinblicke auf §. 2, 3, 4 Kap. X.Th. I
des bayer. LR. und die Anmerk. z. a. St. Nr. 2,
wo alle Arten von Zehenten für Reallasten erklärt
sind, keinem Zweifel unterzogen zu werden. War
sonach die Subsumtion unter die Ausnahmsbestim-
mung des Art. 4 nichtgerechtfertigt, so folgt die
Stellung unter die Regel (Art. 8 Abs. 2) von selbst.

OAGE. v. 3. März 1854. Nr. 11765/83.

1) Im gegebenenFalle fand zwar noch ein Wechsel nach
der Zahl des trächtigen Mutterviehes statt; aber bdle

Zahl und der Werth des abfallenden Jungviehes ka-
men nicht mehr in Betracht; hinslchtlich ver Zehent-
frucht war selt länger als 80 Jahren eine gleich-
hetitliche fährliche Vertheilung belbehalten worden.

Net.: J. A. Seuffert. Verl.: Palm &4# Enke (Adolph Enke)
in Erlangen. Druck von Junge Sohn, s-·--«
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Blätter
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9bechtsanwendung
zunächst in. Bayern.

Ueber dle Zuständiokelitin Gälich-des Gesetzesvom 15.= April 1840,
den Schutz des Eigemhums #an Ersengnessender Literallir und Kunst

dru

us die Klage: genügender Wlderspruchin der umiselebetenErzählung
Geschichle.

bei
Einwande bedingter

***Das Gesetzvom 15. April 1840 bestimmt, was
als # widerrechtlicheVeröffentlichung und Vervielfäl-
tigung eines Echeuhnisesder Literatur oder der Kunst
zu verstehen, welche Entschädigung dem durch eine

solche widerrechtliche Veröffentlichung oder Verviel-

fältigung Beeinträchtigten zu leisten, welche Strafe
gegen den Beeinträchtigenden zu verhängen sei, und

welche weitere Sicherungsmaaßregeln zum Schutze
des Beeinträchtigten getroffen werden sollen, als Be-

schlagnahme,Konfiskation und Vernichtung der Exem-
plare, Vorrichtungen u. s. w. Zugleich bestimmt
dasselbe ein polizeiliches Untersuchungsverfahren
(Art. IX) und verfügt im Art. X:

„ die Distriktspolizeibehörden haben in erster, die Kreis-

„reglerungen in zweiter, und der Staatsrath#ausschuß,
„bei Erfüllung der allgemelnen Vorbedingungen, in
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„letzter Instanz sowohl überdie Entschävigun
adieStrafe zu erkennen."

Seit dem Erscheinen des Ediktes vom 4. Juni 1848
über die Freiheit der Presse und des Buchhandels
haben sich, und zwar auf den Grund des §. 7 des-
selben, welcher bestimmt:

„Bel Polizelübertretungen, welchedurchdie Presse be-

„gangen werden, sowie bei Uebertretungen geseglicher
„Vorschriften über Presse und Buchhandel steht die

„ Strafgerichtsbarkeit nicht den Pollizeibehörden,
„sonvern den Gerichten zu —

verschiedeneAnsichten darüber gebildet, wer in Fällen
des Gesetzesvom 15. April 1840 kompetent sei,
und während die Einen, darunter die Blätter für
administrative Praxis von K. Brater, Bd. 2 S. 249
und Bd. 3 S. 240, behaupten, daß ungeachtetdie-

ses jüngerenGesetzesdie Polizeibehörden fortwährend
nochkompetentseien, bestehen die Anderen darauf,
das nur die. Gerichte Zuständigkeitbesizeen.

Ein Staatsrathserkenntniß vom30. Jamiar 1851

HonStrauß fortges. Sammlung der Verordnungen
XXII S. 152) entscheidet für die ersteAnsichtund motivirt dieses dahin, daß

a) das Gesetzvom 15. April 1840 kein rein poli-
zeiliches, sondern, da es auch die Entschä-
digungsansprüchebegreife,ein gemischtessei; daß

b) dasselbe als Spezialgesetzdurch das allgeineine
Preßedikt vom 4. Juni 1848 nicht nur nicht
aufgehoben, sondern im §. 3 diesesletzteren
ausdrücklich bestimmt sei, daß die in Bezug auf
das Eigenthum und Nutzungsrecht in Ansehung

von Schriftenu. s. w. geltenden gesetzlichenBe-
stimmungen auch ferner gehandhabt werden

sollen, und da

c) hiedurchalso auch die im Gesetzevom 15. April
1840 enthaltenen Bestimmungen über Zustän-
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digkeit um somehr aufrechtbleiben, als eine aus-
drücklicheAbänderungnirgends ausgesprochepsei-

Diieser Ansicht trat auch ein k. Appellationsge-
richt bei, wie sogleichgezeigt werden wird.

In einem anderen Falle hat dagegenauf den An-
trag eines Schriftstellers, gegen den Buchhändler
wegen widerrechtlicher, ohne seine Bewilligung vor-

genommener neuer Auflagen einer von ihm vesiaten
Schrift (Art. I Abs. 3 des Ges. von 1840) Unter-

suchungeinzuleiten und die gesetzlicheEntschädigung
ihm, dem Schriftsteller, zuzuerkennen,die angegan-
gene Distriktspolizeibehörde, ein unmittelbarer Ma-

gistrat, sich auf den Grund des F. 7 des Ediktes
vom 4. Juni 1848 und der Motive hiezu für in-

kompetent, das aber sefortangerufeneGericht, ein
kgl. Kreis:und Stadtgericht, sich als Polizeistraf-
gericht für kompetenterklärt.

«

Außer der hiedurch entstandenenRechtsfrage,
wer in Fällen des Gesetzes vom 15. April 1840

kompetentsei, ob die Polizeibehärden,oderdie Ge-

richte als Pollzeistrafgerichte,hat sich aber auch noch
eine andere erhoben, die nämlich: ob die Civilgerichte
bei Entschädigungsforderungennach dem Gesetzevom

15. April 1840 kompetentseien oder nicht?
Ein Autor hatte in einem Briefe an seinen

Verleger die Behauptung ausgestellt,danihm dieser,
weil er neue Auflagen seines Werkesohne seineBe-

willigung veranstaltet habe, zu einer Entschädigung
nach dem Gesetzevom 15. April 1840 verpflichtet
sei, und auf diesen Brief gründete der Buchhändler
eine Provokationsklagebei dem Clvilgerichte. Gegen
diese machte der Provokat u. A. geltend,daß die

Provokatjon nicht vor das Civilgericht gehöre, weil

dieses in der Hauptsachenicht kompetent sei, indem

dieselbe blos vor die Distriktspolizeibehörde, oder

äußerstenFalles vor das Polizeistrafgerichtgehöre.
Dos Civilgericht erkannte auch auf Abweisung

2
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det Kläge, indem nicht das Eivilgercchtsondern
cuͤlwederbie Polizelbehörde, oder das Gericht als

Polizeisträfgerichtkompetentsei, uud auf die von dem
ProvokantenergriffeneBerufung bestätigte das Appel-

latfonsgerlchtden erstinstanzlichenAu5spruch und mo-

kivirte dieseBestätigung in folgenderWeise:
##Da es sich um Schutzdes Eigenthums an Erzeug-
„nissen der Literatur gegen Nachdruck handelt, so ist
„der Fall nach dem Gesetze vom 15. Ayril 1840 l„beurkheilen, und es kommt der Art. I VI bis VI
„dlesesGesehes zur Anwendung, wonach nicht nür
„dem Beeinträchtigten Entschävigung zu leisten, sondern
„auch Geldstrafe angevroht ist. Nach Art. X dieses
uGesetzesstehtjedochder Distriktspollzelbehsrde dle Ju-
ah#kqtursowohl über die Entschädigung, als, über dle

Strafezu. Es kann somit nicht bezweifelk werben,
daß ein Entschädigungsanspruch wie der erhobenein
„iedem Falle zur polilzellichen Kompetenz ressortirt,
„wenn auch keine Untersuchungwegen, dleser behaup-
„teten Rechtsverletzung eingeleltet werden würde, was
Anach, Art. IX des alleg. Gesetzesnur auf Antrag des
„Verletzten geschehenkann, welchen Antrag zu stellen
oderselbe aber nach Umständensich vorbehlelt. Daß
wbezüglich des Verlages der erwähnten Druckschrift eln
„Vertrag in Mitte llegt; änvert nichts an der Sache,
„da die civilrechtliche Natur von dergleichen Entschät

sodigungsansprüchen an sich überhaupt nicht in Frage
„steht, sondern es sich nur um die Kompetenz zur Ab-
„urtheilung derselben handelt, welche ausnahmswetlse
„durch das angeführte Gesetz den Polizelbehörden zu-
„gewlesen ist. Dieses Gesetz spricht selbst im Art. J
„Abs. 4 von Verträgen, und es nimmt daher an, daß
„Rechtsverletzungen, welche ungeachtet solcherVerträge
soder gegen solche stattgefunden haben, zur Kompetenz
„der Pollzelbehörden sich eignen. Daß dieses Gesetz
„selnem ganzen Inhalte nach administrativer Natur ist,
„geht schon daraus hervor, daß laut der Schlußbestim-

„mung lediglich das Mlnisterlum des Innern mit dem

„Vollzuge beauftragt ist. *

„Der F. 7 des Ediktes vom 4. Juni 1848 über die
„Freihelt der Presseund des Buchhandelshat an dle-

fer! Kompetenz' der Noͤllzelbehoͤrbennichts geändert;
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Tadenn er wies nur die Strafgerichtsbarkeit bel-Ueber-
otretungen gesetzlicherVorschriften über Presseund

„Buchhandel den Gerlchten zu, nur diese soll den
„Polizeibehörden entzogen seln, und diese Bestimmung
H„ist nur elne Konsequenz des allgemeln angenommenen
, Grundsatzes, daß die Bestrafung aller Uebertretungen,
„begangen durch die Presse, lediglich den Gerlchten zu-
„steben soll. Hlernach läßt sich aus dem erwähnten
„K. 7 nicht folgern, daß auch die Judikatur über Ent-
„schädigungen, welche aus Uebertretungen des Gesetzes
„vom 15. April 1820 abgeleitet werden, den Pollzel-
behörden entzogen wäre. Hätte dleses der. Gesetz-

„geber bei Erlassung des neueren Gesetzes beabslchtigt,
„so würde eine ausdrückliche Bestimmung deshalb noth-
„wendig gewesen sein, da eln früheres speziellesGesetz
„nicht durch eine spätere allgemelne Bestimmung,
„wenn man überhaupt den 8. 7 des Preßedlktes vom

"4. Juni 1848 als solche betrachten könnte, aufgehoben
„werden kann. Hiernach hat es bezüglich der Entschä-

! „digung bel der blsherigen administrativen Kompetenz
„sein Verblelben.“

;

im . Demnach ergebensich in Gegenständen,welche
nach dem Gesetzevom 15. April 1840 zu beurtheilen
sind, bezüglichder Kompetenz die Rechtsfragen:

„I. Haben über die Entschädigungsfrage,wenn diese
nach dem fraglichen Gesetzeallein erhoben

wird, die Civilgerichte Kompetenz oder nicht?
II. Sind in allen Fällen dieses Gesetzesdie Polizei=

behörden zuständig, oder sind diese nur noch
befugt, über die Entschädigung,nicht aber über
die Strafe zu. erkennen?

Zu I.

Daß die Civilgerichte da, wo aus dem Gesetze
vom 15. April 1840 lediglich eine Entschädigungs-
forderung erhoben wird, wie die angeführte oberrich-
terliche Entscheldung deduzirt, keine Kompetenz ha-
ben, daß dergleichenForderungen, welche offenbar
privatrechtlicher Natur sind, ausschließendzur Kom-

petenz der Polizeibehördengehören, nicht im Wege

2 —
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des Civilprozesses, sondern lediglich im Wege der

holizeilichenUntersuchungverfolgbar sein sollen,scheint
mir nicht begründet zu seln. »

«·"Da6Gefetzvom«15.-Apri»11840bestimjntim
Art. VI zunächst die Verpflichtung des Beschädigers
zur vollen Entschädigung des Beschädigten; im

Art. VII die Größe der Entschädigungund die Fest-
setzungderselben durch die zuständige Behörde,
und sagt dann ex abrupto im Art. IX:

„die Untersuchungist in allen Fällen nur

„auf den Antrag des Verletzten einzuleiten.“
Der Ausdruck: „in allen Fällen“ läßt eine

zweifacheAuslegung zu. Es kann damit
)) entweder die rechtswidrige Veröffentlichung,
oder die Nachbildung, oder die Vervielfältigung eines

Erzeugnissesder Literatur, oder die rechtswidrige
Veröffentlichung u. s. w. eines Erzeugnissesder Kunst
und zugleichder im Art. VIII verpönte Verkauf solcher
widerrechtlicherErzeugnissegemeint sein; oder es kann
“* b) derselbeauf die Entschädigung,dieBestrafung,
die Konfiskation und Vernichtung bezogen werden.

Wie man diesenAusdruck aber auch deuten mag,
nirgends ist im Gesetzeauß5ßgesprochen,daß die rein

prlbatrechtliche Entschädigungsfrage nicht vor den

Civilrichter gebrachtwerden dürfe, nur im Wege der

polizeilichen Untersuchungverfolgt werden könne, aus-

schließendvor die Polizeibehörde gehöre. Wohl scheinen
1) die Motive zu dem Gesetzesentwurfediese

Intention anzudenten; denn sie sagen,daß der Ent-
wurf in dem Art. VI und VII vor Allem bestimme,
daß dem Verletzten volle Entschädigung zuerkannt
werde, daß Schadensersatz die erste und noth-
wendigste Folge jeder Rechtsverletzungsei, und daß
die ept Sasgavedes Gesetzes gerade in der

Sicherstellung des Berechtigten vor Be-

schädigung liege;
Beil.-Band zu der Verhandlung der Kam-
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werder Abgeorbneten im Jahre 1840

——— 4

dannfahrendie Motive S. 16 a. a. O. fört:
„Was die Zuständigkeit der Behörden und dieInstan-

* „zenordnung betrifft, so schlenelne Abwelchung von

„den für Pollzelübertretungen geltenden Bestimmungen
cin zwelfacherBezlehung unvermeidlich. Die beträcht-

„liche Größe der Geldbuße und der zu lelstenden Pri-
„vatentschädlgung, worüber der Polzzeirichter zu er-

„kennen haben soll, ferner der Umstand, daß die Kon-
„kfiskation nicht selten werthvolle Gegenstände treffen
„kann, erfordern unzweifelhaft eine erhöhte Gewähr-
„schaft. In dleser Erwägung wurde festgesetzt, daß
„bie Untersuchung und Entscheldung der vorkommenden

„Uebertretungen ausschließendden Distriktspollzelbe-
„hörden zu übertragen sei u. s. w.

Anrch hatte der Gesetzesentwurfim Art.VII das
Wort: „polizeirichterlich“ aufgenommen, dieses
war aber in Folge derDiskussion in der zweiten
Kammer (S. 58—59 Bd. 3 der Verh. der K. d.
A. von 1840) in den Ausdruck: durch die zu-
ständige Behörde, jedoch nur vorläufig, verwan-

delt worden, idem man die Frage, wer zur Ent-

scheidungkompetent sei, der Berathung über den
Art. IX vorbehielt.

·

2) Bei der Berathung des Art. IX und des

Art. X war von dem Abgeordneten Frhrn. von

Thon Dittmer die Modistkationeingebrachtwor-

den, daß die Entschädigungsfragevor die Gerichte
verwiesen werden solle. Diese wurde von anderen

Kammermitgliedern unter Bezugnahme auf Art. 7

Nr. 2 Thl. II des St GB. bekämpft, und hierauf
äußerte der k. Staatsminister von Abel in der
Sitzung der 2. Kammer Vvom 7. März 1840 wört-
lich Folgendes:

"

„diesen Besttmmungen(Art. 7 Nr. 2 Thl. II ves

„St GB.) gegenüber schelnt es dem Systeme der be-

„stehendenGesetzeund den wlchtigen Interessen, welche
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„hier nichtaus dem Auge zu verlleren sind, sehr an-

„gemessen zu seln, daß die Verfolgung vdes Entschä-
abigungsanspruches wenigstens nicht unbedingt auf
rven elvtlrechtllchen Weg auch gegen den Wllleltldes

„Beschädlgtenund auch dann, wenn die Entschädigungs-
„nsprüche ganz evident sind, hinübergewiesen werde.“

Bd. 3 der V. d. K. d. A. S. 81. „

3) Derselbe Minister sprach schim Verlaufe
der nämlichen Debatte hierüber noch in folgender
Weise aus:

"

„Ich mache aber wlederholt darauf aufmerksam, dah,
wie ich bereits angeführt habe, auch für die Straf-
faälle, die der Kompetenz der Strafgerichte zugewiesen
„stuv, im Art. 7 Ziff. 2 Thl. II des SiGB. der

„Grundsatz keineswegs unbedingt angenommen ist, es

„müsse jede Entschädigungsfrage an die Cidllgerichte
„hlnübergewiesen werden. Das StGB. erkennt auch
„hier an, wie wichtig es für den Beschädigten seln
„kann, gleichfalls schleunige. Entscheidung durch den
„Strafrichter zu erlangen; dieser Grundsatz ist in dem
„erwähnten Artikel auf das Entschiedenste anerkannt.

e Warum sollte nun derselbe Grundsatz gänzlich aus-
„geschlossen werden bei Pollzeiuntersuchungen, die eine
„Uebertretung zum Gegenstande haben, bei welcher die

„ Herstellung des Thatbestandes so einfachist 2 „

16 Bd. 3 S. 101 K. a· O. 1 * .

4) Diese Erklärungendes k. Ministers sind um
so bedeutungsvoller, als sowohl von dem Referenten
Dr. Bayer, als von anderen Kammermitgliedern her-
vorgehoben wurde, daß Art. 7 Thl. II des StGB.
in seinerZiffer 2 keineswegsdie Ausdehnung der

Untersuchungund Entscheidung des Strafgerichtes
auf privatrechtlicheForderungenwegen Kosten,Wieder-
erstattung und Schadensersatzunbedingt befehle, son-
dern nur gestatte (Beil. Bd. 1 S. 426; Verh.
Bd. 3. S. 80), und daß die Entschädigungsfrage
eine rein privatrechtliche sei. .-

5) Wenn nun in Erwägung gezogen wird, da

a) der Art. 7 Thl. II des St GB.blos vorschreibt,
daß der Betheiligte über die Frage des Scha-
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b

6

4!

(C.

densersatzesvon dem Untersuchungsrichter ver-

nommen: worden sein, und ein Erkenntniß des
Strafgerichtes hierüberverlangthabenmüsse,
wenn das Straferkenntniß sich hierüber ausspre-
chen soll; daß
dieser Artikel als Muster und Vorbild für das
neue Gesetz aufgestellt wurde; daß

die Aeußerungen des Ministers, welcher den
Gesetzentwurf an die Stände gebrachthatte,
sich als die gewichtvollste Erkenitnißquelle in
Betreff der An= und Absichten der Stgatsregie-
rung darstellen; daß
als Regel gilt: in allen privatrechtlichen An-
sprüchen sind die Civilgerichte kompetent, wo
nicht im Gesetze eine ausdrücklicheAusnahme
gemachtist, und daß diese Regel ihren Stütz-
punkt in der Verfassungsurkundehat, daß
eine ausdrücklicheBestimmung, dieser rein pri-
vatrechtliche Gegenstand könne nur im Wege
der Untersuchung, nur vor den Polizeibehörden
geltend gemacht werden, in dem Gesetzevom

15. April 1840 nirgends zu finden ist, und daß
H nach einer bekanntenRechtsregel Rechtswohl-

thaten nicht aufgedrungenwerden, als bene-
licium causae aber die Bestimmungen des Ge-
setzesvom 15. April 1840 zu betrachtensind

so kann es keinem Zweifel unterliegen, daß das Ge-
seb vom 15. April 1840 die Verfolgung der aus

ihm entspringendenAnsprücheauf Entschädigung von

dem Civilrechtswege nicht ausgeschlossen,sondern
nur estattet haben wollte, sie auch im Wege der

polizeilichen Untersuchungdurchzuführen.
Zu II.

Was nun die 2. Frage betrifft: *

ob in allen Fällen dieses Gesetzesdie Polizei-
#behörden kompetent seien?
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somuß dieselbebesähtlverden.Denn abgesehenvon

dem, was in der erlvähnten StaatsrathSßentscheidung
und bezüglich der Entschädigungsfragein demange-

führten oberrichterlichen Erkenntulsse bemerkt wurde,
ist noch Folgendes zu erinnern:

» »·

1) Wie oben zu l. 1. gezeigt wurde, ist das
Hauptmotiv des Gesetzesvom Jahre 1840 die Ent-

schädigungdes Beschädigtenund dessenSicherstellung
vor Beschädigung. Dieses geht noch weiter daraus
hervor, daß durch den auf den Antrag der Kammer
der Reichsräthe im Art. IX eingeschaltetenBeisatz
über die Verjährung die Kompetenz der Polizeibe=
hörden zu Angehung einer Untersuchung auch dann

nochfortbesteht, wenn die strafrechtliche zweijährige
Verjährungszeit bereits abgelaufenist.

Verh. der 1. Kammer Bd. II S. 46—60;
Beil. Bd. 2 hiezu S. 31, 32 und 37.

Verh. der 2. Kammer Bd. 3 S. 59 —61,
69—110 und S. 277; Bd. 6 S. 44—418.

Hiernach sind da, wo z. B. das bayer. Land-
recht oder das gemeine Recht die Verjährungsfrist
für die Entschädigungsklagebestimmen, die- Polizei-
behörden während elnes Zeitraumes von 30 Jahren
kompetent, während sie schonnach Ablauf von 2 Jah-
ren nicht mehr befugt sind, zu strafen.

Die Entschädigung des Beschädigken ist also
das Prinzipale, die Strafe das Accessorium,und letz-
teres folgt immer dem ersteren. Wer über das

Prinzipale kompetent ist, der ist es auch über das

Accessorium.
-

2) Das Gesetzvom 4. Juni 1848 befaßt sich
zunächstmit Abänderung des Ediktes vom 26. Mai
1818 über die Freiheit der Presse und des Buch-
handels und beabsichtigt nur, die Presse und deren

Freiheit von jenen Beschränkungenzu befreien, welche
ihr entweder in dem Edikte vom 26. Mai 1818 posi-
tiv auferlegt, oder aus diesem abgeleitet wurden.
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Es befaßt sich also blos mit jenen Bestimmungen,
welche das Edikt von 1818 über die Presse und den

Buchhandelertheilt, und so wenig in diesen Bestim-
mungen etwas über den Nachdrucku. s. w. enthalten
war, eben so wenig trifft das neue Gesetz in dieser
Hinsicht eine Anordnung. Dasselbe verfügt vielmehr

3) im §. 3, daß die in Ansehung der Schriften
erworbenen Eigenthums= und Nutzungörechteunter
dem Vorwande der Freiheit der Presse und des
Buchhandels nicht gestört, daß vielmehr die Gesetze
zum Schutze solcherRechte gehandhabt werden sollen.
Daß zu diesen Gesetzendas Gesetz vom 15. April
1840 gehört, unterliegt um so weniger einem Zwei-
fel, als bei der Debatte über den §. 3 des Ediktes
vom 4. Juni 1848 in der Kammer der Reichsräthe
der Reichsrath Frhr. Schenk von Stauffenberg
als Referent bemerkte:

„Unter Aufrechthaltung der gesetzlichenVorschrlften
„und Verfügungen zum Schutze solcher Erzeugnsssedet

„Presse verstehe ich die Aufrechthaltung des Gesegtzes
„vom 15. März. 1840, was ich ausdrücklich bieher
bemerke."

Verb. d. K. d. Reichsr. von 1848, Bod. 1 S. 432,

Das Wort „März“ ist offenbar ein Sprach-
verstoß oder ein Druckfehler,weil ein Gesetz vom

15. März 1840 nicht, sondernnur das Gesetzvom

15. April 1840 existirt.
Dieser Aeußerung stimmte der Reichsrath Bi-

schof Richarz bei, (S. 433 a. a. O.), und der
bei dieser Verhandlung anwesende Justizminister
Heintz hatte gegen diese beiden Aeußerungen eben

sowenig als irgend ein Reichsrath etwas zu crinnern.
Wenn nun das Gesetzvom 4. Juni 1848 un-

bedingt die Gesetzezum Schutze der in Ansehungder

Schriften erworbenen Eigenthums= und Nutzungs-
rechte gehandhabtwissen will, wenn hiezu das Gesetz
vom 15. April 1840 unbestreitbarzu zählen ist, so
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kann nicht angenommenwerden, daß durchden 18. 7
eine Abänderüng bezüglich der Geltendmarhungdieser
Rechtebeabsichtigt, daßdurch denselben der Art. X
des Gesetzesvom 15. April 1840 aufgehobenwerden
sollte, und es kann also auchnichtaugenommenwer-

den, daß das neuere Gesetz, welches. im S§.3 das
ältere unbedingt aufrecht erhalten und gehandhabt
wissen wollte, durch seinen §. 7 dasselbe habe ab-
ändern wollen.

·

4) Eine solcheAbänderung kann um so weniger
angenommen werden, als sie in dem Gesetzenicht
nusdrücklich enthalten und in den Motiven zu dem

Gesetzesentwurfeauch nicht angedeutet ist, indem letz-
tere blos sagen, daß durch die S§. 7 und 8 das
Strafverfahren in Polizeiübertretungen von dem Wir-

kungskreiseder Polizeibehörden getrennt und dem

Forum der ordentlichenGerichte zugewiesensei. Auch
dieKammerverhandlungenlassendie Absichteiner sol-
chen Abänderung nicht erkennen. «

5)Kann-imm-wiebereitözobeubemerktwurde,
ein neueres allgemeines Gesetzein früheres spezielles
nicht außer Wirkung setzen, so kann auchder §. 7
des Ediktes vom 4. Juni 1848 nicht anders ver-

standen werden, als daß blos in jenen Fällen, in

welchendie Preßedikte vomJahre 1818 und 1848
verletzt worden, die Strafgerichtsbarkeit den Gerichten
und nicht mehr den Polizeibehörden zustehe.Ee

dürfte daher keinem Zweifel unterliegen, daß
die Polizeibehörden in allen Fällen des Gesetzesvom
15. April 1840, d. h. sowohl hinsichtlich der Ent-

schädigung, als der Strafe, Beschlagnahme, Kon-

fiskation u. s. w. fortwährend noch und ungeachtetdes

S. 7 des Ediktes vom 4. Juni 1848 kompetent sind.
Wenn sich hiernach die Frage:

«

ob die Polizeibehörden nur noch befugt seien,
über die Entschädigung, nicht aber über die

Strafe zu erkennen?
·
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von selbstbeantwortet, sosoll nur noch hinsichtlich
der in der angeführten oberrichterlichen Entscheidung
aufgestelltenAnsicht, daß die Polizeibehörden blos

noch in der Entschädigungsfrage, die Gerichte aber

bezüglichder Strafe kompetent seien, bemerkt wer-

den; daß
4) eine solcheTrennung ein zweifaches Unter-

suchungsverfahrenveranlassen würde und somit die

widrige Erscheinung herbeiführenkönnte,daß in dem
einen der Beschuldigte freigesprochon,in dem anderen
verurtheilt wird, und daß : » *s

2) der Zusammenhang, in welchendas Gesetz
dön 1840 den Sttafpunkt mit-der Entschädigungs-
fräge brlügt, einesolcheTrenuliug junzulässig macht.

W. L. H.

Mlittheilungenaus der Mraris.
4.— .Q

KlagbegründunghinsichtlichelnesKleinzehenirechtes.
Die der Bestimmung der GO. IV g. 7 Nr. 3

in, den Anm. lit. c gegebeneErläuterung, daß bei

Realklagen die causa remota s. specialis nicht
angegeben zu werden braucht, kann bei einer Klage
auf AnerkennungdesKleinzehentrechtes zufolge des

Ablösungsgesetzesvom 4. Juni 1848 nicht mehr
Platz greifen. Da nämlieh der Art. IV dieses Ge-
setzesbestimmt, daß der Kleinzehent da, wo ernicht
bereits seit dreißig Jahren hergebracht, oder durch
Vertrag, Vergleich oder richterlichesUrtheil anerkannt

ist, für die Zukunft ohne Entschädigung aufhört,
so folgt hieraus von selbst, daß eine Klage auf An-

erkennungdes Kleinzehentrechtesnothwendig auf den
einen oder anderen Rechtstitel, von dessenVorhan-
denseinder Fortbestandeines dergleichenAnspruches
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durch die ausdrücklicheBestimmung des alleg. Ge-
setzeñ abhängig gemacht ist, speziellgegründetsein
muß, damit ihre Zulässigkelt vom Richter sofort ge-

prüft werden kann. 1#

OAGE. v. 20, Juni 1854. RMr. 1073 %%
77.

2.

Spezlelle Antwort auf die Klage; genügenderWlderspruch in
der umgekehrten Erzählung einer streltigen Geschichte. Be-

welslast bei dem Elnwande bedingter Vertragseingehung.

Vol. Bd. III S. 357; Bd. VII 191; Bb. VIIII S. 22 Nr. 3:
1.

Ein Sohn klagte gegen seinen Vater auf Er-
füllung des Versprechens, ihm zum Behnfe seiner
Verehelichung eine Mitgabe zu verabfolgen. Er habe
seinen Vater im J. 1851 darum angegangen, und

dieser ihm auch versprochen, ihm bis Lichtmeß
1852 ein Heirathsgut von 800 fl. auszuzeigen, was
er sogleichdankbar angenommen, vom Vater aber
nun nicht gehalten werde. Der Vater, persönlich
ohne Anwalt erschienen,gestand zu, seinem Sohne
800 fl. Hetlrathsgut zugesagtzu haben; allein es sei
hiebei die Nebenberedung (Bedingniß) gemacht
worden, daß Kläger dieses Heirathsgut erst dann
erhalten solle, wenn derselbe, vom Korporal zum
Aktuax vorgerückt, die Heirathsbewilligung er-

wirkt habe. — Wer hatte hier die wahreBelvandtniß
der. Sarhezu beweisen?— Beide Vorinstanzen legten
dem beklagtenVater den Beweis auf, daß jene Ne-
benabrede getroffen worden sei, weil der Beklagte
durch unterlassenenspcziellenWiderspruch für zuge-
standen gelten lassen müsse, das Heirathsgut auf
Lichtmeß 1852 zahlbar versprochen zu haben, dem
er daher nur eine besondereBedingniß als Einrede
beifüge. — Der obersteGerichtshonlegte demKlä-
ger den Beweis auf, daß ihm sein Vater bis Licht-
meß4852 ein Heirathsgut von 800 fl. zu bezahlen
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versprochenhabe, weil die GO, Kap., XII §. 1.
Nr. 10 verordne, was nur bedingnißweisezugestan-
den sei, könne andergestalt nicht als mit der näm-

lichen Bedingniß auf= und angenommen werden, weil
die Absicht des beklagtenVaters offenbar nicht da-
hin gegangen, ein gegebenesVersprechen, auf einen
bestimmten Tag zu bezahlen, zuzugestehen,die Auf-
stellung eines dies incertus für die Erfüllung sei-
ner Zusage vielmehr als das geradeWiderspiel einen

genügendenWiderspruch des behauptetendies certus

enthalte. ;

-OAGE.v.23-Jnni1854.RNU 10215/%
3.

ichterlicheFeststellungeiner Eutschãdigiiigösumnienachmo-
torischenPreisverhältnissen; Beizug Sachverständigervon

Amtswegen.

Ein Holzhändler hatte seinem Fuhrmann eine

bestimmte Quantität Holz in Bausch und Bogen
um 600 fl. zur Abführung aus dem Walde bis in
die Stadt in Accord gegeben; am Ende wurden dem
Fuhrmann 173 fl. zurückgehalten, weil er mit

30 Klafter Brennholz und 40 Baumstämmen im
Rückstandegeblieben. Auf die Klage des Fuhrmanns
wurde demfelben seiner Behauptung gemäß zum Be-
weise auferlegt, daß er jene noch fehlenden Maaße
oder wie viel davon gleichfalls nach der Anweisung
des Beklagten abgefahrenhabe. — Wie aber, wenn er

es nicht vollständig zu beweisenvermöchte, was sollte
damngeschehen,was im Endurtheile erkannt verden? —

Das oberstrichterlicheErkenntniß gab hierüber in sei-
nen Entscheidungsgrlindenfolgende Auleitung:

Bleibt aber der Kläger in seinemBeweise eini-

germaßenzurück, so erwächst dem Beklagten daraus

wohl eine Entschädigungsforderung,die er abziehen
und dadurch den eingeklagtenForderungörestverhält-
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nißmäßig=auf eine geringereSumnie: zurückführen
darf; worin aber dieser Abzugzu bestehenhabe, ist
erst nach den Ergebnissendes Bewelsverfahrens, den
von beiden Theilen hiefür gelieferten Anhaltspunkten,
notorischen Preisverhältnissen und durch richterliches
Ermessen.festzustellen,wobei den Richtern unbenoim=
men bleiben muß, itm Falle eines wahren Zweifels
über die gewöhnlichenPreise desFuhrlohns in jener
Gegend Sachverständige von Amtswegen zu Rath
zu ziehen und durch deren Meinung ihregewissen-
hafte Ueberzeugung zu erleuchten. Nur in dieser
Weise läßt sich die Vorschrift, desschonoben erwähn-
ten fr. 19 §. 3 loc. cond. (19, 2) erschöpfen:
Offieio judicis hoc convenire, habere
rationem, quanti conductoris intererat.

O# v. 29. Mai.1854. MNr.7752/60n#

4. «-
it-«-----

richtshofe liegt in solchem Falle ob, die frühere Ad-

häsionsbeschwerde,auch ohne neuere Anregung von

Seite des Berufungs-Adhärenten, seiner Würdigung
zu unterziehen.

Vgl. OSIGE. v. 17. Dez. 1850. Nr. 12424/.

Neb.„ J. A. Seuffert. Verl.: Palm &# Enke (AbolphEnse)
·- in Erlangen. Druck von Junge 6 Sohn.
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1.

Condiclio indebitt. Zahlung elner Nichtschuld aus Rechts-
krrthum. Nachweis üÜber stattgefundenen Irrthum.

Preuß. R

###der bberstichterlichenBeurtheilung des aus

Bd. S. 145 f. unserer Zeitschrift ersichtli-
chen t— (OAGE. v. 11. Nov. 1853

Nr. 1543/82) kommt Hierübervor:

Nach preuß.Landrechte wird in Betreff der

Rückforderungeiner aus Irrthum geleistetenZahlung
zwischenbeiden Klassendes Irrthums (über Rechts-
sätzeoder Tagachen)nichtunterschieden.Thl. I Tit. 16 F. 166 4).
*. 1) Nur in elnem besonderen Falle — bei Zahlungen
1 aus elnem blos wegen Mangels der gesetzmäßigen

Form unverblndlichen Geschäfte — verfügen die
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mung des Gesetzes,so spricht hier der Umstand, daß
die Zahlung nicht an die Verwandten, sondern an

einen fremden Cessionar, den Israeliten Hauch, ge-
schah, entscheidendfür die Annahme, daß die Klä-

gerin nicht in der Absicht einer Schenkung die Zah-
lung geleistet habe, sondern weil sie sich dazu durch

“# Testament ihres Ehemannes für verpflichtet er-

achtete. .

Auch erfolgte dieselbeauf die Aufforderung des
vermeinten Gläubigers, worauf die Praxis ebenfalls
entscheidendesGewicht legt.

S. Erkenntniß des geh. Obertr. vom 6. Januar
1843, bei Gräff 2c. S. 224. M.

2.

indewort„dann als Ausdruck alternatlver
auflagé. -·

In einem rechtskräftigenBeweisinterlokute wa-

ren zwei selbständigeEinreden durch das Bindewort
„dann“ verbunden, ohne daß aus den Entscheidungs-
gründen die Bedeutung dieserAneinanderreihungder

einzelnen Sätze zu ersehenwar. Nach geschlossenem
Beweisverfahren wurde von Seite des Probaten be-

hauptet, es besteheRechtskraft darüber, daß diese
beiden Einreden kopulativ zu beweisenseien, und daß
daher Beklagter und Probant beweisfällig sei, wenn

er eine derselben nicht dargethan habe.
In einem oberstrichterlichen Erkenntnisse vor

9. Juni 1854 RN. 2835 3/8 wurde angenommen,
daß die fraglichen Einreden nur alternativ zu bewei-

sen gewesenseien, und dieser Ausspruch durch fol-
gende Gründe gerechtfertigt.

Es wurde zwar dem Beklagten durch das Ur-

theil zweiter Instanz der Bewels der angeblichen
verschiedenenVertragsbestimmungennicht ausdrücklich
in alternativer Fassungauferlegt, sondernes wurden

#



356 Benefizialerben. Rechtsstreite des Erblassers.

diese Vertragsbestimmungendurch das Bindewort

„dann“ verbunden; allein da weder aus den Ent-

scheidungsgründenzu jenem Urtheile hervorgeht, daß
beide Thatsachen kopulativ bewiesen werden sollten,
noch dieses die Natur des Rechtsverhältnisses mit

sich bringt, vielmehr jede einzelne derselbeneine selbst-
ständige Wirksamkeit äußert, wie Kläger in der Re-

vision selbst anerkennt und sogar näher ausführt;
das Bindewort „dann“ aber nicht nothwendig an-

deutet, daß beide Sätze neben und miteinander er-

probt werden müssen, um von Einfluß gegen den

Klagbeweis zu sein, vielmehr nach fr. 29 und 53
de. verb. signif, solcheunbestimmte Bindewörter je
nach den Umständen bald disjunktiv, bald konjunktiv
zu verstehensind, so muß angenommen werden, daß
es dem Beklagten frei gestandenhabe, die eine oder
die andere der fraglichen Einreden zu beweisen.„V

3.

Kann ein Benefizialerbe gezwungen werden, elnen gegen den

Erblasser berelts begonnenen Rechtsstreit fortzusetzen, und
unter welchen Voraussetzungen?

«

Wenn der Erbe die Erbschaft nur unter der
Rechtswohlthat des Inventars antritt, sohaftet derselbe
in Gemäßheit der C.22 8. 4 de jure deliber.
(6, 30) den Gläubigern des Verlebten nur in so weit,
als der Nachlaß reicht.

Ist nun der Nachlaß unter die Gläubiger auf
dem Grunde eines errichteten Inventars entweder
vom Gerichteoder von dem Erben vertheilt worden, ohne
daß für den Letzteren etwas übrig blieb, so ist der-

selbe den übrigen Gläubigern, welche sich erst später
gemeldet, oder in Folge geringerenVorzugesbei der

Vertheilung nichts erhalten haben, nicht weiter ver-

Pflichtet.
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Denn mit der Ueberlassungdes unzureichenden
Nachlaßvermögensan die bekannten oder bevorzugten
Gläubiger hört nach C. 22 K. 5 und 7 de jure
delib. jede Haftung des Benefizialerben, sohin jede
aus dem Schuldverhältnisse des Erblassers auf ihn
übergegangeneVerbindlichkeit auf und ist in der
Richtung gegen ihn erloschen,da diesen Gesetzesstellen
gemäß ein solcher Erbe nach AusschüttungderMasse
nicht weiter mehr von den Gläubigern beunruhigt
werden soll, und jede weitere Klage gegen ihn zes-
sirt, nachdem er durch jene UeberlassungAlles er-

füllt hat, wozu er als Benefizialerbe verpflichtet ist.
Dieser muß also nicht, wie ein anderer Erbe,

der die Erbschaft unbedingt angetreten hat, die Rechts-
verhältuisse seines Erblassers unter allen Umständen
vertreten, sondern nur in Beziehung auf das zurei-
chendeVermögen.

Ueber dieses hinaus ist er kein Erbe mehr und
daher nach obigen klaren Gesetzesstellenauch nicht
schuldig, sich in einen Rechtsstreit einzulassen.

Es geht also auch ein bereits gegen den Erb-

lasser anhängig gewesenerRechtsstreit auf den Bene-

fizialerben nur unter der Voraussetzung über, daß
für ihn nach Vertheilung der Masse etwas übrig
bleibt, und zwarnur in so weit, als er etwas aus der

Masse erhalten hat, nicht aber auch dann, wenn die

Masse unzureichend war, weil er dann, wie erwähnt,
aufhört, Erbe zu sein.

Diese Grundsätze wurden auch vom obersten
Gerichtshofe in einem Erkenntnisse vom 20. Mai
1854 RN. 574 51½6bei der Entscheidungeines Falles
anerkannt, wo es sich um eine Klage gegen einen
Beamten wegen Ersatzes eines Defizits in einer
von ihm als Mitglied eines Gerichtes behandeltenVerlassenschafthandelte, wobei der klagende Theil
dem k. Fiskus den Streit verkündet hatte. Im Laufe
des Prozesses starb der Beklagte, und seine Erben
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traten die Erbschaft theils gar nicht, theils nur unter

der Wohlthat des Inventars an; da aber das Ver-
mögen überschuldet war, erhielt der Kläger bei der

gerlchtlichen Verlassenschaftsbehandlungnur einen Theil
seinerForderung; an die Erben kam hiernach vom

Vermögen ihres Vaters und Gatten gar nichts.
Der zur Erklärung darüber, ob er den Streit

gegen die Erben fortsetzenwolle, aufgeforderte Kläger

bestandauf der Entscheidung der Sache gegen die
Benefizialerben, weil er dem k. Fiskus den Streit
verkündet, also ein Interesse dabei habe, daß sein
Anspruch den Erben gegenüber liquid gestellt werde,
wenn er auch nichts von ihnen selbst erlangen könne.

Der oberste Gerichtöhof entband jedoch die Er-
ben von der Klage aus den oben angeführten recht-
lichen Erwägungen und bemerkte nur noch wegen
jenes besonderen Interesses des Klägers an Fort-
setzungdes Streites gegen dieselben Folgendes:
“ Ob und welchen Einfluß etwa die Entscheidung
des vorwürfigen Rechtsstreites für den künftigenPro-
zeß gegen den k. Fiskus in Folge der Streltverkün-
dung des Klägers gehabt hätte, wenn B. selbst
am Leben geblieben wäre, oder seine Erben die Erb-
schaft unbedingt angetreten hätten, ist für die Frage
ob die jetzigen Beklagten den Prozeß fortzusetzen
haben, ganzsirrelevant. Z

Denn da sie als Benefizialerben nicht in alle
Verpflichtungen ihres Erblassers ohne Ausnahme und
in ihrem ganzen Umfange succedirten., sondern diese
nur in einem ganz beschränktenMaaße, nämlich bis
zum Bestande der Erbmasse, überkommen haben, so
waren sie auch nur schuldig, den Prozeß in soweit
fortzusetzen, als jene Verpflichtungen auf sie über-

gingen, so daß, wenn diese erloschen, oder erfüllt
sind, der Rechtsstreit in Beziehung auf sie keinen

Gegenstandder Entscheidung mehr hat; im Interesse
des Klägers einem subsidiär perpflichteten Dritten
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gegenüberoberläßt,slch.,eineVerbindlichkelkder jetzi-
genBeklagten, eineHintsichtlichihrer durch Erlöschung
ihrer eigenenVerpflichtung hinfälllg gewotdeneKlage
noch gegensichgelten zu lassenund dendesfallsigen
Rechtsstreit fortzusetzen,offenbar nicht behrinden.

4.
Ueber den Gerlchtsstand der Forensen und des Vertrages.

In einem oberstrichterlichen Erkenntnisse vom
6. Mai 1854 RN. 8135 2/8;wurden folgendeGrund-
sätzeaufgestellt: « «

Beklagter ist zwar ein Ausländer, besitztaber
ein in Bayerngelegeltes Gut und unterliegt in so
ferue den Pflichten derForellsen.
I. S. 13 des Ebikts über das Indigenat vom
* 2960. Mai 1818. *16

I!I Ein Forensekanft in Bayern vor den geeigneten
k. Gerichtenbelangt wetden, in soweit seln in Bayern
gelsgenesGüt einen zureichendetiExekutionsgegenstand
darbietet, oder dafür angenommelt werden will.

S. 15 lit. c daselbst. r*1

Zwar bezeichnetdieseGesotzesstellenur den Fall,
wenn von dem k. Fiskus oder einent k. Untertthan
Klage gestellt wirb; erllein der Grund des Gesetzes,
näntlich die durch den Besic“ rines Gutes in Bayern
gegebeneMöglichkeit, bas richterliche Urtheil zu voll-
ziehen, paßt nicht minder aulf don Fall, wenn ein
Ausländer Kläger ist, und gestattet insbesonderedie
Amvendbarkeit des Gorichtsstandes des Kontraktes,
welcher nach §. 6 Kap. 1 der Gerichtsordnung gegen-
Ausländer ohneUnterschiod,es mag der Kläger selbst
ein Ausländer oder ein Inländer sein, Platz greift.

Wenn auch Bebklagterals Ausländer der Herr-
schaft der bayerischenGorichtsordnung im Allgemeinen
nicht unterworfen ist, so zwingt ihn doch sein Guts-
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besitz in Bayern, der Bestimmung jenes §. 6 Kap. 1
der Gerichtsordnung sich zu fügen, welcher„die An-

bringung der Klage auf Vertragserfüllung an dem
Orte gestattet, wo, der Vertrag abgeschlossenwurde,
wenn nur der Beklagte sich dort persönlichbefindet.

5.
Anfechkünd

approbirterRechnüngen.
Preuß. Recht.

In einem oberstrichterlichenErkenntnisse vom

1. Oktober 1853 RN. 99051/82wurde dieRechtsfrage,
ob die Bestimmung des preußischenLandrechtes
Thl. I Titel 14 §. 150, wornach Rechnungen,
welche einmal abgelegt und guittirt sind, nach
Ablauf von 10 Jahren unter keinerlei Vor-
wand mehr angefochtenwerden können, auch
auf Verwalter des Vermögens von Gemeinden,
Kirchenstiftungen und derlei juristische Perso=
nen Anwendung finde, "

bejahend entschieden.
Das k. Appellationsgericht hatte die angeführte

Bestimmung des preußischen Landrechtes auf Ver-
walter der genannten fraglichen juristischenPersonen
um deswillen für unanwendbar erklärt, weil nach-
##. 629 Titel 9 Thl. 1 dieses Landrechtes gegen den

Fiskus, gegen Kirchen und solcheKorporationen, welche
gleicheRechte mit diesen genießen,und welchen auch
die Dorfgemeinden beizuzählen sind, nur die unge-
wöhnliche Verjährung von 44 Jahren stattfinde,
somit eine kürzere Verjährungszeit den erwähnten
Korporationen gegenüberausgeschlossensei, zumal be-

züglich der Verjährung gegen gquittirte Rechnungen
für diese Korporationen eine ausdrückliche Ausnahme
von jener allgemeinen Vorschrift nirgends, insbeson-
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dere weder im Titel 14 Thl. J, noch im Titel 6

Thl. II des Landrechtes statuirt sei. ,

DiescAnsichtwurdcmmindenoberst-richterli-
chextMotivcuauBfolgendenErwägungenalsunrich-
tig erklärt.

Allerdings macht das Gesetz von der allgemei-
nen Vorschrift, des H. 629 Titel 9 Thl. 1 des Land-
rechtes auch bei Rechnungen,welche von Verwaltern
des Vermögens der oben genannten Korporationen
abgelegt werden, bezüglich der Verjährungszeit eine
Ausnahme, und gestattet bezüglich dieser Rechnungen
die Anwendung der speziellenVorschrift des S. 150
Titel 14 Thl. I.

Denn im 8. 131 und 132 Titel 6 Thl. II des

Landrechtes, wo von Korporationen die Rede ist,
wird verordnet:

„dle Repräsentantensind der Korporation von ibren
„Handlungen Rechenschaft abzulegen verbunden. Da-

„bel, sowie überhaupt wegen aller den Repräsentanten
„gegen dle Korporation zukommenden Rechte und er-

„bindlichkeiten, worüber in den Stiftungsgesetzen, in

„ihrer Instruktion oder in besonderen gesetzlichenVor-

„schriften nicht abwelchende Bestlmmungen vorhanden
find, werden die Repräsentanten als Bevollmächtigte,
„und wenn sie zugleich das Gesellschaftsvermögen ad-

„ministriren, als Verwalter fremder Güter angesehen
„und beurthellt. (Thl. 1 Titel 13 Abschnitt 1, Titel 14

Abschnitt 2.“)

Hiernach kann es keinem Zweifel unterliegen,
daß die Bestimmung des §. 150 Titel 14 Abschnitt 2
Thl. 1 des Landrechtesnicht blos auf Privatverwalter,
sondern auch auf die Verwalter des Vermögens von

Kommunen, Kirchen und Stiftungen Anwendung fin-
det, zumal im Titel 6 Thl. II des Landrechtes über

den fraglichenPunkt keine besonderen,von dem oben

allegirten S. 150 abweichendenBestimmungen enthal-
ten sind, vielmehr hierauf im §S.132 ibid. ausdrück-

lich hingewiesenwird.
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Das von der Klägerin in. ihrer Berufung an-

gezogene, in v. Kamp ' Annalen derpreußtscheninne-
ren Staatsverwaltung Bd. III S.896 abgedruckte
Reskript der königlichpreußischenMinisterien des In-
nern und der Finanzen, welches unter dem 2. Okto-
ber 1819 an die k. Regierung zu Erfurt erlassen
wurde, kann hiebei um so weniger berücksichtigtwer-

den, als einestheils in diesem.Reskriptedes in Früge
stehenden§. 150 nicht erwähnt ist, anderntheils den

Ministerien keine gesetzgebendeGewalt (namentlich
nicht für Bayern) zukommt, vielmehr sprechen sich
die Kommentatoren Bielitz, Bd. III S. 403, und
Bornemann, Bd. III S. 453, übereinstimmend
dahin aus, daß die Anwendbarkeit des fraglichen
§. 150 auf Verwalter des Vermögens der genannten
Korporationen um so minder bezweifelt werdenkönne,
als auch Suarez in seiner Revisionsbemerkungsich
dahin äußert, daß dem lisco, püs corporibus
u. s. w. keine längere Frist zu lassensei, was auch
der Bestimmung des gemeinen Rechtes, nämlich des

fr. 13 S. 1 de divers. temporal. Präcsctipt.
ganz entspxicht,welche in daspreußischeLandrecht
übergegangenist. d..

6.

tatutenkollislon. Gesetzedes Erfüllungsortes.
Vol. Bd. VIlI S. 16.

Ein Ausländer hatte im Ausland mit einer“

Fabrikgesellschaft in Bayern einen Vertrag abge-
schlossen,nach welchem er die Geschäftsleitungder-
Fabrik übernahm.

Als nun aus diesem Dienstvertrage ein Rerhts=
streit zwischendem Geschäftsführer und der Fabuik-
gesellschaftentstand, kam es bei Entscheidung deu.

Sache darauf an, nach welchon Gesetzendas Rrchts-
verhältniß zu beurtheilen sei.
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In dem ohberstrichterlichenErkenntnisse vom
6. Mai 1850 RMN. 64371//20 wurde hierüber Fol-
geudes angeführt: «

Die Anwendbarkeit der am Wohnorte der Fabrik-
gesellschaft geltenden Gesetzefindet ihre volle Recht-
fertigung in der Vorschrift des fr. 21 de oblig. et
action. (44, 7), wornach bei Obligationsverhält-
nissendie Gesetzedes Ortes, wo die Verpflichtungen
in Erfüllung kommen sollen, zur Anwendung zu
kommen haben, sowie in der Bestimmungder Gerichts-
ordnung Kap. 14 §S. 7 Nr. 8 und Anmerkungen
hiezu lit. h, daß nämlich die Gesetzedes Ortes, wo
der Kontrakt errichtet wurde, nur hinsichtlichder geund der Solennitäten der Handlung zu beobachteneien,

7,

Beweiskraftder strafgerichtlichenErkenntusssbbezu ͤglichdes
Civilpunktec hetr.

Val. Vl. f. NA. Bd. XVIII S. 163.

In einem oberappellationsgerichtlichenErkennt-
nissevom 17. Juni 1854 (Landauer g. Ploest
und Kons. w.Entschädigung,RNr. 12985½/2) kommt
hierüber vor:

„Wenn auch Art. 9 Thl. II des Strafgesetz-
buches von 181.3 in Art. 308 des Gesetzes vom

10. Novbr. 1848 nicht ausdrücklich aufgehobenist,
so fällt die Bestimmung über die Beweiskraft der

strafgerichtlichen Erkenntnissefür den Civilpunkt doch
detzwegenhinweg, weil durch Art. 205 und 360
des Gesetzesv. 10. Novbr. 1848 (die Abänderungen
des II. Theiles des StEB. betr.) die früher
bostandeneZuständigkeit der Kriminglgerichte für den

Civilpunkt aufgehoben, und insbesondere durch das
neue Gesotz der Grund des im Axt. 9 des älteren
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daß einer oder der andere gleich anfänglich sowohl
in den Oblatorien als auch in dem Raggionsbuche
sichdeutlich erklärt hätte, nur für eine gewisseSumme

gehalten sein zu wollen.
Es fragt sich nun,

a) ob die allegirten Bestimmungen der Augsbürger
Wechselordnung auf Handelsgeschäfte, welche
nicht durch Wechsel vermittelt werden, Anwen-
dung finden, und

b) ob Fabrikgesellschaftenunter den Begriff von

Handelgesellschaftenzu subsumiren seien.
Beide Fragen müssen entschiedenbejahend be-

antwortet werden.
Mit dem Kap. 10 der Wechselordnungvom

Jahre 1778 endigen sich die Bestimmungen des

eigentlichen Wechselrechtesund des Wechselprogesses,
und die folgendenKapitel handeln theils ausschließend
theils zum Theile von Handelssachenüberhaupt, wie
denn insbesondere das hier entscheidendeKap. 11

lediglich die Rechtsverhältnissein Beziehung auf Er-

richtung einer Handlung und auf Handelsgesellschaften
zum Gegenstandehat, ohne die gegebenenBestim-
mungen auf den Wechselverkehrzu beschränken.

Es ist auch kein Grund vorhanden, eine solche
Beschränkungaus dem Namen des Gesetzesals einer

Wechselordnung abzuleiten, da es hinsichtlich des

Umfanges eines Gesetzesnicht auf den Namen und

dessennächsteVeranlassung, sondern einzig und allein
auf den materiellen Inhalt der einzelnenBestimmun-
gen anzukommenhat.

Fabrikgeschäftegehören nun zwar nicht zum
Handel im engeren, wohl aber im weiteren Sinne,

Bender, Grundsätze des deutschenHand-
lungbrechtes§. 29

ç

und müssendaher auch nach gleichenGrundsätzen,wie

der Handel im engeren Sinne beurtheilt werden, weil
die Rechtsverhältnisseim Verkehrenachaußenhier und
dort die nämlichensind. »
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9.

Irrthum über zwelfelhafte Rechtssägtze. ichstätter
meinschaft.

Preuß. und gemeines R.
In dem aus Bd. XIX S. 145 f. unserer Zeit-

schrift ersichtlichenRechtsfalle handelte es sich auch
von der Frage, ob der Klägerin nicht der Umstand
entgegenstehe,daß die Zahlung, deren Erstattung sie
forderte, von ihr aus Rechtsirrthum (nämlich aus

Irrthum über die in Betreff der ehelichen Güterge-
meinschaft im Eichstättischen geltenden Normen)
geleistetworden. In dieserBeziehung äußern die Mo-
tive der oberstrichterlichenEntscheidungunter Anderem:

Das preußischeLandrecht geht von dem Ge-

sichtspunkteaus: daß jeder Eimvohner des Staates

ehalten ist, sich um die Gesetze, welche ihn oder

46 Handlungen betreffen, genau zu erkundigen,daß
daher Niemand sich mit der Unwissenheit eines ge-
hörig publizirten Gesetzesenschuldigenkönne,

Einleitung des A.LR, §. 12, "

so wie auch das gemeine Recht. den Satz: daß der
Rechtsirrthum in der Regel dem Irrenden nicht zu
Gute komme, auf die Voraussetzung beschränkt,daß
das Gesetzdie betreffendeFrage bestimmt entscheide,
und der Irrende sich ohne Schwierigkeit über das-
selbeGewißheit hätte verschaffenkönnen. Cui facile
Sitscire, ei detrimento sit juris ignorantia (kr. 0

S. 3 de juris et facti ignorantia (22, 6). Letzteres
wird aber alsdann nichtangenommen,wenn es sichentwe-
der um kontroverseRechtssätze,oder um Bestimmungen
eines partikulärenoder eines Gewohnheitsrechteshandelt;

vgl. Savigny, System Bd. III S. 336;
Seuffert, Erörterungen II. Abtheilung
S. 73 u. f.; Dollmann, in den Bl. für RA.
Bd. VII S. 219; Vangerow, Pandekten
Bd. 1S. 102; Bl. f. Rä. B. XV S. 320;
Seuffert's Archiv Bd. V S. 399.

Im vorliegenden Falle betrifft der Irrthum
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der Klägerin kein Gesetz, welches unter die Bestim-
mung des angeflihrten 8. 12 subsumirt werden könnte,
vielmehr sind die Quellen, aus welchen hier das
Recht geschöpft werden muß, so unvollständig und
mangelhaft, daß die Richter der beiden unteren In-
stonzen der nämlichen Ansicht gehuldigt haben, welche
der Zahlung zu Grunde lag. Wird diese jetzt von

dem oberstenGerichtshofe als irrig erkannt, so kann
am wenigsten die Klägerin der Vorwurf einer schuld-
haften Unwissenheit treffen, zumal aus dem Munde
dieser Richter. „ ..

sxOAGE..v.11.va.1853..-Nr.»164k75,,.M

u.
10.

*-“ "

MtB.6 des Bodenenklastungsgesetzesauf Reichnisse,welche
auf,den GemekndeverbandBezughaben, nicht anwendbar.

Iun Verhandlung der aus Bd. 8 S. 236—7

MchtlichenRechtssachekam es inFrage, obdie dört
ezeichneteAbgabe durch Art. 6 des Bodenentlastungs-

gesetzesvom 4. Juni 1848 erloschensei. DieseFrage
wundevom obersten Gerichtshofe verneint. Gründe:
Deas angeführteGesetzhat, wie schondie Ueber-

schrift bekundet, lediglich die Aufhebung der standes-
unnd gutsherrlichenGeriytsbarkelt,dann die Aufhe-
bung, Fixirung und Ablösung der Grundlasten zum
Gegenstande. Schon die Verbindung,in welche zwei
an sich doch so verschiedeneBetreffe in einem und

demselbenGesetzemiteinander gebrachtwurden, gibt
unzweifelhaft zu erkennen, daß hiedurch zunächstnur

jene Lasten und Reichnisseberührt werden wollten,
welche bis dahin den mit Gerichtsbarkeit bekleideten

Standesherren und adeligenGutsbesitzernals Grund-

herren 1) zu verreichenwaren. In soferne übrigens

Hier-von Grundlasten im Allgemeinen gesprochenwird,
onnten von selbstauch alle jene Abgaben nicht aus-

1) Der Ausdruck „Grundherr“ ist hier wohl in elnem

westeren Sinne gebraucht, nach welchem er auch dle

Zehent-, Bodenzins,u.dgl.Verechilgungen-umfaßte. S.



368 AbloͤsungegesetzArt. 6.

geschlossenwerden, welchein gleicherWeisevom Staate

selbst,von einer Stiftung oder einem mit Gerichtsbarkeit
nicht versehenenPrivaten bezogenwurden. Immerhin
hat es diesesGesetznur mit Grundlasten zu thun.
. . . . . . .. Wenn daher gleichwohl im Art. 6 auch der
rein persönlichen, d. i. der nicht auf Grund und
Boden haftenden Abgaben erwähnt, sofort bezüglich
dieser verordnet worden ist, daß sie ohne alle Ent-

schädigungaufzuhörenhaben, so konnten hierunter nach
dem Zusammenhange, in welchem diese ganz singuläre
Dibposition mit allen sonstigen Bestimmungen des

Gesetzessteht, von selbst nur jene nicht auf Grund
und Boden haftenden Abgaben verstanden werden,
welche bis dahin von den VerpflichtetenDemjenigen,
zu dem sie in einem grund= oder gerichtsherrlichen
Verbande gestandenhatten, noch außerdem, sei es
nun neben dem grundherrlichen, oder doch aus Rück-
sichtihres untergeordnetenVerhältnisses zu demselben
verabreicht wurden.

"„

Wollte man von einem solchen oberherrlichen
Verhältnisse, indem die vom Gesetzegemeinten Ab-

gabenihren Grund haben müssen, und welches sich
in dem blosen Gemeindeverbande nicht von ferne er-

kennen läßt, gänzlich absehen,so würde eine Menge
von Reichnissenund Leistungender fraglichenGesetzes-
bestimmung verfallen, in Ansehung deren es bisher
nochNiemand eingefallenist, die Anwendbarkeit dersel-
ben anzusprechen,und am Ende wäre kein privatrecht-
licher Titel mehr ausreichend, um Schutz gegen die sich
hierauf stützendenReklamationen zu gewähren

OAGE. v. 28. März 1854. Nr. 5525¾/4.

Berichtigungen. «

SmKonmIeut.ü.d-GO.Bd.I(Aufl.ll)S.129Note34
stach-Fussk-licö«Gkkk«,nnd(Z-s)st.,,)clll«l.,,Vlll·«

JudenBLf.RA-Bd.XVlIlS.6-1dcrEkg.Bl·Z.9st.-,176«
l-.«192«;—Bd.XlXS.2-10Notc43.1st. ,,XVll«l.,,XVIll«.

Red.-J.A.Seussert.Verh-PalmchEukeMdvlphEllky
in Erlangen. Druck von Junge & Sohn.
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I.

Bei Versteigerungenwirb jederBieter wieder
frei, so bald ein Anderer ein Mehrgebot gelegt hat;
ohne daß es darauf ankommt, ob diesersolvent, d. h.
sein Angebot zu erfüllen im Stande ist. Demzu-
folgemuß Jeder, dem an sichererund baldiger Er-

zielung eines baaren Erlöses liegt, die Nichtzulassung
von zahlungsunfählgen

Mitbietern wünschen. Diesem
Bedürfnisseentsprechendverordnete §. 96 der Pro-
zesinovellevon 1837in AnsehungderZwangsver-äußerungvon Liegenschaftenm

daß dein:Gerichteunbekannteoder solchePer-
sonen,gegen derei ZahlungsfähigkeltZweifel
ohwalten, zur Steigerungnicht zuzulassenseien,
wenn sienicht bei der Tagfahrt ihre Zahlungs-
fähigkeit nachweisen.
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Was «

1) den Umfang der hier in Frage kommenden
Zahlungsfähigkeit betrifft, so bestimmt sich der-

selbe natürlich nach dem Werthe des Exekutionsob-
jektes, nach dem Belaufe der für den Meistbietenden
in Aussicht stehendenVerbindlichkeiten, unter Bektück-
sichtigung der Kosten einer weiteren Versteigerung
für den Fall der Anwendung des. §. 105 der angef.
Prozeßnovelle.. Imt Verlaufe derVersteigerung kön-
nen gegen die Zahlungsfähigkeit eines Bieters Be-
denken eintreten, welche am Anfange, nach dem Be-

trage der ersten Gebote, noch nicht obvalteten. Im
Allgemeinen läßt sich eine festeNorm für Würdigung
der Zahlungsfähigkeit nicht aufstellen; es steht in

richterlichem.Ermessen-,die richtige Mitte zu finden
zwischenungebührüchrrBeschränkungder Konkurrenz
mid einer Leichtigkeitder Zulassung, welche kdie
Sicherheit des Resultates gefährdet.

2). Der Steigerungslustige darf dem Gerichte
nicht unbekannt sein, es dürfen keine Zweifel an

seiner Zahlungsfähigkeit bestehen. Das Gesetz ver-

langt nicht positiv: die Zahlungsfähigkeit muß ge-
richtskundig sein. Personen, welchedem Gerichte
bekannt sind, werden mit keiner Beweisführung=be-
lästigt, wenn gegen ihre ZahlungsfähigkeitkeineZipei-
fel oͤbwalten. Has richterlicheKennenkann sichauf
Vofkommnisseun Amte selbst stützenoder darauf be-
rühen,daß die Solpenz einer Person volks-,gegend-
öder ortskündig ist. In so ferne diePerson desRich-
ters selbst dem Gebiete*“ Genieinkundigfeitan-
gehört, darf er auch die auf außeramtlicheEAfü#emn.
gen gegrüindeteKenntniß berücksichtigen.Der Alle-

gation einessolchenNotorium vön. Seiteeines Be-

bheiligten-ut es nicht, weil die Zahlungsfähig-
keit der SteigerungslustigenvonMutssvegenzu be-

achten ist.
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3) Zur Erbringung des Nachweises der Zah-
lungsfähigkeit, von welchem der §. 96 spricht, wird

keineswegserfordert, sich über den Besitz von Geld
im nöthigen Betrage (s. oben Nr. 1) auszuweisen;
auch anderes Vermögen, beweglicheund liegende
Habe, wie Kapitalvermögen, kommt in Betracht; ja
sogar eine unbestrittene Hypothekforderungauf dem

Gantobjekte kann nach Umständen als Gewährschaft
dienen, wenn siegenügend groß und versichertist,
um die Betheiligten außer Verlustgefahr zu setzen.
Weder eine förmliche Beweisantretung wird gefor-
dert, noch ein strenger, den Regeln des ordentlichen
Prozesses entsprechenderBeweis. Bescheinigung ge-
nügt, Glaubhaftmachung, Erbringung der Wahr-
scheinlichkeitkünftiger Erfüllung der 2 den Stei-
gernden aus etwaigemMeistgebote erwachsendenVer-
bindlichkeiteh. Zur Glaubhaftmachungdienen obrig-
keitliche Vermögenszengnisseoder ähnlicheBchelfe
oder auch Vorzeigung werthvoller Vermögensstücke,
guter Werthpapiere, so ferne keine Anhaltspunkte für
Bedenken, z. B. darüber gegebensind, ob denn das

Vorgezeigte dem Vorzeiger gehöre. Dergleichen Be-

denkenvorzubringen, ist den Interessentenunbenommen.

4) Daß die Berücksichtigungder Zahlungsfähig-
keit der Steigerungslustigen von Amtswegen geschehen
soll, schließt darauf bezüglicheAnträge der Inter-
essentennicht aus. Als Interessenten erscheinenzu-
nächst die Gläubiger, deren Befriedigung in Frage,
auf welche die Zahlungsfähigkeitdes Meistbietenden
offenbgrEinfluß hat. Aber auch der Schuldner gilt
hier als Interessent, als Eigenthümer und gleichsam
Verkäufer des Versteigerungsgegenstandes, so wie

wegen seinesAnspruchsauf den Ueberschußdes Er-

löses und wegen seiner fortdauernden Haftung für
das durch den Erlös nicht Gedeckte. Jedoch möchte
üücherfolgter Güterabtretung oder Konkurseröffnung
die Versilberungder.Masse lediglich als Angelegeuheit

r
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der Gläubigerschaftanzusehensein1). — Andere
Steigerhügslustige mögen allerdings durch Aus-

schlietungvon Konkurrentenden Vortheil eines nledri-
geren Kaufpreises erstreben;aberihr Interesseist kein

rechtliches, hat weder ein dingliches Recht, noch eine

Obligation zur Grundlage und ist daher nicht zu
beachtei2). «'« j-
««-«"5)DicBeriicksirI)tigu«1·Igder«Solven·z«dek«Steij-
gerungslustigejjhistiIuJijteressedckBätheijigteuveke
ordtict.3-D«’ahcrtretendicvhrlgkpitlicheuBedenken-in
dens·»-Hlntergrmid,itixbdicTErbrlnxjungseinesSok-
benzikcjchjv"esises«wird·mmöthig,s1ven·iissichsfür«dieZue
TausjissssohwNachweis-fä·1n»mt-li-chse«sBetheiligfe
C(Gläubigerund Schuldner) erklärthaben3): Häu-
delt es sich etwaauchvon. Deckungeiner namhaften
Gerichtskostensumnieund deren Gefährdung.durchZahlungsunfähigkeitdesMeistbietenden, sodientaller-
dülgs die Autonomie der sonstigenBetheiligten"deni
Gerichte nicht zur Richtschnur. «

'

“ 69)Die Beurtheilung der Zahlungsfähigkeitder
auf das Ausschreibender Verstelgerung erschienene
Erwerbslustigen, insbesondere die Prüsgder etwa
vorgelegten Solvenznachweise geschiehtvon. Amtswe-
gen, und der Richter faßt (vor dem Beginne oder
im Laufe derVersteigerung) seinen Beschluß, ohne
die Betheiligten über diesen Gegenstandhören# zu
müssen. Wennindessen der Richter von einem Stei-

gerungelustigenden Solvenznachweis verlangt, sokann
ies nicht nur diesem zur Erörterung seiner Vermö-

gensverhältnisseAnlaß geben, sondern auchdie an-
8 .-

"1)ng.GO.x»vnI§-,14;.xIx-·-j«§·17s.stuii«e·k,
Handv.Bd.4..S.600f.s.-dessenHochmut-Wust

-Pto53.2Jes.vonstjstMSzHyffter,Sylk-It
m Vol. K.4 Inst. de replic.4, 14)„ fr. 24 42 juã. (42, 1), fr. 7 de exc. nly GO.M#S..
). Pal. fr. 41 de minor. (4,

100 ν
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wesendenInteressenten (s. Nr. 4) zur Erbittung des
Wortes anregen, entweder um sich für die Zulassun
auszusprechen, oder sich dagegenzu erklären. Auch
gegen die faktische Zulassung eines Bietenden. von

Seite des Richters kann anwesenden Interessenten
Erinnerungen vorzubringen nicht verwehrt werden,
so wie nicht minder die bereits ausgesprocheneZu-
rückweisung auf Remonstration von Betheiligten so-
fort wieder aufgehobenwerden kann. Es würde der
Natur eines solchenvon Amtswegen zu erledigenden
Inzidentpunktes widerstreiten, wenn darsiber eine

förmliche Verhandlung in protokollarischen Wechsel-
sätzengepflogen, oder gar ein Beweisverfahren einge-
eitet werden wollte. Vielmehr ist das bezügliche

Vorbringen eines beanstandetenKaufliebhabers oder
eines Gläubigers, resp.des Schuldners, in dem für
die Versteigerungstagfahrt eröffneten Protokolle dem
Wesen nach zu bemerken, und darauf, unter aus-

schließenderRücksicht auf die vorliegenden Behelfe,
ein kurz motivirter Protokollarbescheidzu erlassen.

. 7) Die Zurückweisungeines Steigerungslustigen
wegen Ermangelung des Solvenznachweiseskann durch
Minderung oder gar Aufhebung der Bietungskonkur-
renz zum wesentlichenNachtheile der Interessenten,
der Gläubiger und des Schuldners, gereichen.Daher
die Nothwendigkeit der Zulassung von Rechtsmitteln
gegen die den Zwischenbescheiden über Art und
Weise des Exekutionsverfahrensangehörige Zurücck-
weisungsverfügung1). Ergeht diesevon Amtswegen,

2) Man hat die Melnungaufgestellt,auch gegen die

(von Interessenten beanstandete) Zulassung eines Stei-

gerungslustigen finde eln Rechtsmittel statt. Ein Be-

dürfniß, wie bezüglich der Zurückwelsungsverfügung,
waltet hler nicht ob. Denn der Erfolg des Rechts-
mittels könnte doch nur zu einer welteren Verstelge-
rung führen, ein Resultat, welches ohnehln elntritt, wenn

sich Insolvenz des Meistbletenden ergebensollte. Die
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ohne daß sichdie Interessentenvother über die Zibis
schenfragegeäußert, so mußnatürlich der Angehung
des Oberrschters eine Remonstrationbei dem Unter-

richter vorhergehen3). Hat in derVersteigerungs-
tagfahrt kein Interessent Einspruch gegen die fragliche
Zurückweisung(vor oder alshald nachdem Ausspruch)
erhoben, und ist demzufolge der Versteigerungsakt
ohne Beanstandung jener Maßregel vor sichgegan-
gen, so ist Anfechtung derselben im Wege der Be-

rufung deswegen unstatthaft, weil das Stillschweigen
der Interessenten unter den obwaltenden Umständen,
wo der Zurlickweisungeines Steigerungslustigendurch
den Uebergang zur Versteigerung sogleich die prak-
tischeFolge gegebenwird, als Zustimmung, als Ver-

zicht auf Einwendungen aufgefaßt werden muß. —

So wenig der einfache Einspruch eines Interessenten
den Uebergang zur wirklichen Versteigerung aufzu-
halten vermag, eben so wenig der Vorbehalt einer

Beschwerdeführung (Verwahrung). Zur Verwah-=
rung (in diesemSinne) ist es noch am Schlusseder

Versteigerung (durch den provisorischenZuschlag) Zeit.
An den Oberrichter kann die vorbehaltene Beschwer-
deführung in Betreff der Zurückweisungerst mit dem
etwaigen Rechtsmittel gegen das definitive Ergebniß
der Versteigerung(den Adjudikationsbescheid) gelau-
gen. — Nur ein Interessent (im Sinne von Nr. 4)

ann über die Zurückweisungeines Steigerungslustigen
Beschwerde führen; dem Zurückgewiesenenselbst läßt

Doktrin muß Bedenken tragen, sich für eine un-

nöthige Vervielfältigung der Rechtsmittel, zumal im

Erxekutlonsverfahren, auszusprechen, Daher empflehlt
sich dle Ansicht, gegen die Zulassung elnes Stelge-
rungelustigen finde zwar Remonstration, nicht aber
bel deren Erfolgloslgkelt Beschwerdeführung an den

Oberrlchter statt. S.
·

s)Prozeßttvvellevvn1837s.55.Seuffktp
Bd.4«S.27N1-·2.
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sihhöchstensdie Befugüiß einräumen, der Berufung
eines Interessenten unterstützetid belzutreten. Haben
die Interessenten gegen dieseberfügteZurückweisung
nichts einzuweü#den,so ist die Sache für dieses Ver-
fahren erledigt, auf dessenGang eine von dem Zu-
rückgewiesenenetwa im InteresseseinesKredits erhobene
Extrajudizialbeschwerdekeinen Einfluß äußern kann.

Wurde mit Grund oder Ungrundder beigebrachte
Zahlungsnachweis für ungenügenderachtet, der alle-
girten Notorietät die Anerkennung versagt? Davon-
handelt es sich bei der Beschwerdeführungüber die Zu-
rücktveisung.Die überhaupt dem Appellanten zustehende-
Befugniß, das frühere Vorbringen circa facti veri-
tatem et circumstantias vor dem Oberrichter
besserauszuführen 5), mag auch in Fällen dieser
Kategorie zur sachdienlichenAusübung gelangen. Ein
im Bewußtsein des Unterrichters vorhandenes No-
torium ist vielleicht für den Oberrichter nicht vorhan-
den; in welchemFalle dieser, was in den vorinstanz-
lichen Motiven darüber vorkommt, als gerichtliches
Zeugniß aufzufassenund zu würdigen hat 7). Ge-

langt der Oberrichter zli der Altsicht, daß die frag-
liche Zurückweisung eines Steigerungslustigen nicht
hättestattsindensollen, so ist als Folge die Aufhe-
bung der Subhastatlönshandlung auszusprechen.

II.

Dutch den §. 63 des Hypothekengesetzeswurde
das Einlösungsrecht der Hypothekgläubiger) neu

") COO. XV g. 5 Nr. 8. Gönner, Handb. Bd. 3
Abh. 60 §. 8—19; Seuffert, Komment.Bd. 4
S. 71 f.

1) Vgl. OAGE. v. 19. Aprll 1854 in der beistischen
Gantsacht.

8) GO. XVIII K. 7; Gönner, Komment. zum Syp.=
Ges. Bo. 1 S. 531 f.
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gestaltet, und dem Glzubiger,der davon Hebrauch
machen will, ausgegebenn .

sich hierüher binnen acht Tagen.hei Perlust
des Rechtes vor Gericht nicht nur. zuerklären,
sondern auch die Mittel zur Befrie-
digung der ihm vorgehenden. Gläubi-
ger nachzuweisen.

Dieser Solven znachweis ist.

190 nicht nach Art einer Förmlichkeit vorges-
schrieben, sondern als Vorsichtsmaßregel im
Interesse derjenigen, welche, dem Einlösenden vor-

gehend, aus dem Gantobjekte befriedigt werdensollen.
In Ermangelung eines vorgehendenHypothekgläubi-
gers ?) bedarf es auch keines Solvenznachweises.,
Das Gleiche gilt, wenn, beziehungsweisesoweit die

Vorgehenden nicht auf Bezahlung bestehen, sondern
ihre Forderungen auf dem Gantobjektestehen lassen.
wollen, oder docherklären, daß siedes Einlösenden
Solvenz nicht beanstanden. Kann die Erklärung.
eines Gläubigers, einlösen zu wollen, wegen Erman-
gelung des Solvenznachweises,die Zuerkennung des

Einlösungsrechtes(Zuschlag des Gantobjektes) nicht
verschaffen,so mag sie doch in so weit wirksam sein,
daß sie dem Erklärendengegen den (ihm nachstehen-
den) wirklichen Einlöser den Anspruch auf Befrie-
digung erhält 10). Dem Erfordernisse des Solvenz-
nachweises würde in der That die Bedeutung einer
blosen Formvorschrift beigelegt, wenn man in der
Nichtbeibringung einen Grund finden wollte, dem vor-

gehendenGläubiger das Befriedigungsrecht,zurent-
ziehen, welches shonals billige Folge der Stellung

°) Im Falle des Hyp.Ges. S. 69 kommen noch andere läu-

· biger (der I. Klasse), auch die Konkurskosten in Betracht.
10) Natürlich ist bier überhaupt nur von solchen Forde-

rungen die Rede, zu deren Deckung das Melstgebot
nicht ausreicht. s
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erscheint,die der ältere Glänbigerim Bethilltissezu,demNachhypothekgläubigereinnimmt:).
„„2) Der Obliegenheit, „die Mittel zurBestt-digung der vorgehendenGläubigernachzuweisen“,

kann genügt werden, ohne den Besitzbaaren Geldes
im erforderlichen Betrage nachweisen zu müssenz.
vielmehrgilt hier gleichmäßig, was oben (S. 371)
von, der Beschaffenheit des Solvenznachweisesvon.
Seiteder Steigerungslustigengesagt wurde; es will.
ja der Einlösendein den Platz eines Steigerersein-
treten. Zu einer Kautionsleistung ist derselbe nicht
verbunden, und das momentane Vorzeigen einer

Summe baaren -Geldes würde reelle Sicherheit gicht,
gewähren. Für einen als Steigerer zugelassenen
Gläubiger, welcher nun den. Meistbietenden durch
Ausübung des Einlösungsrechtes verdrängen will,
ergibt sich die Nothwendigkeit des Solvenznachweises-
nur durch Vorhandensein vorgehenderEinlösungskon=
kurrenten. Der- Umfang der nachzuweisendenZah-
lungsfähigkeitbestimmtsich auch hier, wie im Falle
des §.96 (vgl. S. 370),nachdem ungefähren Be-

laufe der für den Einlöser in Aussicht stehendenVer-

bindlichkeiten.
3) Auch im Falle des §. 64 handelt es sich

nicht von einem Beweise nach den Erfordernissendes
ordentlichen Prozesses,sondern nur von Glaubhaft-
machung (vgl. oben S. 371). Ist für die HeforderteNachweisung auch Notorietät dienlich? Ja. Die

Vorschrift des §. 64 ist im Zusammenhangemit dem

Ganzen der Civilprozeßgesetzgebungaufzufassen12);

ihreFassungistnicht von der Art, daß anzunehmen

11) Ob hier vie Praxis ver Ansicht des Verf. folgen

werbet.scheinterheblichenZwelfeln zu unterliegen. S.

12) Vgl. C. 18 do testibus (4, 20): „lex postorior ex

ern lex particularic, er communi jure inter-

Pretanda est.“
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Wäre, det Gesetzgeberhale hierdie Antvendung'bit
Regel, nachwelcherNotorietät eittes Thatutnstandes
det!Beihtingung anderer Beweise enthebt, aus-
schließenwollen. Zur Bestätigung dieser Ansicht'
dient auch das von der Anwendung des §S. 96 Bo-
merkte (vgl. oben S. 370) 13). Den Einlöset lästi-
ger zu behandeln als den Steigerungslüstigen,würde
un so weniger zu rechtfertigenseln, da jenendurch“
den ihm aus dem Steigerungöresultate drohenden.
Verlust zu dem. Erwerbe des Gantobjektes getri
ben wird. »

««I4)DäßkeininfolvßnterEinlöfetzuelassesz
werde, liegt zunächstim Interesse der vorhehenden,
aus der Zahlung des Einlösenden zu befriedigelden
Gläubiger; wohingegen die dem Einlöser nächstehen-
den ein solchesInteresse offenbar nicht haben, da
das Meistgebot, bei welchem der Einlöser bedreht
ist, noch weniger an die dlesem nachstehendenGläu-
biger reichen würde. Nur jenen Vorgehendeutsteht-
es daher zu, der beantragten Einlösung wegen Et-
mangelung genügendenSolvenznachweises in den-
Weg zu treten 14), so wie auf deren Anerkennüng!
der Solvenz des Einlösungs-Aspiranten,beziehungs--
weisederen Zufriedenstellung ohne Solvenz-Nachweis,
vom Richter der Einlösung stattzugebenist. Dem Wol-
lenden geschiehtdurch Nichterfordern des Solvenz-Nochweseskein Unrecht. Natürlich bindet daß Kres
ditgeben des einen Einspruchsberechtigtendie andern
dei Einlöser Vorstehendennicht. Kam aber der
Schuldnet Einspruch erheben, wenn alleeinspruch-

13) Vgl. Erk. des AG. von Oberbayern v. 7. Feb. 1854
in S. Baher w. Heuke; OAGE. v. 19. April 1854
in der Helstlschen Gantsache.

14) Vgl. in Betreff der Elnspruchsbefucniß Erk. des
AG. der Oberpfalz in der Heistischen Gantsachev.

8. Aprll 1853; des AG. für Oberbayern vom Feb.
1854 in S. Bayer w. Heuke.
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berechtigtenGläubigerden Solvenz-Nachweiserlassen)
oder den ungenügenden als genllgend annehmen wol-
len? Diese Frage ist zu verneinen. Ein Interesse
des Schuldners, wegen Anspruchs auf den Mehr-
erlös, kann hier nichtPlatzgreifen. Sollte wirklich
die unvorsichtige Zulassung eines insolventen Einlö-
sers zu dem Resultate führen, daß bei einer nöthig
werdenden weiteren Versteigerungein noch geringeres
Meistgebot erzielt würde, so kann der Schuldner,
wenn nun dessenfernere Haftung füt den in HeetedieserDifferenz (zwischendem Meistgebote der fKühe-
ren Versteigerung und demjenigen, um welches nach.
dem Ergebnisse der späteren der Zuschlag erfolgen
mußte) ungedeckt gebliebenenForderungsbetrag in

Anspruch genommen werden wollte, zu seiner Ver-

theidigung (exc. doli generalis) geltend machen,
daß dem Gläubiger die Befriedigung aus dem Pfand-
ohjektein Ansehungdes fraglichenDlfferenzbetrages
durch seine eigene Schuld entgangen sei, und ihm
daher Vergütung dafür nicht gebühre.15)

Die Vorschrift des Solvenznachweisesist ledig-
lich im Interesse der aus der Zahlung des Einlösers
zubefriedigenden Gläubiger gegeben. Daher kann

sichder Meistbietende nicht darauf berufen, um den

Antrag auf Zurückweisungeines Einlösungs-Aspiran=
ten zu motiviren.

5) Es ist Aufgabe des Richters, die von den

Einlösungs -Aspiranten beigebrachtenSolvenznach-
weise von Amtswegen zu prüfen. Gegen die An-

sicht, daß jeder erst nach Ablauf der im §. 64 be-

stimmten achttäyigen Frist einlaufende Solvenznach=
weis außer Beachtung zu bleiben habe, waltet das
Bedenken ob, daß im Falle einer Konkurrenz von

15) Vgl. fr. 9 de dislracl, pign. (20, 5): di nulla

culpa imputarl creditori poselt, moenere

debitorem obligar
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Einlösungserklärungen„sich erst- nach#dem, Ablqufe
von, acht Tagen herausstellen kann, ##wel cheVer-
pflichtungen dem Konkurrenten, *— Einlösungs-Wer
wachst

NachweisperZahlungsfählgkelt.

iren genehmigtwird, aus dem Zuschlageer-
en. Die nicht durchVersäumungeines (rich-

terlic

Schf
) vorgestestenperemtorischenTermins ausge-
senen
tskraft des Zuschlagbescheides nachgetragen

achweise können bis zum Eintritte der

Nechts15). , Dasselbe gilt von den Einwendungen
der Interessenten(vgl. Nr. 4) gegen die Solvenz
des EinlösungsaspirantenDer richterlicheAusspruch

über.die Solvenznachweifeerfolgtim Zuschlagsbe-

II

125 Vgl. OAGE. vom 19. April 1854 (Note13):vas
Hypothekengesetz verordnet zwar im 8. 64 allerdings,
daß der Gläubiger, welcher das Einlssungsrechtausüben
will, darüber innerhalb 8 Tagen,von dem Tage der
Verstelgerungan gerechnet,bei erlust des Rechtes
vor Gericht sich nicht nur erklären, sondern auchble
Mittel zur. Befriedigungder ihm vorgebendenGläus
biger nachweisen muͤsse. Um dieser Vorschrift zu ge-
nügen, ist jedoch eln- vollständigerBeweis über den

erforderlichen Vermögensbeslt eben so wenig noth-
wendig, als es auf die Einhaltung der im streitigen.

Beweilsverfahrenvorgeschriebenen Vormen anzukom-
men hat. W. und H. haben nun zwar innerhalb
der vorgeschrlebenen Tage keine Erwähnung vor: dem.

Gerichte der ersten.Instanz darüber gemacht, pdaß fle
Vermsgenbesitzenund welches; es hat aber die erste,
Instanz in ihrem Adjudlkationsbeschelde bestäligt,

daß die Bezahlungsmittel und die Zahlungsfähigkeit
Belder gerichtsbekannt, Beide Kapitallsten selen, Und'

H. auch noch ein nicht unbedentendesAnwesenbe-

sitze; und eben sowohl verdienen auch dle Verms-

genszeugnisseBerücksichttgung,welche erst, nachdem
das nunmehr bestrittene zweitrichterliche Urthell ver-
kündet worden war, beigebracht worden sind“. —
(Leicht möglich, daß obige Frage, wenn fie sich dem

obersten Gerlchtshofe wieder Sraersell,Aufgabeei-

ner Plenarberathung wird. S
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scheide. DieBeschwerdeführungdarüber steht auch
solchen Interessentenzu, welchefrüher in Betreff
des Einlösungsrechteskeine Erklärung abgegeben, aber
von dem Vollzuge des Bescheides eine Beeinträch-
tigung ihres Rechtes zu besorgenhaben. 17) Einem

Interessenten, welchem, vordem Bescheidekeine Ge-
legenheit zum Vorbringen eines Einsprüches gegen
die SolvenzeinesEinlösungsaspiualbten gegeben war,
steht vorerstder Weg der Remonstration offen, die

Berufung an den Oberrichter #erstnach Zurückwei-
sung der Remonstration. Uebrigens finden die all-
gômeinen Vorschriften, betreffend die Berüfung im

Exekutionsverfahren, auch hier Anwendung."“.Insbe-
sondere gilt dies auch von der Beschränkng der
Oberberufungsbefugniß, welche gleichmäßig)wie für
den Schuldner, aulchfür die bei der Exekution aktiv
Betheiligtengilt. 18).

Mlittheilungenaus der Praris.
4

..

...... .. - -, !«.- I-

Konsenserklärun , aus längerer NRlchtbeantwortungelnes.
Beriefes abgelektet. Einkaufskommisston.

euffert's Archiv Bd. 1 Nr. 40, Bd. 4 N. 211, Bb. 5¾l *1 Nr. 117. : *“

——i22Val. G.v. . 22. ·

Ja)PglLJOAGE.v.,-6.Mårz1851inS-.Hclnze·lmgkek
·«7zv.»Bcn»tz,undv«.«28.JunlszFXnCBaykrw.

Heuke. * „ 42%
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Lezeigte in der Hauptsache bereits geschehenwar,
erging Antwort auf jenen Brief, Empfangswpeiger-
ung wegen nicht gehöriger Ausführung des Auf-
trageserklärend. 6 «·«

In Beurtheilung der Klage des Kommissionärs
auf Erstattung seiner Auslagen wurde der Beklagte
(die Erbringung, einesdem Kläger aufgelegten Be-
weises vorausgesetzt) der verspäteten Antwoxt
wegen für empfangspflichtig erklärt. In den Ent-
scheidungsgründenerklärte sichder oberste Gerichts-
hof zu „Lübeck zwar, gegen die Ansicht mehrerer
Rechtslehrer, daß gus der Annahme eines Briefes,
ohne gegen, dessen Inhalt zu protestiren, allgemein
dessen Genehmigung folge, stellte aber dann, den
Krundsatz auf, daß den Gesetzenzufolle.
ui# Fr, 16 ad SC, Macedon, (14, 6), fr. 18

mand. (17, 1), fr. 4 S. 5 de ddej. et
nomin. (46, 1), fr. 2 pr. ad munieip.

50, 1), C. 2 si aliena res pign. (8, 16),
lement. 1C# 1 de procur.

eine stillschweigendeEinwilligung dann anzunehmen
sei, wenn Jemand, von einem auf seinenNamen
oder für ihn oder mit Gefährdung oder Beeinträch-
tigung Jeiner,Rechteunternommenen oder abgeschlos-
senen RechtsgeschäfteKenntniß erhaltend, dochdie

ücheihren Gang fortgehen läßt, ohne dagegen
All,protestixen,so anees sichzugleichvernünftiger
Weise erwarten ließ, daß der Andere einverstanden
sein werde;wobei die Gesetzeoffenbar von dem Ge-
sichtspunkteausgin en, daß es wider Treu und Glau-
ben verstoßenwülrde,hier erst den Ausgang abzu-
iharten, und je ziachdembüntt.gut oder schlimmalsfalle, das Geschäftwider sich gelten zu klassen
oder aufzurufen. Hierzu komme noch im gegebenen

FelledaßKläger in seinemSchreiben vom1. Sett.
jeMelnung ausgesprochenhabe, den Auftrag gut

ausgeführt zu haben, worin die Erwartung liege,
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im Falle der Mfbbilligungdieseausgesprochenzu
v.n

Bremer Handelsblatt v. 185. Beil. zu Nr., 152
55 576 f. 1) E

2.
-I :: 7. 11% « .-.- -(JI"-l

Zmdngsnachlaß.,sbedingt-durch.,Feststellllngseiksesnetragesx
““ In denMotiven einer oberstrichterlichenEnt-
scheidunßkommt vor.DK

. Aus denVerhandlungen ergibt sich nicht, zu
welchem. Betrage des Nachlasses der Beklagte
verpflichtet werden soll. Es sind dem Gläubiger K.

für feine in 300 fl. bestehendeForderung nicht be-
stimmte Prozente gebotenund zugesichertworden,
sonderndie Forderung wurde auf einen Massarest

1) Der Einsender des Artlkels (im Handelsblatt) be-
merkt am Schlusse: Das vorstehend aufsgestellteund
den kaufmännischen Anstlchten und den Bedürfnissen
des Handels gewiß entsprechende Prinzlp hat später
bel den Bremischen Gerichten vielfache Anerkennung
gefunden; indessen hatte das O. späterbin schon
mehrfach Oelegenbeit, # Uebertrelbung in Ausben-

tung. jenes Prinztipes zu warnen, namentlich in sol-
chen Fällen, wenn elue etwas frübere oder spätere
Antwort auf den ang des Oeschäftes doch keinen
Einfluß mehrhätte äußernkönnene
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6 nome. —

Dur Erläuterungdes §. 19 der bayer.Prioritäts-
ordnung. x

(Nachtrag zu Bb. XVIII S. 81 fl., S. 9r f.)

Der Herausgeber dieser Blätter hat bereits in
einer Nachschrift zu vorbemerktem Aufsatze (ebendas.
S. 107) darauf hingewiesen, daß eine Abhandlung
über denselben Gegenstandin Arnold'?s praktischen
Erörterungen aus dem Rechtögebiete,Heft IINr. IX
S. 163—234, eine dem preuß. Rechte sich au-

nähernde relative Sozietätstheorie (F. 27,
S. 193) aufstelle. Das Wesen derselben besteht
kurz darin, daß auch hier eine buchstäblicheAnwen-

dung des §. 19 Abs. 2 der bayer. Prioritätsordnung
für unzulässigerklärt wird, weil sierechtswidrig und
anderen Bestimmungen des Sypothekengesetzeswie
der Prioritätsordnung entgegen wäre (F. 36 S. 214,
dann S. 223), und daß dafür im engen Anschlusse
an den §. 521, I, 50 der preuß. GO. vorgeschlagen
wird, die solidarischeHypothek, soweit es ohne Ge-
fahr für sie selbstmöglich ist, pro rata des Erlöses
auf die zwei oder mehreren verhaftetenPfandobjekte
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zu vertheilen, und in dasjenige, was dann von jedem
übrig bleibt, nur die eben hierauf eingetragenenjün-
geren Hypothekgläubiger einrücken zu lassen. Vrgl.
§§. 39—42 S. 220 ff. und bes. §S.43 S. 225.
Bereits vorher wird im §. 27 S. 193 derEinwand
gegen diese Theorie für grundlos erklärt, daß sie
irrthümlich von dem Grundsatze ausgehe, als hafte
von mehreren für dieselbe Forderung verpfändeten
Objekten jedes nur nach Verhältniß seines Werthes,
so daßhiebei der gesetzlichfeststehendeGrundsatz der
Solidarität des Pfandrechtes vernachlässigtwäre.

Es wird gewiß auf den ersten Anblick einleuch-
ten, daß eine solche Erklärung weit rationeller und
annehmbarer als die wörtliche Anwendung sei; ob sie
aber auch mit den positiven Vorschriften der bayer.
Prioritätsordnung im möglichsten Einklange stehe,
dürfte eine andere Frage sein. Mittlerweilen hat
aber diese relative Sozietätstheorie die Aner-

kennung und Bestätigung in einem oberstrichterlichen
Erkenntnissegefunden. Der Fall war inseinen we-

seytlichen Grundzügen etwa folgender1): s,

Ein in Gant gerathener Schuldner K. besaß
ein Hauptgut mit dem Erlöse von 2000 fl., und ein

Nebengut, welches um500 fl. verkauft wurde. Die
hypothekarischeBelastung beider Güter war folgende:

Folium I. —. Erlös 2000 fl. Folium II. — Erlös 500 fl.
1835. Gläub. A. 2000 fl. solib. 1835. Glänb. A. 2000 fl. solld.
1815. , K. So0

fl.
13840. Gläub. O. 300 fl solid.

1840. „ O. Soo fl folib.
"%

Da bei einem Gesammterlöse von 2500 fl. eine
Hypothekenlast von 3000 fl. vorhanden war, so
müßten 500 fl. verloren gehen; wer hatte diesenVer-
lust zu erleiden?

1)) Der Fall wurde hier zur leichteren Ueberslcht in den

Summen etwas verelnfacht; alle erheblichen Umstände
desselben sindqber treu wiedergegeben.
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* Nach dem Wortlaute des §S. 19 Abs. 2 sollten
alle drei Forderungen in eine Reihe gebracht, und
nach der Zeitfolge ihres Eintrages aus der vereinigten
Masse bezahlt werden. Hienach wären A. und R.

anz zum Zuge gekommen,O. hätte nichts erhalten;7 erkannte auch wirklich die erste Instanz. — Nach
dem von unserenBlättern in obigemAufsatzeverthei-
digten Systeme der Spezialität und Priorität, und
insbesondere nach den am Schlusse (Bd. XVIII,
S. 102 und 103) aufgestelltenVollzugsvorschriften
könnte R. als der der solidarischenHypothek im Alter
nächstfolgendeGläubiger verlangen, daß die Anwei-
sung in der Art geschehe,dahA. den Erlös des
Nebengutes mit 500 fl. ganz, dagegen von dem
Hauptgute nur einen Zuschuß von 1500 fl. erhielte,
und ihm hiedurch auf dem letzteren das vollständige
Nachrücken in die frei gewordenen500 fl. möglich
machte; O. müßte dann wieder leer ausgehen. Diese
Lösung würde also im vorliegenden Falle zu-
fällig mit der erstenund erstrschterlichenübereinstim-
men. — Nach der relativen Sozietätstheorievon

Arnold's Erörterungen wäre, wie nach der preuß.
G. I, 50 §S. 521, A. aus dem Erlöse beider Hy-
pothekobjektepro rata zu befriedigen, würde daher
auf das Hauptgut mit 1600 fl., auf das Nebengut
mit 400 fl. eingewiesen,,dort blieben 400 fl. für R.,
hier 100 fl. fürO. übrig, so daß der jüngste Gläu-

biger nicht ganz durchfallen, R. dagegen100 fl. ver-

lieren müßte. Da diese Summen weit größer sein
könnten (und auch wirklich um das Zehnfachegrößer
waren), so wird ersichtlich,welchesInteresse bei den

abweichendenErgebnissensich an die Anwendung des
einen oder des anderen dieser verschiedenenGrund-
sätzeanknüpft.

Daas k. Appellationsgerichthuldigte wirklich der

zuletzt erwähntenrelativen Sozietätstheorie, indem
es auf die Berufungen beider Nachgläubiger abän-

*
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dernd zu Recht erkannte: Aus den zwei Kaufschillin-
en zu 2000 fl. und zu 500 fl. sei vor Allem A. mit

feinelForderung von 2000 fl. nach Verhältniß
der Größe der beiden Kaufschillinge zu be-

friedigen, worauf erst aus dem verbleibenden Reste
des Kaufschillings für das Hauptgut zu 2000 fl. R.
mit seinem Kapitale von 500 fl., und aus dem Reste
des Erlöses für das Nebengut zu 500 fl. O. mit sel-
nem Kapitale von 500 fl. zu befriedigen sei. Die
Entscheidung5gründehiezu bemerken vor Allem, daß
unstreitig hler der S. 19 Abs. 2 der Prioritätsord-=
nung in Anwendung zu kommen habe, und fahren
dann fort:

«

„Alleln, da die Bestimmungen des §. 19 der Prlorl-
tätsordnung, seinem Wortlaute nach angewendet; mit
den Vorschriften des §. 17 der Prlorktätsordnung, dann
pen Bestlmmungen des Sypothekengesetzes§. 11, 33
und 39 über Spezlalttät und Rangverhältnisse der
Hypotheken, welche nach . 61 auch im Gantverfahren
über das Vorzugsrecht der Hypotheken zur Entscheldung
zu dienen haben, im vorllegenden Falle in Kollislon

treten würden, well hlenach die Forderung des R
, welche auf dem Nebengute gar nicht versichert ist, aus

dem Erlöse desselben glelchwohl auch in II. Klasse be-
friedigt werden soll (7), während doch nach 8. 17
der Priorltätsordnung ein Hypothekgläubiger in keinem
Falle auf ein Gut, das ihm nicht verpfändetist,
angewlesen werden soll, und die angeführten §#. des

Hypothekengesetzes bestimmen, daß Hypothekenrechtenur

auf jenen Sachenerworben werden, welche für eine
Forderung verpfändet wurden, und der Vorzug unter

den Sypotheken sich ohne alle andere Rücksicht nur
nachdem Zeltpunkte richtet, wie auf ein bestimmtes
Gut jede Gypothek vor der anderen eingetragen ist. —

so: können dieBestimmungen des 8. 19 der Priorltäts-
ordnung nur insowest zur Anwendung gebracht werden,
als fle nicht der ausdrücklichen Vorschrift des 8. 17
der Prloritätsordnung und den angeführten Bestim-
mungen des Sypothekengesetzeswiderstreiten.
:: Dadurch wird nun zwar der Inhalt bes K. 19 der

.,Prloritätsorbnung in einer selnen Worllaut einschrän-
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kenden Welse zur Anwendung gebracht; alleln da hier
verschledene gesetzlicheBestimmungen, welche, da das

Hypothekengesetz und die Prlorltätsordnung am näm-
lichen Tage verkündet wurden, einander ulcht derogiren,
mit elnander im Wlderspruche steben, so muß dle strel-
tige Frage über die Lokation der Forderung des Ap-
pellanten O. nach allgemelnen Rechtsgrund-
sätzen über die Rechte der Hypothekforde-
rungen entschieden werden.

Dieses vorausgeschickt kann daher nicht, wie der Un-

terrichter gethan, der Erlös der fraglichen belden Hh-
pothekenobjekte zusammengeworfen und derselbe sofort
zur Befriedlgung der Hypotheken, welche auf dlesen
Objekten eingetragen sind,dem Alter nach, ohne Rück-
sicht darauf, ob dieselben auf belden Objekten versichert
sind over nicht, und insbesondere zur Befrledigung der

Forderung des R., welche nur auf demHauptgute,
nicht aber auf dem Nebengute vorslchert ist, ver-

wendet werden, sondern es hat a) vorerst dle Befrle-
digung des A. mit der im Ganturthelle elngestellten
Summe in Haupt= und Nebensache aus dem Er-

löse der belden fragllehen Objekte nach Ver-

hältniß der Forderung zu geschehen; b) aus

dem Reste, der hlernach aus dem Erlöse des Haupt-
gutes verblelbt, hat die Befriedigung der Forderung des

, wie sie dem Betrage nach unangefochten in das

Ganturtheil eingestellt ist, und c) aus dem Reste des

Erlöses, der nach verhältnißmäßlger Verwendung des

Erlsses des Nebengutes zur Befriedigung ver Forderung
des A. noch verblelbt, die Forderung des- Appellanten,
wie sie im Ganturtheile aufgeführt ist, zu geschehen.

Die Bitte des Appellanten O., dle Forderung des A.

ausschließend auf den Erlös des Hauptgutes und nur

den allenfalls hieraus nicht zur Bezahlung gelangenden
Rest auf den Erlös des Nebengutes anzuwelsen, kann

aicht gewährt werden, well die Befrledigung der Gläu-

biger im Konkurse in der Art zu geschehenhat, daß
ohne Beelnträchtigung der Rechte des Einzelnen die
sglichste Befriedigung der übrigen Gläubiger erzielt
wird; im vorliegenden Falle aber elne wenigstens thell-

weise Befriedigung der Forderung des R. unmöglich
wäre, wenn dem Antrage des Appellanten statt gegeben
würde.“
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Auf das Revisionsgesuchdes R., welcher das

erstrichterlicheUrtheil wieder hergestellt sehenwollte,

bestätigteder oberste Gerichtshofvielmehr das Er-

kenntniß derzweiten Instanz aus den demselbenbei-

gefügten Gründen.
OAGE. v. 4. März 1853 in Kratzer's Gant-

sache.— RNr. 13925% 1

Das Gewicht dieser Gründe dürfte wohl kaum

ausreichen, die Bedenken zu beschwichtigen, welche
sichdagegenin der Richtung erhebenlassen, um der

von dem Aussatzeunserer Blätter anempfohlenen und
im erstrichterlichenPrioritätsurtheile faktischauch nie-

dergelegtenLösung den Vorzug zu vindiziren.
.10)Die Fassungdes §. 19 im Regierungsentwurfe
der Pr. O., an welche sich unsere Lösung genau an-

schließt,hatte die Billigung der Kammer der Abgeordneten
erhalten, zwei von den drei Faktoren der Gesetzgebung
waren also darüber einig; die Kammer d. RR.
mißbilligte den Entwurf im Prinzipe nicht, sie fand
ihn nur unklar, wollte ihn „durch eine Unschrei-
bung nur verdeutlichen“, die aber unglücklicher
Weise den Sinn umdrehte; mithin wird die Rückkehr
zum Geiste des Entwurfes wohl die natürlichste Art

der Auflösung darbieten. (Vergl. oben Bd. XVIII
S. 87 Nr. 6 und S. 90). .

2) Die Lösung in Arnold's „praktischer
Erörterung“, von ihr selbst relative Sozie-
tätstheorie genannt, gibt im Grunde die Regel
der preuß. GO. 1, 50 §. 521 wieder; diese hatte
schon die Kammer d. RR. als Gegenvorschlagin
Auregung gebracht, die Kammer der Abgeordneten
aber abgelehnt, mithin hat diese Auslegung die ent-

schiedeneMißbilligung der Gesetzgebunggegen sich.
J,) Unsere Lösung steht mit dem ersten Absatze
des §. 19 im innigsten Zusammenhange,ist nur eine

Konsequenzdesselben, wie schon im obigen Aufsatze
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bei Gelegenheitund am Schlusse des dort Aussstellten ersten Falles angedeutet ist (Bd. XVIII,
S. 98); gleichwie dort in derKollision den Kur-
rentgläubigern gegen die Nachhypothekender Nach-
gang angewiesenist, so läßt nunmehr der Absatz 2

unter mehreren Nachhypothekgläubigernden jüngeren
gegen den älteren zurückstehen,9 nichtals gleich-
betheiligten Sozius brüderlich neben ihm hergehen.
UnsereLösung scheint daher mit dem ganzen Systeme
und Zusammenhange des Gesetzesin besseremEin-
klange zu stehen.

«

4) Die Worte im §. 19 Abs. 2: „ohne Un-
terschied, auf welche Gründe sie ursprüng-
lich eingetragen waren“, welche imWesentlichen
schon im Entwurfe standen, über die daher Jeder-
mann einig war, werden von der „praktischen
Erörterung“ ganz gestrichenund außer Anwen-

dung gesetzt(I. 40 S. 223), — nach unserer Lö-
sung behalten sie eine Wirkung, die nur auf einen
vlel engeren Umkreis zurückgeführtist. (Bd. XVIII,
S. 87 Nr. 5, S. 103 und 104

5) Die Bemerkung der appellationsgerichtlichen
Entscheidungsgründe,nachdemeerstrichterlichenUrtheile
solle die Forderung des R., welche auf dem Neben-

gute gar nicht versichert sei, gleichwohl aus dem Er-

löse desselbenauch in zweiter Klassebefriediget wer-

den, ist durch nichts gerechtfertigt, weil sie von der
dunkeln Vorstellung eingegebenist und gleich vorne

herein von der stillschweigendenVoranssetungaus-

geht, als sei die solidarischeHypothek von Rechts-
wegen auf den zwei Objekten pro rata vertheilt,
was doch dem Begriffe der Korrealität und den po-
sitiven Vorschriften der Prioritätsordnung geradezu
entgegen ist. R. verlangt keinen Kreuzer von dem

Erlöse des Nebengutes;vermöge des ihm als dem
älteren Nachgläubiger vondem Gesetzeeingeräumten
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Vorrechtes, die Ausweichung in seinemInteresse zu
verlangen, darf er nur mit Zuversicht erwarten und

darauf bestehen, daß A., dem es völlig gleichgiltig
sein muß, seineBefriedigung zunächstaus dem ganzen
Erlöse des Nebengutes annehme und nur den hier
nicht gedecktenRest von 1500 fl. auf dem Haupt-
gute angewiesenerhalte. Das zufällige Verhältniß
von Haupt= und Nebengut darf nicht zu der Ansicht
irre leiten, als sei die Haftung des letzteren für die

solidarischeHypothek eine blos zur Aushilfe bestimmte,
oder als müssemit der Befriedigung aus dem Haupt-
gute der natürliche Aufang gemacht werden.

6) Auch dem Prinzipe der Publizität
ist unsereLösung angemessener,wie sich gerade an

obigemFalle recht anschaulichnachweisen läßt. Denn
als O. im J. 1846 seine 500 fl. als das jüngste
Kapital herlieh, fand er auf dem Hauptgute bereits
2500 fl., auf dem Nebengute2000 fl. vor sich ein-

getragen, und den vollen Werth beider Massenbe-
reits von Hypotheken erschöpft; er konnte daher sehr
wohl einsehen, wie hoffnungslos die von ihm doch
bezielte weitere Deckung sei. R. dagegen, als er im

J. 1845 seine 500 fl. vorstreckte,fand sich auf dem

Hauptgute zwar auch schon 2000 fl. vorgehen, also
dessenwahren Werth mit Pfandrecht schonbelastet;
allein er konnte und durfte so argumentiren: A. hat
noch eine zweite Hypothek auf dem Nebengute; kommt
die Sache zur Gant, so kann und muß er sich nach
dem Gesetzemit 500 fl. dort hinüber weisen lassen
und mir auf dem Hauptgute für eben so viel das

Feld zum Nachrücken räumen. Aus dieser sich ganz
auf positive Gesetzeund zwar auf die beiden Absätzedes

§. 19 der Prioritätsordnung stützendengünstigeren
Lage konnte ihn auch O. durch seine um ein Jahr
jüngere Hypothek nicht wieder verdrängen.
- 7) Die „praktische Erörterung“ macht
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im §. 43 (S. 225) die Bemerkung, welche auch
das appellationsgerichtlicheErkenntniß sicham Schlusse
obiger Stelle aneignete, jeder nachstehendeHypo-
thekgläubigerhabe das Recht, eine solcheVertheilung
der vorstehendensolidarischenHypothek zu verlangen,
daß jeder der Nachhypothekenmöglichst viel zur
Befriedigung übrig bleibe; .. die nachfolgenden
Gläubiger stündensich in dieserBeziehung mit glei-
chen Rechten gegenüber. Dieser Satz, schon im
§. 17 (S. 181) aus einer Communio incidens der
Gläubiger im Konkurse hergeleitet, ist durch die po-
sitiven Vorschriften der bayer. Prioritätsordnung nicht
gerechtfertigt; diese hat vielmehr auch unter den nach-
folgenden Hypothekgläubigerneine Rangordnung zur
Ausübung des Rechtes, die Ausweichung und gün-
stigere Vertheilung der solidarischenVorhypothek zu
erlangen, ausgestellt, und zwar nach Maaßgabe
ihres eigenendurchlaufendenAlters im Festhaltendes
Grundsatzes: Prior tempore, potior jure.

8) Wer diesen Gesichtspunkt festhält, und vor
Allem mit dem Nachdenkenauf der oben im Punkte
6 gezeigtenUebereinstimmungmit dem Prinzipe der

Publizität verweilt, der wird sogargegen die S§. 30,
32 und 33 der „praktischen Erörterung“ zu-
gebenmüssen,daß der Grundsatzder bayer.Prioritäts=
ordnung von sehr rationellen Gründen unterbaut, daß
er folgerichtiger, gerehterund weiser sei als der der
preuß. Gerichtsor mag.

Denn wenn nach der Na-
tur des Pfandrechtes der solidarischePfandgläubiger
die Wahl hat, aus welchem Objekteer seineBefrie-
digung verlangen wolle, wenn ferner die Theilung
unter mehrerenSelbstschuldnern— correi debendi
— nicht ipso jure, sondern nur ope exceptionis
vor sich geht, so ist es gewiß natürlich, wenn jenes
Wahlrecht aus dem Grunde der Unzulänglichkeitbe-

schränkt werden soll, daß für dessenAusübung der

nächstältesteHypothekgläubigersubrogirt werde, und
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daß die Beschränkungdarauf hinwirke, die nachgeh-
ende Hypothek, und unter mehreren die ältere vor

der jüngeren möglichst zu erhalten, nach dem Satze:
alteri per alterum iniqua conditio inferri nequit.
Gleichwie aus reif bemessenenGründen dem Gläu-

biger, der die Immission oder Auspfändung erwirkt
hatte, durch eine rein positive Bestimmung ein Vor-

zug in der vierten Klasse eingeräumt ist, so wird dem

eingetragenen Nachhypothekgläubigerein benelicium
excussionis, d. h. das Privilegium gegeben,eine solche
Vertheilung der ihm vorgehendensolidarischenHypo-
theken, so weit es ohne deren Nachtheil geschehen
kann, zu verlangen, daß seine ältere aufrecht erhalten
und ihr der Vorzug vor der jüngeren auf einem an-

deren Objekte bleibe.

9) Nur im Vorübergehen soll noch berührt
werden, daß nach unserer Lösung der Erlös jedes
nach und nach verkauften Hypothekobjektessogleich
vertheilt werden kann, mit dem Vorbehalte, die Aus-

gleichungenzuletzt zu bewirken, während nach der
Theorie der relativen Sozietät die unvermeidliche
Ratenberechnungnie vor dem Verkaufe aller Hypo-
thekobjektemöglich wäre. Würde z. B. im obigen

Faledas Nebengut erst um ein Jahr später ver-

auft, so könnte A. unbedenklichgleich Anfangs den
vollen Erlös des Hauptgutes mit 2000 fl. an sich
ziehen; wenn aber im folgenden Jahre das Neben-

gut versteigert wäre, so hätte er dessenErlös mit
500 fl. auch noch zu beziehenund dafür von dem schon
erhaltenen Erlöse des Hauptgutes dem R. eben so viel
wieder hinauszugeben, was er leicht dadurch bewirken

könnte, daß er dem R. den vollen Erlös des Neben-
utes durch Anweisung überließe. Die Folgerung,8. werde nun aus einem Gute bezahlt, auf dem

eine Hypothek für ihn gar nicht eingetragen sei, ist
daher nur scheinbarund leicht zu widerlegen.

Diese Gründe werden genügen, um den am
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Schlussedes obigenAufsatzes (Bd. XVIII, S. 103)
aufgestellten und anempfohlenen Vollzugsvor-
schriften für künftige. Fälle noch mehr Nachdruck
zu verleihen. *#"“.

Mittheilungenaus der Praris.
1.

Inzldentrestltution, elne Art der Wiedereinsetzung gegen den

Ablaufdes Beweistermines; Unzulässigkelt verselben, wenn bei
gehöriger Fleißanwendung die neuen Behelfe schon früher
eimutdeckt und rechtzeltig geltend gemacht werden konnten.

..Die immer häufiger werdenden Inzidentrestitu-
tionsgesuche beschränken ihre formelle Begründung
meistens auf die Anführung und das Anerbieten des
Eides, daß der Appellant erst seit dem angefochtenen
Urtheile oder in den letzten 14 Tagen die neuen Be-
weismittel entdeckt habe, ohne sichdie mindesteMühe
zu geben, darzulegen, warum solchesbei gehörigem
Fleiße nicht bereits früher und im Laufe des Beweis-
termines möglich gewesensei. Wie ungenügend und

verwerflich eine solcheArt der Begründung sei, läßt
ein oberstrichterliches Erkenntniß aus der neuesten
Zeit ersehen. .

Die beklagten Grundholden, gegen welche ihr
Gutsherr den Bestand eines von ihnen widersproche-
nen Frohngeldes zu beweisen hatte, versuchten ihren
Gegenbeweisan gehörigerStelle bereits im J. 1851,
wurden aber bei hergestelltemKlagsbeweisein erster
und zweiter Instanz zur Fortentrichtung verurtheilt.
Hiegegen wendeten dieselbenim Juli 1853 die Re-

vision ein, trugen aber drei Monate später mit

Hilfe eines Inzidentrestitutionsgesuches einen angeb-

ich,in den letzten 14 Tagen erst zu ihrer Kenntniß
gekommenen Fixationsvergleich aus dem J. 1664
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nach, der in dem Archive ihres früheren Gutsherrn
hinterlegt war, und aus welchemdiePersönlichkeit,
somit die Erlöschung der streitigen Reichniß hervor-
gehen sollte. Vom obersten Gerichtshofe wurde das

Inzidentgesuchals formell unzulässig (und auch der

Sache nach unerheblich) abgewiesen. Ersteres geschah
aus dem Grunde, — „weil die Inzidentrestitution
wegen aufgefundener neuer Beweismittel eine Art
der Wiedereinsetzunggegen den Ablauf des Beweis-
termines, die nur gelegenheitlichin der höheren In-
stanz nachgesuchtwird, bildet, mithin nicht nur, wie
auch der diesseitige Plenarbeschluß vom 14. Dez.
1843 (Reg.Bl. 1844 S. 35 und 43) feststellte,an
den 14 tägigen Termin des Art. 38 der Novelle v.

1837, sondern auch vermöge der darin begriffenen
Zurückweisung an die im Art. 36 lit. c erwähnte
Bedingniß gebunden ist, daß irgend ein Hinderniß,
des angewendeten größten Fleißes uner-

achtet, die Erlangung der bezielten Beweismittel

verzögert habe, — im gegebenenFalle jedoch auf
keine Weise angeführt oder wahrscheinlichHemochtist,
warum jene Schritte, welche die neuen Behelfeaus
den Schw. . . schenArchiven im Okt. v. J. in die
Häude der Beklagten brachten, denselbenErfolg nicht
schon früher und vor Ablauf ihres Gegenbeweister-
mines haben konnten, es mithin ihrer Seits an der

rechtzeitigenBewerbung fehlen mußte.“
OAGE. v. 16. Aug. 1854. Ryr. 150%

2.

Beschädlgung eines Dienstboten oder Taglshners aus Anlaß
selner Dienstlekstung.

Einem EntschädigungsanspruchesolchenBetreffes
etzteder Dienstherr unter Anderem entgegen,Kläger
abe selbst seinen Unfall veranlaßt, indem er den
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ihm gegebenenAuftragnicht habe annehmenmüssen..
Ueber diesenEinwand äußern die Motive der oberst-
richterlichenEntscheidung:

Dem Kläger, als einem Menschen, welcher von

dergleichen mechanischenVerrichtungen lebt, ist es

nicht zuzumuthen, mit seinem Lohnherrn deßhalb zu
brechen, und sich die Aussicht auf künftigen nachhal-
tigen Erwerb zu entziehen, weil dieser nicht die ge-
hörige Vorsicht anwendet; es ist dem Kläger nicht
zu verübeln, daß er .# auf die Autorität seines
Lohnherrn hin dem Auftrage in der von diesem vor-

geschriebenenWeise unterzog. In solcherAnnahme
eines gefährlichen Auftrages liegt kein Grund, dem

chadten das Recht auf Schadloshaltung zu ent-
ziehen 1) .

OAGE.·v.12.Dez.1853.Nr.1776«-3,.

3.

Provskatlomwegen gerichtlicherAnweisung, an oder dessen
Ordre keine Zahlung zu lelsten.

In Sachen des M. gegen N. wurde (im Exe-
kutionsstadium) dem O. gerichtlicheWeisung zuge-
fertigt, bis auf weiteres an N. oder für dessenRech-
nung nichts verabfolgen zu lassen. Dieses veran-
laßte den O., welcher in dieser Arrestverfügung die

Berühmung einer gegen ihn als Schuldner zustehenden
Forderung sah, zu einer Provokation gegen M.; er
wurde aber damit abgewiesen. In den Motiven der
oberstrichterlichenEntscheidungkommt unter Anderem
vor: Wenn Revident O. geltend macht, daß M. doch
jedenfalls durch die gestellteProvokationsklage von

der Sachlage Lenntußerhalten, und hiedurch genü-
gende Veranlassung gehabt habe, ausdrücklichzu er-

ären, daß er keinen Anspruchan Provokantenmache,

15 Bezugnahme auf Pr. 20. Ahl. 1 it. 13 F. 81.
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gleichwohl aber dies nicht gethau habe, so kann dar-
aus augenfällig ein rechtlicher Grund zur Aufrecht-
haltung der vorliegenden Provokation nicht entnom-
men werden. .

OAGE..v.4.Januar1850.Nr.64047«.,

Dr. Heinrich Lotz,
II. Staatsanwalt beim kal. Oberappellationsgerlchte

(Nekrolog#.)
Wenn Herz und Geist in schönem Vereine, wenn

hohe Wlssenschaftlichkeitund reicheKenntuiseGeschäfts-
ewandtheit und Berufseifer, sittliche Würde und treue

Ergebenheit gegen König und Vaterland einem Manne
Anspruch auf das chrende Andenken seiner Mitbürger
begründen, so hat sich dessender am 15. Sept. I. J. vom

unerbittlichen Tode schnell dahin geraffte II. Staatsanwalt
belm kgl. Oberappellationsgerichte von Oberbayern, Hr.
Dr. HeinrichLotz, um so mehr würdig gemacht, als alle
die genannten Tugenden bei ihm mit einer seltenen Be-
scheidenheltgepagrt, waren.

« «

Der Verblichene stammteaus einer geachtetenBeam-
tenfamilic und wurde am 14. Febr. 1803zu Marten-
burghausen, Logs. Haßfurtin Unterfranken, geboren.
Den vorbereitenden Unterricht im Lateinischen erhielt er

zu Haßfurt und absolvirte sodann 1815/20 das Gymna-

sun
in Würzburg mit solcher Auszelchnung, daß erin

edem Jahre den ersten Platz unter seinen Mitschülern
sich errang. 1820/25 widmete er sich auf der dortigen
Hochschulemit aller Liebe den allgemeinen Wissenschaften
und der Jurisprudenz, promovlrte schon am 19. April
1825 als Doctor Juris ulriusque, und veröffentlichte bei

dieser Gelegenheit eine sehr geschätzteAbhandlung unter
dem. Titel: Nonnulloe de Morac inilio ducestiones. Das

Sommersemester 1825 brachte er auf der Universltät Hei-
delberg zu, um seine juridischenKenntnisseunter den
dortigen berühmten Rechtslehrern noch mehr zu 1 en

und zu erweitern. Hier relfte in ihm der Entschluß, die

1) Aus der Neuen Münchener Bellage zu Nr. 230

(A. Okt. 1854).
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reln wissenschaftlicheLaufbahn zu betreten, und deshalb
wollte er sich auch nach seiner Ruͤckkehr von Heidelberg
bel der juridischen Fakultät in Würzburg habilitiren. Da
jedoch dieser sein Wunsch scheiterte, so wendete er sich
sofort dem praktischen Berufsleben zu, ohne sich je von

der ihm theuer gewordenen Wissenschaft zu trennen. Er
praktizirte nun von 1826 bis 1828 beim k. Landgerichte
Kitzingen, erstand im Jahre 1827 das juridische Staats-
Examen und erwarb sich auch hier den ersten Platz in
der J. Klasse, ungeachtet sich tüchtige Nebenbuhler mit
ihm um diese Ehre stritten. Seine dienstliche Laufbahn
war nunmehr folgende: 29. Mai 1828 Accessist am kgl.
Appellationögerichte des Unter-Mainfreises, 10. Januar
1832 funktionirender Aktuar am Landgerichte Würzburg

l d. M., 10. Februar 1833 Landgerichts-Aktuar zu Mar#c
steft, 26. Juni 1836 als Aktuar nach Dettelbach kommit-
tirt, 26. Dezember dess. J. zum Landgerichts-Aktuar da-
selbst ernannt, 21. August 1842 Assessorbei dem k. Ap-

belietionögerlchtevon Oberfranken, und 2. Dezember
dess. J. Nath bei dem Wechselgerichtezu Bamberg, dann
2. Mai 1848 Appellationsgerichtsrath in Aschaffenburg,
dabei vom 13. Dezember dess. J. bis April 1851 funk-
tionirender Oberstaatsanwalt, endlich 8. April 1852
II., Staatsanwalt beim kgl. Oberappellationsgerichte. In
llen diesenStellen gewann er sich durch seine Berufs-

treue und Gewandtheit die allgemeine Achtung, sowle die

Zuneigung und Freundscheftseiner Kollegen. Wic er sich
zur Staatsanwalktschaft hingezogen fühlte und von wel-
chem würdigen und erhabenen Standpunkte aus er das
Amt eines Staatsanwaltes betrachtete, das bezeugt am

besten seine Rede, welche er am 12. April 1849 bei Er-

öfnun)der ersten Schwurgerichtssitzung in Würzburg gc-
halten hat. (S. Neue Würzburger Zeitung 1849, Nr. 105.)
Er lebte mit ganzer Seele den verschiedenen ihm über-
tragenen Aemtern, verlor dabei aber nie die Wissenschaft
aus den Augen. Kinder seiner wenigen Mußeslunden
sind die zahlreichen Aufsätze in den „Blättern für Rechts-
anwendung“ 2), dann die vielen Referate in den „Sitzungs-

2) Auch unsere Zeltschrift hat durch den frühen Tod des eben
so edlen als hervorragend tüchtigen Mannes einen schweren
Verlust erlitten. Seine Beiträge vereinigen alle guten
Elgenschaften in seltener Weise: gründliche Gesetzkunde und

großen Erfahrungsrelchthum, Fruchtbarkelt, Umsicht und
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berichten der bayerlschen Strafgerichte“ und noch in den

letzten Tagen seines Lebens beschäftigte ihn die Mitwir-
kung an der (von Hru. Prof. Dr. Dollmann ediglrten)
„Zeitschrift für Gesetzgebungund Rechtspflege des König-
reschs Bayern.“

Neben der ernsten Rechtswissenschaft betrieb er zu
seiner Erholung die Musik und zwar nicht blos praktisch,
sondern auch theoretisch. Auf dem Klavlere hatte er es

ur vollsten Meisterschaft gebracht, aber er liebte nur die

KasuscheMusik, und konnte sich mit den Kompositionen
des musikalischen jungen Europas, wie er sich scherzend
auszudrücken pflegte, wegen ihrer Barockheit und Sell-
tänzerelen nicht befreunden, obgleich er auch in der Fin-gerzertigkteitseines Gleichen suchte. In seinem Privat-
und Famillenleben war er das Muster eines Freundes
und Famllienvaters. Am 15. August 1835 hatte er sich
mit Isabella Bauer, einer Tochter des k. Oberzollinper-tors Bauer, welcher am 28. Januar 1845 zu Würzburg
in seinen70. Jahre, allgemein geachtet und betrauert,
starb, verheirathet, und diese Ehe war durch drel Kinder

gelegnet.Sein erstgeborner Sohn Ludwig, ein äußerst
talentvoller Knabe, starb in einem Alter von 10 Jahren,
und sein Tod verursachte dem Herzen des liebenden Va-
ters eine nie vernarbende Wunde. Das zweitgeborene
Töchterchen erreichte ein Alter von nur 10 Monaten.
Möge Gott seinen jüngsten nunmehr 13 jährigen Sohn
Heinrich, wie den Erben des Namens, so den Erben
der Tugenden des Vaters werden lassen, und die theuere
trauernde Gattin in ihrem herben Lelde trösten!

Dr.

Schärfe der Erwägungen, Reise und Richtigkeit des Urtheils,
Bestimmtheit im Ausdruck der gefaßten Meinung, ein schö-
nes Ebenmaß der klaren, reinen überzeugungskrästigenDar-

stellung. S.

Gnomc.

Hier meine Melnung, stell' die deine glelch entgegen;
Aus solchem Wlderspiel erwächst der Wahrheit Segen.

* . A. Seuffert. Verl.: Palm &4 Enke (Adolph Enke)i** 7n in — Druck von Junge & Sohn.
"
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In ha: e &Frankire 0, nffanktateWaarenversendung.#nr. ODfssetie und Abschluß. Erklärung mit umg de
Groôßhandel und Alelnbaudel. —

Haablundee Kauspre 7. rm-
abatt. Zineverbindlichkelt des Zablung mit Wechlseln.

Kann der Verläuser, bel g 5%%Wsd Wechsels.
u rachts

» , longsanspssuch
dessruchlsnhtekoastnnngndelnqtek Sinnes-on ulcht 8 udet. —

Spedielen. Spebiiensgun- #zur. Verfügung elnce Drilten Haste!
der Srediteur lür eschädigungen 8 EuwendungenMirent des
Traneportes? Vesrelt Annahme der Lare von elle des4 essarenden Spedlieur von der Hastung? Kann dierielt aare demSpe-
dlieur belncgeschlagenwerden? — Kenmission. Wlrt de-s

ommilttenten durch den Kommissionär. Auerkennung des nko-
orrents, in welchem die betrüglichen Aufätze vorkommen

ass r saoe gegen einzelne itvertlagie keine unzulaͤsslge Klaz=ud — reilpunktavccändccung in dritter Justanl. — Geltend.
machung von Suretgdes Exekultioprogessesim N der Nachklage.
Gerlchteste omFensationeeinrede gegen die Spollenklage. —

t

kung. Vertreiung der BDesiver ibrer Wegananbendurch dle Gemeinde. —
Erstes Irihlverlängerungengesuch. Ersorderulsse. Solge des Mangels an

gebörlger Begründung.

Merkantilrechtliche Mittheilungen aus der Praris der
Frankfurter Handelskammer.)

I. Waarenkauf. Franklrte und unfrankirte Waarenversen-
dung. Tragung der Gefahr. Offerte und Abschluß. Erkl#-
rung 9 umgehender Post. Großhandel und Klelnhandel.

Wenn eine Bestellung von Waaren unter
der ansiseBestimmung geschehenist, daß die-
selben frei an einen gewissenPlatz gestellt werden,
so ist hieraus zu folgern, daß die eigentlicheLiefer-
— —

1) besefrachteaus dem im Laufe des J. 1854 erschiene-
nen Buche: „Ausgewählte Gutachten der Handels-

kammer zu Frankfurt am Maln. Eine Quelle des

Handelsrechtes. Herausgegeben von Dr. Konrad Malß.
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ung auf dem bestimmten Platze geschehensolle.
Demzufolge war die Versendung auf Gefahr und

Kosten des Versenders und resp. Verkäufers geschehen,
also aller, während des Transportes an der Waare zu-
gegangene Schaden und Nachtheil von diesem zu tragen.

2) Diejenigen.Waaren, deren Versendung nicht
franko geschehen, und wobei in Bezug auf die Ge-

fahr keine besondere Verabredung getroffen ist, sind,
allgemein anerkannten kaufmimischenGrundsätzenzu-
folge, als auf Gefahr des Käufers versandt zu betrachten.

3) Bei Frankolieferungender zu Wasser ankom-
menden Güter ist nach der kaufmännischen Sprach-
weise an und für sichgemeint, daß die Lieferung von

dem, welcher sie zu leisten hat, auf seine Kosten
nur bis an das Ufer, d. h. bis der Nand des Fahr=
zeuges den Ausladeplatz berührt, zu bewirken sei,
also der Empfänger (Destinatar) die Kosten der Aus-

ladung und die städtischenGebührenzubezahlen habe.
4) Eine briefliche Anfrage der Art:

ob Adressat z.B. 10 Oxhoft Spiritus der

angegebenenQualität zu dem bezeichneten
Preise brauchen könne? — für welchenFall
man werthe Resolution erbitte —

ist nach kaufmännischemBegriffe überhaupt keine
verbindliche Offerte, keine solcheOfferte, welche
durch einfacheAcceptation von selbstin einen festen
Vertrag umgewandelt werden könnte. Eine solche
Anfrage, eine solcheBitte um Resolution stellt sich
vielmehr als ein bloses Ausbieten der Waare,
dem Feilbieten zu vergleichen, wo der Verkaufs-
und Kaufvertrag erst dadurch zu Stande kommt,
daß erst noch ein besonderer Abschluß statt-
findet. Der Kaufmann, der seine Waare nicht
an selnem Wohnorte an den Mann bringen kann,
pflegt deshalb öfters an andereOrte zu schreiben
und siegleichzeitig an mehrere Kunden auszubieten;
er würde in seiner Absicht ganz mißverstanden und

großem Nachtheile ausgesetztsein, wenn Jeder, an
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welchen eine solche Anfrage gelangte, durch deren
Bejahung ein festes Recht auf die Waare erlangen
würde, welche unterdessenvielleicht anderweit begeben
sein kann, oder deren einzelne, gerade in jenem Briefe
erwähnte Muster und Sorten nicht mehr oder nicht
alle mehr bei dem Eintreffen der Antwort vorhanden
sind. Während seine Ausbietschreiben laufen, kann
der Kaufmann nicht sein Magazinschließen, Kauf-
lustige, die unterdessenan Ort und Stelle eintreten,
nicht abweisen, Korrespondenz nicht abbrechen. —

Wollte man aber einem solchenAusbietschreiben dem-

ungeachtet eine verbindende Natur beilegen, so wäre
doch (so ferne der Schreiber des Briefes nicht aus-
drücklich bemerkt hätte, daß er innerhalb eines ge-
wissenlängerenZeitraume5 dem Adressatendie Waare
an Handen lasse) das Zustandekommen eines Ver-

trages dadurch bedingt, daß der Adressat die Offerte
zeitig, d. i. mit umgehender Post, acceptire. Denn

sonst wäre ja der Offerent in ganz unbestimmte Zeit-
ferne an der Verfügung über seine Waare gehindert,
der Adressat aber hätte eine offene Prämie, ob und
wann er sich erklären wolle. Eine solcheUngleichheit
der Lage kann in der Absicht keiner der beiden Par-
teien liegen und widerstreitet derkaufmännischenOrd-

nung noch ganz besonders bei Waaren von wechseln-
dem Courswerthe, dessenSchwankungen der Adressat
in keiner Weise durch Zögerungen zum Nachtheile
des Offerenten darf benützen wollen. Der Begriff
der umgehenden Post darf aber auch nicht ein-

seitig nach dem Verhältnisse des Adressatenbemessen
werden, also nicht danach, wann er den Brief wirk-

lich erst in seineHände bekam, sondernmit beider-

seitiger Gleichheit nach dem normalen Verhält-
nisse zwischenAbgang und Ankunft, also nach den

Zeiten des regelmäßigen Postenlaufes, da der

Offerent den regelmäßigenPostenlauf voraussetzen
durfte, überdies ein soccherBrief, wenn er verbind-
lich sein soll, für= Mechnungund Gefahr des Adres-

—“
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saten läuft, und der Offerent sichtlich inseinem Rechte
ist, wenn er, sobald er in der gewöhnlichenZeit keine
Antwort bekommen, also eine Annahme nicht erfahren
hatte, über die Waare weitere Verfügungen, sei es
als Eigenthümer, seies als Verkaufskommissionär, trifft.

5) Die Anwendung des Begriffes von Groß-
handel und Kleinhandel 1) wird im einzelnen
Falle von besonderenThatumständen abhängen. Wenn

Großhandel derjenige ist, bei welchem Käufer und

Verkäufer nur nach Zentnern, Ballen, ganzen Stücken
u. s. w., also in größeren Quantitäten miteinander
handeln, so wird es darum doch noch nicht als Groß-
handel angesehenwerden können, daß ein Konsu-
ment bei einem Verkäufer eine solcheQuantität auf
einmal nimmt. Wenn im Gegensatzeder Kleinhandel
derjenige ist, bei welchem im Einzelnen nach der Elle,
dem Päeke,Gescheide,dem Schoppen und nach au-

deren Unterabtheilungen der Zahl, der Marke und

desGewichtes verkauft wird, so wird doch auch durch
diese Definition die Schwierigkeit der Grenzbestim-
mung nicht immer gehoben sein 2). Bei dem De-

tailhandel des regelmäßigenKaufmannes ist das Feil-
bieten im offenenLaden erforderlich. Der Großhänd-
ler kann dessenentbehren.
II. Zahlung des Koufprelses, Skonto. Rabatt. Zinsver-
bindlichkelt des Käufers. Zahlung mit Wechseln 3). Kann
der Verkäufer, bei Nichteinlösung des empfangenen Wechsels,

auf die Kontraktklage zurückgehen? Beweislast.

1) Nach dem in Frankfurt bestehendenHan-
delsgebraucheund kaufmännischenSprachgebraucheist

1) Einen Fall elolllstischer Bedeutsamkeit des Gegensatzes
von Groß= und Kleinhandel s. in Seuffert's Ar-

chiv Bd. 2 Nr. 22. Vgl. auch ebd. Br. 5 Nr. 119.

2) Der Klelnhandel z. B. von f. g. kurzen Waaren...

verkauft bel vorkommender Nachfrage auch eine größere
Abtbellung an den unmittelbaren Konsumen-
ten, nicht zum Zwecke des welteren Handels,

2) Wgl. Seuffert's Archiv Bv. 2. Nr. 88, 89, 151.
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der Ausdruck Rabatt nicht gleichbedeutendmit dem
Ausdruck Skonto, sondern es walten zwischen dem
Sinne beider Ausdrücke wesentlicheVerschiedenheiten
ob, indem man unter Skonto den für gewisse
Waaren bei Komptantzahlung oder rechtzeitiger Ziel-
zahlung eintretenden üblichen Prozentenabzug am

Fakturapreise, unter Nabatt dagegen eine beson-
ders vereinbarte Preisminderung, einen verab-
redeten Nachlaß zu verstehen pflegt, wodurch jedoch
nicht ausgeschlossensein kann, daß . .. . . . bei gewissen
Artikeln (z. B. im Buchhandel) oder nach beson-
derer übereinstimmender Willensmeinung zweier Kon-
trahenten der Ausdruck Rabatt auch als gleichbe-
deutend mit Skonto (Escompte) gebraucht wer-

den möge.
2) Wenn auf Kredit, z. B. Ziel sechsMonate,

verkauft ist, so hat der Käufer nachder entschiedenen,
unter Handelsleuten bestehendenRechtsgewohnheit
vor Ablauf dieses Zieles irgend Zinsen nicht zu ver-

güten. Wenn gleichzeitig mit der Ueberlieferung der
Waare auch die Faktura, welche das z. B. sechs-
monatliche Ziel ausdrückte, dem Käufer zugestellt
wurde, so gebührt vom Eintritte dieses Zahlungs-
zieles oder Fälligkeitstermines an, bei unterbliebener

Bezahlung,dem Verkäufer die Vergütung von Zin-
sen, in Ermangelung abweichenderUebereinkunft zu
5 Prozent.

3) Wenn der Käufer dem Verkäufer zur Be-

zahlung des Kaufpreises einen mit Giro versehenen
Wechsel zusandte, und Letzterer den Empfang mit
der Bemerkung, er werde den Betrag nach Eingang
gutschreiben,anzelgte, so fragt sich, ob in dem Falle
der Nichteinlösung des Wechsels bei Verfall der
Giratar die Wechselregreßklageanstellen muß, oder
unter gleichzeitigerRückgabe des protestirten Wechsels
die Klage aus dem Kaufkontrakte im ordentlichen
Prozeß anstellen kann? Die letzteres bejahende
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AnsichtBender's #) ist nicht zu billigen; die ur-

sprüngliche Waarenforderung hat neben der Wechsel-
forderung nicht fortbestanden, vielmehr war die Waa-

renforderung durch die Rimesse ausgeglichen, und
konnte nicht der Käufer und Girant gleichzeitig in

doppelter Verbindlichkeit bestehen, einmal aus der

Waarenschuld und dann noch daneben aus dem von

ihm girirten Wechsel über den nämlichen Betrag.
Wenn der Verkäufer und Giratar unter einfacher
Zurückgabe des Wechsels dieKlage aus dem ursprüng-
lichen Kaufvertrage im ordentlichen Prozesse erhebt,
so hat er zu gewärtigen, daß ihm sogleichdie Ein-
rede der erfolgten Bezahlung mit zerstörender Wir-

kung entgegengesetztwerde. — Die Worte der Em-
pfangsanzeige, man werde den Betrag nach Ein-
gang gutschreiben,gebennur den Sinn, daß Giratar
den Wechselregreßsich vorbehalte, wenn der Wechsel
nicht bezahlt werde; der Wechselregreßist aber durch
gehörige Beobachtung der wechselmäßigenVerpflich-
tungen des Inhabers bedingt. Ward durch Nicht-
beobachtung solcher wechselmäßigerVerpflichtungen
der Wechsel mit Präjudiz behaftet, so lebt die aus-

LeglicheneWaarenschuld dadurch, daß der Bezogene
und Acceptant den präjudizirten Wechsel nicht be-

zahlte, nicht wieder auf. Der Inhaber kann nur

im gewöhnlichen Verfahren noch diejenigen belangen,
die sich sonst mit seinem Schaden ungerech-
ter Weise bereichern würden, und die ursprüng-
liche Waarenschuld kommt hiebei nur noch in so ferne
in Betracht, als der frühere Waarenschuldner etwa

durch Nichtbezahlung des Betrages der Waarenfak-
tura und durch Nichtzurücknahme des Wechsels sich
mit dem Schaden des Verkäufers ungerechter Weise

4)) Hanbbuch des Frankfurter PrlvatrechtesS. 804 zu
Note 3.

« ·
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bereichernwürde, worüber dieser, wenn er solchen
Satz behauptet, den Beweis je nach Gestalt der
Thatsachenzu erbringen hätte.

III. Frachtführer. Elnhalten gewisser Lieferungszelt. Folge
des Nlchteinhaltens. Eintritt eines anderen Frachtfährers
(ader Schlffers). Entschädigungsanspruch des Frachtfährers,

wenn ein zugesagter Transport nicht statifindet.

1.) In der Regel erhalten die Obliegenheiten
des Fuhrmannes ihr Maaß und Ziel durch den ihm
vom Absender zugestellten Frachtbrief. Mithin i
der Fuhrmann nur dann an eine bestimmte Lieferzeit
gebunden und dem Gutsempfänger für den durch
eine jede Verspätung entstandenenSchaden verhaftet,
wenn eine solcheLieferzeit in dem Frachtbriefe vor-

geschriebenworden; wohingegen die verzögerte Ablie-

ferung überhaupt den Frachtverlust nicht anders un-

bedingt nach sich zieht, als wenn der Frachtbrief be-

sagt, daß solchediesen Verlust zur Folge haben soll-
2) Indem ein Schiffer oder Fuhrmanndie von

einem Platze für einen anderen Platzbestimmten,
mit einem direkten Frachtbriefe versehenenWaaren
an einem Zwischenplatzevon demjenigenFrachtführer,
welchem die Waaren ursprünglich verladen worden,
zum Behufe des Weitertransportes übernimmt, ver-

pflichtet sich jener Schiffer oder Fuhrmann zugleich,
das übernommene Gut nach Vorschrift des Fracht-
briefes und sonach in unversehrtem Zustande an den

Adressatenabzuliefern. So wie also dieser bei ge-
höriger Lieferung die in dem Frachtbriefe vorgemerkte

Frachtund Spesen dem Ueberbringerdes Gutes zu

erichtigen hat, so ist er auch berechtigt, im Falle,
wo die Waaren sich versehrt finden sollten, für den
an denselbenentstandenen Schaden den Ueberbringer
in Anspruch zu nehmen, ohne daß der letztere vor-

schützendarf, daß der fragliche Schaden von dem

ersten Frachtführer verursacht worden sei, weil er,
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der zweite Frachtführer, wie vorher bemerkt, mit den
Waaren die Verbindlichkeit, solche unversehrt abzu-
liefern, übernommen hatte, und es mithin seineSache
gewesen, vor der Einladung des Gutes sich über

dessenZustand zu vergewissern.
Auf der anderen Seite kann ein Fuhrmann da-

durch, daß er die Waare an einen anderen Fuhrmann
oder Spediteur zur Weiterbeförderung abgibt, in
keinem Falle außer Verbindlichkeittreten, vielmehr
bleibt er nach wie vor unter den Bestimmungen,
welche der Frachtbrief besagt, und aus dem Fracht-
kontrakte überhaupt dem Absender haftbar.

3) Wurde einem Fuhrmanne oder Schiffer eine

Ladung von bestimmtem Gewichte um vereinbarten

Frachtsatzzugesagt, und demselben die Weisung er-

theilt, sich an einem bestimmtenTage zur Uebernahme
der Güter an einem gewissenEinladeorte einzufinden,
nun aber der Promittent durch einen Unfall, der ihn
allein persönlich traf, in die Unmöglichkeit versetzt,
seinerseits die Ladung dem Schiffer zu verschaffen,
so kann dieser hiedurch nicht von seiner Verbindlich-
keit befreit sein, dem Schiffer oder Fuhrmanne die

stipulirte Gegenleistung (die Fracht) zu entrichten
oder wenigstens volle Entschädigungzu leisten. Wenn
nicht besondereGesetze,wie für die Seeschifffahrt, es

vorschreiben, kann der bestellteSchiffer in einem solchen

Fallnicht für verpflichtet erachtet werden, seinerseits
ch um Erlangung anderer Güter zu bemühen, oder

mit der Hälfte der bedungenenFracht sichzu begnügen.
IV. Speditlon. Spedlilonsgut zur Verfügung elnes Dritten.
Haftet der Spedlieur für Beschädlgungen und Entwendungen
während des Transportes? Befreit Annahme der Waare
von Selte des Aodressaten den Spedlteur von der Haftung7
Kann die versehrte Waare dem Spediteur heimgeschlagen

werden?

1) Der Spediteur, welcher Waaren zur Ver-

fügung eines Dritten erhalten hat, muß dieselben
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bis zum Eintreffen dieser Verfügung aufbewahren
und darf sie nicht eigemmächtigan die Adressedieses

Disponentenabsenden.
2) Der Spediteur ist, in so ferne er keine beson-

deren Garantieen übernommen hat, außer aller Ver-
antwortung, wenn er bei der Auswahl des Fuhr=
mannes, der Ausstellung des Frachtbriefes und der

Verladungüberhaupt regelmäßig verfahrenist 7),
und haftet insbesonderenicht für eine Entwendung,
die sich ereignete, nachdem er die Waare dem Fuhr-
manne verladen hatte; alle durch die Entwendung
entstandenen Schäden treffen entweder Denjenigen,
welcher die Entwendung verübte oder durch Unter-

lassung der nöthigen Sorgfalt verschuldete, oder
wenn weder der Eine, noch der Andere ermittelt
werden kann, dann als Zufall den Eigenthümer der
Waare.

3) Eine unbedingte Annahme der Waare ohne
Rechtsvorbehalt von Seite des Destinatars (vorge-
schriebenenAdressaten) hebt jedenfalls die etwaige
Haftungsverbindlichkeiteines Spediteurs auf.

4) Eine Berechtigung des Eigenthümers, die

(versehrte) Waare dem Spediteur heimzuschlagen,
existirt auch in dem Falle nicht,wo nachdenbeson=
deren Umständen eine Entschäd
desSpediteurs=anzunehmenwäre. Denn eine Ent-

lös't sich nur in Geldleistun-
genauf, vermag ber keineswegsdie Eigenthums-
verhältnisse zu verändern oder einen erzwungenen
Verkauf= und Kaufkontrakt herbeizuführen.

5) Uebereinstimmende Entscheidungen s. bel Posset „ e-

richtlicheSmsschedungenin Wechsel-- und Meikantll-
sachen“ S. 446 f. Vgl. Seuffert's Archlo Bd. V

Nr. 306. Abweichend die würtemberglschenGerlchte.
Ebd. Bd. VI Nr. 243.
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V. Kommission. Uebervorthellung des Kommtttenten durch
ven Kommisslonär. Anerkennung des Kontokorrents, in wel-

chem rie betrüglichen Ansätze vorkommen. 4

Obwohl nach allgemein bestehendemund sich
auch von selbstrechtfertigendenHendelsgebranchedurch
die Anerkennung der RichtigkeiteinesContocorrent
der Anerkennende als zur Zahlung des entzifferten
Saldo verpflichtet angesehenwerden muß, so ist doch
nie außer Atht zu lassen, daß aller Handelsverkehr
wesentlich auf Treue und Glauben beruht, und daß
der Betrügende unmöglich aus seinem Betruge Vor-
theil ziehen darf. Wenn daher bei Kommissions-
Ein= und Verkäufen der Kommissionär denKommit-
tenten hinsichtlich der Preise übervortheilt oder hinter-
gangenhaben sollte, so ist der verletzte Kommittent

allerdings zu schützenund ihm zu seinem Rechte zu
verhelfen, ohne daß der Umstand der von ihm ge-
schehenenAnerkennungdes betreffendenConto cor-

rent hierau einen Unterschiedzu machen vermag.

Mittheilungen aus der Praris.
1.

Fallenlassen der Klage gegen elnzelneMitverklagte kelne unzus
lässtge Klagänderung.

Val. Bd. V S. 333, Bd. XVI S. 961).

In den Motiven einer oberstrichterlichenEnt-
scheidungkommt hierüber vor:

—.

1) Die a. a. O. mitgethelltenEntscheldungensind ab-

weichend. Es kommt eben im einzelnen Falle darauf
an, ob aus dleser Veränderung eine Erschwerung der

Lage oder Vertheidigung der übrigen Verklagten er-

wachsen kann.
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OAGE. v. 9. Januar 1854. Nr. 8495.1/.

2.

Streitpunktsveränderungin dritter Instang.

Gegendie jüdischeHandelsmannswittwe R. und
Genossenhatte die Stadtgemeinde K. wegen Weide-
und. Brunnengeldbeitrages Klage erhoben. Von der

Klägerin war mit Beziehung auf das Edikt vom
10. Juni 1813 ausdrücklich zugestanden worden,
daß diejenigenJuden von der streitigen Abgabe be-

freit seien, welche in Folge ihrer Ansäßigkeit auf
Landbau oder ordentlich konzessionirteGewerbe als
wirkliche Gemeindeglieder erscheinen; es wurde aber
den Beklagten das Weide= und Brunnengeldaus
dem Grunde abgefordert, weil sie (nach dem Klag-
vortrage) in die eine oder andere dieser Kategorieen
nicht gehören, sondern den Nothhandel treiben und

sohin keine Gemeindeglieder seien. Auch von den

Beklagten wurde in der Vernehmlassungunter Wider-

spruch dieser letzteren Behauptung auf das erwähnte
Edikt nur in so weit Bezug genommen, als sie
nach dessenBestimmungen als wirkliche Gemeindeglie-
der zu betrachten seien. Streitig blieb auf Grund
dieser Verhaudlung lediglich die Frage, ob die Be-

klagten ihre Ansäßigkeit zu K. * die oben bemerkte
Weise wirklich erlangt haben; dieser (auch in der
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Beweißauflage der I. und II. Instanz ausgeprägte)
Standpunkt war von den Beklagten noch in hu
Berufung zur II. Instanz festgehaltenund ausdrück-

lich anerkannt, das Edikt von 1813 in keiner wei-
teren Ausdehnung und Wirkung in. Anspruch genom-
men, sondern der damals schon gestellte Antrag auf
Entbindung von der Klage allein auf den Art. 6 des
Ablösungsgesetzesvom 4. Juni 1848 gestützt.
. Dagegen nehmen die Beklagten in ihrem Revi-
sionslibelle, den gezeichnetenStandpunkt verlassend,
das Edikt von 1813 in einer viel ausgedehnteren
Wirksamkeit, nämlich zum Nachweise der Behaup-
tung in Anspruch, daß zufolge der hier ausgespro-
chenen unbedingten Gleichstellung der jüdischen Glau--
bensgenossenmit den christlichenGemeindeangehörigen
ihre Verbindlichkeitzur Entrichtung der streitigen, auch
von den Letzteren nicht zu entrichtendenAbgabe ohne
Ausnahme erloschen sei. In Betreff dieser Aeude-
rung der Klagbekämpfung sagendie Motive der oberst-
richterlichen Entscheidung:

«’

Wenn die Beklagten nunmehr das Edikt von

1813 als ein wahres Prohibitivgesetz gegen die Klags-
anforderung darstellen, so beruht hierin ein völlig
neues, den faktischen Standpunkt der Sache alte-
rirendes Vorbringen, das in der Revisionsinstanz
um so weniger mehr berücksichtigtwerden darf, als
der klagenden Stadtgemeinde bisher nochkeine Ge-
legenheit gegebenwar, sich hierüber vernehmen zu
lassen. Der Satz: „zura noscit curia“ kann dem-

nach hier, wo das Rechtnur in einer bestimmten
thatsächlichenBegrenzung in Anspruch genommen ist,
eben so wenig eine Anwendung finden, als das von

dem Beklagten und Revidenten bereits in der Ver-

nehmlassung gestellte Petitum auf definitive Klag-
entbindung den Richter zu berechtigenvermag, mit

entschiedenerVerletzung der Rechtsgleichheit beider
Parteien von demjenigen Stande der Sache abzu-
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gehen, wie er sich durch deren beiderseltigeZuge-
ständnissein der Verhandlung gebildet hat. . ..

OAGE. v. 28. März 1854. Nr. 552 53/84.
3.

Geltendmachung von Eintedendes Erekutloprozessesim Wege
der Nachklage. Gertlchtsstand.

Gegen die im Exekutivprozesseerhobene Klage
waren mehrere Kompensationspostenaufgestellt wor-

den. Einige derselben wurden in dem den Beklag-
ten verurtheilenden in Rechtskraft erwachsenen Er-

kenntnisse v. 23. Juni 1849 (wegen Illiquidität)
zur besonderen Austragung verwiesen, ein anderer
imUrtheile übergangen,in den Entscheidungsgründen
als unbegründet dargestellt.. Als nun auch dieser
auf dem Wege der Nachklagebei dem Gerichte, vor

welchem der rechtskräftig entschiedeneExekutivprozeß-
geschwebthatte, zur abermaligen Geltendmachung
kam, wurde das angegangene Gericht, bei welchem
der jetzige Beklagte seinen ordentlichen Gerichtsstand
nicht hatte, für unzuständigerachtet. In den Mo-
tiven der oberstrichterlichenEntscheidungkommt hier-
über vor:

Der Zusammenhang, in welchem jene, nunmehr
im Wege der Nachklage geltend gemachteForderung
als ein Theil der früheren Kompensationseinredemit
dem ausgestrittenenVor= oder Exekutivprozessegestan-
den hatte, erscheint jedenfalls durch das in solchem
ergangene und in Rechtskraft erwachseneErkenntniß
vom 23. Juni 1819 wieder als aufgehoben,da jener
im Tenor desselben völlig übergangeneAnspruch in-

haltlich der Entscheidungsgründedesinteo“abgewiesen
wurde, und der jetzigeKläger dadurch, daß er hie-
für in seinerNachklagenoch einen weiteren (bei Gel-

tendmachungim Wege der Kompensationseinredenicht
erwähnten) Forderungsgrund an die Hand genommen,
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die in Mitte liegende Aufhebung jenes Zusamm
hanges. gewissermaßenselbst##anerkaunt hat..

OAGE. v. 29. März 18517. Nr. 1845% #4
4.

Kompensatlondeinrede gegen die Spolienklage.

Obgleichbei dem Spolium nach Thl. IV Kap. 15

§. 1 Nr. 10 des bayer. LR. die Koinpensation aus-

geschlossenist, so ist doch diesegesetzlicheBestimmung
nur auf die Voraussetzungbegründet, daß es hiebei
auf eine Restitution in natura anzukommen hat;
eine Voraussetzung,welche nicht gegeben ist, wenn

der Beklagte die hinweggenommenenGegenständever-

äußert hat, und somit unter den Theilen nur mehr
der Ersatz ihres Werthes im Streite befangenist.

OAGE. vom. 17. Dez. 1850. Nr. 1242½¾¼6.
5.

Kompensatlon. Forderungen von gleicher Art und Beschaf-
fenhelt.

«

-·«Wennimbayer.LR.Thl.IVKap.15·§«.1
Nr. 10 von Forderungen gleicher Art und Beschaf-
fenheit gesprochenwird, so ist dieses, wie die Be-

stimmung Nr. 9 a. a. O. zu entnehmen gibt, nur

dahin zu verstehen, daß die beiderseitigenForderun-
gen auf eine und dieselbe Gattungsleistung und zwar
vertretbarer Art gehen müssen, weil nur unter dieser
Voraussetzungder Gegenstand der einen dazu dient,
die andere zu erfüllen und aufzuheben. -"

OAGE.v.11.Dez.1850."Nr,124«2«-49.

6.

Fälligwerden der Forderung im Laufe des Prozesses.
Vol. Seuffert's Archiv Bd. I Nr. 204, 290.

. Wenn eine Forderung vor elngetretener Fällig-
keit eingeklagt, aber „im Laufedes Prozesses fällig





416 Erstes Friftverlaͤngerungsgesuch unbegründet.

nicht genügt war, sondern auch glaubwürdig hätte
dargelegt werden sollen, wodurch Beklagter gehine
dert worden sei, die Gegenbeweismittel zu sammeln
und selnem Anwalte. mitzutheilen. .

Allein nach S. 31 Abs. 4 und F. 33 des Ges.
vom 17. Nov. 1837 tritt, wenn auch das Fristver-
längerungsgesuchals unbegründet befunden ward,
bezüglich auf den ersten Termin, welcher zur Vor-
nahme irgend einer Prozeßhandlung vorgesetztist,
lediglich für die Partei, oder im Falle der Prozeß
durch einen Anwalt geführt wird, für diesen eine

Geldstrafe von 5— 10 fl., und erst. imwiederhol-
ten Falle 1) die Folge des Ungehorsams (§. 29)
ein. Es hätte daher, da das Gesuchvom 10. April
1851 das erste Fristverlängerungsgesuchwar, wenn

dasselbe auch mit Recht für nicht gesetzlichbegründet
erklärt wurde, gleichwohl zur Einbringung eines Ge-

genbeweisnachtrageseine weitere Frist von 8—14 Ta-

gen gewährt, und lediglich der Anwalt des Beklagten
in eine Geldstrafe verurtheilt werden sollen. Da nun

der Gegenbeweisnachtragschon am 6. Tage nach Ab-

lauf der Gegenbeweisfristeingereichtworden ist, konnte

derselbenicht als desert erklärt werden. Der Be-

klagte hat sich das Recht der Beschwerde gegen den

nicht selbständig appellablen Zwischenbescheidnach
Vorschrift des §. 51 des mehrerwähnten Gesetzes

ewahrt, und es mußte daher unter Abänderung die-

Ö2Zwischenbescheidesdie nachträglicheErhebung des

Gegenbeweisnachtragesangeordnet werden, was die

Aufhebung der erst=und zweitrichterlichenErkenntnisse,
als zu voreilig erlassen, zur nothwendigen Folge hat.

OAGE. v. 13. Dez. 1853. Nr. 1587¾6.

1) Val. hlerüber Bo. XVII S. 167.

Med.: J. A. Seuffert. Verl.; Palm # Enke (AdolphEnke)
in Erlangen. Druck von Junge 4 Sohn.
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Blätter
für

Uechtsanwendung
zunächst in Bayern.

Inhalt: Von unlerdrucungginene PrebereugniachArt. 2 des Prehltras.
esetzeo vom 17 M dle Giliigkelt und Tewelokrast

der gerichtlich gen in ri E ralnn alligenom·
menen lo durch Unterzelchnunnder handelnden Privalpersonen
bedlugt 1 — Jin#en von en, gitemaine erbrhehe— Ol#n

ede der Jahlung elnes Mechsels ch Abrechnung. — Uebemabme

*W#auteberrlidien fegen und ooh nach Arl. 1 des betrefsenden
Geseses vom 4. Junl 19816. — Gnomen. —

VonLnterdrũckung eines PreßerzeugnissesachArt. 2

des Preßstrafgesetzesvom 17. Klärz 1850 5.
- seine schlimmeLust rer Freiheitsrausch gejei

o naht die Stunde, wo man sich zur, — nelgt.

Seit das Gesetz vom 17. März 1850, zum
Schutzgegen den Mißbrauch der #ee,in Wirksam=
keit getreten, sind bereits vier Jahre abgelaufen.
Gleichwohl hat erst in jüngster Zeit die Anwendung
obiger Bestimmung (Art. 2) zu Nichtigkeitsbeschwer-
den an den obersten Gerichtshof und hiedurch zur

Erörterungverschiedenerdarauf bezüglicherFragen,
auch in der Tagespresse,Anlaß gegeben1). Bei dem

*) Ergebniß einer Verhandlung,welche über diesen Ge-
genstand zwischen einemHrn. Mitarbeiter (C. 15.)

und dem Herausgeber gepflogen wurde.

Während der beiden ersten Jahre nach Verkündung
des Gesetzes ist die Unterdrückungsbefugniß nur in

wenlgen Fällen ausgeübt worden. Man hat die volle
praklische Bedeutung des Art. 2 nicht erkannt, bis
K. Brater in einer HonslichenErörterung(Bl. f.
administrative Praxis Bd. 2 S. 37f.) auf das Ver-

baͤltniß zulschen * 3 Verfelgbarkeleund

—
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verhältnißmäßig geringen Material, welches sich für
die Auslegung der erwähnten gesetzlichenBestimmun-=
gen in den Kammerverhandlungenfindet, konnte es

nicht fehlen, daß sich allenthalben Zweifel über die

Anwendung und namentlich über die Behandlung im

Verfahren ergaben. Beiträge zur Lösung dieserAuf-
gabezu liefern, ist der ZwecknachstehenderErörterung.

1.

Der dem Art. 2 des GesetzesentsprechendeArt. 3
des Entwurfes war also abgefaßt:

„In jedem verurtheilenden Erkenntinisse kann zugleich
die Unterdrückung oder Vernichtung der für strafbar
erklärten Schrift oder des für strasbar erklärten Thel-
les derselben verfügt werden.

Gleiche Verfügung kann vorbehaltlich der von der

Pollzeibehörde vorzunehmenden Beschlagnahme. G. 8
des Gesetzes vom 4. Juni 1848, über die Frekheit der

Presse) wegen des gesetzwidrigenInhaltes einer Schrift
auch in denjenigen Fällen elntreten, in welchen nach
Art. 1 Abs. 1 elne strafrechtliche Verantwortlichkelt nicht
vorliegt.“
Der hier in Bezug genommene Art. 1 Abs. 1

lautet im Entwurf wie im Gesetzselbst:
„Die strafrechtliche Verantwortlichkelt für den Inhalt
einer Schrift tritt ein, sobald dieselbe veröffentlicht, aus-

gestellt, ausgegeben oder sonst in Umlauf gesetzt.ist.“
Nach dem von der Staatsregierung ausgegan-

genen-Gesetzvorschlagewar demzufolgedie Verfügung
er Unterdrückung oder Vernichtung einer bereits

veröffentlichten Schrift auf den einzigen Fall
der Verurtheilung einer Person wegen ihres
sträflichen Inhalts beschränkt; und auch für diesen
Fall sollte dieseVerfügungdem richterlichen Ermessen
anheimgestellt sein, indem, sagen die Motive, Fälle

der Unterdrückungsbefugniß aufmerksam machte und

den relativ welteren Umfang der letzteren darlegte.
Vol. unten Note 8. — S.
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gedenkbarsind, in welchen es genügt, eine Schrift
im. Inlande außer Verkehr zu setzen2).
Eine Unterdrückungoder Vernichtung außer dem

Falle der Verurtheilung einer Person sollte nach dem

Entwurfe wegen gesetzwidrigen Inhalts nur in

Bezug auf eine noch nicht veröffentlichte und daher
nicht strafbare Schrift verfügt werden können.
Die Intention der Staatsregierung war keineswegs
darauf gerichtet, dem. Schwurgerichtshofe die Be-

fugniß zu ertheilen, auch im Falle eines auf „Nicht-
schuldig“ lautenden Wahrspruches die Unterdrückung
oder Vernichtung der nach dem Urtheile der Geschwor-
nen unsträflichen Schrift zu verordnen; oder den
in geheimerSitzung berathenden Senat des Kreis-
und Stadtgerschtesmit der Machtvollkommenheit aus-

zurüsten, in Bezug auf eine bereits veröffent-
lichte Schrift mit dem Beschlusseauf Einstellung
des Strafverfahrens den andern zu verbinden: die

Schrift sei wegen gesetzwidrigenInhalts zu unter-
drücken.

Die Kammer der Abgeordnetenwar es, von

welcherdie in das GesetzaufgenommeneFassung des
Art. 2 Abs. 2 u. 3 2) (Art. 3 Abs. 2 des Entwurfs)

3) Verh. d. K. d. Abg. von 184 /80 Bell. Bd. 1 S. 134

(Mollve zu Art. 3). Das „außer den inländlschen
Verkehr setzen“ kann durch die Anordnung an die

Sortimentöbuchhändler geschehen,dle ibnen zum Ver-
trieb eingesandten Exemplare an den auswärtigen Ver-

leger zu remlttlren. Unseres Wlssens kommt dilese
mildere Verfügung in der Praxis nicht vor.

Abs. 2: „Gleiche Verfügung kann wegen des gesetz-
widrigen Inhalts elner Schrift auch in den Fällen
elntreten, wenn elne erurtheilung nicht erfolgt, oder

elne Person, gegen welche elne Anklage gerlchtet wer-

den könnte, nicht gegeben ist.“
Abs. 3: „Diese Verfügung ist im ersteren Falle

durch den Schwurgerlchtshof(Asstsengericht),beziehungs-
weise das mit Aburthellung der Pollzelübertretungen

*

2 —



4 Unterbrückungelnes Preßerzeugnisses.

ausgegangen ist. Schon der Ausschuß (I. und III.

vereinigt) hatte dieseAenderung des Entwurfs bean-

tragt und in seinem Berichte (Verh. v. 18"½0
Beil. Bd. 3 S. 163), wie folgt, motivirt:

„Da nach Art. 1 Abs. 1 eine strafrechtliche erantwort-
lichkelt nur durch Veröffentlichung, Ausstellung u. s. w.

einer Schrift eintritt, so läßt die in Abs. 2 gegenwär-
tigen Artikels (3 des Entwurfs) genommene aus-

schließende Bezlehung auf Art. 1 Abs. 1 die Annahme
zu, als stünde es in den Befugnusssender erichte, eine
Schrift ihres ungesetzlichenInhalts wegen zu unter-
drücken oder zu vernichten, auch wenn dlese nicht ver-

öffentlicht, ausgegeben, oder sonst in Umlauf gesetzt
wurde. Eine solche Bestimmung würde den Gerichten
das Recht zu einem vorsorglichen polizeilichen Akteges

währen und wäre mit dem Edikte vom 4. Juni 1818
nicht in Einklang zu bringen.

Hat man aber den Fall im Auge, daß eine Ver-
urtheilung elnes Angeklagten nicht erfolgte, oder daß
überbaupt elne Person, gegen welche eine Anklage ge-
richtet werden könnte, nicht vorhanden ist, daß aber

gleichwohl eline veröffentlichte Schrift gesetzwiorlgen
Inbalts vorllegt, so wird man, wenn man unter Um-

ständen nicht auf eine Absurdltät kommen wlll, den

Gerlchten die Befugniß einräumen müssen, die Unter-
drückung der Schrift zu verfügen. «

Der Ausschuß beantragt daher, den Abs. 2 dieses.
Artlkels in folgender Welse zu fassen (folgt die in- das

Gesetz übergegangene Redaktion 1).
Dabei schien vorzugsweise bezüglich des letzteren

Falles nothwendlg, die Gerichte genau zu bezelchnen,
welche in elnem oder dem andern Falle diese Verfügung
zu treffen haben, weshalb der Ausschuß beantragt, dem
Artikel 3 (des Entwurfs) als dritten Absatz zuzusetzen:
(was Abs. 3 Art. 2 des Gesetzesenthält 5).

beauftragte Strafgericht, im letzteren durch daslenige
Gericht zu erlassen, welches über die erwelsung zu
entscheiden hat.

4) S. Not. 3 „Abs. 2“.
55) S. Not. 3 „Abf. 37.-
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Der Referent (Paur) hatte nicht diesen drit-
ten Absatz, sondern zu dem zweiten die Bestimmung
beantragt:

„Zu diesem Bebuf ist in allen Fällen, welche durch
Geschworne abgeurebellt werden, an dileselben eine le-

diglich auf die Gesetzwiorlgkeit der Schrlft gerlchtete
Frage zu, stellen."“

Allein bei der Umfrage im Ausschussewurde die
gestellte Frage: 4

Sollen. Ceschworne über die strafrechtliche Qualltät
elner Schrift aburthellen?

mit „allen") gegen 3 Stimmen“ verneint, und sodann
der jetzt den Abs. 3 des Art. 2 bildende Zusatz ein-
stimmig angenommen. , «

Der in solcherWeise entstandeneVorschlag der
beiden Ausschüssewurde in der Kammer der Abgeord-
neten ohne Debatte adoptirt, erhielt später auch die
Zustimmung der Kammer der Reichsräthe und die
Sanktion von Seite der Staatsregierung.

2.

In den meisten Preßprozessenist es nicht die

thatsächlicheBeweisfrage, welche in Zweifel gestellt
ist, sondern lediglich die Subsumtion des Faktums
unter das Strafgesetz, so daß der auf „Nicht schuldig“
lautende Wahrspruch keineandere Deutung zuläßt, als
die: Der gesepzwidrige Inhalt der Schrift,
welchen die Anklage behauptet, ist nicht ge-
geben. Gleichwohl kann der Gerichtshof im Falle eines

solchenWahrspruchs die Unterdrückungoder Vernichtung
der Schrift wegen gesetzwidrigen Inhalts ver-

ordnen. Wie reimt sichdas zusammen? Man könnte

versucht sein, anzunehmen, daß ein Zusammenreimen
unmöglich sei, daher eine Ungereimtheit vorliege.

–—

e Die beldenAusschüssewaren vollzähllg versammeli,
im Ganzen 18 Votanten.



6 Unterdrückung elnes Preßerzeugnisses.

Aber der Ausschuß war vielmehr, wie obigerAuszug
aus seinem Berichte darlegt, der Meinung, das Ge-

entheil (d. h. die Nichtermächtigung des Gerichts-
Hofs,auch im Falle eines freisprechendenVerdikts
die Unterdrückung oder Vernichtung zu verordnen)
könne zu Ungereimtheiten (Absurdidäten) führen.
Versuchen wir, diese Auffassung zu erklären.

Gesetzehaben mitunter (wie schon vom Mace-
donianischenSenatuskonsult her bekannt ist) die Na-
tur von Gelegenheitsgedichten. Bei Berathung des

Preßgesetzesschrieb man nicht mehr 1848, sondern
e5 war der Februar 1850 herangekommen.Die Er-

fahrungen eines Jahres über schwurgerichtlicheErle-

digung von Preßprozessen (in und außer Bayern)
lagen vor. Freisprechungen waren vorgekommen,
welche dem Unbefangenen als Gefährdungen der
Autorität des Gesetzes und der Obrigkeit erscheinen

mußten. Daher vielseitige Besorgniß, der nöthige
Schutz gegen den Mißbrauch der Presse seivon den

Geschwornen nicht zu erwarten. Wenn mun aber

rundgesetzlichfeststand,daß über Anklagen wegen
erbrechenund Vergehen, begangen durch die Presse,

Schwurgerichte zu erkennen haben, sollte jede Frei-
sprechungvon der Anklage auch die Freigebung der

Schrift und deren ungehinderteVerbreitung zur noth-
wendigen Folge haben? — Man nehme an: ein

Flugblatt, worin die Person des Monarchen verun-

glimpft, oder die bestehendeRegierungsform mit

Spott oder Verachtung behandelt, oder zum Unge-
horsam gegen die Gesetzeoder gegen die Anordnun=
gen der Obrigkeit aufgefordert ist, wurde in 4000

Exemplaren abgedruckt. Die Polizeibehörde erhält
rechtzeitig Kenntniß, schonnach dem ersten Schritte
der Veröffentlichung erfolgt die Beschlagnahme fast
der ganzen Auflage. Staatsanwalt, Untersuchungs-

Fericht,Antlagrtanmerverwalten ihr Amt, die Sache
ommt zur öffentlichenVerhandlung, und auf eine
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beredte Vertheidigung ergeht der Wahrspruch: Nicht
schuldig! Der Schwurgerichtshof ist vielleicht ein-
stimmig überzeugt, daß die der Beschlagnahme un-

terworfene Schrift den Thatbestand des in Art. 12,
resp. 16, des Preßgesetzesbedrohten Vergehensent-
halte. Soll er nun dieser Ueberzeugungungeachtet
verpflichtet sein, dem Wahrspruche gemäß nicht blos
den Angeklagtenfreizusprechen,sondern auch die Frei-
gebung der Schrift selbst, gleichsamdie Ausstreuung
des gemeingefährlichenGiftes durch das ganze Land,
anzuordnen? Die vereinigtenAusschüsseder Kammer
der Abgeordneten, sich auf den Standpunkt polizei-
amtlicher Fürsorge stellend, waren mit 15 gegen
3 Stimmen der Meinung: das wäre eine Absur-
didät, und die Kammer selbst trat dieser Meinung
bei, indem sie den darauf gebauten Vorschlag ohne
Debatte genehmigte.

"

Der g. 6 des Ediktes über die Freiheit der
Pressevom 4. Juni 1818 verweistnur die Anklagen
wegen Verbrechen und Vergehen, durch die Presse
begangen, nur die Aburtheilung der Personen an

das Schwurgericht, nicht aber die Entscheidung über
die Freigebung der Schrift. Eben weil es sich bei
diesem zweiten Punkte nicht blos von Folgeneiner
in der Vergangenheit liegenden Gesetzwidrigkeit, son-
dern von Verhütung einesdem Gemeinwesen durch
die Verbreitung einer geneingefährlchenSchrift erst
zuzufügendenNachtheiles handelt, hat man eine dop-
pelte Erwägung der Frage, ob der Inhalt der Schrift
für gesetzwidrigzu achten, für angemessen,und im

Hinblicke auf die gemachtenErfahrungen für nöthig
gehalten. Es ist daher allerdings so, im Falle
eines auf Nichtschuldig lautenden Wahrspruchs kön-
nen zwei einander widerstreitende Aussprüche über

die Thatbestands-Frage, ob der Inhalt einer Schrift
gesetzwidrig,vorkommen, und jedemdieser widerstrei-
tenden Aussprüchewird eine Folge gegeben;der An-

geklagte ist von Schuld und Strafe freigesprochen,



8 Unterdrückungelnes Preßerzeugnisses.

und die Schrift, wegen welcher er angeklagt worden,
verfällt der Unterdrückung. Wer etwa in der Zu-
lassungdieses Widerstreites eine Ungereimtheit finden
wollte, dem kann man im Sinne des Ausschußbe-
richtes mit dem Argument (ex absurdiori) des

römischen Juristen Julian 7) begegnen:
Dir gilt als ungereimt mein Satz, nicht ohne Grund;
Doch ungereimternoch ist deiner Weisheit Fund.“

3.

Wegen des gesetzwidrigen Inhalts einer

Schrift kann derenUnterdrückung oder Vernichtung
auch in den Fällen eintreten, wven . .. eine

Person, gegen welche eine Anklage gerichtetwerden
könnte, nicht gegeben ist, nämlich durch Verfügung
desjenigen Gerichtes, welches über die Verweisung
zu entscheidenhat.

Wenn z. B. der Urheber einer Schrift gesetz-
widrigen Inhalts gestorben, eine andere nach den
allgemeinen strafrechtlichen Vorschriften verantwort-
liche Person nicht vorhanden ist, so kann eine straf-
gerichtliche Einschreitung nicht mehr stattfinden. In
Erwägung aber, daß die ungehinderte Verbreitung
gemeingefährlichwirken könnte, hat der Gesetzgeber
den Gerichten eine von der strafgerichtlichenVerfol-

ung unabhängigeUnterdrückungsbefughißeingeräumt.
oraussetzungender Ausübung dieserBefugniß sind:

A) geseßwidriger Inhalt der Schrift, d. h.
es müssen in derselbenAeußerungen oder Mittheilun;
gen vorkommen, deren Verbreitung auf diesemWegenach Bestimmungendes Preßgesetzesals unzulässig
erscheint8).

«
«- i«,··.

7) „Fr. 51.8§. 2 ad leg. Aquil. (9, 2); . Quo
ai quis absurde a nobis haec conslilute putarerit,
cogilot longe absurdins constlliii.

*) Vgl. Brater in den Bl. f. abmiinistratlve Praris,
Bd. 2. S.59: „Es ist der ausgesproucheneWilledes
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b) Es darf im einzelnenFalle eine Person,
gegen welche eine Anklage gerichtet werden könnte,
nicht gegebensein. Einen Hauptfall bilden die außer

Bayern erschienenenSchriften gesetzwidrigenInhalts,
insofern sie nichtder im Art. 6 bezeichnetenKatego-
rie 93)angehören. Die gedachteVoraussetzung kann
ferner durch Tod, Unzurechnungsfähigkeit, Verjäh-
rung 10) eintreten; auch, bei Ermangelung strafrecht-
licher Verantwortlichkeit einer andern Person, durch
Unkunde über die Person des Verfassers. Die Praxis,
auch des oberstenGerichtshofes11), nimmt dieselbe
überall als gegebenan, wo zwar die objektiven Merk-

male des Thatbestandeseinh prchgeseglichenReates

vorliegen, aber nach den Umständen anzunehmen ist,
daß es an gesetzwidrigerAbsicht des Beschuldigten
ermangle; so insbesondere bei Berichterstattungen und

Reproduktionen,in welchender Inhalt einer gesetz-
widrigen Schrift oder sonstigenstrafbarenAeußerung
nur erzählungsweise,resp. in weiteremAbdruck, mit-

getheiltwird 12).

Gesetzgebers, daß kelne Schrift verbreltet werde, welche
Aufforderungen zu verbrecherischen Handlungen, Ver-

läumdungen und Schmähungen, Angriffe auf religlöse
Einrichtungen u. s. w. enthält; es ist demzufolge der

Inhalt derartiger, zur Verbreitung bestimmter Schrif-
ten ein gesetzwidriger Inhalt. Dieses reln objeklive
Verbältniß besteht unabhängig von der Frage, ob im

kinzelnen Falle die Verbreltung des gesetzwldrigen
Inhaltes auch mit Strafe bedroht sei; die Strafe
erscheint nur als das äußerste und wirksamste Mlttel,
dem gesetzgeberischenWillen Nachdruck zu geben.“

0) Zeitungen, Zeilschriften und Flugbläster-
10) Der Fall ver Verlährung war in der beim obersten Gerlchts-

hofe vorgekommenen Reinharv#'schen Sache gegeben.
I) WVgl.die Entscheidungen. desobersten Gerichtshofes inden

Sachen des Dr. Feuft (Revakteurs des Nürnberger Korre-

spondenten) und Volkharbs. S. unten die Nachschrift.
12) Im Allgemeinen läßt sichgegen dlese Prarls nichts

elnwenden. Zwar mschte man dafürhalten: eine blos
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Es fragt sich, ob die Verfügung der Unter-

drückung oder Vernichtung einer Schrift nicht auch
durch ein Verschulden Dessjenigenbedingt sei, zu
dessen pekuniärem Nachtheil sie gereicht, ob insbe-

sondere dem Verleger ein vielleicht in die Tausende
ehenderSchaden zugefügt werden könne, ohne daßherselbedurch eine schuldhafte Handlung oder Un-

referirende, viellelcht gedankenlos nachschrelbendeMit-
theilung über das anderwärts Geschriebene oder GOe-

sagte enthalte überhaupt nichts Gesetzwiorlges, und
sel daher schondeswegen nicht geelgnet, eine Unter-

drückungsordonnanz zu rechtfertigen. Aber man hat
wohl Ursache, vie Richilgkeit der in dlesem Bedenken
ausgeprägten Deutung des Ausoruckes=„gesetzwidriger
Inhalt“ in Zweifel zu ziehen. Sollte wirklich Maje-
stätsbelelvigungen, Herabwürdigungen der Staalsregie-
rung, Aufforderungen zum Aufruhr, Verspottungen
der Religion, Verläumdungen von Ehrenmännern
die größtmöglichePublizliätnicht nachhaltig verwehrt
werden können, wenn folche ohne böse Absicht in der

Form von Neuigkeiten aufgetischt, werden ? Soll dle
Propaglrung von falschen Gerüchten, welche wirklich
zur Stsrung des öffentlichen Vertrauens oder zur
Erregung von Gehässtakeiten geelgnet sind, in der

harmlosen Leichtgläubigkeit des Neuigkeitslieferanten
einen Freibrlef zurgemeinschädlicher Wirksamkelt haben?!
Wahrscheinlich hätte der umkehrlustige Doppelausschuß
auf dlese Fragen ganz lakonisch, mit seinem Krast-

worte: Absurdltät! geantwortet. Im Sinne der Ur-

-beber der fraglichen Gesetzstellemuß man daher dlese
vermeinte renze der Unterdrückungsbefugniß aufgeben.
Es wäre auch damit nicht viel verloren, wenn nur

keine Verwechselungen vorkommen, z. B. zolschen
Herabwürdigung der Staatsregierung und freimäthl-
gem Tadel ihrer Handlungen, zwischen Gerüchten,
welche das öffentliche Vertrauen stören könnten, und

düsteren Prognosen überkünftige Verwickelungen u. s. w.

Hier ist der Sit der. Krankhelt, gegen welche vie

Doktrin nichis vermag, weil es sich dabel nicht von

Mißgrisfen, sondern von Mißbrauch handelt. Wgl.
übrigens unten die: Nachschrift. S.
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terlassungzu dieser Maaßregel Anlaß gegebenhat?

Fit vielleicht die Einräumung der Unterdrückungs-
efugniß auf einer Vermuthung oder Fiktion, daß

auf Seite des eine Schrift von gesetzwidrigemIn-
halte verlegendenBuchhändlers auch in dem Falle,
wenn er den Druck ohne vorgängige Prüfung des

Inhaltes bewerkstelligt hat, wenigstens eine Unbe-
sonnenheit, somit ein unwissentlichesVerschulden be-

angen worden? — Flür die Beantwortung dieserFihenkommt in Betracht, daß es eine Erwägung
der polizeilichen Sphäre 13) war, welche den

Gesetzgeberbestimmte, die Gerichte mit der fraglichen
Unterdrückungsbefugnißzu bekleiden. Es gilt, einen
dem Gemeinwesen künftig drohenden.Nachtheil
abzuwenden; die Lösung dieser Aufgabe darf nicht
von Nachweisung eines im einzelnen Falle begange-
nen Verschuldens abhängig sein; man bedarf baher
jenes Mittelgliedes einer Vermuthung oder Fiktion
nicht, um die aus der Unterdrückung folgende Be-

nachtheiligung des Verlegerßmit allgemeinenGrund-
sätzen in Einklang zu bringen. Die Gesetzgebunghat
im Interesse des öffentlichen Wohls solcheEingriffe
in das Privateigenthum autorisirt, ohne den Staat

für den Fall, daß ein Verschuldennicht vorliegt,
zur Schadloshaltung zu verpflichten; der Verleger
oder sonstigeInteressentmuß daher den ihm dadurch
verursachten Verlust wie einen Zufall tragen. Wer

auf dem Felde der Presse spekulirt, mag sich vor-

sehen, und die Möglichkeit weitester Anwendung der

Repressivgesetzein Rechnung bringen.
4 (Schluß folgt.)

1a) Dem Gesetzgeber schwebte dle. Erwägungder.poli-
zeilichen Sphäre vor; seine Vorschrift ermächtigt aber
den Richter zur Unterdrückung nur wegen gesetz-
wldrigen Inhaltes der Schrift. Besorgulß gemein-
schädlichenElnftusses ist für sich feln hlurelcheides Motiy

lUlchterlicher Ausbung ver Unterdrückungsbefügniß.
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Mittheilungen aus der Praris.
1.

Ist dle iltigkelt und Bewelskraft der gerichtlichen in Sachen
der frreiwilligen Gerichtsbarkeit ausgenommenen Protokolle
durch Unterzelchnungder handelnden Privatpersonenbedingt7

Die Motive einer, dieGiltigkeit eines gericht-
lich protokollirten Testamentes betreffenden oberstrich-
terlichen Entscheidungsagen hierüber:

·

. Der Mangel der Unterschrift des Testators in

diesemProtokolle könnte auch nicht als ein formeller,
die. Giltigkeitdes Protokolls oder dessenBewelskraft
aufhebender Mangel angesehenwerden. Denn der
Grund der vollen Beweiskraft eines gerichtlichen
Protokolls liegt in der amtlichen Autorität der Ge-

richtspersonen,von welchen das Protokoll aufgenom-
men worden, und in dem öffentlichen Glauben, wel-
cher den Beurkundungen derselbenüber die in ihren
Wirkungskreis fallenden Vorgänge beigelegt ist;

Kap. 11 §. 2. .

Durch die Beurkundung der Gerichtskommission,
daß das im Protokolle Enthaltene von der in dem-

selbengenannten Person vor der Gerichtskommission
erklärt worden sei, ist daher die Thatsache vollständig
bewiesen, ohne daß es noch weiter der durch die Un-

terschrift des Protokolls ausgedrückten Bestätigung
derbetheiligten Privatperson bedarf, daß sie die im

Protokolle enthaltene Erklärung,wirklich abgegeben
habe. Es bestehtauch keine positiveVorschrift,durch
welche die Unterschrift Desjenigen, über dessenHand-
lung oder Erklärung ein gerichtliches Protokoll auf-
genommenworden, als wesentliches Erforderniß eines

ordentlichenGerichtsprotokollserklärt wäre,
MWagl. GO. Kap. 2 §. 3. Anmierk.lit. f,
da die Bestimmung der G. Kap. 4 §. 15 nur auf
in streitigen Civilsachen aufgenommeneProtokolle
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bezogenwerden kann. Seuffert Komment. Bd. 2
S. 173, 105.

OGE. v. 25. Juni1853. Nr. 1603 51/82.
2.

Zinsen von. Zinsen, elnem Banquler zugebllligt.
Ugl. Bo. 8 S. 413.

Ein adeliger in Staatsdiensten stehenderGuts-
besitzerhatte eine Reihe von Jahrenhindurch in Ges
schäftenmannigfacher Art mit einem BanquierVer-

kehr gepflogen, worüber von Letzterem im Handels-
buche laufende Rechnung(Contocorrent)geführt war.

Wegen der Nichtberichtigung eine# Abrechnungssaldo
kam es zur Klage von Seite des Banquiers. Der

Beklagte miachteunter Anderem den Einwand, in dem

eingeklagtenSaldo seienZinsen von Zinsen begriffen-
Dieser Einwand wurde unter BesugnahegaufGlück, Komment. Bd. 21 8. a. E.

S. 126 und
Seuffert, prakt. Pand. R. §. 233 Note 10

für unerheblicherachtet, indem in der deutschenPraxis
von dem römischenVerbote des Anatocimus nach
richterlichemErmessenUmgang genommen werde, der

eigenthümlicheGeldverkehr mit einem kreditgebenden
Bangquier aber ein Verhältniß sei, welches diese Ab-

weichung von den geineinrechtlichenZinsbeschränkun-
gen- acchtsertige10.

OAGE. v. 14. Juni 1853. Nr. 1513 α
1) iernSavkgny System Bd. 1 S. 179: „In dem

Handelsstand ist es allgemein üblich, am Ende elnes
Jahreß, zuwellen selbst elnes kürzeren Zeltraums, Ab-
schlüssezu machen und den Saldo auf neue Rech-
nung zu übertragen, da er dann soglelch wieder Zlusen
trägl, obgleich er selbst zum Theile aus Zinsen des

abgeschlossenenZeltraums besteht. Das ist der Regel
des römfschen Rechts allerdings entgegen, aber es
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3.

Einrede der Zablung elnes WechselsdarchAbrechung.

In einer Wechselstreitsache(F. 1853 Nr. 60)
hat der Beklagte dem Kläger den Haupteid dahin
deferirt, daß er schwörensoll, es habe ihm Beklagter
die eingeklagteSumme weder ganz, noch theilweise,
und zwar weder in baarem Gelde, noch auf dem
Abrechnungswegebisher bezahlt.

Die erste Instanz (W. u. M. G. München),
hat jedoch diesen Eid dem Kläger nur dahin aufer-
legt, daß Beklagter die eingeklagteSumme weder

#munoch theilweise bezahlt habe, und auf die vom

eklagten eingelegteBerufung, dahin gehend, daß
dem Kläger auch noch darüber der Haupteid aufer-
legt werde, daß die eingeklagteSchuld durch Ab-
rechnungweder ganz, noch theilweise getilgt sei, hat
dle zweite Instanz den erstrichterlichenAusspruch un-

term 10. Oktober 1853 bestätigtaus nachfolgenden
Gründen: 4

Beklagter hat excjipiendo vorgebracht, daßer
die eingeklagteSumme auch wirklich dem Kläger,
und zwar baar oder doch eventuell im Abrechnungs-
wege zu ganz oder doch eventuell mehr als zur Hälfte
bereits gezahlt habe; dieses Vorbringen ist die Ein-
rede derZahlung und zergliedert sich nach den ver-

schiedenenZahlungsarten, die Beklagter einwendet,

geschieht offen und allgemein und kann gar ulcht
anders sein, ohne die Elnfachhelt der Rechnungsfüh-
rung zu stsren; auch paßt der Zweck des vömitschen
Verbols auf dlesen Fall gar nicht. Hier ist also das

Verbot durch eine allgemelne Gewohnhelt des Han-
delsstandes abgeschafft, wobel es gar ulcht darauf an-

kommt, wie vlele Einzelne sich von dlesem. Zusammen-
hange der Sache Rechenschaft geben mögen; denn

Alle handeln so im Gefühl der Nothwendigkelt und

Rechtmäßlgkeltihres Verfahrens.“
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in die Einrede der Baarzahlung und in die Einrede
der Zahlung durchbereitsgepflogene Abrechnung.

Im Wechselprozessekann,die Einrede der Zah-
lung nur insoferne zur Würdigung kommen, als

behauptet wird, der Wechsel sei baar bezahlt wor-

den; denn wenn auch eine Wechselschuldauf man-

cherlei Art und eben sobezahlt und getilgt werden
kann, wie andere Schulden insgemein abgetragen zu
werden pflegen, so kommt doch zu berücksichtigen,daß
die Wechselgeschäfteaus ganz anderen Absichten zu
Standekommen, weshalb in Ansehung der Wechsel-
bezahlung die Regel angenommen werden muß, doßsie auf die Art geschehenmüsse,wie sie im Wechsel-
briefe beschriebenist; in demgegenwärtigeingeklagten
Wechsel ist eine andereZahlungsart nicht festgesetzt,
daher muß baare Zahlung geleistetwerden, undes

kann sich vrepalbder Beklagte mit einer andernEin-
rede der Zahlung als der der Baarzahlungnicht
schützen,ausgenommen er machtsiein inslanti liquid,
was aber hier nicht der Fall ist. x.

Will aber auch angenommen werden, daßdie
Einrede der Zahlung auf eine Tilgung des Wechsels
durch Abrechnung auögedehntwerden kann, so ge-
bricht es im gegebenenFalle der so.augedehutenEinrede an der gehörigenSubstanzirung, indem vom.
Beklagten nicht angegeben wurde, wann und auf
welche Weise Abrechnung gepflogenworden ist.

Endlich auch angenommen,daß es einer weitern

Substanzirung deshalb gar nicht bedürfe, so ist den-

noch der Beklagte dadurch, daß dem Kläger der

Haupteid nur in der beschränktenForm auferlegt
wurde, nicht beschwert;denn der vom Beklagten dem

Kläger zugeschobeneHaupteid ist allgemein dahin auf-
erlegt, daß der Beklagte die eingeklagteSumme we-

der ganz, noch theilweise be zahlt habe, sohin ist,
da das Zahlen im allgemeinenSinne eine Leistung
Dessen ist, was man schuldig wurde, und in dem
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Gattungsbegriffe der Zahlung die verschiedenenUn-
terarten der Zahlungsweise, sei es nun durch Baar-

zahlung oder mittelst. Abrechnung,enthalten sind, der

Eid, so wie er vom Unterrichter auferlegt wurde,
gegenüberdem Vorbringen des Beklagten erschöpfend,
und. eine Erweiterung der Eidesformel in der Art,

ie appellando gebeten wurde, überflüssig.
Posset

4.

Uebernahme der gutsherrlichen Beamtenund Diener nach
Art. 1 des betreffenden Gesetzes vom. 4. Junk 1848,

Diie lUebernahmeder Beamten und Diener wird
in Art. 1 des Ges. v. 1848, die Aufhebung der stan-
desherrlichenund gutsherrlichenGerichtsbarkeit betr.,
als Entschädigungder Gerichtsherrenfür den Verlustder Gerichtsbarkeit dargestellt. Der Artikel beruht
also auf der Unterstellung, daß der Gerichtsherr sei-
nem Beamten oder Diener gegenüberdie Verbind=
lichkeit zur Fortentrichtung des Gehaltes oder einer

Pension hätte. Dieses ist aber nur der Fall bei
Anstellungenin ständiger Eigenschaft. Erman-

gelt dieseEigenschaft,so kann der Guts= oder Stan-

desherr gegen den Fiskus weder auf Uebernahmedes.
fraglichenBeamten oder Dieners, nochauf Vergü—-
tung des demselbenfortgezahltenGehaltes klagen.

OAGE. v. 1. Juli 1853. Nr. 36 5/12
—

)“

5·•2 Gnomen.
Soll ulcht, stattgutenRechts, das Unre i Sleger bleiben,

Diürft ihr die Konsequenznicht auf dir pitze trelben.

Wohl lkegt dem cchler ob, nach strengem Recht zu sprechen;
.-Zuwellen aber zleint, die Spitze abzubrechen.

Seuffert. Dll#Pal Cute Iolph Ere
Hu..In Erlangen. Druck von Junge & Sohn.
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Inba#: Von umeerdrückungzuucor„rebeinenßenach Ark. 2 desPreüstrafde.
7t• letzes vom 17. Ma iauidazion in Konkursedurch Tezug.
1 llabme auf das tutl- — FJolgen der Unterlassung einer

*-

Von— 4eines Preßerzeugnissesnach Art. 2

des Preßstrafgesetzesvom 17. März 1850.
(Schluß.)

4.
GesectzauslegungIst dar eine harte Nub,
Wenn man im leeren Nauundoch etwaosinden m

Es ist eine öfter vorkommendeErscheinung,daß
gerade solche.Stellen der neueren Gesetze, welche
aus Abänderungs= oder Zusatzvorschlägender Kam-
mern hervorgegangen sind, sich bei der Anwendung
als unreif, lückenhaft, mehrdeutig zeigen. Bedingungdes Gedeihenslegislativer, zukunftschauenderThätig-
keit ist strenge Sammlung des Geistes,nachhaltige
Konzentrationdes Geistes auf den einen Gegenstand.
Die Landtagsmitgliederhaben sich aber während der
Dauer der Versammlung mit „rebus omnibus et

duibusdam alüs“ zu. befassen, bei welcher Beschäf-
tigungsmannigfaltigkeit nichts natürlicher ist, als daß
ihre legislativen Experimente keine Meisterstückezu
Tage fördern.

Nach dem Vorschlageder K. d. Abgeordneten
wurde die vorstehenderörterteUnterdrückungsbefugniß
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der Gerichte auchfir die Fälle eines Nichtschuldig
der Geschwornenund eines Beschlussesauf Einstellung
des Verfahrens eingeführt, ohne zugleich Bestim-
mungen über das Verfahren, welches dem Unter-
drückungsbeschlussevorhergeht,, und über die Rechts-
mlttel zu geben, welche den Betheiligten dagegenzu-
stehensollen. Diese Lücken sind durch Folgerungen
aus allgemeinen Grundsätzen und durch analoge An-

wendung auszufüllen.
Bei dem Verfahren muß jedenfalls der oberste

Grundsatz aller Rechtspflege: „beide Theile soll
man hören (ohne Gehör keine Verurtheilung)“
bethätigt werden. Der Staatsanwalt beantragt
im öffentlichen Interesse einen Eingriff in das

Privateigenthum; diesem Antrage darf nicht stattge-
gebenwerden, ohneden betheiligtenPrivaten 140recht
liches. Gehör zu verstatten, Diese können' von der

Person, gegen welche das strafgerichtlicheVerfahren
eingeleitet wurde, verschiedensein; während dieses
Verfahren etwa gegen den Verfassergerichtet ist, steht
ein pekuniärer Verlust dem Verleger in Aussicht.
Daher ist es nur eine Konsequenz jenes obersten
Grundsatzes, daß zur öffentlichenVerhandlung über
die aus einem Preherzeugnisseaögeleitete Auklage
uebst dem Angeklagten auch der in seinemEigenthum
bedrohte Verleger, zum Zwecke seinerVernehmlassung
bezüglich der Unterdrückungsfrage, geladen werde;
daß eben so, wenn die mit einem Beschluß auf Ein-
stellung zu verbindende Unterdriückungin Frage kommt,
dem Verleger eine vorgängige, Abwehr des drohens
den Verlustes bezweckendeErklärung (an einem dafür
festzusetzendenTermine oder in einerinnerhalb präklu-
siver Frist einzureichendenDenkschrift) gestattetsei.
In einem gegebenenFalle handelte es sich von Un-

14) Bei Unterdrückung elnzelner Zeltungsblätterläßt sich
m Augemelnen ein pekunldres Interesse derAbon-

nenten nicht annehmen.
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terdrückung eines.Blattes einer Zeitung, welche
nur die Unterschrift des verantwortlichen. Redakteurs
IDr. Feust) an sichträgt, ohneNeunung eines Eigen-
thümers oder Verlegers. Hier wurde angenommen, daß
der Redakteur zur Vertretung der Eigenthümerauch in

Bezug auf die Unterdrückungsfrage ermächtigt sei,
und“ demzufolge eine weitere Vernehmung in diesem
Betreffe, als die des Redakteurs, nicht für nöthig
erachtet 1)) ·-

«

Was die Rechtsmittel gegen den auf Unter-

drückung gerichteten Beschluß angeht, so dient zur

Ausfüllung der Lücke, des Gesetzesdie Analogie der
anderen Bestimmungen unseresStrafprozesses, welche
von der BeschwerdeführunggegenUrtheile handeln,
wodurch ein Nachtheil definitiv zugefügt wird;
insbesondere der Artikel 230 ff., Art. 324-ff. und

Art. 361., 362 d. St PG. von 1848.. Im Falle
einer Verurtheilung wegen Bestechungzu einer Geld-
buße im. Betrage von 24 kr. fludet Berufung statt,
und siesollte ausgeschlossenseinbei richterlicher (gleich=
falls auf der Annahme einer Gesetzwidrigkeitberuhen=
der) Zufügung von Vermögensnachtheilen, welche
sich auf Hunderte oder Tausende belaufen können?
Man kann nicht voraussetzen,daß der Gesotzeberdie
wiederholte Prüfung, deren Zulassung er dort für
nöthig fand, hier ausschliehenwollte. In dem Drange
der Landtagsaufgaben wurde eben an die spezielle
Rechtsmittelfrage in Bezug auf deu von der K. d.

Abg. vorgeschlagenenZusatznicht gedacht. Bei solchen
Auslassungender Gesetzgebungist man auf das An-

knüpfen an Vorschriften ähnlichen Betreffs, auf das

15) Won der Verstattung rorgänglgen Gehörs bel Schrif-
?

ten ausländischen Verlags Umgang zu nebmen, ist
kein Rechtsgrund vorhanden. — Wilrd die Ein-

relchung eliner schrlftlichen Erklärung verstattet, so
müssen natürlich in der Ladung vle eines gesetzulorl-
gen Inhalts beschuldigten Stellen bezeichnetwerden.

*
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„ad similia procedere“, bas „interpretatione vel
jurisdictione supplere“ angewiesen. Auch im Ge-
biete des Strafprozesses ist die analoge Anwendung
zulässig, so ferne es sich nicht von Erstreckungeiner

EStrafbestimmung lauf einen vom Gesetzgebernicht
gedachtenFall handelt. “

Deer von dem Unterdrückungsbeschlusseeines
Kr.= u. Stadtgerichts Betroffene kann sichdagegen
der Berufung an das Appellationsgericht bedienen 7)
und sich im Falle- der Erfolglosigkeit dieses Rechts-
mittels, wie dieß auch bei Verfügung der Unter-

drückung durch das Appellationsgericht oder den

Schwurgerichtshofzusteht, im Wegeder Nichtigkeitsbe-
schwerde(nachAnalogieder gedachtenArt. 361 und 362)
an den oberstenGerichtshof wenden 11)

Auf der anderen Seite stehen Berufung und

Nichtigkeitsbeschwerdeauch demStaatsanwalt wegen
Verwerfung seines Antrags auf Unterdrückungzu;
zwar letztere (abgesehenvon Verletzung einer wesent-
lichen Förmlichkeit) nicht in Fällen, wo diese Ver-
werfung stillschweigenddurch Uebergehunggeschah,
weil das Gesetz(Art. 2) die Verfügung der Unter-
drückung selbst im Falle eines verurtheilenden Er-

kenntnissesin der Hauptsache (durch. Gebrauch des
1% In Betreff der Förmlichkelten. dieser Verufung,

welche gegen eine mit dem Beschlusseauf Einstellung
des Verfahrens verbundene Werfügung gexichtet ist,

dürften eben wegen dleserVerbindung die Vorschriffen
über die Berufungen gegen Beschlüsse nach Artikel 19
zur Anwendung kommen; eben veswegen auch die

appellatlonsgerichtliche Behandlung der Sache In ge-
helmer Sltzung geschehen.

17) Der Schwurgerlichtshof, welcher ungeachtet des Nicht-
schulolg der Geschwornen auf Unterdrückung erkennt,
erläßt hler elnen Beschluß, auf welchendie Bestim-
mungen über die Nichtigk.lisbeschwerde.gegen verur-

theilende Schwurgerichtehofserkenntulsse weniger passen,
als Art. 361 u. 362.S.
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Wortes „kann“) #idem Ermessen der Gerichte
anheimstellt, und daher eine „unrichtige Anwendung
des Gesetzes“nicht nachzuweisenist; wohl aber beide,
wenn die Verwerfung durch die Annahme, die Schrift
habe keinen gesetzwidrigenInhalt, ausdriücklich mo-

ti irt ist 18). "

Zu gleichem Resultate gelangte unser oberster
Gerichtshof (in Beurtheilung der Nichtigkeitsbeschwer-
den Reinhart's und Volkhard'ö), jedoch auf
anderem Wege. Derselbe ging nämlich von der An-
sicht aus, in der Unterdrückung einer Schrift liege
der Wirkung nach ein preßpollzeilicher Straf-
ausspruch19), und gegen Aussprüchedieser Kategorie
finde nicht blos Berufung, sondern auch Nichtigkeits-
beschwerdestatt 20).. Der Annahme, daßauchletz-
teres Rechtsmittel zulässig fri, scheint zwar der Um-

stand entgegenzustehen,daß in Art. 35 des Preßge-
setzesnur pon der Berufung an das Appellatlonsge-
richt die Rede ist. Aber diesesBedenken wurde im

Hinblick auf die allgemeine, auch die preßpolizeilichen
Strafsachen umfassendeBestimmung des Grundlagen-
gesetzesArt. 12 über den Wirkungskreis des Kassa-
tionshofes, und in Erwägung, daß die Gesettgebung
für die diesseitigenLandestheile in diesem Betreffe
mit der einen Kassationsrekursauch in solchenSachen
zulassendenGesetzgebungder Pfalz völlig gleichgestellt
werden wollte 21), für unerheblich erachtet.

17) Vgl. Sitzungsberichte Vd. V S. 340.
10) Man. begebt wenigstens kelne Ketzerei, wenn man

Strafaussprüche ohne erwiesenes Verschulden des

zu Bestrafenden den Dingen belzählt, welche sich nicht
wohl venken lassen. .

20) Im Falle des Art. 36 steht dem Staalsanwalt
(abgesehen von dem Rechtsmlitel zur Wahrung des

Gesetzes)keine von beiden zu.
31) Vgl. die Acußerungen des II. Präsidenten und des

Regierungskommissärs in ren Stienogr. Ber. über die

Verh. der K. d. Abg. von 1850. Bo. 3 S. 576.
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In Perfolgung der gedachtenAnsicht wurde vom

oberstenGerichtshofe in Fällen erfolgloser,Nichtigkeits-
beschwerdegegen Erkenntnisseauf Unterdrückung nach
Art. 2 Abs. 2 des Preßgesetzesauch der Art. 246 des
Strafprozeßgesetzesvon 1848 22) in Anwendung ge-
bracht 22).

Nachschrift desHerausgebers. Seit Ein-
sendung vorstehendenArtikels zum Abdrucke ist das
4. Heft Bd. 5 der Sitzungsberichte erschienen, wel-
ches unter Anderem die oberstrichterlichen Entschei-
dungen in den drei (bereits erwähnten) Nichtigkeits-
beschwerdesachenDr. Feust, Reinhart und Volk-
hard enthält. In der ersten sagen die Molive der
Entscheidung vom 29. Okt. 1853 ausdrüfklich
(S. 419): die in Art. 2. Abs. 2 u. 3 des Preß--
strafgesetzesvom 17. Märxz 1850 in dem False,
wenn eine Person, gegen welche eine Anklage gerichtet
werden könnte, nicht gegebeneist,eingeräumteBefug-
niß, die Unterdrückung der Schrift wegen ihrer Ge-
setzwidrigkeitzu verfügen, greift .. . .. auch dann
folgerecht Platz, wenn eine gleichwohl vorhandene
Person wegen Mangels einer gesetzwidrigen Ab-
sicht oder der Imputabilität nicht verfolgt werden
kann. Eben so heißt es in den Entscheidungsgrinden
der dritten Sache (S. 451); eine Person, gegen
welche eine Anklage gerichtet werden könnte, ist auch
dann nicht gegeben,wenn gegen eine bestimmtePerson

22) „Wird die Nlchtigkeltsbeschwerde eines blos zu einer
Vergehens= oder Poligzeistrafe Verurtheilten als un-

zulässtg oder unbegründet verworfen, so ist rerselbe
zu einer Geldstrafe von 25 bis 100 Gulven, und im

Falle der Unvermögenbeit zu einer Gefängnißstrafe
von 8 Tagen bis zu 4 Wochen zu verurtbellen.

Cegen diese Anwendung möchte der auch in dem kgl.
Reskripte vom 29. Avril 1815 (Jahrbücher von

Gönner und Schmiotlein. S. 228) anerkannte

Satz in Betracht kommen, daß Strafgesetze keine aus-

dehnende Erklärung zulassen. S.

22 22
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das. Strafverfahren wegen Mangels einer rechtswid-
rigen Absicht eingestellt wird, weil hienach gegen
diesePerson eine Anklage nicht gerichtet werden kann,
und die Ausübung dieser (d. h. der Unterdrückungs-)
Befugniß auch bei Einstellung des Strafverfahrens
gegen eine bestimmte Person steht dem diese erken-
nenden Gerichte folgerechtum so mehr zu, als gleiche
Verfügungauch bei erfolgter Freisprechung des An-

geklagten von dem Schwurgerichtshofe erlassenwer-

den, diese möglicher Weise aber auf der Annahme
eines objektiv nicht gesetzwidrigenInhalts der Schrift
beruhen kann.
Dem Erk. vom 29.Okt. 1853 (Dr. *enstbetr.)
liegt ferner (S. 420), im Einklang mit dem ob enin
Note 12 Gesagten,die AnnahmezuGrunde, daßdie Un-

terdrückungstattfindenkönne,wenn von einer Mittheilung
Beunruhigung der Staatseinwohner, oder Stö-

rung des öffentlichen Vertrauens oder Erregung
von Gchässigkeiten 6

als eine auch blos objektive, von der dafür
preßgesetzlichverantwortlichen Person nicht beab-

sichtigte Wirkung zu besorgen wäre. Aber in
dem gegebenenFall war der obersteGerichtshof der

Meinung, daß bei dem Zweck und der Form der

Darstellung, weil in dem fraglichen Artikel der In-
halt einer preßstrafgesetzlichenAnschuldigung gegen
einen Dritten in einem Berichte über die gerichtliche
Verhandlung lediglichhistorischangeführtwurde, jene
Besorgnißnicht obwalte.

„Mittheilungen aus der Prarie.
1.

Llquldatlon im Konkurse durch Bezugnahme auf das Hypo-
thekenbuch.

Die in Seuffert's Kommentar Thl. IV.
S. 386 ausgesprocheneAnsicht:
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daß bei definitiv eingetragenenForderungendie
ausdrückliche Bezugnahme auf den Inhalt des
Hypothekenbuchesoder auf den bei den Gant-

oder Hilfsakten befindlichen Hypothekenbuchs-
Auszug einer weiteren Beweisführung nichtblos
im Punkte der Priorität, sondern auch in dem

.“ der Alquidität enthebe,
«-

hat in einem oberstrichterlichen Erkenntnisse vom
30. März 1852 (RN. 2975/10 wiederholt Aner-
kennung gefunden; — es ist in den Gründen dieses
Erkenntnisses — unter Bezugnahme auf die 88. 46,
49, 52, 118 des Hyp.-Ges. — desfalls bemerkt,
daß für den wirklichen Bestand, für die Nichtigkeit
einer im Hypothekenbuchemit Angabe des Rechts-
titels (. 145 Ziff. 2 des Hyp.-Ges.) ohne Prote-
station eingetragenenForderung eine qualifizirte Rechts-
Vermuthung streite, in Folge welcher (GO. Kap. 12

§#.2 Ziff. 4) der Hypothek-Gläubiger, welchem ein
den gesetzlichenAnforderungen entsprechenderEintrag
im Hypothekenbuchezur Seite steht, von dem geson-
derten Beweise seiner Forderung befreit sei, und
es dem Gegner, welcher die Richtigkeit der Forde-
rung bestreitet, obliege, darzuthun, daß dieselbenie

zur Existenz gekommen, oder bereits getilgt sei.
*ssy

2.

Folgender Unterlassung elner Erklärung über den in Anse-
hung einer Einrede im Konkurse zugeschobenenHaupteld.

In einem Konkurse hatte ein Gläubiger gegen
die Forderung eines anderen Gläubigers eine Einrede

vorgebracht und über die derselben zum Grunde ge-
legten Thatsachen diesemGläubiger den Haupteid zu-
eschoben. Da Letzterer unterlassen hatte, sich im
II. Ediktstage über die Annahme des Eides zu er-

klären, wurde von dem Exzipienten geltend gemacht,
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daß der Haupteid für verweigert,, sofort die geltend
gemachteEinrede für liquid zu erachtensei.
Dew bberste Gerichtshof hat die auf dieseAnsicht
sichstützendeBeschwerde in einem Erkenntnisse vom

30. März 1852 (RN. 29751) für ungegründet
erklärt, worüber in den Gründen diesesErkenntnisses
vorkommt:

Nach der GO. Kap. 19 8. 12 Ziff. 3. findet
die Bestimmungunter Ziff. 1 a. a. O., nach welcher
der dem. Schuldner am I. Ediktstagedeferirte Eid
aim II. Ediktstage entweder abgelegt, oder referirt,
und, wenn weder das eine, nochdasandere geschieht,

ho
relato gehalten werden soll, in dem Falle, wenn

i II. Ediktstage einem Gläubiger über eine Ein-
rede der Haupteid deferirt wird, keine (analoge)
Anwendung; in diesemFalle ist der Delatbezüglich
seiner Erklärung an die Ediktstage „nicht so genan

gebunden“, er verwirkt daher, wem er sich im
II. Ediktstage über Annahme des im II. Ediktstage

deferirten Eides nicht erklärk, hiemit nochkeinen Rechts-
nachtheil, er kann diese Erklärung auch noch später
abgebenund muß, wenn dieses nicht geschieht, un-

ter Vorsetzung eines abgekürztenperemtorischenTer-
mines und unter Androhung der Annahme der Eides-

verweigerung (GO. Kap. 13 S. 2 Nr. 4 Anm. lit. e)
— da die in Kap. 19 8. 12 Ziff. 1 bestimmte Kon-

tumazialfolge nur für den dem Kridar zugeschobenen
Haupteid gilt — hiezu aufgefordertwerden,

«
* y

3.

Mithaftung der Ehefrau für die Schulden des Ehemannes
nach Ansbacher Recht.

Die AnsbacherKonkursordnung vom 8. Oktober

1731, welche, in so weit sie Bestimmungen über die

Haftung der Ehefrauen für die Schulden der Ehe-
männer enthält, noch gegenwärtig gesetzlicheGeltung
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hat· 1)., setzt(Art. XXIV) die. Ehefrau, mit eihrem
eingebrachtenHeirathsgute in die-II. Klasse, 2. Stelle,
fügt jedoch mehrere Ausnahmsfälle bei, in welchen
sich, wie das Gesetz sich ausdrückt, „das Eheweib
„sothaucn juris praclationis nicht bedienen mag',
und unter diesen ist. (Ziff. 6) auch der Fall aufge-
führt, „wenn sie sieht, daß des Mannes Vermögen
„iws Abnehmen kommt, und sie ihres Eingebrachten
„halber nicht zeitig sich vigilirt.“ .

Gestützt auf dieseBestimmung beantragten in
einer Konkurssache:mehrereGläubiger, die Illaten-
forderung, derEhefraudes Gantirers aus der Gaut
zu weisen, weil sie schon vor. Eröffnung des Kon-
kurses gewußt, daß dat Vermögen ihres Ehemannes
in's Abnehmen gekommen.sei, und demzufolge nach
Art. XXIV der Ansbacher Konkurßordnung für die
Schulden des Ehemannes zu haften habe; — die

angerufeneBestimmung der Ansb. K.-O. wurde jedoch
in I. und II. Instanz für nirht mehr anwendbar erklärt,
sofort die Ehefrau des Kridars mit ihren Forderun-
gen nachMaßgabe der Prior.-Ordnung vom 1. Juni
1822, theils in die II., theils in die IV. Klasselozirt,
und dieseLokation wurde auch durch oberstrichterliches
Erkenntniß vom 5. November 1852 (RN. 5775/4)
bestätigt.

Durch die Bestimmung des allegirten Art. XXIV
der Ansbacher Konkursordnung — sagen die Ent-

scheidungsgründe—

daß das Eheweib sich sothanen juris prae-
lationis nicht bedienen könne,

ist nicht ausgesprochen, daß die Ehefrau in all' den

aufgeführtenFällen selbstals Mitschuldnerin ange-
sehenwerden, oder mit ihren Ansprüchen von der Kon-

kursmasse ausgeschlossensein, sondern nur, daß

1) Arnold Pelträge zum deutschen Privatrechte.Vd.

S. 13 und 60 Rote 2 RN. 481 /1" M. 37/
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sie mit denselbennichtmit demVorrange der II. Klasse,
also vor den Gläubigern der nachfolgendenKlassen
befriedigt werden solle; hieraus aber folgt lediglich,
daßdieEhefrau, da.ihr in dein vorausgesetztenFalle
auch in der III. und IV. Klassekein Platz angewie-
sen ist, in der V. Klasse, in welche alle mit keinerlei
Privilegium versehene Gläubiger verwiesen sind, ihre
Befriedigung zu suchenund zwar mit den in diese
Klasse lozirten Gläubigern pro rata zu theilen hat.

Es liegt auch kein Grund vor, welcher berech-
tigen könnte, die angeführte gesetzlicheBestimmung
in einem anderen, als diesem, dem klaren. Wortlaute
entsprechendenSinne aufzufassen.

·

Allerdings kommen unter den aufgeführten8 Aus-
nahmsfällen einige vor, in welchen eine Mithaftung
der Ehefrau für die Schulden des Ehemannes un-

zweifelhaft begründet ist (Ziff. 1, 2, 3, 8); allein
darqus, daß in diesen Fällen die Ehefrau sich
des Vorzugs der II. Klasse aus dem Grunde nicht
bedienen kann, weil sie für die Schulden de5 Ehe-
mannes mitzuhaften hat, kann nicht gefolgertwerden,
daß dieser Grund der Entziehung des Vorzugs-
rechtes auch in allen übrigen Fällen, insbesondere

in dem Ziff. 6 aufgeführten, gegebensei, da für
die Entziehung des Vorzugörechtesin den verschiede-
nen Ausnahmsfällen auch ganz verschiedeneGründe

obgewaltet haben können, und die Annahme, daß
der Gesetzgebermit den Worten: «

„mag sich sothanenjuris praelationis nicht
bedienen“

den gänzlichenAusschluß der Ehefrau von der ehe-
herrlichen Gantmasse habe aussprechenwollen, wäre
um so minder gerechtfertigt, als in mehreren der
oben angeführten Fälle der Mithaftung der Ehefran
(Ziff. 1— 3) diese Mithaftung sich keineswegs auf
alle Schulden des Ehemannes erstreckt,nämlich nur

in Ansehung der Gewerbsschulden (Ziff. 1), der mit
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dem.,Ehemanne zu gemeinschaftlichem,Nußen kontra-
hirten Schulden(Ziff. 2), daun jener Schuldendes

Ehemannes, für welche die Ehefrauinterzedirte, be-

gründet, sonach die Ehefrau. auch in diesen Fällen
keineswegs von der Konkursmasseausgeschlossenist,
sondern nur jenen Gläubigern, welchensiemithaftet,
gegenüberihres Vorzugsrechtessichnicht bedienen darf.
*!: Die Ansicht der Revidenten könnte sonachnur

dann für begründet erachtet werden, wenn fürdie

.Mithaftung der. Ehefrauauch in dem unter. Ziff. 6

aufgeführten Falle, wie in den Ausnahmsfälken
Ziff. 1— 3 und 8 selbstständige, von den. Be-
stimmungen der Konkursorduung unabhängigeRechts-
gründe vorlagen; — solcheGründe sind aber nicht
vorhanden und konnten auch von den Revidenten
nicht geltend gemachtwerden. Q

Die Konhirsochnunghat- indem siedie Ehefrauen
amveist, sich ihres Eingebrachten halber zeitig zu
„vigiliren“, offenbar die den Ehefrauen nach dem
damals subsidjär geltendengemeinenRechte zustehende
Befugniß im Auge, ihr Eingebrachtes, wenn der

Ehemann in Vermögensverfall geräth, auch während
des Bestandes der Ehe zurückzufordern, und durch
die Unterlassung dieser gesetzlichenBefugniß von

Seite der Ehefrau kann bei dem Mangel irgend eines

Obligationsgrundes offenbar nicht deren Mithaftung
für die Schulden des Ehemannes begründet werden,
und zwar auch nicht in dem Falle, wenn durch diese
Unterlassung zufällig dem einen oder anderen Gläu-
biger in so ferne ein Nachtheil zugegangen sein sollte,
als derselbe, wenn die Ehefrau früher ihr Eingebrachtes
zurückgefordertund hiedurch das Bekanntwerden der

mißlichenVermögensverhältnisseihres Ehemannes ver-

anlaßt hätte, vielleicht abgehaltenworden sein würde,
demselbenzu kreditirrn.

Die Vorinstanz hat daher mit Recht angenom-
men, daß die Bestimmung der Ansbacher Konkurs-
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ordnung, auf welche die.Nevidenten, ihren Antrag
gründen, nicht eine. Mithaftungeider Ehefraü
für die Schulden desEhemannmes festsetze,sondern
lediglich eine-Vorschriftüber die. Lokation der Ehe-
frau enthalte; als solche aber ist diefelbe nicht erst
durch die Prioritätsordnung vom 1: Juni 1822, son-
dern schon durch die preußischeLokationsordnung (zu-
folge des königl. preuß. Patents vom 19. März 1800

§. 8) außer Wirksamkeitgesetzt,und es ist daher
die: Ehefrau des Kridars mit Recht, ohne Berück-

sichtiging, dieser Bestimmung, lediglich nach Maß-
gabe der Prioritätsordnung vom 1. Juni 1822 lozirt
worden. 55 nh

—...-l « 4.
l

"·I"

UnterbxgchxmgpeyKxagcnvkxjährung.d1;rch'«·auße«rgdzti;htllche
Malmungen.Bonaf»iclea.,-:

·

Vgl.Bd,»1»2"S".3«r-5·.«.«,T *

. Einer Klage auf Rechnungstellungwar die Ein=
rede der Klagenverjährungentgegengesetztworden; —

der Kläger hatte hierauf entgegnet, daß die Verjäh-
rung der Klage durch Mahnung des Beklagten unter-

brochen worden, und hatte, da ihm in. II. Instanz
der Beweis aufgelegt worden war, daß der Beklagte
gerichtlich gemahnt worden sei, hiegegenBeschwerde
geführt, wobei er sich vorzugsweise auf Kap. 4 S. 3
der GO. berief, welchezwischen gerichtlichen und

außergerichtlichenMahnungen nicht unterscheide.
Ourch oberstrichterlichesErkenntniß vom11. Ok-

tober 1853 (8KN. 6705½9) wurde dieseBeschwerde
für ungegründet erklärt.

Die Lehre von dem Verluste der Rechte durch
Nichtgebrauch, — sagen die diesfallsigen Entschei-
dungs-Gründe — sonach auch von dem Verluste des
Rechtes, einen Rechtsanspruchvor Gericht gelten zu
machen, gehört nicht dem Prozeß-, sondern dem
Civil-Rechte an; es können sonach,wenn es sich
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um. die Voraussetzungen, die Hindernisse. undFolgen
der. Klagen-Verjährung handelt, nur die Bestimmun-
gen. des einschlägigenCivil-Rechts,, nicht jene der

Gerichts -Orduung als Entscheidungs-Norm dienen,
und durch die Einführung der bayer. GO.,welche in

Kop. 4. S. 3 auch von der Klagenverjährung handelt,
ist den diesfallsigenBestimmungen der in den ver-

schiedenenGebietstheilen des Königsreiches geltenden
Civil-Gesetze nicht drrogirt worden.

Nach dem sonachhier zur Anwendung kommen-
den gemeinenCivil-Rechte,insbesondere der C. 2 de
unnali praescript. (7, 40) wird aber die Verjäh-
ruug einer Klage von Seite des Berechtigten ledig-
lich durch Stellung der Klage, und nur ausnahms-
weise, wenn gegendie Klagestellung bei dem zuständi-
ven. Richter Hindernisse obwalten, durch eine Proͤ-
testation bei der Obrigkeit oder vor Zeugen unter-

brochen, dagegendurch außergerichtliche blose Mah--
mingen die UnterbrechungderVerjährung nicht bewirkt.

Nur dann könnten außergerichtlicheMahnungen
von Einfluß auf die Verjährung einer Klage.sein,
wenn mala fides des Verpflichteten als Hinderniß
der Klagenverjährung angesehenwerden müßte, da

auch außergerichtliche Mahnungen geeignet wären,
dem Verpflichteten vou den Ansprüchen seinesGegners
Keuntniß zu geben, und denselbenhiedurch in mälam
fidem zu versetzen; allein aus den für das Er-

forderniß der bona lides angeführten Stellen des

kanonischenRechts — C. 5 und 20 X de pracscript.
(2, 26) — kann keinesfalls gefolgert werden, rbei allen Klagen durch das Bewußtseln der Schul
auf Seite des Verpflichteten die Klagenverjährung
ausgeschlossenwerde, sondern ist diese Wirkung der

mala lides (der conscicntia rei alienae) jeden-
falls auf dingliche und solche persönlicheKlagen
zu beschränken,welcheauf Restitution einer unrecht-
mäßig besessenen(fremden) Sache gerichtetsind.
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J (Vgl.“Saviguy,Systemd. b. R. Bd.V5* §. 244, 245.).
nlud da hier eine paümicheKlage aufNRechmng-
stellung in Frage steht, konnte die allenfallsige mala
tices der Beklagten, und konnten daher auch allen-
falls stattgehabte außergerichtlicheMahnungen keinen-
fälls von Einfluß auf die Verjährungder Klage seim.

Auf gleicheWeisewurde in. der SacheW 4300,5“# entschieden. )

5.

grfkizungbesbrch inii behründelenBevesset-
Val. Bb. 5 S.

In Seuffert?s. KKommenti-zur Bayer.Ger.-
Ordnung Band III S. 143 äft die Ansicht ausge-
sprochen,daß die eidliche Bekräftigung, durchwelche
Handelsbücher nach GO. Kap. 11 §F.3 Ziff2
volle Beweiskraft erlangen, durch eine Beweiser:

gänzung anderer Art, z. B. die Aussage eines voll-

giltigen Zeugen nicht ersetzt werden könne; — in
deli Gründen eines oberstrichterlichenErkenntnisses
vom 13.März 1852(2#7l885. 18%LT wurde

Absendungder der M“ Lwezieftoen
Waaren an die Beklagte vollständig erwiesen, und
die eidliche Bekräftigungdes Inhalts des Factura-
buches durch den Kläger nicht“wettererforderlich;
— denn der in der GO. Kap. 14F. 3 Nro. 2 er—-

wähnte Eid — Bucheid — ist im Wesentlichen
nichts Anderes, als der Erfüllungs-Eid (Glück,
Kommentar Bb. XXII S. 11. Bayer, Vorträge
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über denord. gem., Civilprozeß VII. Aufl. S. 494);
die Anmerkungen zur GO. (I.-cit. lit. g) sagen
sogar,daß beim Bucheide die sonstad juramentum
suppletorium erforderlichen Stücke nicht so genan
erfordert werden, und hieraus folgt im Hinblicke
auf die gesetzlichenVoraussetzungen des Erfüllungs
Eides (GO. Kap. 13. S. 3 Ziff. 2), daß durchein
gehörig gesichertesHandelsbuch mindestens halber
Beweis geliefert werde (vgl. v. Kreittmayr,
Anm. zum LR. Thl. V Kap. 26 8. 8 lit. d.); daß
nun aber dieser halbe Beweis nur durch den Eid,
und nicht auch durch andere Beweismittel — insbe-
sondere halben Zeugenbeweis —ergänzt werden
könne, ist in der Ger.-Ordnung nirgends ausgespro-
chen; es kann dieses auch daraus, daß dieselbe in

Kap. 11. S. 3 Ziff. 2 blos des. Eides, als Mittel
zur Ergänzung des durch das Handelsbuch geliefer-
ten Beweises erwähnt, nicht gefolgert werden, indem
hiermit nur ausgesprochenwerden wollte, daß das

Handelsbuch allein nicht vollen Beweis mache,
und ein Beleg dafür, daß es. nicht in der Absicht
des Gesetzgebersgelegen sei, abweichend von den
Grundsätzen des gemeinen Rechtes

(Glück a. a. O. S. 74 und Ebeling, über
die Beweiskraft der Handelsbücher §S.53
S. 70.

undere Beweismittel zur Ergänzung des durch ein

Handelsbuchgeliefertenhalben Beweises auszuschließen,
ergibt sich aus der Bezugnahme der Anmerkungen
auf Leyser und Lauterbach, welche beiden Schrift-

seller(Medit. spec. 279. S. 9 und Colleg. pract.
and. lib. XXII 4. S. 50) gleichfalls die Fi#pigen

der Ergänzung dieses Beweises durch andere Be-

weismittel, als den Eid, annehmen.
*“#“".

Red.7 J. A. Seuffert. Verl.: Palm & Enke (AdolphEnle
* in. Erlangen. Druck. von Junge & Sohn. 21
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Heimliche Malzmühlen. 4

(S. XXI letzter Absatz des Aufschlags-Mandatsv. 1807.)
Bei mehreren Oekonomen des (gr.Landgerichts

D. wurden auf Anzeige der betreffendenAufschlags-
Station sogenannte Handschrottmühlenweggenom-
men, welche zum Schrotten des geringen Getraides,
insbesonderedes Habers zum Viehfutter efertigt
und in Folge von Empfehlungen landwirthschaftli-
cher Blätter, wegen Nützlichkeit für den bezeichneten
ökonomischenZweck, angeschafftworden waren. Daß
diese Mühlen zum Malzbrechengebraucht worden

seien, war nicht angezeigt, sie waren aber, nach
dem Gutachten der Sachverständigen,an sich zum
Malzbrechenverwendbar,jedoch nur in der Art, daß
auf denselben in sehr langer Zeit ein nur sehrge-

1) Vgl. Bo. IVIII S. 385—92.



34 Heimliche Malzmühlen.

ringes Quantum Malz mit Mühe und unvollkom-
men gebrochenwerden konnte, z. B. in 3 bis 5
Stunden 1 Metzen, ein Dreißiger, ein Mäßel. —

Das k. Ob.App.Ger. bestätigte in mehreren
Erkenntnissenvom 21. März 1854 die in den beiden

Vokinstanzenerfolgte Freisprethung der Beschul-
digten aus folgendenGründen:

Der §S. XXI des Malzaufschlags-Mandats vom

28. Juli 1807 behandelt den erheblichstenFall der

Gefährdung des Finanz-Aerars hinsichtlich des Malz-
aufschlags durch Malzbrechen ohne Kontrole der

Aufschlags-Erhebungsbeamten. Diese Gefährdung
kann von den gewerbeberechtigtenund besondersver-

pflichtetenMüllern 2c. ausgehen, in welchemFalle
der erste Absatz lit. a und b des Gesetzesmaßgibt,
oder von Aufschlagspflichtigen (Brauern,
Branntweinbreunetn), welchen Partikularmalz=
mühlen erlaubt sind, worüber der 2. Absatzverfügt,
oder endlich von jeder, auch nicht aufschlagspflich-
tigen Person, welche ohne gewerblicheBerechtigung
oder sonstige Bewilligungim Besitze einer zum
Malzbrechen geeignetenMühle, was immer für einer
Art, betroffen wird, — welcher Fall in dem letzten
Absatze des Gesetzesvorgesehenist. Z

Die Fassung dieses Absatzes: „Im Falle, Wo##
„eine heimlicheMalzmühle was immer für einer
„Art entdeckt wird“, läßt mit Rücksicht aufdas
weite Feld der Mechanik und auf die Möglichkeit
schrankenloserBeeinträchtigung des Gefälles durch
finanziell nichtkontrolirte Malzbereitung zweierlei
entnehmen,

1) daß keine Art der Konstruktion einer Mühle,
wenn dieselbe nur zum Malzbrechen geeignet ist,
ausgeschlossensei, daher keine Rücksicht auf den

Zweck zu nehmen ist, zu welchemsie ursprüng-
lich konstruirt wurde;

2) daß ein wirklicher Gebrauch einer solchen
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Mühle zum Malzbrechen, also zum Zweckeder Auf-
schlags-Defraudation, zur Vollendung der fraglichen
Gesetzülbertretungnicht erfordert, werde.— ,

Demnach-entsprichtcsifchoudemiGeistedes
tmgefuhrteir.Auffchlagsmaudats,»daßalle.s.sg..trau.8-
portablen Haus= und Handmühlen, wenn dieselben
zum. Malzbrechen geeignetsind, unter die gesetzliche
Bezeichnung „heimliche Malzmühlen“ fallen, daß
daher ihr unangezeigterBesitz.gesetzlichenAnlaß zur
Einschreitung nach dem Aufschlags-Mandate gebe.

In diesem,Sinne spricht sich auch das #on#die
königl.Reg. des vormal. Isarkreises ansgeschriebene
Minist.-Restript vomn 24. Feb. 1829 (Döllinger
VdO.-S.. B. 43.6.#1246) aus, und ees besteht für
einige Gewerbsberechtigtebezüglich,derKaffee-, Ge-
würz= und. Cichorien-Mühlen die Befreiung' vonauf-
schlagamtlicherKontroleledsglichin · solange und in. so
weit, als diese. Mühlen ucht aucheine das Malzr
brechen„zulassende Einrishtung /#haben.

MBgl. Fiu. M.R. vom 23. Sept.1845. Geret,
V. S. B. 23. S. 149.

Hienach kam vom gesetzlichen Standpunkte
(an welchem auch das Ausschrelbender „k.Regierung
K. v. O.B., K. d. F. v. 22. Juni 1843 (J. B.S. 888)
elne Aenderung nicht bewirken konnte) nichtbezwei-
felt werden, daß auch die in neuerer Zeit zu. land-
wirthschaftlichen Zwecken zunächst konstruirten und
von Oekonomen angeschafftenHandschrottmühlen,
der finanziellen, aufschlagamtlichenKontrole unter-
worfen seien, in so ferne dieselben eine das Molz-
brechenzulassendeElnrichtung habeu. — Unter#elner
solchenEinrichtung kann aber nur eine solche ver-

standenwerden, welche das Brechen des Malzes in
er Art ermöglicht, daß der Zweck einer Aufschlags-

defrandation vernünftigerweise erreichbar erscheint.
Ist aber eine zum Malzbrechen zwar an sich an-

wendbare Hand-Mühle von einer Konstruktion, daß
*
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die Längeder Arbeitszeit zum Brüche einer Quai=
tität Malzes und der. dieferZeit entsprechendeAr-
beitslohn außer Verhälistehenzu dem Gewinn,
welcher durch Nichtentrichtung des Aufschlags für
diese QuantitätMalzes sich ergebenwürde, so liegt
im Geiste des Gesetzeseinesolche Einrichtung nicht
vor, wie das M.-Reskr. vom23. Sept. 1845sieim
Augehat; denn auch die dort bezeichnetenbesonderen
Mühlen der Gewerbleute sind wohl auch an sich
schon zum Malzbrechenverwendbar.— Im gegen-
wärtigen Falle ist aber richterlicheUeberzeugungda-

für begründet, daß die der aufschlagamtlichenKon-
trole nicht unterstellte Handschrottmühle, welchedichimBesitze des Beschuldigtenbefand, eine solche Ein-

richtung im Sinne des Gesetzesnicht habe, iudem
auf derselben nur eine sehr geringeQuantität Mal-
zes in zunderhälnihmäßiglanger Zeit, mit Mühe
und. unvollkommen gebrochenwerden kann, so daß
mit derselben eine Defraudation der Aufschlagsge
fällenichterzweckt.werden kann, daher der gesetzliche
Begriff einer „heimlichen Malzmühle“ nicht gegeben
ist. —Das unter Anwendung derselben gesetzli-
chen Grundsätzegefälltepberskrichterlicheluteilvom

12. Aug. 1851 2), auf welches sich das k. Reg.-

Fiekaurtzur Rechtfertigung seiner Beschwerde beru-
en hat, betraf eine mechanischeGetraidemühle,auf

welcher in einer Stunde leicht ein Schäffel jeden
Getraides gemahlen, bezlehungsweisegebrochenwer-

den konnte, beruhte somit auf ganz anderen that-
sächlichen Voraussetzungen.—

OAGE. in Nr. 560, 561, 562, 5635%4.

„) Ugl. Bl. f.RA. Band 16 S. 302.



Ueber bie Wahlꝛder,Erekutlonsmiteek. 37

Ueberdie Wahlder Erckütionemittel.
In der Praxis herrscht vielfach die Ansicht, daß

bei Durchführung der Exekution jedesmal vorerst
die bewegliche Habe des Schuldners als Exekutions=
mittel in Angriff genommen werden müsse,ehe dessen
unbeweglichesEigenthum der Exekution dienen dürfe,
und werden deshalb Gesuche, welche sofort das un-

bewegliche Eigenthum in Vorschlag bringen, nicht
berücksichtigtt, beziehungsweisewird darauf zunächst
die Mobiliarexekution eingeleitet.

Diese Ansicht beruht auf ungenauer Auffassung
des §. 71 der Proz.-Nov. v. J. 1837.

Nach diesem §. ist hinsichtlich der Exekutions-
mittel bestimmt, daß derjenige Gläubiger, der ein.

Faustpfandhabe, sich vor Allem an dieseszu halten
habe. Besitzt er ein solchesnicht, sohat er bei Verlust

des ihm zustehendenVorschlagsrechtesin seinemGe-
sucheum EgekutiondiejenigenGegenständevorzuschla-
gen, woraus er am schnellstenbefriedigt werden kann.

Alus diesen klaren Worten geht hervor, daß der

Gläubiger in der Wahl der von ihm vorzuschlagenden
Exekutionsmittel an keine Normen gebundenist, son-
dern daß es ihm freisteht, Dasjenige vorzuschlagen,wo-

raus er hoffenkann, am schnellstenbefriedigtzu werden.

Daß mun, wenn genugsam fahrende Habe vorhanden
ist, er diese vorziehen wird, versteht sich von selbst;
daraus folgt aber nicht, daß er diese auch immer

vorschlagenmüsse, daß vorerst nur die bewegliche
Habe das Mittel der Exekution sein dürfe, und ein

Versuch der Mobiliarexekution überall voranzugehen
habe, ehe zu anderen Exekutionsmitteln übergegangen
werden könne.

Hat der Gläubiger von dem bezeichnetenVor-

schlagsrechteGebrauch gemacht, die Exekutionsmittel
nach der ihm zustehendenunbeschränktenWahl und

nachseinemGutdünken, wie er seineBefriedigung am
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schnellsten hoffen kann, bezeichnet,so kann gegen die-

6 uensarlber Exekukionsmittel-der Schuldner
seineEinwendungen innerhalb unerstrecklicherFrist von

14 Tagen von Insinuation des Zahlungsbefehles an,

vorbringen, und dann erst, wenn auf dieseWeise eine

Vereinigung der Parteienhinsichtlichder Wahl der

Exekutionsmittel nicht stattgefunden, hat das Gericht
nach den in dem allegirten S. Abs- 3 aufgestellten.
Normen zu entscheiden. Diese Normen sind also
lediglich dem Gerichte für den Fall gegeben, wenn.

hinsichtlich der zu wählenden Exekutionsmittel die

Parteien nicht einig sind. Sie sind aber keineswegs
in dem Sinne aufgestellt, daß der Gläubiger sich.
daran bei dem auszuübendenVorschlagsrechtebinden
müßte."

Wenn nun der Gläubiger von seinemVorschlags-
rechteGobrauch gemacht, und Einwendungen gegneri-
scherseitsnichterhoben worden, sohat der Rich-
ter lediglichUuch dem Antrage des Gläubigers sichzu
richten; denn hier bedarf es keiner Entfcheidung mehr,
wo stillschwelgenddder Schuldner seine Zustimmung
gibt, sonach eine Vereinigung der Parteien über die-

Wahlder Exekutionsmittel anzunehmen ist.
·

Findctbei geringer, nur den häuslichen Be-

dürfnissen des Schuldners dienender Mobiliarschaft,
zur Vermeldung nußlosenZeit= und Kostenaufwandes,
der Gläubiger für gut, statt der Mobiliarexekution,
sofort den Anwesensverkauf vorzuschlagen, und es

bringt der Schuldner innerhalb gesetzlicherFrist keine
Einwendungen vor, so hat sofort das Gericht dem

Antrage auf Immobiliarexekution stattzugeben, ohne
vorerst und wider den Willen des Antragstellers, wie
es manchmal vorkommt, die Mobiliarexekution zu
versuchen.

Wenn gar mauche Gerichte so weit gehen, bei

Hypothekforderungen den Anträgen der Gläubiger,
welche auf sofortige Immobiliarexekution dringen,
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nicht zu entsprechen, sondern auch hier vorerst mit
der Mobiliarexekution beginnen zu müssen glauben,
so ist dieses offenbar ein Mißkennen gesetzlicherVor-
schrift. (S. 49 des Hyp.-Gel.). Fr. Riesch.

Mittheilungen aus der Praris.
1.

Verlährung von Einreden, welche klagewelse geltend gemacht
werden können.

Diie Frage, ob der Rechtssatz, daß Einreden
durch Verjährung nicht verloren gehen (fr. 5 8. 6.
D. de doli mali ct metus except. 44, 4), nach
gemeinem Rechte auch auf solcheEinreden Anwen-
dung finde, welcheklageweisegeltend gemachtwerden
können, wurde in einem oberstrichterlichenErkenntnisse
vom 23. Juli 1852 zur Sache RN. 5415%1 in

welcher der gestelltenInjurienklage die Einrede der
Kompensation, gegründet auf die Behauptung, daß
auch Kläger den Beklagten injurürt habe, entgegen-
gesetztworden war, bejahend entschieden,und zwar
in der Erwägung: daß eine ausdrücklicheGesetzes-
bestimmung,welche den erwähnten Rechtssatzin An-
sehung solcher Einreden beschränkt, nicht vorhanden
ist, daß ferner die Gründe, welche für die Verjäh-
rung des Klagerechtes sprechen, für die Verjährung
der Befugniß, sich auf dem Grunde des nämlichen
Verhältnisses gegen eine Klage zu schützen,nicht in

gleichem Maaße geltend gemacht werden können

(Savigny, System d. h. r. R. Bd. V F. 524),
und daßendlich die Verjährung der Klage immer

noch eine naturalis obligatio bestehenläßt (Sa-
vigny a. a. O. §. 248—5), welchezur Begrün-
dung einer Einrede, insbesondere der hier geltend

gemachtenexceptio compensationis gebrauchtwer-

en kann. (fr. 6 D. de compens. — 16, 2 —.)
*“ y“
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2.

GesetzlicheBefugniß der Verwandten, sich in. Clvilstreltsachen
der Zeugniß-Leistung gegen Verwandte zu entschlagen.

In einer Streitsache wegen Entschädigungwaren

die Mutter und Schwiegergroßmutter des Beklagten
von der Klägerin als Zeugen vorgeschlagenworden.

Beide weigerten sich, Zeugschaft zu leisten, da

ihnen wegen ihres Verwandtschafts-, resp. Schwäger-
schafts-Verhältnisseszu dem Produkten gesetzlichdas

Recht zustehe, sich der Zeugschaft zu entschlagen,
und auch die Thatsachen, über welche sie vernommen

werden sollten, nicht solcheseien, von welchen der
Natur der Sache nach nur Familienglieder Kenntniß
haben könnten.

Das Gericht U. Instanz erklärte diese Weige-
rung für unstatthaft, da ein absolutes Recht, die

Zeugschaftsleistungzu verweigern, Niemandem zustehe,
sondern es lediglich im richterlichenErmessen liege,
ob die Gründe, aus welchen sich der Zeugschafts-
leistung entzogen werden wolle, rechtserheblichseien,
und die von den vorgeschlagenenZeugen zur Recht-
fertigung ihrer Weigerung geltend gemachtenGründe
nicht für rechtserheblich erachtet werden könnten.

Der oberste Gerichtshof sprach jedoch auf erho-
bene Beschwerde durch Urtheil vom 4. März 1853
(RN. 6965/83) aus, daß die Mutter und Schwie=
gergroßmutter des Beklagten nicht verpflichtet seien,
sichauAntrag der Klägerin als Zeugen vernehmen

u lassen.r
In den Gründen ist zur Motivirung dieses

Ausspruches gesagt:
Die GO. hat die Entscheidungder Frage, von

wem und unter welchen Umständen die Zeugschafts-
leistung in einer Civilstreitsache abgelehntwerden könne,
keineswegs, wie das Gericht II. Instanz dafürhält,
lediglich dem Ermessendes Richters anheim gestellt,
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die GO. erkennt vielmehr in Kap. 10 8. 8 an, daß
es Fälle gebe, in welchen eine rechtserhebliche,d. i.

gesetzlichbegründeteUrsache, die Zeugschaftsleistung
zu verweigern, sonach auch ein Recht des vorge-
schlagenenZeugen zu solcherWeigerung bestehe,und
wenn die GO. diese Fälle im Texte des Gesetzes
nicht speziell aufgeführt hat, so ist diese Lücke nach
Anleitung der Promulgationspatente vom 14. De-

zember 1753 und 2. Jannar 1756 aus dem gemei-
nen Rechte zu ergänzen.

Auch die Anmerkungenzur GO. Kap. 10 F. 8
enthalten keine Andeutung, daß es in der Absicht des

Gesetzgebersgelegensei, die EntscheidungdieserFrage
lediglich dem Ermessendes Nichters anheimzugeben.

Nach gemeinem Rechte — C. 16 Cod. de.
test. (4, 20); C. 6 ibid.; fr. 10 pr. Dig. de

grad. et affin. (38, 10); fr. 4 Dig. de test.

(22, 5) — sind aber Eltern und Schwiegereltern —

soceri —, unter welch' letzteren nach fr. 146 Dig.
de verb. signil, auch die Großeltern des Ehe-
gatten zu verstehensind, unbedingtnicht verpflichtet,
in Sachen gegen ihre Kinder oder Schwiegerkinder
(Enkel) Zeugschaftzu leisten, und wenn die Anmerkun-

en zur G. a. a. O.sich, hiemit übereinstimmend,da-

27aussprechen, daß Blutsverwandtschaft (bis zum
7. Grade) und Verschwägerung(so weit eine Parentel
vorhanden, also um so mehr Verschwägerung in ge-

rade aufsteigenderLinie) eine rechtserheblicheUrsache,
die Zeugschaftsleistungzu verweigern, begründe, so
kann hierin nicht der Ausdruck der Ansicht des Ver-

fassers der Anmerkungen, sondern nur eine Bezug-
nahme auf die subsidiir zur Anwendung kommenden

Bestimmungendes gemeinenRechtesgefundenwerden.
Eine gesetzliche Bestimmung, durch welche die

bezeichneteBefugniß, die Zeugschaftsleistungzu ver-

weigern, beschränktwäre, besteht nicht (vgl. Glück'’s
Kommentar Bd. XXII S. 186), und nur die gemein-
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rechtliche Praxis,, welcher auch die Anm. zur GO.
beipflichten, hat eine Beschränkungderselben in, der,

Arteingeführk, daß auch Verwandte und Verschwä-
gerte des bezeichnetenGrades in solchen Fällen zur
Zeugschaftsleistungverpflichtet sein sollen, wo die

Wahrheit per sc et natura negotil nur durch
Anverwandte und Vorschwägerte ermittelt werden
kann, wie in causis matrimonü, consanguini-
tatis; aetatis liberorum u. dgl. (vgl. Böhmer
jus eccles. L. II tit. 21 §. 6), wobei v. Kreitt-
mayr mit Recht bemerkt, daß, wenn auch in an-

deren Fällen deshalb, weil per accidens keine
(anderen) Zeugen zugegen gewesen, Verwandte zur
Zeugschaft gezwungen werden könnten, die Regel
durch die Limitation, si veritas aliter haberi non

potest, gäuzlich über den Haufen geworfen würde.

Vgl. v. Stür zer, Bemerkungenzum B. Ci-
vil-Gerichts-Verfahren. S. 624. Seuffert,
Kommentar Bd. 1II S. 60.)

Die Beschwerdeführerinnensind daher, die Eine
als Mutter, die Andere als Großmutter der Ehe-
gattin des Beklagten, gegen welchen sie als Zeugen
vorgeschlagenworden sind, gesetzlichberechtigt, die
Zeugschaftsleistung zu verweigern, in so ferne nicht
die Thatsachen, über welche sie aussagen sollen, ihrer
Natur nach so beschaffensind, daß Andere, als Bluts-
verwandte oder Verschwägerte,hievon nicht oder nicht
leicht Wissenschafthaben können, und es kann hiebei
weder auf den größeren oder geringerenWerth, wel-

chen die Vernehmung der vorgeschlagenenZeugen für
die Klägerin haben kann, noch darauf ankommen,
ob das Interesse, die Wahrheit zu ermitteln, oder
Gründe der Billigkeit für das Verlangen der Klä-

gerin sprechen. » «

(Folgt nun die Erörterung, daß die Thatsachen,
über welche die vorgeschlagenenZeugen ver-

nommen werden saken,nicht von der Art
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seien, daß andere Personen, als: Blutsver-
wandte oderVerschwägerte, hievon nicht oder
nicht leicht Wissenschafthaben könnten.)

* VV.
3.

Uebernahmedes Patri lalgerichts-Personale von Selte des-
Staats, zufolge des Gesetzesvom 4. Junl 1848.

Vgl. Bb. 16 S. 03 d. Erg.-Bl.

In einer vorgekommenenRechtssacheklagte eine
Standesherrschaft gegen den k. Fiskus darauf, daß
D., der Amtsdiener eines bisher mit einem Domä-
nenamte vereinigten Patrimonialgerichtes II. Kl.,
gemäß Art. I des Ges. v. 4. Juni 1848 mit seinem
gauzen unausgeschiedenen Gehalte übernom-
men werde. In Beurtheilung dieses Anspruches sa-
gen die oberstrichterlichen Entscheidungsgründe:

Nach Art. 1 des Ges. v. 1848, dle Aufhebung
der standes= und gutsherrlichen Gerichtsbarkeit betr.,
sind die Gerichts= und Polizeibeamten und Diener
vom Staate zu übernehmen „unter den Anstellungs-
bedingungen, welche am 12. April 1848 bestanden
haben“. Der Staat tritt also bezüglichdieserBeam-
ten und Diener so an die Stelle der Gerlchtsherren,
daß er die nach den Anstellungsbedingungenderselben
gegen jene obgelegenenVerbindlichkeitenohne Unter-

##hedübernamhm.. Da mun das Amt zu W.
in der Vereinigung des Patrimonialgerichts II. Kl.
und des Domänenamts bestand, und da die Emo-
lumente, welche für den Amtsdiener aus dieser Ver-

einigung sich ergaben, dem D. als Theille seiner
Amtsdienerbesoldungzugewiesenwurden; so war diese
Kumulation von Funktionen und Bezügen eine An-
stellungsbedingung desselben 1). Die Besetzung

1) Vol. OAGE. in Nr. 5124% S. auch OAGAlkt.
Nr. 145400 1.
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der Stelle bei dem Patrimonialgerichte nämlich hing
nicht vom Belieben des Gerichtsherrn ab. Sie war

eine organisch nothwendige Stelle im öffentlichen
Dienste, und die Ernennung zum Amtsdiener muß
daher auch hauptsächlich auf die Gerichtsdienerstelle
bezogen werden, weswegen denn auch die implicite
und ohne Ausscheidung gescheheneUebertragung der
mit Emolumenten verbundenen Funktion bei dem
Amte als Domänenamt eben als eine Bedingung
der Anstellung des D. als Gerichtsdieners zu beur-

theilen ist. Die aus der Vereinigung des Gerichts
und des Domänenamts in derselben Stelle sich er-

gebendenEmolumente waren ein Theil der Besoldung,
durch welche die Subsistenz des D. in seinerStellung
bei dem Patrimonialgericht W. begründet werden
sollte. Die Standesherrschaft wäre daher die stabile
Eigenschaftder Anstellung vorausgesetzt, verbunden,
den D. für den Entgang der Emolumente aus seiner

j bei dem Amte als Domänenamt zu ent-

chädigen,wenn die vom Beklagten beanspruchteAus-

scheidungbegründet wäre. Es steht dieser aber ent-

gegen,daß im Sinne des Art. 1 des Ges. von 1848
as Aerar den Gerichtsherrn von jeder aus den An-

stellungsbedingungensich ableitenden Verbindlichkeit
zu liberiren hat. Denn dieses Gesetzhat nicht nur

keinen Vorbehalt der Gehaltsausscheidungmit Hinsicht
auf §. 55 der Beil. VI der Verf.-Urk. gemacht, son-
dern der Landtagsabschiedv. 4. Juni 1848 8. 11
Nr. 2 trat auch noch insbesondere dem an den Thron
gebrachten Wunsche der Ständeversammlung darin.

bei, daß die vom Staat übernommenen Beamten und
Diener unter Belassung ihres ganzen Gehaltes bal-

digst verwendet werden sollen 2)

OAGE. v. 29. Nov. 1852. Nr. 16295/7.

2) Die angezogene Stelle des Landtagsabschledes von
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funktion von Seite derselben, sowie über die dadurch noth-
wendig werdende Delegation eines andern Untersuchungsge-
richtes hat das Appellationsgericht in einer,Plenarversamm-
lung zu entscheiven. E. v. 11. Febr.

Gegen ole Verfügung des nimh.15„Cerichtshofes,
daß über eine Sache der Vortrag in der Plenarversammlung

g erstatten sel, ist eine Nichtigkeitsbeschwerdenicht zulässig.E. v. 16. Januar 1854.

Einesolche ist aber. dannzulässig, menn die Sache durch
elnen Gerichtsbeschluß an die Plenarversammlung verwiesen
wurde. E. v. 17. Febr. 1854.
Art. 46 Nr. 4. Durch dle unbeeidigte Vernehmung

einer der Thellnahme an der That verdächtigen Auskunfts-
person alleln erhält die Voruntersuchungnoch keine RichtungHegen dieselbe.E. o. 11. Febr.

Art. 57. In dem Webr 165. stnd die- den
Thatbestand des Verbrechens oder Vergehens bedingenden
Aitlkel des Strafgesetzbuches vollständig anzuführen. E. v.
21. Januar 1834.

Art. 69 Nr. 1. Wenn nach der- Ansichtdes obersten
Gerlchtshofes die That vurch zkein Strafgesetz verboten: iist,
hat derselbedas Strafoerfahrenin geheimer Sitzung zeinzu-
stellen. E. v. 11. Febr.

Art. 157. m" haben auch den für dieZeier
gen wrgeschriebenenEld zu leisten. E. v. 14. Januar 165.

(„Art. 181. Krankengeschichten und ärztliche Gutachten
dürfen, ,sunwenn ste auf die Thäterschaft bezügliche Aeuße-
rungen enthalten, den Geschwornenin's Verathungszimmermitgegeben werden. E. v. 13. Febr. 1854.

Art. 212. Der- t.- darfauch.nachVer-
kündung des Wahrspruchesan den Angeklagten die Urthells-
fällung aussetzen. Erk. v. 16. Jannar 1854.

Unter der „Hauptsache“ sind alle zum Thatbestande des
in Frage stehenden Verbrechens erforderlichen faktlschen Mo-
mente verstanden. E. v. 16. Januar 1854.

Art. 239. Eine öhneAuftrag oder Genehmigungdes
Angeklagten von einem rltten eingereichteDenkschrift kann

nicht berücksichtigt werden. E. v. 5. und. 24., Jannar 1854.
Art. 245. Bel elner ichtigkeitsbeschwerde des Staats-

anwaltesist die Prüfung aufvie aufgestellten Beschwerde-
punkte zu beschränken. E. 16. Januar 1854.

Art Auch wenmdie auf die Annahme eines hö-
heren Cradesdes Verbrechens gerichtete Berufung des Staats-
anwaltes nicht begründet ist, kann eine Straferhöhung be-
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##t des geringeren Grades eintreten. E. v. 13. Febr.

Art. 362. Gegen freisprechendeErkenntnisse kann von

dem Staathanwalte nur wegen unrlschtiger Anwendung des

StrafgesetzesdieNichtigkeitsbeschwerde erhoben werden. Env.
25. Febr. 1854.

II. ErsterThell des Strafgesetzbuches.
Art. 110. Wenn ein Verbrechen zwar an derselben

Person, aber zu verschledenen Zeiten, auf verschiedene Weise
und mit verschledenen Genossenbegangen wird, liegt keine
Fortsetzung vor. E. v. 7. Januar 1854.

Art. . Die Einrede der Nothwehrwstebel,

aussischlosse.E. v. 21. Febr. 1834.
. 191. Bel der unerzwungenen unfreilwilligen Un-

zuchtuntein Angrlif auf den Körper des Kindes mit den

gesptrcnchdes Angreifenden nicht erforderlich.E. v.

Febr
nrt. 256. Der „wirkliche“ Vorthell belm Belrug brauchtkein.blefbenderzu seln. E. v. 5. Januar 1854.

269. Wenn die Angabe der ganzen Wahtheltzuch!*2 Selbstanklage des Zeugen bedingt ist, kann die

Vonenthaltung.derselben nicht als Meineld betrachtet werben.v. 24. Jannar 1854.
Art. 277. Bel dem betrügerischen Banquerout. schiießt

das auf die eite Schaffen von Gegenständendas Merkmal
der Verheimlichung vor den läubigern schon in sich. E.
v. 24. Januar 1854.

Die Größe der Beschädigung ver Slärbigerhat qg-lichusußauf die Strafausmessung. E. v. 24.Januar 1
29 Wenn die falsche eidliche Ausfagerechtzeltig.* wird, kann der Intellektnelle Urheber nur

wegen Versuchs des Melnelbes-gestraft werden. E. v. 28. Ja-
nuar 1854.

Das Werben elinesDritten zum Melnelde ohne Erfolg
ist eln strafbarer Versuch von Seite des Werbenden. E. v.

28. Januar 1854.
Ein gegen die Vorschrift des Art. 46 Ziff. 4 des

St PO. v. 10. Nov. 1818 sabgenommmenerZeugeneld ist
rechtlich unwirksam. E. v. 11. Febr. 1851.

Elne eidliche falsche Feugenaussagein einer Unter-

suchung kann, wenn die Angabe der Wahrhelt vurch elne

Selbstanklagsbedungt war, ulcht als Melneld gestraft wer-
den. E. v. 11. Febr. 1854.
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Art. 317. Das Verbrechen der Wldersetzung kann auch

an einem Gelchtsbiemersgehulfen.begangen werden. E. v.

25. Febr.
185

Art. 468 Die Bestimmungen Über. Körperverletzung
finden auch beiVerwundungen im Duelle Anwendung. E.
v. 21. Febr. .

Art. 7 Das Vergehen der Amtsehrenbeleidigung
kann auch an elnem Lanygerichtsfunktlonär begangen wer-

den; — E. v. 21. Januar 1854; — eben so an elnem

renzzollelnnehmer; — E. v. 21. Febr.1854. An einem
verstorbenen Beamten tannz die Vergehen nicht begangen
werden. E. v. 4. Febr.

Art. 420. Zum ulsen der unerlaubten Selbst-
hülfe wird elne gegen den berechtigten Elgenthümer gerichtete,
die Behauptung des Besitzes bezweckendeunbefugte Gewalt-
HPandlung erfordert. E. v. 24. Januar 1854

III. Forstgesetz vom 28. März 1852.

Art. 96. Auch das um dle Forsttare erkaufte Holz
darf ohne Genehmigung der Forstpolizelbehsrde nicht welter

imis werden. E. v. 28. Januar 1854.
Art. 81. Wenn der Werth der aus elner könstlichen

Ansaat entwendeten Pflanzen ohnedem schon mehr als Einen

Kreuzerbeträgt, darf derselbe nicht verdoppelt werden. E.
v. 4. Febr. 1834.

Die Geldstrafe beträgt in allen ganendas Doppelte
des Werthes der Pflanze. E. v. 4. Febr. 1854.

Art. 179. Eine Beschwerde zur 8 des Gesetzes
ist auch in Forststrafsachen zulässtg. E. v. 4. Febr. 1854.

r.

Gnomc.
ist doch sonderbar: auf Richter relmt sich Dichter;# sind zwar nicht verwandt, doch ähnlich die Gesichter.

Berichtilgung.In Nr. 4 S. 49, Inhaltsßanzelge, Zellen
9—11 ist statt: erufungssumme“ biö Gentgletcherzu setzen:Wl betr. daß precarium als Besitzfehler.“

Reb.: J. A; Seuffert. Verl.: Palm E#i“(Adolph Eeng
in Erlangen. Druck von Junge & Sohn.
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Bur Fehre von den Verschollenen.
1.

Erbonfall an Verschollene; Bewelspflicht Desjenigen, der sich
auf das Ueberleben des Anfalles gründet.
Vergl. oben S. 17 f. der regelmäßigen Folge.

Im Bd. XVIII, S. 406 unsererZeitschriftfin-
den sich zwei Entscheldungendes OAG. in München
aus den Jahren 1836 und 1852 mitgetheilt, welche
nach bayer. LR. den Anfall von Erbgütern an Lan-

desabwesendeungehindert fortgehen, die Gewißheit
ihres Lebens durch die Vermuthungder Fortdauer
bis zu erwiesenemTode vertreten lassen. In dem

laufenden Bande S. 55 ist die Erwartung ausge-
sprochen,dieser obersteGerichtshof dürfte, gleich dem
in Berlin, einen so wichtigen und folgereichen
Grundsatzspäter noch einer neuen Prüfung unter-
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werfen. In Bezug aufdenzuersterwähntendieser
Gerichtshöfe ist jene Vorhersagungin einem gleichfalls
nach bayer. LR. entschiedenenFalle bereits eingetroffen.

Die Umstände desselben waren folgende:
Johann Geigenmiller starb im J. 1819

mit Hinterlassungvon 4 Kindern; einfünfter Sohn,
Michael G., im J. 1778 geboren und daher damals
41 Jahre alt, war als Soldat mit in den russischen
Krieg gezogen, aber seit Nov. 1812 vermißt. Die
4 Erben verkauften das Gut ihres Vaters an F.
und zogen den Kaufschilling ein; der abwesendeBru-
der Michael blieb als hoffnungslos verloren dabei

unberücksichtigt. Alle vier starben kinderlos, der

letzte von ihnen im J. 1847; er wurde von den

nächstenSeitenverwandten beerbt, welche für's Erste
die Aufstellung eines Curator absentis für den ab-
wesenden Michael erwirkten und durch diesen den

Gutsverkauf von 1819 gegen den Käufer als nichtig
anfechtenließen, weil der mitbetheiligte fünfte Bru-
der, der vermißte Soldat, dazu nicht mitgewirkt
habe. — Nach gepflogenerVerhandlung wurde der

eklagte in erster Instanz von der erhobenen Klage
definitiv entbunden, weil der Kurator für den Ab-

wesendenkeine Erbschaft antreten, kein Erbrecht gel-
tend machen könne. In zweiter Instanz wurde die

Klage nur angebrachtermaßenabgewiesen, weil ja
Mich. G. bei einem etwaigen Wiederauftreten noch
eine hered. petitio anstellenkönne. Dieses Erkennt-

niß erhielt auch die oberstrichterlicheBestätigung, aus.
Gründen, welcheeiner Wiederherstellungdeserstrichter--
lichenUrtheiles gleichtommen. Es heißt nämlich darin:

Dieer Kläger, als Kurator des abwesenden Mi-

chael G., greift die Giltigkeit des von dem Beklagten;
mit den Geschwisterndieses Letzteren am 14. Mai-
1819 abgeschlossenenKaufvertrages über das väter-

liche Anwesenaus dem Grunde an, weil Michgel
G, oder ein Vertreter desselbenzu diesemRechts-
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geschäftehättezugezogenwerdenmüssen. Diese Klage
wäre alsdann begründet, wenn feststünde,daß jener
seinen Vater üherlebt habe und Erbe desselben ge-
worden sei, indem in diesem Falle die Geschwister
nicht befugt gewesenwsiren, über die gemeinschaft-
liche Erbschaft zu verfügen, Der Vater Johann G.
starb aber nach dem Klagsvortrage im J, 1819,
während jener schonam 12. Noy. 1812 im russischen
Feldzuge als vermißt in den Armeelisten abgeschrie-
ben wurde. Dem suf den Erbanfall gegründeten
Anspruchedes Kurators setztder Beklagte daher mit
vollem Rechteden Mangel der Legitimgtion zur Sache
entgegen. — Aber auch abgesehenhievon ist der

Beklagte durch den Ablauf der 30jährigen Extinktiv
verjährung geschützt, da die gegen den Kauf von

1819 gerichteteKlage erst gm 26. Febr. 1850 an-

gestellt wurde, so wie demselbenauchder Erwerb des

erkanftenGutes durchErsitzung.,zurSeite steht. .. ....

Eine Suspension der Verjährung ist ebenfalls nicht
eingetreten Der Krieg mit Rußland war 1813

beendigt, daß aber M. G. durch äußere Umstände
zurückgehaltenworden sei, müßte durch spezielleThat-
sachenartikulirt und nachgewiesenwerden,

OAGE. v. 3. April 1854 in SacheneGeigen-
müller g. Fahrenbauer. RNr. 70051/

Vol. den folgenden Arttkel.

2.

Beerbung eines Verschollenen; keine Vermuthung für sein« "

Fortleben bis zum 70. Jahre.
«

Bdi.benvorhergehendcnArtikel.

Welche Fortschritte der Grundsatz der Succes-
sio ex tund in das Vermögen eines Verscholle-
nen 1) als weit natürlicher allmählig mache, läßt

—

10S. oben Ar. 2der ——““ 3 Vol.
*ᷣ

Sapig#uy#SypstemB. 2.
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auf's Neue ein Erkenntniß des OAG. in München
ersehen2). 4

Ludwig B. von Augsburg, geb. im J. 1779,
war seit vielen Jahren lusdesachpocsendsein im J.
1815 ausgezeigtesVatergut zu 2500 fl. wurde obervor-

mundschaftlich verwaltet, er selbst im J. 1849, wo

er 70 J. alt gewesen, gerichtlich für todt erklärt.
Er hatte zwei Brüder, von denen der ältere August
im J. 1845 mit Hinterlassung einer Tochter Anna
verstorben —, der jüngere Wilhelm zur Zeit der

Todeßerklärung noch am Leben war. August hatte
aber bereits im J. 1830, weil er bei der väterlichen
Erbschaft sehr begünstigt war,zu Gunsten Wilhelm's
auf seinen Antheil an dem Vermögen des verscholle-
nen Bruders Ludwig Verzicht geleistet. Wem fiel
nun dieses Vermögen nach der Todeserklärung zu?
Dem Wilhelm, wenn der Verzicht von 1830 noch
giltig war. Die Nichte Anna, welche ihren ganz
arm verstorbenenVater August nicht beerbt hatte,
widersetzte sich aber dem, weil der Letztere bereits
1845 verstorben und den erst 1849 erklärten Tod
ihres Oheims Ludwig nicht erlebt habe, sie selbst
daher in Kraft eigenenRechtes als Intestaterbin zur

Nachfolge in die eine Hälfte seinesRücklassesberusen
sei. In dem Streite über die von ihr erhobenehe-
recht. petitio setztesie diesenGrund der ihr gegen-
über gehaltenen Einrede des Verzichtes als Rplie
entgegen. Dieser Grund mußte auch durchgreifen
und den Verzicht von 1830 unwirksammachen, wenn

wirklich der verscholleneLudwig seinen 1845 ver-

storbenenBruder August überlebt hätte. Wer hatte
aber solcheszu beweisen? Konnte hiefür wegen der

Todeserklärung von 1849 eine Vermuthung streiten 2—

2) Der Fall wurde hler zur lelchteren Faßlichkelt in der

Zahl der bethelllgten Personen etwas vereinfacht;alle

wesentlichenPunkte sind treu wledergegeben.
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Der obersteGerichtshof verneinte die Frage, und
legte vielmehr der Klägerin Anna B. den Beweis
auf, daß der verscholleneLudwig B. ihren 1845

verstorbenen Vater August überlebt habe. —

Gründe: Da nach dem Augsburger Statutar-, wie
nach gemeinem Rechte nur vermuthet wird, daß ein

vermißter Mensch nicht älter geworden sei, als
70 Jahre, dafür aber, ob er früher noch ge-
lebt, odernicht mehr gelebt habe, durchaus
keine rechtliche Vermuthung besteht, bel der

täglichenHinfälligkeit des menschlichenLebens wohl auch
keine bestehenkann, — da ferner die Replik, daßLudwig
zur Zeit des Todes von August nochgelebthabe dupli-
Cando widersprochenist, so war bei der Relevanz
dieserReplik, wie geschehen,auf Beweis zu erkennen.

GE. v. 10. April 1854 in S. Baumer g.
Baumer. RN. 6365 3/86.
Nachschrift. Der Herausgeberder Bl. f. RA.

war von jeher Anhänger der successio ex nunc.

Vgl. Erörterungen einzeluer Lehren des röm. Priv. R.
theil. 1(1820) S. 53; prakt. Pand.R. §. 39 ).

Bei Anwendung dieseranscht,welcher auch Sa-

vigny a. a. O. beipflichtet, hätte sichein anderes

Resutttergeben. Nach dem Stande bei Ablauf des
70. Jahres von der Geburt des Verschollenen waren

altz Intestaterben deßselben der Oheim Wilhelm
und die Nichte Anna berufen. Zur Beseitigung
des der Letzteren aus dem Verzichte ihres Vaters

(August) entgegengestelltenEinwandes würde der

Umstand ausreichen, daß sie nicht Erbin desselben
(ihres Vaters) geworden. Auf die Frage, wer von

den Beiden (dem Verschollenenund seinemBruder

August) den Anderen überlebt habe, käme es garnchtan.

2) S. auch Bl. f. RA. Bb. I S. 351.
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3.

Todeserklärung eines.Abwesendenvor selnem70. Lebensjahre.
Ausnahme nach Umständen. Bildungsstoffe des deutschen

Hgemeinen Riechtes. U„

Joh. Schmidt, geb. im J. 1789 unter der
Herrschaft des gemeinen Rechtes, war als Soldat

mit in den russischenKrieg gezogen,,wurdeaber seit
4. Dez. 1812 als gefangen in den Listen abgeführtund
kam seither nicht wieder zum Vorscheine. Später
fiel ihm ein väterlicher Erbtheil zu, der von seinem
Kurator an sich gezogen und obervormundschaftlich
verwaltet wurde. Im J. 1853, wo er 41 Jahre
spurlos verschwunden, aber erst 64 Jahre alt gewe-
sen, trugen seine armen Geschwisterdarauf an, das

Verschollenheitsverfahreneinzuleiten und ihnen den

Rücklaß auszuantworten; sie wurden in beiden Vor-

instanzen hiemit abgewiesen,weil das gemeineRecht
hiezu das 70. Lebensjahr erfordere. Der oberste
Gerichtshof, durch die weitere Beschwerde der Ge-

schwisterhiemit befaßt, erkannte abändernd, es sei
ihren Anträgen Statt zu geben.
Gründe: Der Irrthum beider Vorinstanzen

liegtdarin, daß im gegebenenFalle das gem. Recht
das 70. Lebensjahr des Verschollenen als eine un-

umgänglicheBedingniß verlange, um zu dessenöffent-
licher Vorladung und Todeberklärung schreiten zu
können,nachdem darüber, daß derselbebereits längst
mit Tod abgegangen,wohl kein vernünftiger Zooelee
mehr bestehenkann. Ein Gesetzläßt sichhiefür nicht
auführen; der allmählig vorherrschendgewordeneGe-
richtsgebrauch, mit der Annahme und Erklärung des
Todes eines Landesabwesendenbis zu seinem70. Jahre
zu warten, ohne alle positive Grundlage erst im vo-

rigen Jahrhundert aus unsicherenBibelstellen heran-
gebildet, kann nur als eine Regel erfaßt werden,
welche bei dem Vorliegen besondererUmstände, um

wieder davon abzugehen,ihre selbstverständlichenAus-
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nähmenerleiden muß. — Das WürzburgerPro=
vinzialrecht, insbesondere das Mandat von 1673
(Mand. Samml. Il, S. 292), begnügt sich, wie be-
kannt, mit einer Abwesenheitvon 25 Jahren; das
bayer. LandrechtI, 7 §. 39, Nr. 6 läßt die Todes-
erklärung und Vertheilung des Rücklasseseines Ver-
mißten zu, wenn die Abwesenheitso langedauert,
daß man entweder hieraus, oder sonst aus
anderen Umständen den Tod wahrscheinlichver-

muthen könne; das preuß. LR. II, 18 §F.823, wenn
binnen 10 Jahren von Leben oder Tod keine Nach-
richt eingegangen; das östreich.Civ.-Ges. B. §. 24,
wenn derselbevolle 30 Jahre unbekannt geblieben; für
Kriegs= und Seegefahren läßt dasselbe, wie auch
das preuß. LR. 1, 1.8. 35 und 30 noch besondere
Ausnahmen zu; — das bad. LR. Sat 115 begnügt
sichgar nur mit einem Zeitraume von 4 bis 5 Jahren:
Die Gesetzeder ersten deutschenStaaten, so wie ins-

besondere derjenigen Gebiete, zwischen denen Goll-
hofen gerade in der Mitte liegt, sind also darüber

einig, daß auch ohneKriegögefahreneine Abwesenheit
von 10, 25 oder 30 Jahren genüge, — besondere
Umstände aber, deren Ueberschwänglichkeithier von

selbst einleuchtet, selbst jenen Zeitraum abzukürzen
erlauben. Die Fortbildung des in Deutschland ge-
meinhin geltenden Rechtes kann sich daher in einem

Punkte, wo die bisher beobachteteRegel selbstnicht
auf Gesetzen,Jondemnur in einem schwankenden
Gerichtsgebraucheund einer nicht gleichförmigenEnt-

wickelungder Lehre beruht 1), von dem rückwirkenden

1) Vergl. Leyser, Vol. II, Spec. 96, med. 6. „Judexz
absentem aliquendo anto 70. annum pro mortuo ha-
bet.“ — Glück's Intestaterbfolge, J. 2, S. 7.

„Zuwellen braucht man nicht einmal jenes Alter des

Verschollenen abzuwarten, um ihn für todt zu erklä-

ren, wenn aus besonderen in faclo erwlesenen Um-

ständen sehr starke Vermuthungen des Toves eintre-
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Einslusse,der massenhaften Abweichung aller Geseze
gebungen unmöglich frei erhalten; vielmehr sind im

vorliegendenFallealle Voraussetzungen in den von

selbst sprechendenUmständen gegeben, um auch vor

erreichtem 70. Lebensalter zum Verschollenheitsver-
fahren gegen J. G. Sch. schondermalen übergehen
zu können. . *

OAGE. v. 13. Mai 1854. RN, 503
.

„Mittheilungen aus der Praris.
1.

Zur Lehre von der Rechtskraft gegen Dritte.

Zu den Ausnahmsfällen, in welchen res judi-
cala auch gegen Dritte wirksam ist, rechnet die
GO. XIV §S.11 Nr. 4 zuletztdenjenigen,wenn die

Sache mit dem rechtmäßigen Kontradiktor einmal

ausgestritten worden ist, und anbei in Ansehung des
Dritten die nämlichen oder noch stärkere Ursachen
obwalten. Hinsichtlich der letzterenVoraussetzungbe-
merken die Anmerkungen zur G. a. a. O. Note g:
„daß eadem vel major vincendi ratio nicht vorhan-
den sei, wenn legitimus contradictor, z. B. ob suam
contumaciam et culpam, in processu unterliegt."

Als culpa wird nach fr. 50 8. 1 de legatis I
die Unterlassung der Berufung gegen eine beschwe-
rende Sentenz betrachtet. (Seuffert's Komment.
Bd. III S. 383 Note 24.) Dieses kann aber nur

alsdann angenommen werden, wenn die Sache so
beschaffenist, daß durch rechtzeitig ergriffene Beru-

fung eine Abhilfe gegen die als wirklich beschwerend
befundeneSentenz hätte bewirkt werden können, mit-

ten.“ — Slehe oben (regelm. Folge)S. 44 und in

Bezug auf die Wermißten des russtschenFelvzuges
S. 49 8. 9.
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hin durch Unterlassungder Besunein Nachtheil
entstandenist, welcherschuldhaft auf dieseWeise ver-

ursacht wurde, denn die Unterlassungeiner Berufung,
welche erfolglos gewesensein würde, kann als culpa
nicht betrachtet werden.

OAGE. v. 3. Februar 1854. RN. 1658 4·"

l.’

2.

Gaftung des Posifiskus für Verletzungen durch Schuld elnes·

Postillons.

Val. Bd. XI S. 18; Pd. AVI S. 398.

In den Motiven einer oberstrichterlichenEnt-
scheidungkommt hierüber vor:

Kläger stand mit dem k. Postärar in einem

Kontraktsverhältnisse. In einem solchenhaftet jeder
Kontrahent dem anderen, zwar nicht für casus,
jedoch für jeden durch negligentia zugefügtenScha-
den, es mag der Vorwurhdenegligentia den Kon-
trahenten selbstoder eine andere Person treffen, welche
er mit der Vertragserfüllung ganz oder theilweise
beauftragt, und für welche er demnachverantwortlich
ist.. Mit Unrecht vermißt das k. Fiskalat die
erforderliche Bestimmtheit der Klage, weil derjenige
Postbedienstetenicht bestimmt bezeichnetworden sei,
den der Vorwurf der negligentia treffe. Die Person
desselben ist im gegenwärtigen ProzesseNebensache,
weil der Kläger sich nicht an diesen, sondern an sei-
nen Kontrahenten, das k. Aerar, zu halten hat.
Ganz richtig bemerkt der Kläger, daß nur durch
Nachlässigkeiteines Postbedienstetenein betrunkener
Postknechtals Führer des Eilwagens habe zugelassen
werden können. Wem im konkreten Milleoblag,
dafür zu sorgen, daß kein betrunkener Menschden
Bock besteigeund Gesundheit und Leben der Passa-
giere der Gefahr aussetze,dieses berührt den Entschä-
digungsanspruchdes Klägers nicht und ist eine nur
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in dem Rechtsverhältnissezwischen dem k. Postärät
und dessenBediensteten relevanteFrage

OAGE. v. 31. Dez. 1853. Nr. 15765 ¼.
3.

Umwexrfendes Ellwagens. Entschädigungsklageeines ver-

letzten Passagiers.Beweislast.
Vgl. Bd. XI S. 18; Bd. XVIII S. 398.

Dem Kläger wurde unter Anderemzubeeisen
aufgelegt: ,

daß der am 9. Mai 1850 Nachts 10U. von

Bamberg nach Schweinfurt,abgefahreneEil-
wagen unweit B. in Folge der Trunken-
heit des Postillons umgestürzt ist.

In Betreff dieser Belastung des Klägers mit
dem Nachweise, daß das Umwerfen durch ein Ver-
schulden herbeigeführt worden, sagen die Motive
der oberstrichterlichenEntscheidung:

Zwar ist es, wenn aus einem Kontraktsverhält-
nisse auf Entschädigung gegen einen Kontrahenten
geklagt wird, der den Vertrag gar nicht, oder nicht
gehörig oder nicht vollständig erfüllt hat, dessenSache,
zu beweisen, daß er seinerseits seiner Verbindlichkeit
genügt habe. Allein in vorwürfiger Sache handelt
es sich nicht von einer gar nicht oder nicht vollstän-
dig erfolgten Vertragserfüllung, sondern von einem
bei Gelegenheit der Erfüllung stattgehabten, durch
die Erfüllung selbstveranlaßten Unfalle, welcher zwar
der Tendenz des Vertrags widerstreitet, sich aber eo

ipso als eine nicht gehörige Vertragserfüllung nur

dann darstellen würde, wenn angenommen werden

müßte, daß nur in Folge einer negligentia ein Wa-

gen umfallen könnte. Dies ist aber der Fall nicht,
vielmehr kann dies eben so gut Folge eines unver;
meidlichenZufalles, als einer Unachtsamkeit,insbe-

sondere auf Seite desWagenführers, sein; und es
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läßt sichdaherschonjetzt und ohnevorgängigen Be-
weis des klägerischenVorbringens nicht behaupten,
daß der beklagtek. Postfiskus, resp. Einer von dessen
Bevollmächtigten,den Vertragnichtgehörigerfüllt habe.

OAGE. v. 31. Dez. 1853. Nr. 1576
5/2.

Nachschrift des Herausgebers. Das k.
Postärar hatte vertragsmäßigdieVerbindlichkeitüber-
nommen, den Kläger in der bezeichnetenNacht, unter
den bei Eilwagen üblichenModalitäten, nachSchwein-
furt führen zu lassen. Wenn nun der Eilwagen in
der Nähe von Bamberg umgeworfen, und Kläger
durch den hiebei erlittenen Beinbruch zu einem wei-
teren Aufenthalt in Bamberg genöthigt, also nicht,
wie vertragsmäßig gebührte, nach Schweinfurt ge-
führt wurde, so liegt schondarin die Nichter fül-
lung des Vertrages von Seite des Post-
ärars vor, so wie dessenVerpflichtung, den durch
dieseNichterfüllung erwelslich zugegangenen Schaden
zu ersetzen. Allein auch das Unwerfen, an sich be-

trachtet, läßt die Leistung des Postärars als eine

fehlerhafte und vertragswidrige erscheinen, so daß
ihm (meines Erachtens) die durch diese Vertrags-
widrigkeit verursachten Schäden zur Last fallen, so
ferne nicht seinerseitsder Beweis eines kasuellenVor-

gangs geliefert wird. Vgl. Seuffert's Archiv
Bd. I Nr. 168; Bd. IV Nr. 113, 114.,

4.

Entschädigungsklage wegen Verletzung durch Umwerfen des

Ellwagens. Antrag auf fortlaufende Zahlungen für die
Dauer beschränkter Arbeltsfähigkeit.

Der Kläger hatte unter Anderem gebeten, zu
erkennen:

daß der k. Fiskus lhm für jeden Tag seines Lebens,
an welchem er künftighin noch arbeltsbeschränkt sein
würde, 1 fl. 30 kr. oder Überhaupt elne bestlimmte

Summe bezahle.
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Das Fiskalat bemerkte, die Klage sei wenigstens in

so ferne abzuweisen, als sie die Entschädigungpro
futuro zum Gegenstandhabe, weil ein Schaden, der

noch nicht wirklich erwachsen sei, nicht Gegenstand
einer Klagforderung sein könne. Hierübersagendie
Motive der oberstrichterlichenEntscheidung: Der un-

mittelbar aus der negligentia hervorgegangene
Schade, nämlich die Arbeitsbeschränktheitdes Klägers,
ist nach dessenBehauptung bereits vorhanden. Wenl
cher pekuniäre Verlust hieraus für die Zukunft dem

Kläger erwachse, läßt sich jetzt schon secundum
aequum et bonum ermessen. Sollten in der Zu-
kunft von der erlittenen Beschädigung unabhängige
Wechselfälle eintreten, wodurch eine gänzlicheErwerbs-

losigkeit oder Erwerbsbeschräukung,welche nicht mehr
als Folge des gegenwärtig erlittenen Unfalles zu be-

trachten wäre, herbeigeführtwürde, so bleibt es dem
k. Fiskus frei, dies geltend zu machen; da er ja
nicht eine Aversalsumme als Entschädigung pro fu-
turo entrichten, sondern periodischeEntschädigungs-
gelder zahlen soll.

OAGE. v. 31. Dez. 1853. Nr. 1576 5/.

5.

Entschädlgungsforderung wegen Körperverletzung. Elnwand,
Kläger * die Anrufung ärztlicher Hilfe verzögert.

In einer RechtssachebezeichnetenBetreffs wurde

verklagter Seits darüber Beschwerde geführt, daß.
nicht der Nachweis der exzeptivischenBehauptung
vorbehalten worden: Kläger habe selbst durch verzö-
gerte Beihilfe ärztlicher Hilfe seine Krankheit und

Arbeitsunfähigkeitveranlaßt, resp.verlängert. Hierüber
sagendie Motive der oberstrichterlichenEntscheidung:

Die Beschwerdeist ungegründet, weil der Kau-

salzusammenhang(zwischen der Verletzung und der

Krankheit, resp. Arbeitsunfähigkeit) auch dann nicht
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wegfällt, wenn Kläger ärztliche Hilfe früher hättesichensollen. Man kann von Demjenigen, welcher
eine Verletzung erlitten hat, nicht fbrdern,daß er,
um die Ersatzverbindlichkeitdes Urhebers zu erleich-
tern, die grötteSorgfalt anwende und die schleu-
nigsten und zweckmäßigstenMaaßregeln ergreife, in
welcher Beziehung ein Urtheil zu fällen ihm oft un-

möglich ist, zumal dergleichen Verletzungen in der
Regel sich am Anfange weniger schmerzhaftund ge-
fährlich zelgen, als in der Folge.

OAGE. v. 31. Dez. 1853. Nr. 15765½2.

6.

Passaglerverletzung durch Umwerfen des Eilwagens. Einrede
der Verjährung gegen die Entschädigungsklage.

In einem gegebenenFalle wollte diese Einrede
von fiskalischer Seite darauf begründet werden, daß
die Klage nicht, wie die Verordnung vom 31. Juli
1817 vorschreibe, innerhalb 90 Tagen von Zurück-
weisung der Postreklamation erhoben worden. Hier-
über sagendie Motive der oberstrichterlichenEntschei-
dung: Die in der allegirten Verordnung erwähnten
Postreklamationen betreffen blos die an ihre Adresse
nicht gelangtenBriefe oder Packete. Ergäbe sichdies

nicht schondeutlich genug aus den Worten der Ver-

ordnung und dem Zusammenhangederselben,so würde
die darin vorkommende Bezugnahme auf die frühere
Verordnung vom 22. Sept. 1814, so wie der Satz
jeden Zweiselheben: „daß die Reklamationen bei der

Postbehörde binnen Jahresfrist vom Tage der

Aufgabe, und so viel die vom Auslande kommen-

den Stücke betreffe, vom Tage des Eintrittes
in das Königreich anzustellen seien“.

OAGE. v. 31. Dez. 1853. Nr. 1576 5½9.=
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# *(7.
Klage auf Protokolllrung eines-Immöbiliarberkrags-

Val. Seuffert's ArchivBd.6 Nr.

Nachdem der Käufer einesBauerngutesin Folge
rechtskräftigenErkenntnissesin den Besitzdes erkauften
Anwesens gesetztworden, beantragte er die gericht-
liche Protokollirung des Kaufvertrages; wogegen die
Verkäuferin besonders aus dem Grundeprotestirte,
weil der Käufer noch nicht erfüllt habe, was er zu
leisten schuldig sei. In Beurtheilung dieser Prote-
station sagen die Motive der oberstrichterlichenEnt-
scheidungunter anderem:

Die Einrede, daß der Käufer den Vertrag noch
nicht erfüllt habe, kann nicht Platz greifen, wailder
Käufer von der Verkäuferin nicht die Erfüllung einer

durch den Kaufvertrag übernommenen Verbindlichkeit,
sondern nur die Verlautbarung desselbend. i. die
von der. Verkäuferin abzugebendegerichtliche Erklä-
rung verlangt, daß der Vertrag in der Art außerge-
richtlich abgeschlossenworden sei, wie in dem Auf-
satze v.28. Januar 1843 enthalten ist; durchdie
gerichtliche Anerkennung des Vertrages wird zwor
die Entstehung und der Inhalt des Vertrages beur-
kundet, nicht aber die Erfüllung desselbenbezweckt.
Auch nach protokollirtem Vertrage ist keiner derKon-

kuhentenan der Geltendmachungseiner Rechteges
hindtrrtrt. *1l

OAGE. v. 16. Ang. 1852. Nr. 12395%1

E—

Bekanntmachung des Greminms des Handelsstaudes
Augsburg in Betreff der Anwendung der Art. 41 und 93
der allgemeinen deutschenWechselordnung in Angsburg.

Das unterfertigte Gremium des Handelsstandes hat aus

mehrfachen von hier und auswärts ihm kundgegebenenZwel-
feln und Anfragen über die richtige Anwendung des Arti=

kels 41 der Allgemeinen Deutschen Wechselordnung Veran-
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lassung genommen, die desfalls erhobenen Bedenken und ver-
schiedenen Melnungsäußerungen einer relflichen Prüfung zu
unterstellen, hlerauf aber nach Einvernehmung sämmtlicher
Banquiers hlesigen Platzes und Einholung rechtlichen Gute-
achtens eines praktischen Rechtsgelehrten seine Anslcht in fol-
gender Weise festgestellt und deren öffenkliche Bekanntmachung.
beschlossen.
½„n

g. 1.
Die im letzten.Absatzedes Art. 41 der allgemeinen

deutschen Wechselordnung festgesetzteProtestfrist beginnt
ihren Lauf mit dem aus dem Wechsel selbst ersichtlichen
Zahlungstage oder Verfalltage nach Maßgabe der Art. 30,
32 und 92 der allgemeinen deutschen Wechselordnung.

Die Wirkung der nach Art. 6 des Einführungêgesetzes
vom 25. Juni 1850 der Stadt Augsburg ausnahmsweise
gewährten allgemeinen Zahltage (Kasslertage) s. g.
Scontri und der im ersten Absatze ves Art. 93 der allgemei-
nen deutschen Wechselordnung desfalls für die (nicht auf
Sicht lautenden) zwischen solchen Zahltagen fällig gewordenen
Wechsel ausgesprochenen Verlegung der Zahlung vom

eigentlichen Verfall-- und resgp. Zahlungstage auf den

nächsten allgemeinen Zahltag erstreckt sich lediglich auf
dle thatsächliche Zahlungsleistung selbst, wogegen deren

Einfluß auf eine Ausdehnung der in Art. 41 festgesetzten
Protestfrist nach Absatz 2 des Artikels 93 usbrücklichausgeschlossen ist.

Demnachma also (abgesehen von twa dazwischenfallenden
allgemeinen Feiertagen und unbeschadctd er nach Nrt. 92 desfalls
eintretenden Modisikationen) cin am Dienstag dahier verfallener
Wechsel schon am folgenden Donnerstag selbst, welcher zugleich
allgemeiner Zahltag ist, und nicht später, ein am Mittwoch ver-

fallener spälestens am folgenden Freitag Mangels Zahlung pro-
testirt werden.—

§F.2.

Die Dauer und der Ablauf der im letzten Absatze
des Artikels 41 der allgemeinen deutschen Wechselordnung
festgesetztenProtestfrist ist in allen. Fällen ohne Unterschied
so zu berechnen, daß der Wechsel-Inhaber den Protest Man-

gels Zahlung nur dann noch rechtzeitltg erhebt, wenn er dies

spätestens his zum Ablaufe des letzten der auf den Zahlungs-
tag (s. oben HF.1) zunächst folgenden zwel Werktage besorgt.

Ganz glelchgiltig ist biebel, ob und wie viele Nichtwerk-
teg# Sonntage oder allgemeine. Feiertage, an welchen nach
Art. 92 ohnehinjedewechselrechtlicheRequtfition ausdrücklich
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ausgeschlossenist, zwischenden im Wechsel bezelchnetenZah-
lungs= reop. Verfalltag, over den wegen seiner felertäglichen
Elgenschaft etwa an dessenStelle tretenden nächsten Werktag
und dle darauf folgenden Werktage sich einrelhen; solche
Tage blelben vielmehr jedesmal ganz außer Rechnung und

es kommt blos darauf an, daß außer dem Zahlungstage (im
Sinne der Art. 30, 32 und 92) noch ein erster und ein

zwelter Werktag, gleichviel mit oder ohne Unterbrechung durch
Sonn= und Felertage, eingetreten und verflossen sel, ehe von

Versäumung der erst mit Ende des zweiten Werlktages ab-
laufenden Protestfrift die Rede seln kann. ..

Hienach ist z. B. bei einem auf einen werktäglichen Samstag
oder auch auf einen feiertäglichen Freitag verfallenen Wechsel, für
welchen aus dlesem Grunde der Samstag der Zahlungstag wäre,
der folgende werktägliche Montag der erste und Dlenstag der zwelte,
falls aber Montag oder Dienstag ein Felertag wäre, Mittwoch der
zwelte, falls endlich beide Tage Feiertage wären, so würde erst
der folgende werktägliche Mittwoch der erste und der werktägliche
Donnerotag jener zweite Werktag nach dem Bahlungs=
tage sein, von welchem Art. 41 spricht und mit welchem dle
Protestfrist aubläuft; so ist bei einem auf Gründonnerstag verfallen-
den Wechsel *#'-

des darauf folgenden allgemeinen Felertages
Charfreltag der Charsamstagder erste und wegen dazwischen fallen-
den Sonntags und bes allgemelnen Feiertags Ostermontag erst der

hierauf folgende Dienstag, insoferne er ein Werktag ist, der zweite
und letzte Tag der Protestfrist u. s. w.

Die Protestfrist hat also nicht eine bestlmmte Anzahl
von so oder so viel Tagen höchstens, sondern sie besteht in
allen Fällen außer dem Zahlungstage noch aus jenen zwel Ta-

gen, welche dle demselbenzunächst folgenden Werktage sind. —

Vorstehendes veröffentlichen wir mit dem Bemerken, daß
das hlesige Gremlum des Handelsstandes bel etwa über diesen.
Gegenstand abzugebenden Zeugnissen oder Gutachten lediglich-
der hier festgestellten Anslegung folgen werde, bis nicht von

Seite der gesetzgebendenGewalt etwa eine entgegenstehende
authentische Interpretatlon oder ein abänderndes Gesetz er-

folgen wird.

Augsburg, den 17. Januar 1854.

Das Gremium

des Augsburger Handelsstandes.

—--JJ———JJ J—JJ3J2
in Erlangen. Druck von Junge 6Sohn. 1
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Oberstrichterliche Entscheidungen über Kompetenzkon-
flikte nach dem Gesehe vom 28. Mui 1850.

LVII.

Gericktsstand der Hauptinterventlon.
Val. Bd. 1 S. 25; Bd. 5 S. 277; Bb. 12 S. 302.

Bei der durch Auspfändung vom Kr.= u. StG.

Augsburg verhängten Exekution ergab sich, daß der

Schuldner sein Anwesen verkauft habe und mit seinen
Habseligkeitennach H. im LG. Schongan übergezo-
gen sei. Auf Regquisition des k. Kr.= u. St.

Augsburg pfändete das LG. Schongau dem Schuldner
Effekten bis zu dem Betrage von 134 fl. ab und

nahm dieselben unter Anlegung des Amtssiegels
in einem geeigneten Lokale in Verwahrung. Mitt-
lerweile trat die Ehefrau des Schuldners bei dem
k. LG. Schongau mit einer Interventionsklage auf,
indem sie behauptete, die gepfändeten Gegenstände
seien ein Theil ihrer Illaten und ihr ausschließendes
Eigenthum; sie bat um das Erkenntniß, daßdiesel-
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ben ihr Eigenthum und aus dem Pfandnexuß zu
entlassen seien. Das k. LG. Schongau gab durch
Erkenntniß der Einrede der Inkompetenz statt, weil

Interventionen vor das forum des Hauptstreites
ehörten, dieser aber bei dem St G.Augsburg an-

höngigsei. Aber auch die von der intervenirenden
Ehefrau hierauf bei dem Kr.= u. StG. Augsburg
erhobeneInterventionsklage wurde von diesem wegen
Inkompetenz a limine abgewiesen.

Der oberste Gerichtshof entschiedam 22. Mai
1854 (UB. Nr. 44) in dem hienach angeregten
negativen Kompetenzkonflikte sich für die Kompetenz
des k. Kr.= u. StG. Augsburg, aus folgenden
Erwägungen:

1) Es könnte zwar der Bestimmung der GO.
Kap. 8 8. 4, Nr. 4, wonach „die Prinzipalinterven-
tion in Form einer ganz besonderenKlage verhan-
delt, folglich bei der ersten gehörigen Instanz ange-
bracht werden soll“ der Sinn unterlegt werden, daß
damit nur auf den Unterschied zwischen Prinzipal-
und accessorischerIntervention hingewiesen werde,
indem die letztere keine besondereKlage bildet, und
der accessorischeIntervenient den Rechtsstreit in der

Lage, sohin auch in der Instanz aufnehmen muß,
in welcher er sich gerade befsindet. Für diese Aus-

legung könnte auch angeführt werden, daß das
Wort: „Instanz“ nicht gleichbedeutendist mit „Ge-
richtsstand“, und daß die Anmerkungen zur GO.

Kap. 1 8. 10 lit. a, besagen: „das punctum in-
terventionis gehöre zum forum der causa prin-

cipalis“, weil diese Bemerkung, wenn sie lediglich
von der accessorischenIntervention verstandenwer-

den wollte, ganz unnöthig gewesenwäre.
Allein

2) der Annahme, daß nach der GO. die In-
terventionsklage immer dahin gehöre, wo die erste
oder die Hauptklage anhängig ist, stehenwieder die
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Anmerkungen zu Kap. 8 8. 4 lit. d entgegen, wo
ausdrücklich erläutert wird, es greife das forum
connexionis eben darum nicht Platz, weil die Sache
als eine ganz besondereKlage per novum proces-
sum traktirt werden soll, sondern man verweise sie

leich an ihre Behörde. Daraus geht allerdingsgervor,daß die Texgtesworteder GO. „als ganz
besondereKlage“ mit sichbringen, die Interventions-
klage müsse bei demjenigen Gerichte angebracht
werden, wohin sie, je nach ihrer Eigenschaft als

Personal= oder Real-Klage gehört, ohne Rücksicht
auf das forum des schonanhängigenStreites, wenn

dieses nicht an sichschonauch für die Interventions-
klage das eintretende ist.

3) Es ist jedoch nicht zu verkennen, daß die
Anmerk. zu GO. Kap. 8 8. 4, Nr. 4 weder mit dem

Texte selbst in voller Harmonie stehen,noch mit sich
selbst, nämlich mit der Stelle zu Kap. 1 §. 10 im

Einklange sind, und eben darum müssendieselben in

strengemWortsinne verstanden werden. Es hat näm-

lich die Interventionsklage nur dann die Natur einer

selbstständigenKlage, wenn der Dritte Ansprücheauf
dasselbe Objekt erhebt, über welches in der ersten
anhängigen Klagsache gestritten wird, wie in dem

Falle, wenn der Faustpfandgläubiger in A. sein
Pfandrecht gegen den in B. wohnenden Schuldner
bei dem Gerichte zu B. durch Klage zu realisiren
suchte, nun aber ein Dritter das in A. bei dem

Pfandgläubiger befindlichePfandobjekt als sein Eigen-
thum in Anspruch nimmt. Nach der GO. Kap. 8

§. 4 Nr. 4, in Verbindung mit den Anmerkungen
muß diese Interventionsklage bei dem Gerichtein
A. angebrachtwerden. In solchenFällen kann auch
die Verhandlung und Entscheidung derselben neben
der schonanhängig gemachtenKlage selbstständigvor

sich gehen, wenn für deren Sistirung nicht, wie die
Anmerk. zur angeführtenStelle sagen,ein besonderer

m
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Grund vorhanden, z. B. das punctum interven-
tionis präjudizial ist. Außerdem steht es dem In-
terventionskläger frei, nach Umständen provisorische
Sicherheits-Maaßregeln für den Fall seines Sieges
zu beantragen, sowie der Beklagte im Hauptstreite
im Falle seines Unterliegens vom Kläger Kaution

verlangen kann, sowohl wegen künftiger Erstattung
des Streitobjektes, als wegen Fortführung der In-
terventionssache an seiner Stelle.

4) Verschieden aber von diesen sind die Fälle,
wenn der Intervenient nicht Ansprüche erhebt auf
den Streitsgegenstand selbst, welchen der bereits an-

hängige Prozeß betrifft, sondern wenn er nur ver-

hindern will, daß zum Behufe der Exekution des

Urtheils gewisseSachen in Angriff genommen und

zum Verkaufe gebracht werden. Hier will der Inter-
venient sich lediglich gegen eine Verfügung des Rich-
ters schützen,der sein Urtheil zum Vollzuge bringt.
Es sind nicht sowohl kollidirende Ansprüche zwischen
dem Kläger im Hauptstreite und dem Intervenienten
in Bezug des Streitgegenstandes selbst in Frage,
sondern es handelt sich mehr nur um ein Verbie-
tungs-Recht in Bezug der Wahl des Exekutionsob=
jektes, welches dem vollziehenden Gerichte gegenüber

begründen ist. Die Eigenschaft einer im Sinne
er GO. „besonderen per novum processum zu

traktirenden Klage“ hätte die Intervention hier nur

dann, wenn zwischen dem Beklagten im Haupt-
streite und dem Intervenienten kollidirende Rechts-
ansprüche in Ansehung der als Exekutionsobjektge-
wählten Sache erhoben würden. Außerdem kann
aber Jener, zu dessenGunsten die Exekution vom

Richter beschäftigt wird, als Beklagter im Vindika-

tionsprozesse wegen der gepfändeten Sachen nicht
betrachtet werden; denn durch die gerichtlicheSperre,
wenn diese auch eine Besitzentsetzungdes Interve-
nienten bewirkte, hat der Kläger im Hauptstreite den
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Besitz des vom Richter gesichertenExekutionsobjektes
noch nicht erworben. Es handelt sich bei dieser In-
tervention also nur darum, dem Richter die Gründe
für die beantragte Zurücknahme seiner Verfügung,

* in die Rechte eines Dritten eingreifend, dar-
zuthun.

5) Dafür, daß die durch eine solche Interven-
tion angeregte Frage zur Kognition des Richters im
Hauptstreite gehört, wenn dieser nur die Art der
Gerichtsbarkeit hat, welche zur Entscheidung über
das dem Einspruche zu Grund liegende Recht erfor-
dert wird, spricht sowohl das gemeine Recht, als die
GO. und die Anmerkungen a. a. O. an der Stelle:
„soll man das Interventionsrecht sogleichdurch klare
briefliche Urkunden oder sonst ohne weitläufige Proben
genugsamdarthun oder beweisen, daß durch die Exeku-
tion ein unwiederbringlicher Schaden unfehlbar zugehen
würde; außerdem soll die Exekution nicht fistirt, son-
dern damit fortgefahren werden, jedoch gegen Kau-
tion.“ — Diiese Stelle kann nur verstanden wer-

den von Handlungen und Nachweisen, welche der
Intervenient dem Richterin dem anhängigen Haupt-
streite gegenübervorzunehmen und beizubringen hat,
wie auchdaraus hervorgeht,daßFrhr. v. Kreittmayr
auf Mevü decisiones T. V. decis. 334 verglichen
mit d. 58 verweist. Gemeinrechtlich ist nämlich nach
fr. 15 §. 4 de judic. (42. 1) die Zuständigkeit
des Richters im Hauptstreite für diese Interven-
tionsfrage außer Zweifel: „si rerum, quae pigno-
„ris jure captac sunt, Controversia liat, consti-

„tutum est, ipsos, qui rem judicatam exequun-
„tur, cognoscere debere de proprietate, et si

„Cognoverint ejus kuisse, qui condemnatus est,
„em judicatam exequentur“. —

·. 2
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Aus oberstrichterlichenEntscheidungen in Aufschlage-
sachennach dem Gesetzevom 10. Nov. 1848.

XIII.

Zulässigkeit von Nichtigkeltsbeschwerden.
Vgl. Bb. XVIII S. 392.

Wenn auch bei Malzdefraudationen die bei Po-
lizeistrafsachenanalog anzuwendendenBestimmungen
de5 Gesetzesv. 10. Nov. 1848, die Abänderungen
des II. Theiles des StGB. v. 1813 betr., hinsichtlich
des öffentlichen Verfahrens mit Ausschluß jeder Be-

weistheorie im Allgemeinen, nach Art. 3 und 4 des

Ges. v. 10. Nov. 1848, die Untersuchung und Ab-
urtheilung der Aufschlagsdefraudationenbetr., maaß-
gebendsind, so gibt doch der Art. 6 des eben bezeich-
neten Gesetzesklar zu erkennen, daß das k. Ober-

appellationsgericht lediglich die Stellung einer
obersten Berufungsinstanz unter der Voraussetzung
einer bestimmten Beschwerdesummeoder einer der
speziell bezeichnetenMaaßnahmen gegen den Beschul-
digten einzunehmenhabe, wodurch dasselbehinsichtlich
seinerKompetenzlediglich an die Stelle des früheren
GeheimenRaths, nachherdes kgl. Staatsraths (VO.
v. 8. Aug. 1810 RB. S. 642) getreten ist, und so-
nach eine Wirksamkeit des obersten Gerichtsho-
fes als Kassationshofes in Strassachen nachdem
Gesetzev. 10. Nov. 1848 über die Abänderung des
I. Theiles des StGB. v. 1813 überall nicht be-
gründet ist. Nachdem nun in der Verordnung v.
8. Aug. 1810 Art. 2 die Zulässigkeit eines Rekur-
ses überhaupt und einer Oberberufung an das
Oberappellationsgerichtan eine Beschwerdesummevon

400 fl. gebunden ist, somit dasselbe überhaupt nur

unter dieser und anderen gegenwärtig nicht in Be-
tracht kommenden gesetzlichenVoraussetzungen ange-
gangen werden kann, diese Beschwerdesummeaber
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hier nicht gegeben ist, so war, wie geschehen,die
Nullitätsbeschwerde, sowie das Gesuch um Wieder-
aufnahme der Untersuchungabzuweisen.

k. v. 20. März 1854. R. Nr. 1572 52/17.
XIV.

Lauf der Berufungefrist.
In dem Falle, wenn das Krelsfiskalat bei

der Verhandlung einer Aufschlagssacheoder bei der
hierauf erfolgten Urtheilsfällung in öffentlicherSitzung
nicht vertreten war, läuft demselben das 30 tägige
Berufungs-Fatale von dem Tage der Zustellung
einer Urtheilsabschrift an, weil der Art. 5, letzter
Absatz des Ges. v. 10. Nov. 1848, unbedingt
die Zustellung einer Abschrift des gefällten Urtheils
an das Kreisfiskalat gebietet, daher in dem gege-
benen Falle (wenn das Fiskalat bei der Urtheils-
fällung nicht vertreten war) erst hiedurch die „Er-
öffnung“ des Urtheils nach Art. 6, letzter Absatz
des allegirten Gesetzes, bewirkt wird. —

Erk. v. 21. März 1854. RNr. 12945/,3.
XV.

Zulässigkelt von Beschwerden wegen Verweigerung der Ent-

scheidung über Nebenpunkte in Aufschlagssachen.
Es war wegen Verweigerung der Festsetzung

von Reisekostenund Diäten für die Vertretung des

Appellaten bei der Verhandlung in 2. IJustanz, be-

hufs der Erholung derselben von dem in die Kosten
II. Instanz verurtheilten Staatsärar Beschwerde ge-
führt. Dieselbe wurde als zulässig erachtet, weil
die Behandlung von Polizeistrafsachen (Art. 3 des

Ges. v. 10. Nov. 1848) nach Analogie der Bestim-
mungen der GO. Kap. 3, §. 3, Kap. 10 8. 3 und

§. 13 Nr. 5 1) die Zulässigkeit einer solchenExtra-

1) Vgl. Minist.-Resk. v. 8. Aug. 1849.
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judizialbeschwerderechtfertigt. Sie wurde fernerals

begründet gefunden, weil der Abweisungsgrund der
2. Instanz:

daß die geforderteKostenfestsetzungnach Fäl-
lung des Urtheils in öffentlicher Sitzung,
bei welcher eine Liquidation nicht eingereicht
wurde, hinterher von dem Gerichte nicht mehr
geschehenkönne,

nicht stichhaltig geachtet wurde, da die liquidirten
Kosten nicht die Honorirung des Vertreters für die
Rechtsausführung in öffentlicher Sitzung zum Ge-

genstandehaben, daher auch von Richtern, welche
bei der öffentlichen Verhandlung nicht thätig waren,
unbedenklichhinterher festgestelltwerden können.

Erk. v. 21. März1854. RNr. 12945 3/83.
·. u.

Minderuug der Freiheitsstrafe nach Art. 104 Th. 1
des StGB. im Verhältnisse zu der gegebenen Falls

verwirkten Schärfung derselben.

Der Art. 104 Th. 1 des StGB. bestimmt:
„Langwieriges, ohne alles Verschulden über ein

halbes Jahr dauerndes Gefängniß mindert die Dauer
der verwirkten Freiheitsstrafe um so viel, als der
unverschuldet erlittene Arrest beträgt.“

Wenn nun der Schuldige, etwa wegen Zusam-
menflusses das Maximum der Strafgattung mit

Schärfung verwirkt (Art. 109), dagegenAnspruch
auf die in Art. 104 bestimmteMinderung der ver-

wirkten Freiheitsstrafe hat, so fragt sich, ob es an-

geht, jene Schärfung mit dieser Minderung gewisser-
maßen zu kompensiren, sonachdie verwirkte Freiheits=
strafe ohne Minderung der Dauer, aber auch ohne
Schärfung zuzuerkennen?
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In einem Erkenntnisse vom 13. Mai 1853 (in
der Untersuchunggegen Cäcilie Schuster et cons.

wegen ausgezeichnetenBetruges) bejahte das Kreis-
und Stadtgericht München diese Frage, ohne seine
Ansicht näher zu motiviren. Für die Verneinung
der Frage sprechen dagegen folgende Erwägungen:
Das Maximum der betreffendenStrafgattungdarf
niemals überschrittenwerden, und die Strafschärfung
hat geradevorwiegend den Zweck, da, wo das Maxi-
mum der zulässigenFreiheitsstrafe dem Verschulden
gegenüberinnner noch als zu gering erscheint, durch
äußere Zuthat das für das Verschulden zugefügte
Uebel zu erhöhen. Das Maximum der betreffenden
Freiheitsstrafe ist die höchsteFreiheitsstrafe, welche
verwirkt werden kann. Nach Art. 104 mun ist die
verwirkte Freiheitsstrafe um die Dauer des lang-
wierigen unverschuldet erlittenen UntersuchungSarrestes
zu mindern; ist nun das Maximum der Freiheits-
strafe verwirkt, so muß eben das Maximum der

Freiheitsstrafeum die Dauer des unverschuldeter-
littenen Untersuchungsarrestesverkürzt werden. Die
Strafe ist so auszusprechen, als wäre eine unver-

schuldeteHaft gar nicht gegeben,und von dieserStrafe
muß die Zeit der unverschuldetenHaft abgezogen
werden. Diese Dauer der Untersuchungshaft ist
so zu betrachten, als wäre der Inkulpat während
dieser Zeit in Strafhaft gewesen; dieseZeit ist mit
der Zeit der noch zu erleidenden Freiheitsstrafe zu-
sammenzurechnen;würden sie zusammen die ver-

wirkte Strafe oder das Maximum der betreffenden
Strafgattung übersteigen, so würden die Artikel 13,
bez. 16 und 28 Thl. 1 des Strafgesetzbuches, es
würden ferner die im konkreten Falle in Frage stehen-
den Artikel, so weit sie ein Maximum der Strafe
festsetzen,durch den die Minderung mit der Schär-
fung kompensirendenAusspruch verletzt. Daher ist
in dergleichenFällen einerseits die Minderung der
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Dauer derFreiheitsstrafe zu verwirklichen, anderseits
die Schärfung nicht wegzulassen.

2T
— —

Mittheilungen aus der Praris.
1.

Honorar derSensale. DerognendeKraft des Gewohnheltt-
rechts.

Der §. 20 der bayerischenWechselordnungvon

1785 bestimmt unter Nr. 3: „der Sensal soll unter

hinlänglicher Strafe keine andere als die tag-
ordnungsmäßigeProvision nach zu Stande gebrachten
Geschäften zu nehmen berechtigt sein“. Die jenem
WechselgesetzeangehängteTaxordnung setztfest, daß
der Sensal für Aufbringung eines Anlehens bis 1000 fl.
incl. à%, bis 3000 fl. indl. à% und über 3000 fl. ohne
Unterschied3⅝ „jedoch den dermaligen Merkan-
tilgewohnheiten durchgehendsunnachtheilig“ zu neh-
men befugt sei. Ein Münchner Sensal, welcher die

Aufnahme eines Anlehens von mehr als 3000 fl.
vermittelte, erhob Klage auf Zahlung einer Provision
von 1% und stützteeeseltedarauf, daß ihm einer-
seits vertragsmäßig ein Honorar von 1% bestimmt
sei, anderseits ihm aber auch abgesehenvon dem

Vertrage ein solchesHonorar gebühre, weil nach ge-
genwärtigem Münchener Handelsusus ein Sensal,
welcher für eine dritte Person ein Kapitel aufbringt,
2% oder dochwenigstens1% der betreffendenSumme,
ohne Unterschied der Größe, zu fordern befugt sei.
Der Beklagte führte aus, daß die klägerischenBe-

hauptungen, so weit sie auf ein Gewohnheitsrecht
sich stützen, keinen rechtlichen Werth hätten, weil

1) durch die Worte „jedoch den dermaligen Mer-

kantilgewohnheitendurchgehendsunnachtheilig“ aus-
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bringerlohn Anlehen erhalten sollten. (Erkenntniß
v. 1. Juli 1853.)

Das kgl. Appellationsgericht von Oberbayern.
ußert sich über diesen Punkt in seinem Erkenntnisse
vom 2. Nov. 1853 in folgender Weise:. Irrig ist
die Ansicht des Unterrichters, daß durrh den in der
Taxordnung gebrauchtenAusdruck „den dermaligen
Merkantilgewohnheiten durchgehends unnachtheilig“
die Entstehung von Merkantilgewohnheitenüberhaupt
nach dem Erlasse jener Verordnungen und in Folge
dessen ihre Berücksichtigung von Seite des Richters
ausgeschlossensei. In dem erwähnten Zusatzekann
eine ausdrückliche oder nur mit Bestimmtheit zu fol-
gernde Klausel dahin, daß gegen das fragliche Gesetz
auch keine künftige Gewohnheit sich bilden dürfe, in
keiner Weise gefunden werden Wäre
wirklich diesesVerbot darin enthalten, so könnte doch
solcheskeine Wirkung haben, indem Puchta (Vorles.
zu §. 13 Bd. 1 S. 31) richtig bemerkt, ein Gesez
könne so wenig ein künftiges Gewohnheitsrecht, als
ein klinftiges Gesetzaufheben. Dieser Grundsatz ist
sowohl der Natur der Sache, als dem bayerischen
Landrechte gemäß, indem die Anmerkungen zu Th. J
Kap. 1 §. 12 ausdrücklich besagen,es werde die Auf-
hebung eines Gesetzes dadurch nicht gehindert, daß
die clausula ompium legum posteriorum dero-

gatoria diesem einverleibt sei, und (zu Thl. I Kap. 2
§. 15, Nr. 4, 5) diesenSatz bezüglicheiner jüngeren
Gewohnheit dem älteren mit der Klausel versehenen
Gesetzegegenüber wiederholen. Es ließe sich daher
in jenem Zusatze nichts Anderes erkennen, als eine

Bestimmung, die sich ohne Festsetzungdes Gegen-
theils nach LR. Thl. 1 Kap. L8.12, Nr. 3 von selbst
verstände (daß nämlich durch das Generalgesetzdie

Partikulargewohnheitennicht aufgehobenseinsollten),
würde nicht die Natur des Gesetzes als eines abso-
luten, wodurch in der Regel auch alle früher bestan-
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denen partikulären Gewohnheiten aufgehobenwerden,

PertenausdrücklicheHinzufügung erklären und recht-
ertigen.

Vgl. Savigny, System Bd. 1 S. 196.
In der bezüglichenStelle der Wechselordnung

ist nämlich eine allgemeine für sämmtliche Sensale
des ganzen Landes (so weit die bayerischeWechsel-
gerichtsordnung Gesetzeskrafthat) geltende Rechts-
regel enthalten, die mit unabänderlicher Nothwendig-
keit herrschen soll, ohne der individuellen Willkür
Spielraum zu lassen(ebendas.S. 57). Jene Eigen-
schaft derselben kann keinem Zweifel unterliegen.
Diese ihre absolute oder gebietende Eigenschaft aber

ergibt sich aus dem Wortlaute der Bestimmung, daß
kein Sensal unter hinlänglicher Strafe eine andere

Provision, als die taxordnungsmäßigezu fordern be-

rechtigt sein soll, indem sichder Charakter eines Pro-
hibitivgesetzeb am besten und zuverlässigstenaus der

Hinzufügung einer Strafe für den Fall der Ueber-

tretung ersehen läßt. Mag deöhalb die Statthaftig-
keit des von dem Kläger für sichin Anspruch genom-
menen Gewohnheitsrechts schon aus dem Grunde
großemBedenken unterliegen, weil, wenn sichdasselbeHieVermittler von Darlehen überhaupt gebildet hätte,
dessenAnwendbarkeit für Sensale, denen ein direktes
Verbot entgegensteht, nicht thunlich erschiene,sowürde
für diese insonderheit von einem giltigen Gewohn-
heitsrechte nur dann die Rede sein können, wenn es

sich hinsichtlich ihrer über das ganze Land er-

streckte. Denn obgleichdie Meinung, daß Prohibi-
tivgesetzedurch eine neuerliche entgegengesetzteGe-
wohnheit nicht entkräftet oder beseitigt werden können,
in diesem Umfange eine unrichtige ist, so ist doch
so viel gewiß, daß allgemeine Prohlbitiv= oder

absolute Landesgesetzedurch eine entgegenstehende
partikuläre Gewohnheit nicht alterirt werden kön-

nen; denn in diesem Falle muß der Gewohnheit,



78 Erekutlonsanrufen in Merkantilsachen. Verzugszinsen.

selbst wenn sie neuer ist als das Gesetz, jede Kraft
abgesprochenwerden.

Savigny System 1 196, Seuffert, Pan-
dektenrecht2. (und 3.) Aufl. §. 10; Puchta,
Pandekten 88. 13 und 17; dessenVorlesun-
gen hiezu S. 43 Ziff. 2 lit. b 2c.

Es ist daher dem behaupteten Ortsgebrauche
von Anfang an alle Wirkung abzusprechen·

2.

rekutlonsanrufen in Merkantilsachen. Verzugdzinsen.
In einem bei dem Merkantilgerichte München

gestellten Exekutionsanrufen wurde der Betrag der

Verzugszinsen nicht ausgerechnet,sondern blos durch
Angabe des Kapitals, der Prozente und des Zeit-
punktes, von und bis zu welchem diese Zinsen ge-
fordert werden, bezeichnet. Das Wechsel=und Mer-

kantilgericht ließ in seinem Dekrete vom 20 März
1854, worin bezüglich der übrigen Posten Sperre
verfügt wurde, die Verzugszinsenunberücksichtigt,be-
merkend, „daß man auf die Verzugszinsen wegen
Mangels genauer Berechnung keine Rück-
sicht genommen habe“. Diese Entscheidung beruht
auf der Voraussetzung, daß die Zinsen in dem Exe-
kutionsanrufen genau ausgerechnetsein müssen, soll
ihnen eine Beachtung zugewendet werden. Diese
Voraussetzungscheint jedoch erheblichenBedenken zu
unterliegen. Die Wechsel=und Merkantilgerichtsord-
nung von 1785 enthält in Kap. X S§.2 blos die

Bestimmung, daßauf klägerischesAurufen die Sperre
verwilligt werde, sobald innerhalb der vorgesteckten
Frist von 3 Tagen der Kläger nicht befriedit wor-

den ist. Wie das Anrufen gestaltet sein müffe,sagt
dieser Paragraph nicht. Es gelten daher dieselben
Normen für Anrufen im Merkantilprozesse,welche
die Gerichtsordnungund die Praxis für andere Pro-
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gefsachenfestgestellt. Wie es hier genügt, wenn
as „Quantum in Richtigkeit 1)“ ist und aus dem

Anrufen zur Genüge erkannt werden kann, so auch
in Merkantilsachen. Das Quantum der Verzugs-
zinsen aber wird vollkommen genau erkannt, wenn

Kapital, Prozente, sowie Anfangs= und Endpunkt
des Zussenkarsesangegebensind. G —f.

3.

Unvordenklichkeit. Nichtwissen der Zeugen, den Anfang des
streltigen Zustandes betr.

Das bayer. LR. Th. II Kap. 4 §F.9 Nr. 3

verlangt zwar, daß bei der Immemorialverjährung
die Zeugen auch darüber aussagensollen, daß sie den

Anfang des streitigen Zustandes weder selbst
wissen, noch anderwärts in Erfahrung gebrachthaben.
Allein aus der Fassungder angeführten Stelle: „die
Zeugen müssenauch,

daß sie Zilo ein Anderes niemal gehört, und den An-
fang der strittigen Sache weder selbst wissen, noch an-

derwärts in Erfahrung gebracht haben,

deponiren“, — insbesondereaus der Verbindung oben-

erwähnten Erfordernisses mit dem anderen der Be-

kundung, ein Anderes niemal gehört zu ha-
ben, läßt sich erkennen, daß es bei jenem lediglich
auf eine Erläuterung des auch im gemeinenRechte
begründeten zweiten Hauptrequisites abgesehenwar,
nämlich auf die Erprobung, es sei auch aus dem

vorhergehendenMenschenalter keine Erinnerung eines
anderen Bestandes auf das jetzige gekommen. Eben
deshalb wird nach einer konstanten Gerichtspraxis
nicht verlangt, daß die Zeugen auch hinsichtlich des

Anfanges des streitigen Zustandes in der obenbe-
merkten negativen Weise sichausdrücklich auszu-
sprechenhaben; was außerdem auch darin seinen

1) Vol. GO. XVIII . 1.
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guten Grund hat, daß das Bekanntsein des recht-
lichen Ursprungs zunächst dem Gegenbeweiseange-

———m-

4.

Recht des Käufers, vom Kaufgelde den Veirag der auf dem
verkauften Gute lastenden Hypothekenschulden abzuzlehen.

Wenn bei Gutskäufen der auf dem Kaufgegen-
standelastendenHypothekenschuldenim Vertrage nicht
erwähnt wurde, so ist darum nicht anzunehmen,der
Käufer sei den bedungenenKaufpreis zu zahlen ver-

bunden, ohne den Betrag der Hypothekschuldenab-
rechnen zu dürfen. Die Befugniß des Käufers zu
dieserAbrechnungist nicht dadurch bedingt, daß solche
im Kaufvertrage bedungen worden. Schon kraft der

Gesetzemuß der Verkäufer für den Betrag der auf
dem übergebenenGrundvermögen haftenden Hypo-
thekenGewähr leisten, resp. sich denselben am Ueber-

gabsschillingeabrechnenLissen1), so ferne er nicht deren

Uebernahme von Seite des Käufers neben dem
Kaufpreise besondersund ausdrücklich ausbedungen
hat, was ihm zu beweisenobliegen würde. Im Hin-
blick auf die in §§. 49, 51 und 54 des Hyp.Ges.
v. 1. Juni 1822 bestimmte Haftung des Gutser-
werbers für die eingetragenen Hypothekforderungen
kommt es auch für jenes Abrechnungsrechtnicht dar-

auf an, daß die Einklagung der Hypothekforderungen,
beziehungsweiseEinleitung der Hilfsvollstreckung, gegen
den Erwerber bereits stattgefundenhabe.

OAGE. v. 9. Nov. 1852. Nr. 5485%1.

1) Vgl. fr. 66 do contr. emt. (18, fr. 65 de

ersct. (21, 2).
dß. kA N. Seufert. Verl.: Palm & Enke (Adolph Enke)

le- 3
in Erlangen. Druck von Junge & Sohn.
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EntscheidungendesoberstenGerichtehofes.über Kom-
petenzkonflizkte.

LVIII.
Gerichtsstand des Wohnorts eines Kommis, welcher

schäftsreisender ist.

Die Kinder des Konstantin S. wurden von

ihrem Großvater in der Art zu Erben eingesetzt,daß
das Erbgut derselbennicht in die Hand ihrer Eltern

elangen, sondern eine Vermögenskuratel eintreten
e.

S. hatte sich im Jahre 1838 im Bezirke des

Landgerichts Eltmann mittelst erhaltener Handels-
konzessionansäßig gemachtund ist daselbstheimaths-
berechtigt, er suchte aber in der Folge sein Fort-
kommen als Kommis und ist dermalen Handlungs-
reisenderder FabrikantenF. und Komp. in Münch-
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berg. Wegen Führung der Oberkuratel hinsichtlich
des den Kindern des S. angefallenenErbvermögens
entspann sich zwischen den Landgerichten Eltmann
und Münchberg ein negativer Kompetenzkonflikt,wel-

cher durch oberstrichterlichesErkenntniß vom 12. Juni
1854 (UB. Nr. 48) dahin entschiedenwurde: daß
das Landgericht Münchberg die zuständige Ober-
kuratelbehörde sei. Gründe:

„Nach den Akten steht thatsächlichfest, daß die
. schen Eheleute zwar im J. 1838 die An-

säßigmachungin Z. (Landgerichts Eltmann) erwirk-
ten, daß sie aber Z. alsbald verließen und nach
Münchberg zogen, wo Konstantin S. als Hand-
lungskommis bel F. und Komp. eintrat. Es muß
sohin der Ort, an welchem er sich in Kondition be-

findet,als der seines Wohnsitzesfür jetzt betrachtet
werden.

Alerdingsist die dienstlicheStellung desselben
bei F. und Komp. in Münchberg von der Art, daß
sie nicht als ihrer Natur nach perpetuirlich zu be-

trachten ist, da das Vertragsverhältniß sich auflösen,
also Umstände eintreten können, welche eine Verän-

derung des Wohn= und Aufenthaltsortes mit sich
bringen. Allein zur Begründung des Domizils ist
ein immerwährender Aufenthalt an dem betreffenden
Orte nicht erforderlich. Es kommt nur darauf an,
daß der Ort, an welchen sichJemand begibt, für
jetzt als der des bleibenden Aufenthaltes so lange
betrachtet werden muß, bis künftig etwa eintretende

Umstände eine Veränderung herbehührenkönnten.

Dieses ist aber auch bei Demjenigen der Fall,
der bei einem Handlungs= oder industriellen Etablisse=
ment sich in einer vertragsmäßigen Stellung befin-
det, ohne anderwärts ein Domizil zu haben, so daß
seine Abwesenheit von diesem etwa nur als eine

vorübergehendeaufgefaßt werden könnte.
Der Umstandendlich, daß S. bei F. und Komp.
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die Stelle eines reisenden Kommis bekleidet, steht
der Annahme seines Domizils in Münchberg nicht
im Wege. Ist nämlich dem Obigen zufolge sein
Domizil daselbst begründet zu betrachten, so bringen
die Geschäftsreisen immer nur ein mit dem animus
reverlendi verbundene vorübergehende Entfernung
mit sich, durch welche das Domizil nicht aufgeho-
ben wird.

Hat nun aber Konstantin S. sein forum do-
micilii bei dem LandgerichteMünchberg, so ist eben
dieses auch die für die Oberkuratel über die Kinder
desselbenzuständigeBehörde, indem die Kinder dem

Gerichtsstandedes Vaters folgen. G. I. 8. 3.“

LIX.

ZuständigkeitzurObervormundschaftüber außerehellcheKinper.
Vol. Bb. 16 S. 265.

Die ledige Magdalena B.. .., in Bamberg
heimathsberechtigt, aber bei ihrem Vater, dem Ka-
ernhausmeister B. bei dem Chevauxleger-Regimente

in Augsburg, wohnend, gebar daselbst ein auherehe-
liches Kind. Das wegen der Pflegschaftsbestellung
für dieses Kind angegangene Kreis= und Stadtge-
richt Bamberg erklärte sich hiezu für inkompetent,
weil Magdalena B. mit dem Pfleglinge ihren Wohn-
ort im Bezirke des Kr.= u. St G. Augsburg habe.
Aber auch dieses lehnte die Kompetenz ab, weil der
Aufenthalt der Magdalena B. in Augsburg gleich
jenem ihres im Militärdienste stehendenVaters nur

ein vorübergehendersei. Dieser negativeKompetenz-
konflikt wurde durch oberstrichterlichesErkenntniß vom

12. Juni 1854 (UB. Nr. 47) dahin entschieden:
daß das Kreis= und Stadtgericht Augsburg als

Obervormundschaft des außerehelichenKindes der

Magdalena B. zuständig sel.
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Gründe: „Gemäß des Gesetzesvom 15. Aug-

1828, die Militärgerichtsbarkeit in bürgerlichenRechts-
sachen betr. F.3, haben Soldaten bis zum Ober-
offizier ihren Gerichtsstand sowohl vor dem Gerichte
ihres Wohnorts, welches ohne Rücksicht auf ihre
Eigenschaftals Militärperson das zuständige wäre,
als auch vor dem Gerichte ihrer Garnison. Bel

letzterim muß aber der Gerichtsstand des Vaters der

Magdalena B. um so mehr als begründetangenom-
men werden, weil aus den Akten nur hervorgeht,
daß derselbe inBamberg das Heimathsrecht, nicht
aber, daß er daselbst auch das Domizil erworben
ha e.

Die Akten lassen ferner entnehmen, daß Mag-
dalena B. ihr Fortkommen nicht etwa als Dienst-
magd sucht, sondern daß sie sich bei ihrem Vater
befindet. Diesem zufolge kommt ihr gemäßGO. , 3
der Gerichtsstand des Vaters ebenfalls zu.

Daran ändert auch der Umstand nichts ab,
daß der Aufenthalt ihres Vaters in Augsburg, weil
er sich im Militärverbande befindet, Veränderungen
unterworfen sein kann, welchen dann auch jener der

Magdalena B. unterläge. Denn auch abgesehen
von der oben angeführten gesetzlichenBestimmung
ist unter dem den Gerichtsstand des Wohnorts be-

gründendenAufenthalte nicht nothwendig ein perpe-
tuirlicher zu verstehen. Es genügt vielmehr die Ab-

sicht, jetzt andiesem Orte zu wohnen, wenn auch
künftig Umstände etwa eintreten können, welche eine

Veränderung herbeiführen.
Dasjenige Gericht aber, bei welchem die Mutter

eines außerehelichenKindes ihren Gerichtsstand hat,
ist auch zuständig für die Obervormundschaft bezüg-
lich des letztern.“
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LX.
Obervormundschaft über eheliche Kinder; Ueberttagung der-
selben an ein anderes, als das regelmäßig zuständige Gericht

aus Gründen der Zweckmäßigkett.
Vol. Bd. 18 S. 27y.

Dr. A. . ... verchelichte sich zu München,
dem gemeinschaftlichenGeburtsorte beider Ehegatten,
und wurde später bei der Gewerbschulein Bamberg
als Lehrer angestellt, woselbst er im Jahre 1848
mit Hinterlassung einer aus dieser Ehe vorhandenen
noch unmündigen Tochter starb. Bevor noch eine

Verlassenschaftsverhandlungin Bamberg gepflogen
war, und eine Vormmyschaftsbestellung stattgefun-
den hatte, verließ die Wittwe A. ihren bisherigen
Wohnort Bamberg und zog mit ihrer Tochter nach
München, wo sie auch das Heimathsrecht hat.

Zur Vornahme der Löschung eines für die
A-. schen Eheleute eingetragenen und zurückbe-
zahlten Hypothekkapitals sollte die obervormundschaft-
liche Genehmigung beigebracht werden, und hierdurch
wurde wegen Einkeituneiner Kuratel über das Kind
der Wittwe A. ein negativer Kompetenzkonfliktzwi-
schen den Kreis= und Stadtgerichten Bamberg und

München, von denen ein jedes sich hiezu für inkom-

petent erklärte, herbeigeführt, welcher von dem kgl.
Oberappellationsgerichte durch Erkenntniß vom 17.

Juni 1854 (U . Nr. 49) dahin entschiedenwurde:

daß das Kr.= und StG. München zur Führung der

Obervormundschaft über die Tochter des verstorbenen
Lehrers A. zuständig sei.

Gründe: „Zwar steht der Grundsatz fest, daß
jenes Gericht, bei welchem der Vater zur Zeit seines
Todes den ordentlichen Gerichtsstand hatte, auch die

für die Obervormundschaft über das von demselben
hinterlasseneKind zuständige obrigkeitlicheBehörde sei.

Bamberger Landrecht Thl. I. Anhang 3. Titel 2.

§. 13. und bayer. Landr. 1, 7. S. 7.
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Durch seineAnstellung in Bamberg hatte Dr. A.

daselbst auch das Domizil erworben und sohin seinen
ordentlichen Gerichtsstand bei dem Kr.= und StG.

Bamberg. Auch war hierin zur Zeit seines Todes

noch keine Veränderung eingetreten. Nach den obi-

gen gesetzlichenVorschriften, und da eheliche Kinder
dem Gerichtsstande ihres Vaters folgen, unterliegt
es keinem Zweifel, daß das Kr.= und St G.Bam-

berg die zur Uebernahme der fraglichen Obervor-
mundschaft zuständige Behörde ist. Der Umstand
aber, daß die Wittwe und Mutter des Kindes noch
vor der VormundschaftsbestellungBamberg verließ,
und mit ihrem Kinde nach München, ihrem Heimaths-
orte, sich zurück begab, um daselbst für die Zukunft
zu wohnen, konnte an diesemVerhältnisse nichts än-
dern, weil das Domizil, einmal begründet, zu den
erworbenen Rechten gehört, sohin dem Kinde durch
die Verlegung des Wohnsitzes der Mutter nicht ent-

zogen werden konnte. Wenn also die Mutter nun

ihren ordentlichen Gerichtsstand bei dem Kr.= und
St G. München hat, so ist dieses ohne Einfluß auf
da für das Kind in Bamberg begründete Domizil
mit dessen rechtlichen Folgen, weil der Grundsatz,
daß das Kind dem Gerichtsstande der Mutter folgt,
nur in Ansehung außerehelicherKinder gilt.

Allein vorliegend sprechen Gründe der Zweck-
mäßigkeit dafür, daß das Kr.= und StG. München
sich der Obervormundschaft unterziehe. Die Wittwe
A. besitzt inBamberg nichts mehr, sie wohnt seit

dem Tode ihres Ehegatten in München, ihrem Ge-
burtsorte, und nichts deutet darauf hin, daß die
Mutter oder das Kind wieder nach Bamberg, um

da--ihren Aufenthalt zu nehmen, zurückkehrenwürden.
Unter diesen Umständen ist eine in Bamberg be-

stehendeVormundschaft mit dem Wohle des Pfleg-
lings nicht vereinbar, weil von dort aus die Ein-

wirkung auf dessenPerson erschwertist, während
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auch die Uebernahme der Obervormundschaft von
Seiten des Kr.= und StG. München diesem keine
Geschäftslastvon Bedeutung aufbürdet, da nach dem
Atteste des Armenpflegschaftsratheszu München eine
Güter= und Vermögensverwaltung nicht in Mussichtsteht.“

Mittheilungen aue der Praris.
1.

Das #bdilltische Edikt bezieht sich nicht auf den Fall, wenn

vertragsmäßilg bedungene Nebensachen fehlen.

Bayerischesund gemeines Recht.

Im bayerischen Landrechte Thl. IV Kap. 3

§. 23, wo vom edicto aedilitio die Rede ist, wird
sub Nr. 4 bestimmt:

Werden hierinfalls alle Sachen für mangel-
aft gehalten, welche Dasjenige nicht an sich
aben, was sie entweder ihrer ordinären na-

türlichen Eigenschaft, oder dem Versprechen
nach an sich habensollen.

In den Anmerkungen Kreittmayr's zu dieser
GesetzesstelleNro. 3 lit. C ist nun nach vorheriger
Aufzählung der schon im Landrechte selbst aufgeführ-
ten Beispiele von Mängeln einer Sache weiter an-

geführt:
„Noch größer ist der Mangel, wenn sogar an

„dem, waß Verkäufer ausdrücklich versprochen hat,
„etwas abgeht, es bestehe solches gleich in einem

„besonderen corpore, welches noch hätte hinzukom-=
„men sollen, oder aber in einer gewissenQualität,
„so der Verkäufer angegebenhat.

Es wird sich hiebei auf mehrere Schriftsteller
und namentlich auf fr. 32 und 33 de aedil. edicto

(21. 1) bezogen.
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Diese Behauptung ist nun bezüglich des cor-

us, welches zu der verkauften. Hauptsache vermögebesVertrages hinzukommensollte, jedoch nicht tra-
dirt wurde, sowohl nach den Worten des Gesetzes-
textes, als auch nach der Natur und dem Zwecke
des ädilitischen Ediktes, sowie nach den oben ange-
führten Bestimmungen des gemeinen Rechtes offen-
bar unrichtig.

Der Text des bayerischenLandrechtes spricht
nur von dem Abgange jener Eigenschaften der
Sache, welche sie nach ihrer gewöhnlichenBeschaffen-
heit oder vermöge ausdrücklicher Zusicherungan sich
haben soll, folglich von Fehlern an dem. Gegen-
stande, nicht aber von dem Fehlen des Gegenstan-
des selbst.

Accessorien eines Hauptobjektes, welche nicht
als, absolut wesentlicheBestandtheile desselbenanzu-
sehen sind, sondern nur vermöge spezieller Vertrags-
bestimmung mit dem Hauptobjekte verkauft werden,
gehören eben so wie die Hauptsache zu dem Gegen-
stande des Kaufvertrages, und wenn sie daher mit
dem Hauptobjekte nicht übergebenwerden, so liegt
hierin kein Fehler im Sinne des Landrechtesa. a. O.
§. 23 Nr. 4, sondern ein Abgang dessen,was nach
dem Vertrage mit dem Hauptobjekte ebenfalls über-
gebenwerden sollte.
Das Hinzukommen, resp. die Tradition dieser
Accessorienzum Hauptobjekte des Kaufgeschäftesist
folglich nicht etwas, was dieses Hauptobjekt an sich
haben, sondern etwas, was mit und neben demselben
noch besondersübergebenwerden soll, also eine Sache,
welche eben so wie jenes Hauptobjekt ein speziell be-

stimmter Gegenstand des Kaufes ist.
Das ähdilitischeEdikt hat es überhaupt nicht

mit den rechtlichen Wirkungen des Kaufvertrages
bezüglich der Erfüllung desselben, sondern nur mit
den Folgen der Fehlerhaftigkeitder. Sache, also der
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inneren, und nachdembayerischen Landrechtea. a. O.
auch mit der juristischen Eigenschaft der Sache zu
thun, und kann sich daher auf dasselbe nie berufen
werden, wenn die Existenz, resp. Tradition, des Kauf-
gegenstandesoder der ausdrücklichversprochenenPer-
tinenzien derselben selbst in Frage steht, sondern ein-
zig und allein dann, wenn dieser Gegenstand und
resp. dessenPertinenzien wohl tradirt wurden, aber
einen Fehler an sich haben.
: Dii Bezugnahme auf fr. 32 und 33 de aedil.
edicto beruht offenbar auf einem Mißverständnisse.
Denn nach diesen Gesetzesvorschriftensoll der Ver-
käufer nicht blos bei der verkauften Hauptsache, son-
dern auch bei den Accessoriendie Fehlerder Sache
anzeigen und dafür verantwortlich sein; es ist also
hier nur verordnet, daß, wenn auch blos bei diesen
Accessorienein Fehler vorhanden ist, der Verkäufer
eben so, als wenn er bei der Hauptsache stattfinden
würde, verhaftet sei, keineswegs aber, daß, wenn

eine versprochenePertinenz zur Hauptsache gar nicht
vorhanden sei und nicht tradirt werde, dies als ein
Mangel der Hauptsache angesehen, und hierauf die

Vorschrift des ädilitischen Ediktes angewendet werde.
Glück'ss Kommentar Band 20 S. 1110 S. 60.

Die erwähnte Bemerkung Kreittmayr's ist
hiernachwohl in soferne richtig,als das Abgeheneines

versprochenen corpus, welches zu der verkauften
Sache noch hinzukommen sollte, ein Mangel ist;
allein unrichtig ist sie, wenn er diesen unter die

Vorschrift des Landrechts 1. c. §. 23 Nr. 4 sub-
sumirt, da in einem solchenFalle wohl von einer

Klage auf Kontraktserfüllung und beziehungsweise
Einrede des nicht erfüllten Vertrages,,nichtaber von

der Klage und resp. Einrede aus dem ädilitischen
Edikte die Rede sein kann.

Nach dieser Ansicht wurde auch vom obersten
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Gerichtshofe in einem Erkenntnissevom 19. Juni
1854 Nr. 18295 /8 entschieden. .. d...

2.

Kauf unter Oesterreichern in Bayern über ein bayertsches
Gut geschlossen. Muß sich der Verkäufer in ssterr. Bank-

«
noten bezahlen lassen?

Mehrere österreichischeUnterthanen hatten ein
in Bayern gelegenes Gut geerbt, und wurde dieses
von dem betreffendenbayerischen Gerichte öffentlich
zum Zweckeder Theilung versteigert, wobei einer der
Erben selbst das Gut ersteigerte und sonach von

dem Kaufpreise die treffenden Erbtheile der übrigen
Erben hinauszahlen mußte.

In welchen Münzsorten der Strichschilling zu
zahlen sei, war unter den Versteigerungsbedingungen
nicht erwähnt.

Der Steigerer wollte nun an seineMiterben
die Zahlung in österreichischenBanknoten leisten, weil

dlese in Oesterreich Zwangskurs haben, und da sie
die Annahme der Zahlung in dleserWeise verweiger-
ten, deponirte derselbedie Banknoten bei dem öster-
reichischenGerichte des Wohnorts der Miterben.

Diese letzteren stellten nun bei dem k. bayeri-
schenGerichte, wo die Versteigerung vorgenommen,
sohln derjenige Kontrakt, vermöge dessender Stei-

gerer die Zahlung an sie zu leisten hatte, abgeschlos-
sen wurde, Klage auf Herauszahlung des sie treffen-
den Antheils am Kaufschillinge.

Dieser setztedie Einrede der Zahlung entgegen,
weil er den Klägern den gefordertenBetrag in öster-
reichischenBanknoten, welche jeder österreichischeUn-

terthan wegen des gesetzlichenZwangskursesnach
ihrem Nominalwerthe annehmen milsse, angeboten,
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auf ihre Weigerung aber, sie anzunehmen, gerichtlich
deponirt habe, was als Zahlung gelte.

Diese Einrede wurde von dem k. Oberappella-
tionsgerichte durch Erkenntniß vom 6. Mai 18564
Nr. 8135 5/83 in Conformität mit der Entscheidung
des treffenden k. Appellationsgerichtes als ungegrün-
det verworfen, und zwar aus folgenden wesentlichen
Erwägungen.

Der Kaufvertrag wurde im Bezirke des kgl.
bayerischen Landgerichtes G. im Wege gerichtlicher
Versteigerung abgeschlossenund enthält keine Be-

stimmung darüber, nach welchem Münzfuße die Be-

fahlungdes Kaufschtllings geschehensolle. Es muß
aher angenommen werden, daß der an dem Orte,

wo der Vertrag geschlossenwurde, übliche Münzfuß,
also auch die Zahlung in bayerischerReichswährung,
nicht aber in österreichischenBanknoten beabsichtigt

ewesen sei. Wäre letztere5 der Fall gewesen, sohätedies von Demjenigen, der das Kaufsangebot
machte, ausdrücklich erklärt, und das Angebot in die-
ser Weise auch angenommen werden müssen; da
aber solches nicht geschehen,vielmehr für die erste,
bei der Gutseinweisung zu erlegendeFrist baare

Zahlung, sohin in baarem Gelde bedungen,und eine
andere Zahlungsart auch für die weiteren Fristen
nicht bestimmt worden ist, so kann jetzt den Klägern
(vor den bayerischen Gerichten) die Zahlung des

Kaufschillings in österreichischenBanknoten wider ih-
ren Willen nicht aufgedrungen werden. .. b. .

3.

Provokatlon, unstatthaft gegen einen Diffamanten, welcher eln
Gesetz, bez. eine Rechtsvermuthung für sich hat.

Nach Ger.-Ord. Kap. IV §. 5 Nr. 6 mag
der Diffamant, der sich im wirklichen Besitze des

angerühmten Rechtes befindet, zur Klage in der
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Hauptsachenicht aufgefordert werden, sondernist der
vermeintliche Diffamat vielmehr selbstdahin an= und
in dislamatorio abzuweisen. — Dem Besitzeund

Quasi-Besitze in der hier berührten Beziehung muß
es nun auch gleich kommen,wenn Jemand an einem
Rechte fest hält, bezüglich dessener zwar keine fak-
tische Besitzhandlung anzuführen vermag, für dessen
Zuständigkeit ihm aber eine gemäß unbestrittener
thatsächlicher Voraussetzungen anwendbare Gesetzes-
vorschrift, oder auch eine in der Natur und geschicht-
lichen Entwickelungeines Institutes begründeteRechts-
vermuthung zur Seite steht; weil der Grund des
Gesetzes,es nicht in den. Betracht einer lästigen und
zur Klage verpflichtendenBerühmung zu stellen, wenn

Jemand nur Rechte zur Sprache bringt, in deren

Ausübung er sich befindet, auch den Fall gleichmäßig
mit umfaßt, wenn er, um dieselben neuerdings aus-

Kuten,eines Beweises seinerBerechtigung gar nicht
edarf.

Wenn etwa nach dem Landesrechteder Zehent-
herr einer Markung die Verpflichtung hat, zur Kir-
chenbaulastbeizutragen, und nun eine Kirche dlese
Befugniß zu ihren Rechtszuständigkeiten zählt, eine
ihr im Administrativwege zugewiesene Honkitrenze
Quote des Zehentherrn einzieht, oder demselbenein
ihr zugemuthetes Zeugniß, seinen Zehent zur Unter-

haltung der Kirche stets außer Beizug lassen zu
wollen, verweigert, so kann jene Kirche nicht als

angeblicheDiffamantin zur Klagestellung herausge-
fordert werden, weil sie sich in jenerAnnahme oder

dieser Weigerung auf dem gesetzlichenRechtsboden
bewegt, auf die Vorschrift der Gesetze selbst stüctzt;
vielmehr muß der Zehentherr, der seinen Zehent von

jener Last befreien will, um ihn z. B. der Ablösungs-
kasseüberweisen zu können, seinerseits mit der Ne-

gatorlenklagehervortreten. Z„

In diesemSinne ergingen zwei OAGE. vom
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23. Dezember,1853 (Nr. 14435/) und1vom.40.Januar 1854 (Nr. 1379 23/6,).

4.

Baupfllcht bei nöthiger Erwelterung elner Schule.— Tantum
Praescriptum quanlum possessum.

Vol.Seuffert's Achio.Bb. 5, Nr. 532. Bl. f. RA.
; Bd. XVIII. S. 352.

Einer Standesherrschaft lag unstreitigseit den
ältesten Zeiten ob, das Schulgebäude einer Stadt zu
unterhalten; sie weigertesich jedoch, eine durch An-

wachs der Bevölkerungnöthig gewordeneErweite-

rung auf ihre Kosten zu bewerkstelligen. Die erste
Instanz legte dem Magistrate den Beweis auf, daß
seit Menschen Gedenken,so oft eine Erweiterung der
Schule nöthig gewesen,die Standesherrschaft diesem
Bedürfnisse abgeholfen habe. Der obersteGerichts-
hof, über diesenBeweis hinweggehend, verurtheilte
das beklagte f. Haus sogleichnach denKlagsbitten.
In den Entscheidungsgründen kommt vor:

Ohne Grund hält das k. App.-Ger. dafür, diese
unbestrittene Baupflicht umfassenoch nicht von selbst
die nunmehr durch Zunahme der Bevölkerungnöthig
gewordene Erweiterung des Schulgebäudes.Der
Grundsatz= tantum praescriptum quantum

ossessum, worauf sichjener Gerichtöhof beruft,
ist nicht durchgreifend,um die daraus hergeleitete
Unterscheidungzu rechtfertien
Die Unterhaltung der Schule „in baulichen
Würden“ muß immer der Rücksicht untergeordnet
bleiben, daß sie auch ihrer Bestimmung, ein Bedürf-
niß für den ersten Unterricht der ganzen städtischen
Jugend zu decken, Genüge leiste. Denn nicht das

Haus, sondern der ganze Schulzweck jener Gemeinde
ist in den analogenBetracht des herrschendenGrund-

stückeszu stellen. Das Nichtvorkommendes Falles
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einer bekannten Erweiterungist blos als ein zufälli-
ges Ergebniß des fehlenden Anlasses zu würdigen,
den älteren Zustand zu verändern. Eine gründliche
und umsichtsvolle Erfassung des Satzes: tantum

raescriptum, quantum possessum läßt aber auf
ie Zufälligfeiten, denen die Ausübung eines Rech-

tes oder die Bethätigung einer Pflicht im Einzelnen
nach dem Wechsel wandelbarer Erheischungenunter-

worfen ist, kein entscheidendesGewicht legen, um

darin die Kundgabe einer engeren Begrenzungzu
erblicken.

OAGE. v. 3. Dez. 1853. Nr. 1031* * *

5.

Inzident·Nestitulion.Die Worentschlleßung auf Erhebung
der neuen Bewelzmittel kelner Rechtskraft fählg. s

Wenn mit der Ergreifungeines ordentlichen
Rechtsmittels ein Inzident-Restitutionsgesuchum
Erhebung neu aufgefundener Beweise verbunden
wurde, der Oberrichter dieselbe zulässig befunden
und daher nach G.O. Kap. XV, F. 5 Nr. 8 und
dem Plenar-Beschlussevom 14. Dez. 1843 (Reg-
Bl. 1844, S. 35) eine vorlsifige Entschließung
auf Abnahme des juram. nov. und eventuelle Ver-

nehmung der Zeugen oder Produktion der Urkunden
erlassenhat, so ist durch dieseVerfügung der Haupt-
sachenoch in keiner Weisepräjudizirt, nicht einmal
in so weit, daß nach abgelegtem Noven-Eide die

erhobenen Beweismittel wirklich als neu aufgefun-
dene Behelfe für die Hauptsache mit in Betracht

ezogen werden müßten. Zeigt sich etwa bei der

ledigung der Hauptsache, daß die angeblich neuen

Zeugen nur als Sachverständige nachgeschlepptwer-
den wollten, um einen besserenWerthsanschlageines

streitigen Grundstückesaufzustellen, also einen Nach-
weis zu liefern, zu dessenErlangung jeder Grund-



Dekloratlon auf die Injurlenklage. 95

besitzer in der Gemeinde gleichAnfangs vorgeschla-
gen werden konnte, — oder ergibt sich aus ihren
Aussagen selbst, daß der Produzent sie längst ge-
kannt habe —, daß sie als seineDienstboten, Haus-
genossen oder als Segquesterdes streitigen Grund-
stückessich ihm vornherein als die am besten unter-
richteten Personen darbieten mußten, — so kann
ihren bereits exhobenen Aussagen auch jetzt noch we-

gen fehlenden Erfordernisses des neuen Auffindens
oder sonst aus formellen Gründen die Zulassung und

Würdigung des Inhaltes versagt werden.

OAGE. v. 24. Januar 1854 in Sachen: Feßler
g. Weber. — Nr. 14321/19. -

6.

Injurkenklage. Deklaration des Beklagten, richlerlich ver-

worfen, dann erneuert.

Bayr. Recht.

Die Befugniß des Beklagten, sich durch Dekla-

ration von der Injurienklage loszumachen, kaun nicht

64weit ausgedehntwerden, daß, wenn der Beklagte
bereitsdeklarirt hat, über die Giltigkeit der Deklara-
tion vollständige Verhandlungen gepflogen worden

sind, in Folge derselbendurch Urtheil die Deklaration
als ungiltig verworfen wurde, und dieses Urtheil
die Rechtskraft beschritten hat, der Beklagte alsdann

noch eine zweite, verbesserte Deklaration abgeben
könnte. Das Gesetzspricht nur von einer Deklara-

tion, kennt aber keine zweite verbesserte,und wollte
man eine solchezulassen, würde dies offenbar der

Absicht des Gesetzes widerstreiten, weil dieses die
Neue des Beklagten und hinreichende Genugthuung
für den Kläger vor Augen hat, dieser doppelteZweck
aber vereitelt würde, wenn nach einer einmal

geschehenenDeklaration, und so oft diese für unge-
gend erklärt würde, immer wieder eine neue zu-
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gelassenwürde ; indem gerade daraus essichtlichwäre,
aß es dem Beklagtenmit seiner Deklaration nicht

Ernst ist, und er die Beschimpfung nicht bereue, und
indem in einer solchen offenbar nicht aus freiem
Antriebe und aus der Absicht, dem Kläger zu satis-
faziren, hervorgegongenenDeklaration keine genügende
Satisfaktion für den Beleidigtengefundenwerden könnte.

OAGE. v. 5. Jamar 1854. Nr. 350 5/44.
7.

Einrede der Minderjährigkeit.

In den Motiven einer oberstrichterlichenEnt-
scheidungkommt hierüber vor:

Die Behauptung, der Beklagte sei bei Ein-

gehung des Rechtsgeschäftesnoch minderjährig und

deshalb nicht dispositionsfähig gewesen, bildet nach
heutigem Prozeßrechte eine vom Beklagten gehörig
vorzuschützendeEinrede. Diese muß aber im vor-

liegendenFalle als versäumt angesehenwerden, da

sein der Exzeptionsschrift gar nicht vorkommt, son-
ern erst in der Duplik zur Sprache gebrachtist....

Erk. des OAG. zu Lübeck v. 8. März 1853.

Frankfurter Sammlung (von J. J. Römer)
Bd. 1 S. 53.

· ·" 6

8.
Injurienklage. Einrede, nur retorqulrt zu haben.

Vall. Bb. 1 S. 104.

Nur wenn augeullicklicheErwiderung einer er-

littenen Injurie stattgefundenhat, so daß jene als ein
Akt abgedrungenerSelbstvertheidigung Enscheint,mag
der Injurienklage, welche wegen des beleidigenden
Inhalts der Erwiderung erhoben wird, mit derEin-

rede, nur retorguirt zu haben, begegnetwerden können.
Vgl. OAGE. v. 9. März 1852. Nr. 11936%1

P
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Entscheidungendes oberstenGerichtshofesüberKom-
petenzkonslikte.

LXI.

Gerlchtsstand des Zusammenhangs der Sachen.

Bächler, fürstlich Thurn= und Taxis'scher
Hoftapezirer in Regensburg, erhob im November
1853 bei dem k. Kreis= und Stadtgerichtedaselbst
eine Schuld= und Arrestklagegegen den Schauspiel-
direktor Gerlach für eine Forderungvon 806 fl.
48 kr. und erwirkte hiedurch den Artestauf fahrende
Habe im Anschlagevon 869 fl. 12 kr. In der zur
Rechtfertigung des Arrestes anberaumten Tagesfahrt
erschienden 17. Dezember 1853 für Gerlach der
k. Advokat M. als Anwalt ohne Vollmacht und

Bächler in Person mit seinem Anwalte. Beide
Theile vereinigten sich dahin, daß Advokat M. für
Gerlach dem Bächler die sämmtlichen in Beschlag
genommenen Garderobe= und Bbbliothekstückean Zah-
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lungsstatt für seine ganze Forderung überließ, mit
dem Anhange, dem Letteren stehedie Besitzergreifung
jeden Augenblick frei. — Fünf Tage später, den
22. Dezember 1853, ging Gerlach, weit überschul-
det, mit Tod ab; erst nunmehr, und wie es scheint,
bei Gelegenheitder Versiegelungde5 Nachlasseswußte
Bächler den Besitz der ihm überlassenenMobilien
zu erlangen. Die Gläubiger des Gerlach ermäch-
tigten jedoch den k. Advokaten Kl. zur Zurückforde-
rung derselben in den Bereich der Aktivmasse, und
dieser stellte imMai 1854 wiederholt eine Reszis-
sionsklagegegen jenenVergleich, zugleich auf Zurück-
gabe der bemerkten Effekten in Folge des der Masse
daran verbliebenen Eigenthums gerichtet, sich auf den

Abgang der Vollmacht oder Genehmigung für Ad-
vokat M. und auf den Abschluß zu absichtlicherGe-
fährde der übrigen Gläubiger stützend. Diese Klage,
zuerst bei dem fürstlich Thurn= und Taxis'schen
Gerichte I. Instanz in Regensburg eingereicht, wel-
ches nach lit. B Nr. 1 der k. Deklaration vom

27. März 1812 (Reg. Bl. 1812, S. 841), den
persönlichen Gerichtsstand des Bächler als eines

Tagts'schen Hofdieners bildet, wurde wegen Zu-
sammenhangesder Sache mit der Arrestsachehier
ab= und an das k. Kreis= und Stadtgericht Regens-
burg verwiesen, — bei dem Letzteren wiederholt vor-

gelegt, aber auch von diesem Gerichte wegen per-
sönlicherUnzuständigkeitüber den Beklagten nochmals
abgewiesen. Advokat Kl. regte hierauf nach Art. 14
des Gesetzesvon 1850 über Kompetenzkonflikteden
negativen Kompetenzkonfliktbei dem oberstenGerichts-hofean, ohne sich für eines der im Widerstreite be-

griffenen Gerichte zu erklären. %
Der obersteGerichtshof erklärte durch Erkenntniß

vom 1. Sept. 1854 das k. Kreis= und Stadtgericht
Regensburg als kompetent. Gründe:

1) Die erhobeneReszissionsklageist zwar nach
Beschaffenheitder beiden Behelfe, worauf sichdieselbe
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gründet, — UeberlassunganZahlungsstatt durch einen
nicht bevollmächtigtenAnwalt, und Veräußerung zu
absichtlicherGefährde der übrigen Gläubiger, — eine
persönliche, hat mithin ihrer Natur nach dem Ge-
richtsstande des Beklagten zu folgen, woran auch

2) der in der primären Klagsbitte nur folge-
weise vorkommende Bezugauf ein der Masse an den
streitigen Effekten noch immer zustehendesEigenthum
nichts zu ändern vermag. Dabei steht jedoch

3) vorzugsweise der Nochtsbestmdeines im
Laufe einer Streitsache gerichtlichabgeschlossenenVer-
gleichesin Frage, welchen zu beurthellen dem mit der
Hauptsache befaßten Gerichte zusteht, in dessenVer-
handlungen jener Vergleich seineStelle einnahm, und
welchesden ganzen Streit entscheidensollte. Vgl. (in

analagerBeziehung) GO. Kap. XVII §. 2 Nr. 3.
Ueberdies kam

4) die Art und Weise, wie sich Bächler bei
der Versiegelung des Nachlassesauf Anlaß einer ge-
richtlichen Verfügung in den Besitz jener Effektenzu
setzenwußte, dabei nicht völlig außerBetracht bleiben.

, NachGO.Kap.l§.10soll.manSachen,
welchezusammengehören, nicht leicht von einander
trennen, sondern vor einer Obrigkeit allein verhan-
deln lassen;der Zusammenhang.derSachen aber als
ein thatsächlicherAnhaltspunkt fällt in jedem einzelnen
Falle unter die Herrschaft der begleitendenUmstände.

6) Von einer causa exempta handelt es sich
hier nicht, indem die GO. (I. §. 10) darunter nur

eine solcheversteht, welche nach ihrer inneren Be-

schaffenheit der ordentlichen Gerichtsbarkeit entrückt

ist, wie Ehestreitigkeiten, Berg= oder Wechselsachen.
7) Im Zweifel verdient überall das ordentliche

Gericht vor dem mit einer eximirten Gerichtsbarkeit
versehenenden Vorzug, und das letzterehat hier selbst
sich für unzuständig erklärt.

Aus diesen Gründen war das k. Kreis= und
#
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Stadtgericht Regensburg als das zuständigeGericht
zur Verhandlung und Entscheidung der erhobenen
Klage der Gerlach'schen Gläubiger zu erklären.

LXII.

Domizll eines Wirthschaftspächters.

Der Privatier Joseph Mutz in Regensburg
setztein seinemTestamente dd. Regensburg 16. Oktbr.
1853, die fünf Kinder seinermit 8 Taver Stein-

herr verheiratheten Tochter Josepha zu Erben ein
und verordnete dabei, daß bis zu ihrer Großjährig-
keit die Erbschaft durch einen Kurator unter der ober-
vormundschaftlichen Ueberwachung verwaltet werden
soll. Da. dieSteinherr'schen Eheleute sh jetzt
als Wirthschaftspächter in Isareck, Landgerichts
Moosburg, aufhalten, vorher aber in Dingolfing
ansäßig waren, so ergab sich wegen der Uebernahme
dieserVormundschaft zwischenden LandgerichtenDin-

golfing und Moosburg ein negativer Kompetenzkon-
ikt, dessenEntscheidungder von dem Landgerichte

Moosburg prov. modo aufgestellteKurator Nepo-
muk Faist beantragte. .

Der obersteGerichtshof entschied am 3. Juni
1854, dem generalstaatsanwaltschaftlichenAntrage ent-

sprechend,sichfür die Kompetenzdes k. Landgerichtes
Dingolfing als obervormundschaftlicher Behörde —

aus folgenden Gründen:
„Die Entscheidung dieses Kompetenzkonfliktes

hängt von der Frage ab, ob die Steinherr'schen
Eheleute ihr Domizil in Dingolfing oder in Isareck
haben, da jene Obrigkeit nach cod. civil. I 7. S. 7

den Vormund bestellt, in deren Bezirk des Pupillen
Vater sein Domizil hat.

Den Akten zufolge muß nun ale feststehendan-

genommen werden, daß die Steinherr'schenChe-
leute sich jetzt in Isareck nur als Wirthschaftspächter
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aufhalten, daß dieser Pacht mit dem 1. März 1855
zu Ende geht, daß dieselben in Isareck eigenthüm-
lichen Grundbesitz nicht erworben haben, vn sie vor

der Pachtung der Wirthschaft in Isareck sich in Din-
golfing ansäßiggemacht und daselbstgewohnt hatten,
endlich daß sie bisher auch anderwärts eine Ansäßig-
machung nicht begründeten.

«

Hatten nun aber die Steinherr'schen Ehe-
leute das Domizll in Dingolfing erworben, ehe sie
den Pacht des Wirthshauses in Isareck übernahmen,
so haben sie jenes durch letzteren nicht wieder ver-

loren; denn der Aufenthalt am Orte des Pachtes
ist nur als eine durch vorübergehendenZweck bedingte
Abwesenheit vom bisherigen Wohnort zu betrachten
und involvirt den Verzicht auf die Rückkehr an den-
selben nicht. Der Annahme eines solchenVerzichtes
steht vorliegend vielmehr die Erklärung des Stein-
herr vom 1. Februar 1854 entgegen.

Diesem zufolge und mit Hinsicht auf die Anmerk.
zur GO. I1 §F.3 lit. c war das k. LandgerichtDin-

golfing als die zur Uebernahme der fraglichen Vor-
mundschaft zuständigeBehörde zu erachten.“

K.

Mlittheilungen aus der Praris.
1.

Zur Erhaltung des Wechselrechtesgegen den Acceptanten
bedarf es weder einer Präsenlation, noch elnec Protestes.

Hierüber kommt in den Motiven zum Erkennt-
nissezweiter Instanz vom 28. Dez. 1853 (K. 1853
Nr. 80) Folgendes vor:

Das Vorbringen des Appellanten, daß ihm der
fragliche Wechsel nicht vorgezeigt, und derselbezur
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Zahlung mit aufgefordert worden sei, ist gänzlich.
unstichhaltig, da nach Vorschrift des Art. 41 der

allgemeinen deutschenWechselordnung nur zur Aus-
übung des bei nicht erfolgter Zahlung statthaften.
Regressesgegen den Aussteller und die Indossanten.
erforderlich ist, daß der Wechsel zur Zahlung prä=
sentirt worden; dagegen der Art. 44 I. c. ausdrück-

lich vorschreibt, daß es zur Erhaltung des Wechsel-
rechtes gegen den Acceptanten mit Ausnahme der

domizilirten Wechsel weder der Präsentation am Zah-
lungstage; noch der Erhebung eines Protestes be-
dürfe. Der Grund dieser Bestimmung liegt darin,
daß der Acceptant aus dem Accepte zum Wechselschuld-
ner geworden ist, und seine Schuld am Verfalltage
fällig wird, ohne daß sie untergeht, wenn der Wech-
selgläubiger nicht sofort Zahlung begehrt.

P.P. 1).

2. «

Zahlqudzeitfår geliefetteEWaåxm
In einer bei dem k. Wechsel= und Merkantil-

gerichte Straubing anhängigen Merkantilstreitsache
(RNr. 95) kommt in Betreff der Zahlzeit für ge-
lieferte Waaren in den Motiven zum oberrichterlichen
Erkenntnisse (Freising) vom 11. Mai 1854 vor:

Es ist durchaus sowohl von den Kaufleuten,
als von den Gerichten anerkannt, daß, wenn für ge-
lieferte Waaren eine Zahlungszeit ausdrücklich nicht
bedungenist, bei Schnittwaaren 6 Monate vom
Tage der Ablieferung oder vom Tage der Faktura
an, und bei Kolonial= und anderen (kurzen)
Waaren 3 Monate nach der Ablieferung die Zah-
lung erfolgen müsse, und wenn diese nicht erfolgt,

1) Die mit P. gezelchnetenBelträgesindvon Hrn. Offi-
Manten Posset mitgethelllt
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die Verbindlichkelt zur Entrichtung der Verzugszinsen
vom Tage ded Saumsales an eintrete. "

3.

Sicherheltsleistungbei elgenen Wechseln.

Auf den Grund einer von Seite eines Wechsel-
schuldnersbei seinemDomizilsgerichte nach dem Tode
seiner Ehefrau gemachtenProtokollarerklärung, daß
er den vorhandenen Kindern ein Muttergut nicht-
auszeigen könne, und nur so viel Vermögen besitze,
als er Schulden habe, beantragte der Wechselgläubiger
unter Anlage einer beglaubigten Abschrift dieser Er-

klärung die Vornahme der prov. Wechselsperre, da:
hier jener Fall vorliege, wonach wegen Unsicherheit
des Wechselschuldnersdie prov. Wechselsperre zur
Sicherung des Wechselgläubigers vorgenommen wer-
den müsse. Art. 29 der allgem. d. Wechselordnung.

Vom Gerichte erster Instanz (H. 1853 Nr. 136)
wurde aber dieserAntrag abgewiesen,weil weder die

Bestimmungen der WO. Kap. I §. 7, noch des
Art. 29 der allgem. deutschenWechselordnung,wo
es sich nur um Regreß auf Sicherstellung wegen
Unsicherheitdes Acceptanten, sohin um das Vorhan-
denseineines gezogenen Wechsels, einer Tratte, hau-
delt, Anwendung finden.

Auf eingelegteBerufung hat jedoch das Geictzweiter Instanz unterm 27. Febr. 1854 zu Recht
erkannt, daß der vom Kläger auf Vornahme der prov.
Wechselsperrebei dem Beklagten gestellteAntrag nicht
unbedingt, sondern nur in der Art, wie derselbe an-

gebracht ist, abzuweisensei.
Die Motive hiezu waren folgende:
Allerdings handelt es sich im §. 29 der allgem.

d. Wechselordnungnur um Regreß auf Sicherstellung
wegen Unsicherheit des Acceptanten, sohin um das
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suppliren, da nicht mit Bestimmtheit angenommen
werden kann, daß ein, wenn auch fruchtloser Versuch,
die Sperre vorzunehmen, ein zweitesmal das näm-

liche Resultatergebenmüsse, da insbesondere auch
in der Zwischenzeit die Befriedigung eines früher ein-

ewiesenen Gläubigers außergerichtlich erfolgt sein
ann; eben so Objekte, welche früher verheimlicht.

wurden, bei wiederholtem Sperrversuch vorgefunden
werden können: so ist durch die Abweisung des An-

trags Kläger in seinemwohlerworbenen Rechte schwer
verletzt.

Es ist anerkannter und von dem obersten Ge-
richtshofe ausgesprochenerGrundsatz, daß die Aus-

pfändung als wirklich im Sinne der Prioritätsord-
nung §. 23 Nr. 8 erlangt auch dann anzusehenist,
wenn der Abgeordnete des Gerichts kein bewegliches
Eigenthum des Schuldners vorgefunden hat,

OAG. Plenarbeschluß vom 11. Juni 1849

Reg. Bl. S. 633,
wobei nur die Auspfändung des Schuldners, nicht
auch die Auspfändung einer dem Schuldner gehörigen
Sache als Voraussetzungdes vom Gläubiger zu erlangen-
den Vorzugsrechtes vom Gesetzbezeichnetist. Die Aus-

pfändung ist aber dann geschehen,wenn der Abgeordnete
des Gerichtes im Vollzug des erhaltenen Auftrages
sich in die Wohnung des Schuldners begeben, und
die Vornahme der Auspfändung versucht hat, weil
der Erfolg der Auspfändung außer dem Bereich der.

Thätigkeit des Gläubigers liegt.
Die Prioritätsordnung bestimmt deutlich, daß

ein Vorzugsrecht durch die Immission, wie durch die
Auspfändung erworben sei, sobald der Gläubiger es.

durch sein Andringen dahin gebracht hat, daß seine
Einweisung in die Güter des Schuldners nicht nur

beschlossen,sondern auch in der That unternommen!
wurde; der Erfolg dieses Aktes mag fein, welcher
er will. P.
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5.

Das-Herkommen in Gemelndefachen noch keln Grund der

Verwelsung over Zulassung auf dem Rechtswege.
Vol. Komment. N. b. GO. Aufl. II Bb. I S. 161 Note 64.

Die g8. 19, 26 und 30 des Gemeindeediktes
erwähnen bei Gemeinderechtenund Pflichten des Her-
kommens und besonderer Ortsrechte als Entschei-
dungsquellen; mehrere Stellen des Gemeindeumlagen-
gesetzesv. 1819, insbesondere Art. 1, 6, Nr. 1,
9 und 10, Art. II, Nr. 4, Art. IV enthalten einen

gleichen Bezug. Eine sehr verbreitete Meinung be-

steht nun darin, sowie einer jener Titel für Rechte
oder Befreiungen in Gemeindesachenangerufen werde,
eigne sich die Sache schon von selbst dazu, um die

Gerichte mit seiner Prüfung und Geltendmachungzu
befassen. Das Irrige dieserAnsichtwird in einem

oberstrichterlichenErkenntnissegezeigt.
Zwei Ortschaften einer zusammengesetztenGe-

meinde stritten sich auf dem administrativen Wege-
um die Verbindlichkeit, eine gewisseWegstreckeher-
zustellen und zu unterhalten; der Hauptort der Ge-
meinde berief sich für seine Freihelt von jeder Kon-
kurrenz auf Vertrag und Herkommen. Die Kreis-

regierung vertheilte zwar die Baulast auf die ganze
politische Gemeinde nach dem Steuerfuße, behielt
aber jenem Hauptorte vor, seine Befreiung aus
einem Vertrage auf dem Civilrechtswege weiter

zu verfolgen. — Diese Ortschaft klagte nun wirk-

lich gegen die andere konfessorischauf alleinige Ueber-

nahme der Baulast, und stützte ihre Klage auf einen

Vertrag von 1770 und das alte Herkommen. Der

oberste Gerichtshof ließ jedoch diesen letzteren Bezug
nicht als Klagegrund zu. In den Gründen wurde

hiefür angeführt: *

Ein rechtliches Herkommen über die Art und
Weise, die Wege in der Markung des OrtesM.;
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zu: unterhalten, ist in der Regierungsentschließung.
vom . .. richt für den Civilrechtsweg vorbehalten;.
kein Gesetz, namentlich nicht der Art. VI des Ge-
meindeumlagengesetzesv. 1819, hat ausgesprochen,
und kein Rechtsgrund bringt mit sich, daß in dem

Falle, wenn in einer wahren Gemeindesache, und
insbesondere in Bezug auf den Maßstab der Ver-
theilung von GemeindeumlagenHerkommen und par-
tikulare Ortsrechte als Befreiungsgründe angerufen
werden, die Entscheidung dieses streitigen Punktes
auf den Civilrechtsweg gehöre. Ortsrechte und Her-
kommen sind vielmehr dem öffentlichenwie dem Pri-
vatrechte gemeinschaftlicheEntscheidungsquellen,wes-

halb die Hinweisung auf eine derselben noch keinen
Grund bildet, die Gerichte mit einer Streitfrage be-
fassenzu können.

Vergl. die Reskripte des Minist. d. Inneren
v. 12. Mai 1825 Nr. 3, und v. 21. Ja-
nuar 1836 — Forndranus Staatsbürger,
Bd. II, S. 379 und 380. —

Aber auch ganz abgesehenhievon, so ist im vor-
liegendenFalle ein rechtliches Herkommendurch nichts
kennbar bezeichnet, da die blos bestandeneUebung,
wonach die Anstößer des Weges, die seiner benöthigt
waren, wenn er zu weit herabgekommen,Steine
und Prügel in denselben warfen, als die höchstman-

gelhafte Abwehr eines Nothstandes nur darauf hin-
weist, daß damals gar keine Regel, weder des öffent-
lichen noch des Privatrechtes bestand, wie jener Weg
erhalten werden sollte, nicht aber, daß hierin ein
Wille der Gemeinde, von der Meinung einer morg-

lischen Nothwendigkeit eingegeben, zusammentraf.
Arg. fr. 39 de leg. (1, 3) Quod non ratione.
introductum, sed errore primum, deinde con-,
suetudine obtentum est, in aliis similibus non

obtinet. — In Ermangelung irgend eines haltbaren.
Privatrechtstitels war mithin - Sache nur dazu-
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geeignet, die beklagteOrtschaft M. von der ganz
ungegründeten Klage zu entbinden.

O. v. 29. Sept. 1854, in Sachen: Opfen=
bach g. Molletz. — RNr. 900 % „ .

5.

Ernennung zum Unlversalerben unter Bestlmmungen, welche
die Elgenschaft eines Erben ausschlleßen.

Die Wittwe W. zu A. errichtete am 10. April
1829 ein Testament, worin sie ihre beiden Stiefsöhne.
Leonard und Valentin als Universalerben in

gleiche Theile einsetzte, dergestalt jedoch, daß die
einem Jeden zufallende Erbportion durch einen Ku-
rator verwaltet, den beiden Erben nur die Nutzungen
jährlich eingehändigt, die Substanz aber erst nach
ihrem Tode an deren Kinder nach erreichter Groß-
jährigkeit ausgeliefert werden sollte. Würde sich je-
doch Leonard W. mit einer honetten Bürgerstochter
verehelichen, so sollte ihm zu seiner Etablirung die
Hälfte „seiner Erbportion“ herausgegebenwerden.

In einem Prozesseüber die aus diesem Testa-
mente hervorgehendenRechtsverhältnissekam es in

Frage, ob die Brüder Leonard und Valentin W.
nach obigen Bestimmungen Erben geworden oder
nicht. Die Faagewurde verneint. In den oberst-
richterlichen Motiven kommt hierüber vor:

Erbe ist nur derjenige,welcher in die
Rechte und Verbindlichkeiten des Erblassers eintritt,
und Dritten gegenüber die Person desselben reprä-
sentirt. Außerdem kann, wer aus einem Testament
etwas erhält, nicht Erbe genannt werden; er ist nichts
weiter als ein Legatar. In allen jenen Beziehungen
aber enthält das stiefmütterlicheTestamentVerfügun-

en, durch welche der Benennung der beidenStief-
öhne als „Universalerben“ alle rechtliche Wirkung

wieder entzogen wurde. Die Stiefsöhne sollten den
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Besitz des Nachlassesnicht erhalten, dieser sollte viel-
mehr für die Stiefenkel sogleich nach dem Tode der
Testirerin vormundschaftlichverwaltet, und vom Vor-
mund dereinst den Enkelu ausgeliefert werden. Nur
die Erträgnisse des Nachlassessollten den beiden

Stiefsöhnen nach den zwei Hälften desselben vom

Vormund jährlich auf ihre Lebenszeit ausgeliefert
werden. Die Stiefsöhne waren demnach nicht die
Repräsentantender Erblasserin, sie befanden sich nicht
einmal in den Verhältnissen des Usufruktuars, son-
dern standen, obgleich Erben genannt, demjenigen
gleich, welchem die reditus einer Sache legirt sind,
wie denn auch aus C. 13 de hered. instit. (6, 24)
hervorgeht, daß für den Erwerb ex titulo univer-
sali die bloße Bezeichnung„Erbe“ noch nichts ent-

scheidet. Würde aber auch die Verfügung, daß dem
Lednard W. im Falle der Verehelichung mit einer

honetten Bürgerstochter die Hälfte seiner s. g. Erb-
portion der Substanz nach zu seinemEtablissement
ausgehändigt werden sollte, als eine Erbeinsetzung
sub conditione Suspensivabetrachtet werden kön-

nen, so änderte dies im Uebrigen an der Eigenschaft
der Enkel als Erben nichts ab, und ist hier um so
weniger von Einfluß, weil die Bedingung nicht ein-

getreten ist. Aber auch dieseVerfügung kann nur als
die bedingteZuwendung eines Legatesbeurtheilt werden.

Stryk usus mod. Pand. lib. XXX S. 4.
Hier findet auch der Rechtssatz Anwendung,

daß, wenn der Testirer den Einen auf den Nieß-
brauch, den Anderen aber auf die Proprietät einge-
setzthat, Jener nur als heres in re singulari,
sohin gemäß C. 13 de hered. instit. als Legatar,
der Letztere aber als Erbe zu betrachten ist, welcher
vorläufig nur den Genuß der Erbschaft entbehrt.
Thibaut, Pand. R. §. 805; Seuffert, prakt.
Pand. R. §. 639 Nr. 2

OAGE. v. 11. April 1854. Nr. 1395/88.
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6.

ertragsmößige Beschränkungder persönlichen Freihelt. Kon-
traktliche Verpflichtung elnes inländischen Gewerbsgehülfen,
beim Austritt aus dem bloherigen Dienst nicht bei einem

glelchartigen juländischen Etablissement in Arbelt zu gehen.
Vgl. Seuffert's Archiv Bd. 7 Nr. 8; auch Bd. 2 Nr. 272 un

Bd. 3 Nr. 38.

Der Strohhutfabrikant Heicke zu Braunschweig
hatte im J. 1834 mit dem Fabrikarbeiter Gerecke

daselbst einen Vertrag abgeschlossen,Inhalts dessen
dieser beijenem als Arbeiter gegen Lohn eintrat und

sich bei Vermeidung einer Konventionalstrafe von
100 Th. verpflichtete, nach seinemAustritt aus dem

Dienste des Heicke bei Niemand im Braunschweigischen
Lande sich zu verdingen oder in Dienst zu tre-
ten, welcher ein ähnliches oder gleichesGeschäft,na-
mentlich eine Strohhut= oder Drahtfabrik betreibe.
Nachdem G. längere Zeit bei H. in Diensten gestan-
den, verließ er solcheund trat in der Germannyoschen
Strohhutfabrik ein. H. verlangte klagend Zahlung
der verwirkten Konventionalstrafe und sofortigen Aus-
tritt des G.aus dem Germanw'schen Geschäfte. Die
Klage wurde zurückgewiesen. Gründe: 5

Die Vertragsklausel, wodurch Beklagter sichi
der oben angegebenen Weise verpflichtet hat, und
die Stipulation einer Konventionalstrafe für den Fall
des Entgegenhandelns erscheint, weil unsittlich und

widerrechtlich, als unerlaubt. Es können nämlich
keine Vertragsbestimmungenzugelassenwerden, durch
welche die natürliche Freiheit übertrieben beschränkt,
und der Privatwillkür eines Anderen unterworfen
wird 1). So gelten keine Verträge gegen das öffent-
liche Recht 2), keine gegen die Gesetze,Konstitutionen
—

1) Vgl. Savigny System Bd. III S. 184.

5)* sr. 38 V (2, 14); fr. 25 8. 1 de

reg. jurls; C. 6 de pactis (2, 3).
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und Edikte 3); die Fehender Eingehungund Fort-
setzungeiner Ehe darf durch Privatwillkür nicht beengt
werden 4); ungiltig sind die Bedingung gänzlicher
Ehelosigkeit5), die auf Aenderung oder Nichtände-
rung der Religion und Beschränkungdes Erziehungs-
rechtes des Vaters in Ansehung der Wahl der Re-

ligion für seine Kinder gerichtetenBedingungen; die

Bedingung, seinen Wohnsitz unabänderlich an einem
bestimmtenOrte zu nehmen 5); unkräftig it, was
dem Gemeinwohle zuwiderläuft “), und anderes zu
diesenKategorien Gehörendes 8).

Durch die Kontraktsklausell, nach dem Austritt
nus dem Dienste des Klägers sich bei Niemand in dem
hiesigenLande zu verdingen oder in Dienst zu treten,
der ein gleiches oder gar nur ein ähnliches Geschäft
wie der Kläger führt, namentlich in Verbindung mit
dem ferner abgenommenenVersprechen, sich selbst
niemals mit einem gleichen oder ähnlichen Geschäfte
in der Stadt Braunschweig zu besetzen,würde aber

Kläger auf die Auswanderungangewieen, ohne daß
mit der Befugniß dazu das Rechtdes Aufenthaltes
und um so weniger das Recht des Gewerbbetriebes
in einem fremden Staate verbunden wäre; er wäre
das Gewerbe, das er erlernt, und dem er sich be-

stimnthat, zu seiner Subsistenz auszuüben gehin-
ert, für seine ganze Lebenszelt vom Kläger ab-

2) Fr. 14, 15 de condit, instit. (28, 7); fr. 137 8. 6
de verb. obl. (45, 1); fr. 27 de reg. juris.

1) Val. fr. 19, 134 pr. do verb. oblig.; C. 2 de inut.

slip. (8, 39); C. 5 in f. de spons. (5, 1); fr. 28
pr., fr. 71 §. 1, fr. 72 S.4 de condlt. et demonstr.

(35, 1); fr. 8S. 1 de usu et habit. (7, 8); C. 5
de instit, et subst. (6, 25).

63 S. 1, fr. 72 8. 5, fr. 74, fr. 75 F. 2,
. 100 de cond. et demonstr. (35, 1).
. 71 §. 2 eod.
. 13 S. 1 de pollicit. (50, 12).
. 61 de pactis (2, 14).——.Fs
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hängig, und gewissermaßendienstbar gemacht, zumal
eine leben5länglicheAnstellung im GeschäftedesKlä-

gers nicht stattgefundenhat, vielmehr dem leßteren
die Auflösung des Kontraktverhältnisses nach geschehe-
ner Kündigung frei geblieben ist. .,.

Es kann daher obgedachteZusage als giltig
nicht anerkannt und in Vollzug gesetztwerden, indem
was kein Gegenstandeiner Willenserklärung sein kann,
auch als Vertragsbedingung nicht auferlegt. ?) und
von Konventionalstrafen nicht erreicht werden kann 10).
Nur mit Beschränkungauf einen gewissenOrt und
auf eine mäßige Zeit würde der in Rede stehenden
Kontraktsklausel allenfalls Rechtsschutzgewährt wer-

den dürfen 11). .

Erk. des vormal. Oberlandsgerichtes zu Wolfen-
! I büttel v. 13. März 1845. Zeitschrift für

Rechtspflege imH. Braunschweig1854. S. 71f.
. . 7.

Waldweide. Verjährungserwerb.UnterbrechungdurchPfän-
dung und Rügstrafen.

· «

Zum Nachweise der Verjährungsunterbrechung
sindPfändungen und Rügstrafen nicht dienlich, wenn
sie lediglich aus dem Standpunkte des Forstschutzes,
wegen Weidens in jungen Schlägen, in nicht hut-
baren Walddistrikten verhängt worden sind.

Vgl. OAGE. v. 8. März 1853. Nr. 986 5/1.
r Val. fr. 123, 137 §S.6 de verb. oblig.

10) Fr. 134 pr. eod.; C. 2 de inut. stip. (8, 39):
11) Bezugnahme auf Analogle der fr. 62 F. 2, kr. 64

5. 1 de cond. et demonstr. (35, 1).

Guome. ·

Zum Schaden brauchen, was zum Besten elngeführt,
Ist elne Art Gebrauch, die nimmer sich gebührt.

Red.; J. A. Seuffert. Verl.; Palm# Enke (Adolph Enke)
in Erlangen. Druck von Junge 4 Sohn.
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Kechtoanendung

zunächst in Bayern.

nhatt:(neber-gineberechniugveidem Iwangeperlaevon Hypotheken.n!pdem Universalfonkurse. Verjährung der Polizelüber=Aehenonn,— Erciplendo reus sa cheppotelt.Die Einrede elne.
lässige Quelle, um den Uumisangeines vorbergehenden Wirsu1P0
ver—in"auszulegennud.durd) Zugestäuduisse wieder zu entkrästen. —

½1½

— —

« ·
«--"

Ueber Bineberechnung.bei dem Bwangoverkaufevon
Gypotheken·Objekten außer dem Universalkonkurse.

Von 9. Kl.iner.

„DieSypolherrerstrecktsich gegen ven Schulduerso-
wohl, als gegen jeden dritten Besltzer der Sache, nebst
dem Kapktal auch auf die Zinsen des laufenden und“

des unmittelbar vorausgegangenenJahres, wenn das-

selbe als ein verzinsliches im Hypothekenbüche(F. 22

Nr. 8) eingetragenist.“.
Wenn nun ein Sypothekenobjekt.außer.dem

Falle eines Universalkonkurses im Wege der Hilfs-
vollstreckungverkauftwird, so fragt sich, von welchem
Zeitpunkte an müssen die Zinsen des laufenden
Jahres berechnet werden 1).

Es versteht sich von selbst, daß die Annahme
des Zeitpunktes ganz gleichgiltig ist, wenn nur ein

1) WederdasS0poihekengesetzselbst,noch die Verhand-
lungen des Landtags von 1822 geben hierüber Auf-
schluß.
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Hypothekgläubigervorhanden,und Besitzer des Hy-
potheken -Objektes und Schuldner- in einer Person
vereinigt sind, weil in diesem Falle die Forderung

sihnicht nur auf die Hauptschuld, sondern auch auf
eren Accessionen:Zinsen, Schaden und Kosten,er-

stuckt.?). 6

Konkurriren jedoch mehrere Hypothekgläubiger
zur Befriedigung ihrer Ansprücheaus dem nicht zu-
reichenden Erlöse eines Hypothekenobjektes,oder ist
nur ein Hypothekgläubigervorhanden, und der Schuld-
ner nicht zugleich Besitzer des Hypothekenobjekts,in
welchem Falle sich das dingliche Recht nur auf die

Hauptschuld und die privilegirten Zinsen, nicht
aber auf weitere Zinsen und Kosten erstreckt, für
welche der dritte Besitzer nicht haftbar ist 3), so
muß obige Frageentschiedenwerden. 1
. Nach der Natur der Sachesind hier. 3.Wi-.

haltspunktemöglich:
"«"

1) Der Tag des den Verkauf des Hypotheken-
objektes verfügenden Gerichtsbeschlusses

2) die Kaufschillingsberechnungstagfahrtund

FéSsp.Auszahlung des Erlöses aus dein versteiger-
ten Immobile oder desfallsigegerichtlicheEintveisung;

3) dieAnstellung der betreffendenKlage.
Jeder dieser Momente entziffert natürlich ein

anderes Resultat für die rückständigenZinsen.
Von den 3 erwähnten Wegen, die man zur

Feststellung des Zeitpunktes der Zinsberechnung ein-

schlagenkann, und dieungleichförmige Praxis wirk-

lich einschlägt, läßt sich nur der erste rechtfertigen.

¾1) desHG. Gönner, Komm= z. HG. Bd. I

3) §. 42 und §. 43 des H. G.Gönner a. a. O.
S. 383. Von. Fällen, in welchen noch ein beson-
derer Grund der Verpflichtung des dritten Besitzers
gegeben ist, handelt es sich hier nicht.
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%: Wennwein Hypothekenobjektzut Befriedigung
dern Gläubiger"mit ihren Forderungen an Kapital
und. allen Frückständigen Zinsen nicht zureicht, und
deshalb mehrere Hypothekgläubiger in Bezug auf
Befriedigung aus. dem unzureichenden. Erlöse kolli-
diren, ergibt sich einPartikularkonkurs #imSinne der
GO. Kap. XIX: S.1.41) .-

Für einen solchendienen die Bestimmungendes
Hypothekengesetzeszur Richtschnitr 5), aber auch die

Bestimmungen der Prioritätsordnung können nach
Umständen zur Anwendung gebrarht werden 5), in

so ferne die Prioritätsordnung' nichtganz singuläre,
auf cittem besondern Grundebnsitte Rechtssäßeauf-
stellt. Das Hypothekengesetz,die Prioritätsordnung
und: das. Einführungsgesetzbilden „ein geschlossenes
Ganzes und dienen sich wechselweisezurErläuterung,
UnterstützungundErgänzung“
*. Das. Hypothekengesettund die Pricritätsord-
nuͤng beruhen im Allgenzeinten,aufdeimselbesRechts-

runde: Sicherstellung der Forderungen. Wenndie
rioritätsordnung auch nur das Vorzugsrecht einer

Forderung vor einer andern normirt, so bildet gewiß
erade dieser Vorzug einen wesentlichenBestandtheil
er Sicherheit der Forderung; Vorzug und Sicher-

heit gehen Hand in Hand ).
— . Niemand wird behauptenwollen, daß die leßzte
Hypothek ebensosicher sei als die erste. —

„Außer der Gleichheit des Rechtsgrundes ist
auch die Aehnlichkeit der Fälle nicht zu verkennen.
Bei dem Zwangsverkaufe eines Hypothekenobjektes

*) Seuffert, Komm. z. OO. Bd. IV S. 335.

5) Seuffert a. a. O. S. 338.
95 Anderer Ansicht lst Seuffert a. a. O. G. 337.

7) Gönner a. a. O. S. 80. Rede des Abg. v. Seuf-
fert in d. Stzg. d. K. d. Abg. v. 15. Mal1822,

Verhandl. d. K. d. Abg. d. 1822 Bd. III S. 120.

8) Gönner a. a. O. S. 798.
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gußer: dem. Universalkonkurse findet nämlich doch
iminer#ein-Konkurs statt, der der Gläubiger unter

sich. Deshalb sinddie Bestimmungen der Priori-tätsordmugbei einem solchen Zwangsverkaufein
analvge Anwendung, zurbringen.).
*,- Das Analogon der. Konkurseröffnungim Uni-
versalkonkursebildet aber für die angeführte Art des
Partikularkonkurses der den Zwangsverkauf des Hy-
pothekenobjektesverfügende Gerichtsbeschls.

. 16 der Pr. O. bestimmt:
„Der Vorzug der Hypothek-Gläubiger. unter sich richtet
sich, den Bestlmmungen des H.G. J. 59 und 60 ge-
mäß, nach dem Zeilounkte,wie auf ein bestimmtes
Gut jede Hypothek vor der andern in das Hypotheken-

buch eingetragen ist. Dieser Vorzug des- Kapitalser-

streckt sich auch auf die bedungenen Zinsen des bei ver

..= Konkurser öffnung laufenden und des unmittel-
bar vorausgegangenen Jahres, dann auf die während
des Konkurseswelter verfallendenZinsen, jedoch nur

alsdann, wenn das Kapital als einr**mdmdimHypothekenbuche—* ist.“
*1 Weiter bestimmt §. 29 derP.O.: -

17!',;Dlebedungenen „vön tocholfowwerungen.
fäind nach den Bestimmungen des §F.16 und 25 zu

„beurthellen, von allen andern Forderungen hört der
Lauf der Zinsen während des Konkurses auf. An
den hlevon bedungenen öls zur Eröffnung des Kon-

kurses rückständigen Zinsen wird ein Jahreszins in

jsene Stelle 17 q wohln das Kapltal selbst gehört.“
Im Universalkonkurse werden demnach die pri-

vilegirten Zinsen von Eröffnung des Konkurses
an berechnet;die Eröffnung des Konkursesbestimmt
aber entwederein. besondererBeschluß — decretum

·)Gönner a. a. O. S. 494.- behnerLehrb. d.

bayr. H. R. §. 120,6, §. 183 u. §. 184. Glück,
Komm. d. P. . 1 S. 37. Vangerow, Leiltf.
g. 24. 542 * üb. d. g. Clv. R.Bo. 1

S. 108. Wnins-Ingenheim, Lehrb.d. allg.
Etv. R.§. 1
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de aperiundo concursu, — oder siefällt bei dem

Einverständnissealler Betheifligten überdie Konkurs-=

Eröffnung mit der gleichzeitigenErlassung der Edik-
talien zusammen10).

'

»BeidemZwaugöverkaufevo·n-Hypothekvbjekten
außer dem Univerfalkonkurse wird durch das Erkennt-

niß auf Subhastation — wie bei dem Unlversalkon-
kursedurch den betreffendenGerichtsbeschluß,oder die
Ausschreibung der Ediktalien 11) — die Sachedes

Schuldnerssorvie Forderung des Imploranten in
der Wesenheit, wenn auch nicht formell, mit Be-

schlagbelegt. In aalgerAnwendung des Gesetzes
GO. Kap. XIX S. 19 Nr. 4 wird daher dem Be-

sitzer des Immobile das Dispositions-Recht hierüber
entzogen, und deshalb muß zur Salvirung des

Exekutionsobjektesein Veräußerungsverbot erlassen,
und die richterliche Requtsition um Eintragung des-

selben in dasHypothekenbuchan das betreffendsAmt

gestellt werden 12).
*v*“ !. Der Gerichtsbeschlußauf Zwangsverkauf eines
Immobile vertritt also die Stelle der Konkurseröff=
nung im Universalkonkurse,diese Konkurseröffnung
bildet demnach das Analogon für den erwähnten
Gerichtsbeschluß, so daß von diesem an die pri ile-

girten Zinsen berechnetwerden müssen.
Mit der Auszahlung und Einweisung desKauf-

schillugs schließt der Universalkonkurs wie der

Partikularkonkurs. Die Analogie der Prlor. Ord. ist
daher auch ein Grund gegen die Berechnung der

privilegirten Zinsen vom Tage der Kausschillings=
Berechnung oder Auszahlung im Partikularkonkurse.

Den Moment der Klagestellung als den Ent-

19) Seuffert l. c. S. 347.

711) Seuffert l. c. G. 348.
12) Lehner l 139. Hellmuth, dex jetzigepauf

des Civ. Proz. S. 195. « «-«"
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scheidungspunkt für die Zinsenberechnunganzuneh=
men. 13), ist ebensozunstatthaft.Abgesehen von- der

bekanntenKontroverse, welche Wirkungdie Stellung
einer Klage au und für sich hat, ist dieseWirkung
in keiner Beziehung der Art, daß sie einen Anhalts-
punkt.für. die Annahme geben könnte, es seien die.
brivilegirten Zinsen aus Hypothek-Kapitalienvonr
Momente der Klagstellung an zu berechnen;ja. nicht
einmal auf Verzugszinsen äußert das ersteDekret.
hier jeineWirkung, weil wegen Verzugszinsenanderen
Hypothekgläubigerngegenüber.einVorzugsrechtnichtgeltend gemacht werden kann 14).

Dankommt die Erwägung,daß häufigeine
Klagestelung von Seite der Hypothekgläubiger, deren
bevorzugter Zinsanspruch den Gegenstandder Be-
rechnung bildet, gar nicht vorgekommen ist. Wenn
von, drei Hypothekgläubigernnur der letzte minder.
esicherte auf Bezahlung gedrungenund das Sub-haftabtonzpekreterwirkt hat, so wäre es dochoffen=

bar die ärgste Anomalie, das Maß der vorgehendenZinsender beiden ersten Gläubiger nach dem Tage
er Klagestellung des dritten bestimmen zu wvollen.
Satürlichkönnen die Rechteder übrigem:Gläubiger

durchden. Unstand.daß nur ein (ihnen nachstehen-

!—“xm
.2). Dleser AnsichtscheinGönner zu * kr bemerkt

#im Komm. über das bayer. H.G. I. S.338.
„Dieses (Voräusgegungene)Jahr ist der Verfalle
zelt der Zinsen bemessen: wenn also die Zinsen
am 6. März 1823 fälllg sind, und der Gläubiger

am ·8.. April selneGorderunggeltend, macht, so
werden die am 6. März 1824 fällig werdenden

Zinsen für das laufende,die am 6. März 1823 ver-

fallenen Zinsen als der Rückstand des unmittelbar

vorausgegangenen Jahres angesehen.“ — Unter.Gel-
tendmachung der Forderung kann hier wohlnur

-*ie la leellungerstandeanwerden-1½)+ ½ des G. G
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der) Hypothekgläubigersein Kapital fordert, in kel-
ner Weise verändert oder zerstört werden

8)..

Man wurde jedoch zu welt gehen, wenn man
aus der Analogie der Prioritätsordnung folgern
wollte, daß die von dem Tage des den Zibangsver-
kauf verfügenden Gerichtsbeschlussesbis zur Kauft
schillingsberechnungstagsfahrtoder bis zur Auszah=
lung des Hypothek-Kapitals laufenden Zinsen die
Stelle von privilegirten einnehmen müßten 16). Die
Bestimmung des §. 16 der Pr.O.) daß sichder

Vorzug des Kapitals auch auf die während des

Konkurses laufenden Ziusen erstrecke,tag hier des-
wegennichtzur analogen Anwendung kommen, weil
das Ergebniß dieser Analogie den Bestimmungen
der S§. 42 und 43 des H.G., wonach bei Kon-
klirrenz mehrerer Gläubiger nur die Zinsen des lau-

fenden und vorhergegangenenJahres, — also tlicht
auch die während desgerichtlichen Verfahrenslau-
senden, — zufolge dinglichen Rechtes i#lt demselben
Vorzuge, wie die Hypothekenforderungselbst, geltend
gemacht werden können,direkt ehtgegenstehenwürbe.
Dlese spezielleBestimmung des Gesotzeskannnichk
beiSeitegesetztwerden. Auch der §. 68 des H. G.-
den man analog für die gegentheiligeAnsichtgeltend
machenwill, ist nicht anwvendbar, weil derselbe in

dieser Beziehung speziell nur einen Universalkonkurs
im Auge hat, und die Bestimmung, daß die privi-
legirten Zinsen auch bis zur Beendigung des Uni-
versalkonkurseslaufen, gerade lvegen der Eigenthüm-
lichkeit dieses Verfahrens in denselben aufgenommen
wurde, was daraus erhellt, daß die Befriedigung
der Hypothekgläubigernach §. 70 de5 Hyp.G. wäh-
rend des Laufes des Konkurses nur in der Ark

1) Gönner:Komm.Vb. I G. 493.
1½) Diese Ansicht hat ein oberstrichterliches Erkenntulß

in den Bl. f. R.A. Bd. XIX G. 31 aufgestellt.
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stattfinden kann, wie S. 16 der Pr.O. ein Vor-
zugsrecht einräumt 17), womit also der Universal-
konkurs dem Partikularkonkurs hier ausdrücklich ent-

gegen gesetztwird, wie diesesauch in der besonderen
Bestimmung im zweiten Satzedes §S.68 des Hyp.=
Ges. der Fall ist.,

Ueber.Verjährungder Volizeiübertretungen."

In der Beilage zur Allgemeinen Zeitung, vom
12. Nov. I. J. wurde eine wichtige Entscheidungdes
obersten Gerichtshofes mitgetheilt, nach welcher die
Verjährungszeit bei Polizeiübertretungen nicht ein
Jahr, wie das Appellationsgericht zu Bamberg an-

genommen hat, sondern zwei Jahre betragen soll.
Es sei vergönnt, die Vermuthung zu äußern, daß
die Entscheidunganders ausgefallen sein würde, wenn
Juristen einer längst vergangenen Zeit, wenn insbe-
sonderedie Römer Julian, African und Paulus
die Richterstühle eingenommen hätten. In Stellen
der Pandekten, welcheaus Schriften der Genannten
eytnommen sind, ist gezeigt, daß die dem Richter
zustehendeAusfüllung von Lücken bestehenderVor-
schriften, welche durch Bethätigung juristischer
Kousequenz aus den Prinzipien dieser Vorschriften
geschieht, keineswegs darauf beschränktsei, den In-
halt einer Vorschrift unverändert zur Anwendung zu
bringen, sondern daß bei der Anwendung diejenigen
Modifikationeneinzutretenhaben, welche, in Beach-
tung aller Besonderheiten und Beziehungen des einer

ausdrücklichen. NormentbehrendenFalles, die juri-
stische Konsequenz mit sich bringt. Von
Julian liegt die Beurtheilung folgenden Falles

15) G####ner Komm.Bb. 1. S.552.



ueher. Perlährung der Pollzeläbertretungen 121

vor.1). Ein Ehemann, dessenFrau sich in inter-

Muenumständenbefand, hatte letztwillig verordnet:
ird mir ein Sohn geboren,so soll er zu 2 Drit-

theilen,die Mutter mich zu einem Drihl-beerben;
kommt eine Tochter zur Welt, so erhalte diese einen
Drittheil, die Mutter zwei Drittheile meines Nach-
lasses. Nun gebar nach dem alsbald erfolgtenTode
des Testirersdie Wittwe Zwillinge, einen Sohn
und eine Tochter.Für diesen Fall war keine Vor-
schrift gegeben. Aufgabe war, dieLücke mittelst
juristischerKonsequenzrulrls eh. die fehlende
Normdurch=Ausmittelung desVerhältnisseszu suchen,in welches die vom Testirer ausgegangenenVorschri
ten Mutter, Sohn und Tochter zu einander *
DiesesVerhältnißwar, daß der zur Welt kommende
Sohn noch einmal so viel erhalten solle, als die
Gattin, diese aber noch einmal so viel, als die
Tochter. In konsequenterFortführung dieses Ver-

hältnissesentschied der Jurist: es seien sieben Theile
zu machen,von welchender Sohn vier, die Wittwe
wei, die Tochter einen erhält. Von African und

aulus wurden ähnliche Fälle in gleicherWeise
entschieden2)

NachderselbenMethodedas „ad. seimiliaro-

cedere, interpretatione veljurisdictione supplere,
ad consequentiasproducere“ übend, würden die
römischen Juristen zur Entscheidung obigerVerjäh-
rungsfrage etwa folgendermaßenargumentirt haben.
In den vorhandenen Bestimmungen (des Strafge-
setzbuchesvon 1813) über Verjährung ist das Ver-
hältniß ausgeprägt, daß „nach Verschiedenheitder
Schwere der Vergehen und Verbrechen verschiedene
Zeiträumebestimmtsind3).“ Da nun die Polizeiũber-

1) Fr. 13 pr. de lib. et postum. (28, 2).
“)Fr. 47 S. 1, Ir. 81 pr. de hered. Wi (28, 5).
5) Anmerf. z.St B.Bo. I. S. 327.
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tretungen deu Vergehengeßenübereine minder schwere
KlassestrafrechtlicherHandlungen bilden, so ist'hier
daß erseErgebnis juristischerKonsequenz,daß für
Polizeilbertretungen jedenfalls eine mindere

erjährungszeit anzunehmensei, als für Ver-
gehen gesetzlichbestimmt ist. Das Maß der Min-
derung nachder minderen Schwere der strafrechtlichen
Handlungen ist vom Strafgesetzbuche(Art. 140)
bei zwel.Abstufungendurch Herabgehenauf die Hälfte
(von. 20zu 10, von 10 zu 5)., bei einer dritten
durch Verringerung um drei Fünftheile (5 zu 2)
festgesetzt.Die Besonderheitdieser dritten Gradation
erklärt sichtheils aus der in. mehrfacherHinsicht we-

sentlichen Differenz zwischenArbeitshaus und Ge-
fängniß (vgl.“ Art. 15, 23, 24, 27/ des St G.
Thl. 1), theils aus dem Umstande daß #nanes

unangemessenfand, dieVerjährungszeit beiVergehen
anders als auf einen ganze Jahreenthaltenden Zeit-
raum, nämlichmauf 2½ Jahre (Hälfte der Verjäh-
rungszeit bei den mit. Arbeitshaus bedrohten Verbre=
chen) festzusetzen. Ein der wesentlichen Differenz
zwischen Arbeitshaus und Gefängniß entsprecheuder
Gegensatzwar zwischen Gefängniß und Polizelarrest
zur Zeit der Verkündung des Strafgesetzbuchesvon

1813 nicht begründet; auch ergibt sich beiAnwen-

dumg des bei zwei Gradationen gesetzlichadoptirten
SteigerungBß-resp.Minderungsmaßstabesauf das Ver-

hältniß zivischenVergehen und Polizeiübertretungen
für letztere ein ganzjähriger Verjährungszeitraum.
Dem Allen zufolge führt die juristische Konse-
quenz aus den im Strafgesetzbucheenthaltenen Vor-
schriften zudem vom Bamberger Gerichtshofean-

enommenen Resultate, daß die PolizelübertretungenbLurchden Ablauf eines Jahres verjähren).

(&) In kelnemder Entwürfe einer. Sttafgesetzgebungüber
Pollzelübertrelungensf(ausden Jahren “377 8,
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etwas Bedenklichesgefunden werden, als (wenigstens
wo es sichnicht von Vermehrung der strafbarenFälle
handelt) für das Strafrecht wie für das Civilrecht
der Grundsatz gilt, es sei bei dem unzweifelhaften
Dasein einer: Lücke zunächst die Bestimmungeines
konkreten Gesetzeswegen gleisher ratio legis auf
den übergangenen Punkt anzuwenden (s. g. Ge-

setzesanalogie), in Ermangelung eines solchenbe-
stimmten Gesetzes aber auf die Prinzipien der ein-

schlagendenGesetzgebungsabschnitteoder auf die lei-
tenden Grundsätze der positiven Gesetzgebungim
Ganzen (s. g. Rechts analogie) zurückzugreifen5).
Diie angeführten.Aussprüche römischer Juristen
betreffen zunächst die Ergänzung von Vorschriften
letztvilliger Verfügungen, nicht die Ausfüllung von
Lücken der Gesetzgebung. Aber der Testirer wird
öfter mit dem Gesetzgeberzusammengestellt:Statuat
chim quilibet de rebus Suis, ut decet, et vo-

luntas ejus; le K sit 5); und von jeher hat man

n——

1831 u. 1851) ist für diese Kategorie strafrechtlicher
Handlungen eine längere Verjährungszeit, als der Zeit-
raum eines Jahres in Antrag gebracht. Gewiß ein

sehr bedeutsames Moment für dle Annahme, daß der

Ausspruch des obersten Gerichtshofes auchder In-
rentton der Staatsregierung nicht gemäß sei.

5). Val. Köstlin System des deutschen Strafrechts[ ——
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kein Bedenken getragen, die von der Auslegung und

Befolgung letztwilligerVerfügungen sprechendenGe-
setzstellenauch für Auslegungund Anwendungge-
seblicherVorschriftenzu benützen7).

Mittheilungaus der Mraris.

Excipiendo.:reus fateri potest. Die Elnrede eine zulässige
Quelle, um den.Umfang.eines vorhergehenden Widerspruchesder Klatzeauszulegenund durch Iugeständnissewieder zu

entkräften.
Gu B. XK S, 2417).

Vonieinem lehnbarenBauerngute,welchesSch.
ini J.1820 oder spätestens1830 von seinenSchwie-
gerälternrübernommenhatte, wurden seit undenklichen
Zelten drei Simra Korngilt und eben so viel Haber-
gilt, dann 3 fl. 23 kr. Grundzins an die Gutsherr-
schaft entrichtet; vom J. 1846 an verweigerte der-

selbediese Abgaben. Der Gutsherr erhob daher im

J. 1849 die konkessrischeKlage gegen ihn, sichdarauflgerd,daß jene Reichnisseauf dem Gute des Be-

klagtenhafteten und seit 10, 20, 30 und 40 Jäh
ren, ja seit unvordenklicher zeitunweigerlichdavon

entrichtetworden seien. Der Beklagtewidersprach
zwar in der Vernehmlassung,daß ein Grundzins und
eine Getraidgilt in jenen Beträgen auf seinem Gute

haften und seit den angegebenenZeiten davon ent-

richtet worden seien; allein eventuell zu den Einreden

übergehend,gab er demochmittelbar diesen alten Be-

sitzstandso unzweidentigzu, daß klar ersichtlichwurde,

7) MühlenbruchPand.lepatezu §§#. 58—64.

1) Die Allegation in Bd. 249 Note 4 ¾|da-

hin zu berichtigen: Bl. * * XVIII S. 318
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der Widerspruch habemit seinem Nachduckenur die
rechtliche Eigenschaft als Grundabgaben, als
Getraidgilt und Grundzins treffen sollen, indem die-
selben vielmehr der Wahrheit, nach eine persönliche
Reichniß gewesenund auch geblieben, als solcheaber
nach Art. 6 des Ablösungsgesetzesv. 1848 erloschen
seien. — In den beiden Vorinstanzen wurde dem
Gutsherrn wegen verneinender Einlassung in den
Streit der Erwerb jener Grundreichnisse durch Er-
sitzung von 10, 20 oder 30 Jahren zum Beweise
auferlegt; der obersteGerichtshof dagegen verurtheilte
den Beklagten sogleich als geständig nach der Klags-
bitte. Die Entscheidungsgründe diesesErkennt-
nisses lauten dahin: „

„Von allen Beschwerden zeigte sich die erste
der Spitze stehende des Klaͤgers gegründet:

enn ,-i,-

-.»1)nachGQKnp.IV-§.7Nr.2sistinder
Klage, wie in den übrigen Schriften, die Geschichte
rein, deutlich und kurz, jedoch mit Anführung aller

erforderlichen Umstände vorzutragen; nach Kap. VI
g. 8 sollen die Einreden deutlich, ordentlich und um-

ständlich vorgetragen, und jedeKlage punctatim be-
antwortet werden. Nach 8. 19 der Nov. v. 1837
wird jeder nicht besonderswidersprocheneThatumstand
für zugestanden angenommen, und der allgemeine
Widerspruch nicht beachtet. Der Grundsatz der GO.
Kap. VI §. 7: Oui excipit non fatetur wird von

den Anmerkungen hiezu. nur auf den Fall bezogen,
wenn die Einrede den Klagegrund ganz mit Still-

schweigenüberging. Weitere formelle Vorschriften für
ie Auffassung des Inhaltes jener Schriften und

ihrer Wechselbeziehungbestehennirgends. Den Ge-
richten mußdaher die Amtsgewalt zustehen, aus dem

anzen Inbegriffe der Antwort auf eine Klage,der
ergleichungeinzelnerStellen mit den übrigen, welche

sie erläutern oder berichtigen, und der Zusammen-
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hältung Von## Erwiderung der Klage„Unbi Einredeu
nuch denselbstverständlichenRegelr dergewöhnlichen
Mittheilungsweiso zu ermitteln# auf welche Punkte
elit mehrere, Umstände umfassenderWidersptuch zu
beglehen,)und wie r überhaupt zu verstehenund aus-
zulegen sei. Schon, das Verhot dos allgemeinen
Widerspruches entkräftigt die negative. Umschreibung
einer Klagsbehauptung;wenn. dasFolgende ersehen
läßt, daß sichdie Abläugnung nur * einen Theil
des Satzes,und auf welchen zu erstreckenbestimnmtseir
*5)3*—-2) Die Klage behauptete nun, der Beklagte
undseln Besitzvorfährerhätten seit 10, 20, 30 und
10 .Jahren, ja seit undenklichenZeiten eine Getrald-
gilt und einen Grundzins von ihrem Gutenan den

Gutsherin#entrichtet;—, die Vernehmlassungwider-
sbrach,daß Korn= und Habergilt, sowie der Grund=
zins auf dem Gute hafte und jene Zeit über unwe#-
Kerlieh veräbreichtworden seien.Allein der spätere
Verla#lf und der ganze ZusammenhangdieserSchrlft
anthält unzweideutigeZugeständnisse, daßdieseVer-
läugmungsich auf dierechtliche Eigenschaftjener Ge-
fälle als Korngilt und Grundzins zu beschränkenges
meint wär. Denn S. 64 wird behauptet, die frags
lichenReichnisseselen nicht dinglicher, sondern persön-
licher Natur, und .. die Gutsherren hätten bei Gele-
genheit desUeberganges von Würzburg an Bayern
ein im vorigen Jahrhunderte einseitigauferlegtes und

bozogenesHundebrod in Korngilt und ein Schutz=
geld in Grundzlus umgewandelt, was an der recht-
lichen Natur dieser Giebigkeiten nichts ändere, die

nach wie vor rein persönlicheAbgaben gebliebenseien;
fetner . . Sch. habe dieselben daher mit vollem
Rechte in den Jahren 1846 bis 1848 verweigert.
Der Exzeptionsnachtragu endlich geradezudas
klare Geständnißfallen, außer den eingeklagten
Beträgen habe die Gutsherrschaft weitere nie er-

hoben, loeshalb jene die Steuern sein müßten.
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liu! 3) Durch eine, Annäherungund den inneren.
Zusammenhaug dieser Aeußerungemist für den. Ge-
richtshof auf einleuchtende Weise der Besitzstand der
Gutsherrschaft von 1814 bis 1845 einschlüssig.,das

ist auf32 Jahre, in der Weise, zugegeben, daß die-

selbe eine früherals Hundebrod und Schutzgeld,auf-
erlegte Abgabe jenc lange Zeit über unter dem:ber-=
änderten Titel grundherrlicher Gefälle fortbezogen
habe, und ist nebenbei der Nachdruck der voranges.
schicktenAbläugnung ernstlich nur darauf zurückgoführt,
daß jene Reichnisse wohl den willkürlichen Namen,,
nicht aberauch den grundhaltigen Bestand von Guts=
lasten an sich trügen, weshalb dieselbenals persön-
lich nachArt. 6 des Ablösungsgrsetzeserloschenseien.
1 4) Mehr war auch zu ver rechtlichenGewiß=
heit ihres Fortbestehens nicht erforderlich: Ein Be-
sitzfehler klebte jener Rechtsausüh#ng nicht an, dam
diesolbe,weder heimlich , noch bittweise undnochwe-

niger, gewaltthätig vor sich ging, die Besitzer sich
vielmehr selbst die Umwandlung, welche damals ganz
erlaubt und unverfänglich, auch im Geiste der groß-
herzoglichenVerordnung v. 9. Juni 1807 8§. 152,
162 und 165 war, gutwillig gefallen ließen. Ins-
besonderefand aber Sch. die Umwandlung seiner
eigenen Aufklärung zufolge zur Zeit seiner Gutsüber-
nahme, mag nun diese in die Jahre 1820, 30 oder
38 fallen, bereits als vollendete Thatsache vor, und
hat sie eben hiedurch als einen hergebrachten.Zustand
seines Gutes mit auf sich genommen. Sollten da-

herdie streitigenGefälle wirklich in ihrem Ursprunge
persönliche,nach dem Gesetzev. 1848 der Erlöschung
verfallene gewesen sein, so hat eine dreißigjährige
Ausübung von 1814 bis 1845 als wahre Gutslast,
wofür schonder Name einer Korngilt und eines

Grundzinses,untrüglicheKennzeichendarbieten, die-
selben in dingliche, das Gut selbst behaftende Lasten
umgeschaffen,weshalbder verspäteteRückgriff auf






